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BERICHT DER ÖSTERREICmSCHEN DELEGATION 

ZUR PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATES 

FÜR DAS JAHR 1987 

EINLEITUNG 

D er vorliegende Bericht über die Tätigkeit der Österreichischen 

Parlamentarischen Delegation beim Europarat um faßt den 3. Teil der 38. 

S i tzungsperiode (26 .  Jänner bis 4. Mai)  sowie den 1 .  und 2. Teil der 39 . 

S i tzungsperiode (4. M ai bis 1 . Oktober b z w .  1 .  Oktober 1 98 7  bis 25 .  Jänner 1988) 

und deckt somit  das Berichtsjahr 1 98 7  ab. Dieser Bericht ni mmt vor allem auf j ene 

Texte Bezug, die von österreichischen Europaratsmitgliedern verfaßt oder zu denen 

sie Stellung genommen haben. Die  Arbeit in den Kom m issionen scheint hier 

dagegen nicht auf, da ihre Inhalte  vertraulich sind. 

Neben diesen permanent stat tfindenden Komm issionssit zungen, in denen die 

Hauptarbeit geleistet wird, fanden die Plenarsitzungen der Parlamentarischen 

Versammlung vom 26.  bis 3 0. Jänner, vom 4. bis 8. M ai und vom 1 .  bis 8. Oktober 

j eweils in Straßburg stat t .  

Die j ährlich organisierte Som mersit zung, bei  der sämtliche Ausschüsse und 

die politischen Gruppen tagen, wurde auf Einladung der schweizerischen Regierung 

vom 29 .6 .  bis 2 . 7 .  in Lausanne abgehalten. 

Während dieses Zeitraums set zte  sich die Delegation wie folgt zusammen: 

Ordentliche Mitglieder 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr.  Wolfgang BLENK (ÖVP) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr.  Hilde HA WLICEK (SPÖ) 
(3 .  Teil der 38 .  Sitzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nat ionalrat DDr .  Hans HESELE (SPÖ) 

Mitglied des Bundesrates Dr.  Friedrich HOESS (ÖVP) 
(bis 23 .  1 0. 1 987 )  

Abgeordnete zum Nationalrat Dr.  Jolanda OFFENBECK (SPÖ) 
( 1 .  und 2. Teil der 39 .  Sitzungsperiode) 
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Mitglied des Bundesrates Dr.  Karl PISEC 
(ab 23. 10. 1 987)  

Abgeordneter zum Nationalrat Dr.  Karl  REINHART 
(3. Teil der 38. Sitzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Peter SCHIEDER 
( 1 .  und 2 .  Teil der 3 9 .  Sitzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Ludwig STEINER 

Ersatzmitglieder 

(ÖVP) 

(SPÖ) 

(SPÖ) 

(ÖVP) 

Mitglied des Bundesrates Dr. Walter BÖSCH (SPÖ) 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Heinz FISCHER (SPÖ) 
( 1 .  und 2 .  Teil der 39. Sitzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Fritz  HOCHMAIR (SPÖ) 
( 1 .  und 2.  Teil der 39 .  Sitzungsperiode) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. M arga HUBINEK (ÖVP) 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Sixtus LANNER (ÖVP) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Jolanda OFFENBECK (SPÖ) 
(3. Teil der 38. Sitzungsperiode) 

Mitglied des Bundesrates Dr. Karl PISEC (ÖVP) 
(3. Teil der 38.  Sitzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Friedrich PROBST (FPÖ) 

Delegationsvorsitzende 

Dr. Ludwig STEINER 
D Dr. Hans HESELE 

bis Mai 1 9 87 
ab M ai 1 9 87 

ÖSTERREICmsCHE PARLAMENTARIER IN WICHTIGEN FUNKTIONEN 

in der Parlamentarischen Versammlung 

Dr. Ludwig STEINER ab M ai 1 9 8 7  
Vizepräsident der Parlam entarischen Versa m mlung 

in den Politischen Gruppen 

Präsident der Christdemokratischen Gruppe:  
Dr.  Wolfgang BLENK bis Oktober 1 9 8 7  

Vizepräsident der Sozialistischen Gruppe: 
DDr. Hans HESELE bis Mai 1 9 8 7  
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in den Kommissionen 

Dr. Marga HUBINEK 

Dr. Sixtus LANNER 

Dr.  Sixtus LANNER 

Dr.  Ludwig STEINER 

Dr. Ludwig STEINER 

Dr. Ludwig STEINER 
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Vizepräsident der Komm ission für Kultur und 
Erziehung ab Mai 1987  

Vizepräsident der Agrarkomission bis Oktober 1987  

Präsident der Agrarkom mission ab  Oktober 1987  

Vizepräsident des Büros der Versam mlung 
ab M ai 1 9 8 7  

Vizepräsident der Ständigen Kom m ission 
ab Mai 1 9 8 7  

Vizepräsident der Politischen Kom m ission 
w ährend des laufenden Kalenderj ahres 

FUR Dm UNTEILBAREN MENSCHENRECHTE 

Auszug aus der Ansprache von Dr. Christian BRODA (+), Bundesminister für Justiz 
a.D. vor der Parlamentarischen Versammlung des Europarates anläßlich der Über
reichung des Europäischen Menschenrechtspreises am Z8. Jänner 1987 in Straßburg 

Ich gehöre zu j enen, die keinen Anlaß vorübergehen lassen, ohne darauf zu 

verweisen, daß die Europäische " Konvention zum Schutz e  der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten" , abgeschlossen in Rom am 4. November 1 95 0, m it ihren übernatio

nalen Rechtsschutzinstanzen - der Europäischen Menschenrechtsko m mission und 

dem Europäischen Gerichtshof der Menschenrechte, die bisher größte Errungen

schaft auf dem Gebiet der Wahrung und Verteidigung der Freiheit srechte des 

einzelnen Bürgers in der Geschichte der Menschheit ist. 

Wenn der Europarat glaubt ,  daß ich einen Beitrag zur Sache der Menschen

rechte in unserer Zeit leisten konnte, so erfüllt m ich dieser U mstand m it tiefer 

Dankbarkeit und mit  großer Freude. 

Um die Menschenrechte ist es auch gegangen, als die XI. Konferenz der 

Europäischen Justizminister im Juni 1 9 7 8  in Kopenhagen über österreichische 

Anregung den Vorschlag machte,  die Frage der Abschaffung der Todesstrafe im 

Arbeitprogramm des Europarates aufzunehmen. Wie Sie  wissen, liegt als Ergebnis 

der gemeinsamen Bemühungen - dazu haben auch die Berichte des Rechtsaus

schusses und die E mpfehlung der Parlamentarischen Versammlung vom April 1980  
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gehört - das " 6. Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention über 

die Abschaf fung der Todesstrafe" vom 28.  April 1 983 vor, das bis j etzt  1 5  

Mitgliedstaaten des Europarates unterzeichnet und 8 Staaten rati fiziert haben, 

sodaß das Protokoll bereits am 1 .  April 1 98 5  in Kraft treten konnte. 

Wir verdanken der Weltkonferenz gegen die Todesstrafe von A mnesty Inter

national, die in Stockholm am 1 0. und 1 1 . Dezem ber 1 9 7 7  getagt hat ,  den vom 

Rechtsberater von A mnesty International Nigel Rodley zuerst ausformulierten 

Gedanken, daß, w er gegen die Folter ist, auch für die Abschaf fung der Todesstrafe 

sein müsse. Rodley hat in Stockholm auf die inhaltliche Unvereinbarkeit der durch 

Art. 2 des geltenden Textes der EMRK ausgesprochenen Zulässigkeit der Todes

strafe und dem Verbot der Folter gem. Art .  3 E M RK hingewiesen. Die E mpfehlung 

der Parlamentarischen Versam mlung vom April 1 9 8 0  hat die Beseitigung dieses 

Widerspruches z wischen Art .  2 und Art .  3 des geltenden Textes der EMRK 

gefordert.  

N ach diesen grundsät zlichen Überlegungen über die Menschenrechte und über 

die Todesstrafe erlauben Sie mir, noch eine persönliche Bemerkung: ich gehöre der 

Generation an, die Zeugin des entsetzlichen Mißbrauchs der Todesstrafe bei der 

Verfolgung und der Vernichtung politischer Gegner durch die totalitären Diktaturen 

unseres J ahrhunderts geworden ist. 

Ich w ar ein sehr j unger M ensch, als die Verteidiger der Demokratie in meinem 

Heim atland 1 934 am Galgen der Standgerichte starben. In den Jahren des national

sozialistischen Unrechtsstaates z wischen 1 9 3 8  und 1 94 5  sind in einem einzigen 

Gerichtshof in Wien - allerdings dem größten - 1 1 84 Frauen und M änner durch das 

F al lbeil hingerichtet w orden, darunter hunderte österreichische Patrioten und 

Anti faschisten sowie Widerstandskämpfer aus vielen N ationen Europas. 

Noch am 5. April 1 94 5  wurden - wenige Stunden vor der Befreiung durch 

Truppen der Roten Armee - in unserem größten Gefängnis 6 0  km von Wien entfernt 

- 3 8 7  w affenlose friedliche politische Häftlinge und 4 österreichisch gesinnte 

antinationalsozialistische Gefängnisbeamte,  darunter der Ans taltsleiter und sein 

Ste llver treter, mit  den M aschinengewehren fanatisierter SS- und SA-Männer, aber 

auch von Angehörigen anderer Formationen auf Befehl des örtlichen Kreisleiters 

der NSDAP niedergemetzelt und ermordet. D as w� der Faschismus,  der damals in 

Europa herrschte! Verstehen Sie daher, w eshalb ich einmal gesagt habe, daß mein 

schönster Tag im Parlament das eins ti m m ige Votum der österreichischen Volksver

tretung gegen die Todesstrafe in j eder Art von Verfahren - auch im außerordent

lichen b z w .  Standgerichtsverfahren - am 7. Februar 1 96 8  gewesen ist. 

Wie soll es weitergehen? 
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Der weltweite Kampf gegen die Todesstrafe hat mit  der Unterzeichnung des 6 .  

Zusat zprotokolls zur E M RK über die Abschaf fung der Todesstrafe durch 1 5  

Mitgliedstaaten des Europarates und durch die Rati fikation durch 8 Staaten einen 

großen Schritt  nach vorwärts gemacht . 

Lassen Sie uns j et z t  nicht m üde werden und in unseren Bemühungen erlahmen! 

W ahren wir auch im Bereich der Menschenrechte die Einheit eines demokra

tischen Europa! 

Ich richte an Sie alle die Bitte und den Appell: 

Helfen Sie mit, daß auch noch die restlichen Staaten des Europarates das 6 .  

Zusat zprotokoll zur E M RK unterzeichnen! 

Helfen Sie mit, daß die noch fehlenden Ratifikationen rasch er folgen! Auch 

hier gilt das alte Wort :  " Wer rasch gibt, gibt doppelt." 

Ein Let ztes: Überlegen wir, wie wir in zumutbarer Zeit mit  Sachlichkeit und 

Ernst die Diskussion über die Ausnahmebesti m m ungen des Art .  2 des Zusat z

protokolls über die Zulässigkeit der Todesstrafe in Kriegszeiten beginnen können. 

Ich glaube, daß es nicht mehr unserem Menschenverständnis entspricht, wenn 

Menschenrecht sdokumente in unserer Zeit den Kriegsfall als Realität vorsehen. Die 

Zahl der demokratischen Staaten Europas - die die Todesstrafe auch für Kriegs

zeiten und außerordentliche Verfahren nicht mehr kennen, ist im Wachsen begrif

fen. Es is t heute schon die H älfte der M itgliedstaaten des Europarates, die die 

Todesstrafe für alle Arten von Verfahren - meis t als Verfassungsbestimmung 

abgeschafft hat.  U mso weniger wird es notwendig sein, die Ausnahmebestim mungen 

des Art.  2 des 6. Zusat zprotokolls zur E M RK, die die Aufrechterhaltung der 

Todesstrafe für Kriegszeiten ermöglicht, dauernd aufrecht zu erhalten. 

D ie Abschaf fung der Todesstrafe als eine Erscheinungsform "der Folter oder 

unmenschlicher erniedrigender Strafe oder Behandlung" entgegen Art .  3 der EMRK 

dar f  nicht auf d ie  demokratische Staatengemeinschaft beschränkt bleiben. 

Gerade vom Europarat können neue Impulse zur Unterstüt zung der Be

mühungen zur Zurückdrängung der Todesstrafe, die in den Organen der UN und in 

vielen ihrer Mitgliedstaaten im Gange sind, ausgehen. D iese Bemühungen verdienen 

unsere tatkr äftige Unterstützung und Förderung. 

D er Ruf geht an uns, unseren Beitrag zu leis ten: 

Zur welt weiten Abschaffung der Todesstrafe - mit  unserer ganzen Kraft - im 

Dienst der unteilbaren Menschenrechte. 

Für eine Welt ohne Todesstrafe, Folter und Terror! 

Ich m öchte diesen Tag und diese Stunde nicht vorbeigehen lassen, ohne ein 

weiteres Problem des europaweiten Schut zes der Menschenrechte zu berühren, dem 
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eine hohe Aktualität zuko m m t .  Die Welt von heute is t auch eine Welt von M il lionen 

Flüchtlingen und politisch Vefolgten, sowie von Gastarbeitern. Eine große Anzahl 

von ihnen lebt in den Mitgliedstaaten des Europarates. 

Aus den internationalen Menschenrechtsdokumenten ergibt sich ohne den 

geringsten Z weifel, daß niem and - ohne Rücksicht auf Rasse, Religion und 

N ationalität - vom Schutz seiner M enschenrechte ausgenom m en w erden darf.  Von 

der " Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10 .  Dezember 1 948",  Artikel 

14: "Jeder Mensch hat das Recht,  in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu 

suchen und genießen," bis zur " Anti folterkonvention" der Vereinten N ationen vom 

1 0 . 1 2 . 1 9 84 (Art .  3 Abs. 1 ) :  " Kein Vertragsstaat wird j e m anden ausweisen, zurück

weisen oder in ein anderes Land abschieben, wenn es triftige Gründe für die 

Annah m e  gibt ,  er werde dort Gefahr laufen, der Folter unterworfen zu werden" , 

reicht die Bandbreite der internationalen Verpflichtungen zum Schutz  der Men

schenrechte der Flüchtlinge und Ausländer. 

D er Europarat hat sich in den vergangenen J ahren i m m er wieder in Empfeh

lungen der Parlamentarischen Versammlung und des M inis terko mitees für die 

Harmonisierung und den Ausbau der Rechte der Flüchtlinge und Ausländer ausge

sprochen. Ich erinnere an die Ergebnisse der tiefschürfenden Beratungen des 

Kolloquiums des Europarates über die " Menschenrechte der Fremden in Europa" in 

Funchal (Madeira) vom 1 7 .  bis 1 9 .  O ktober 1 9 83.  

D as 7 .  Zusatzprotokoll zur EMRK vom 2 2. November 1 9 84 ist Ausdruck des 

europäischen W il lens, erforderliche konkrete M aßnahmen zum erw eiter ten Schutz 

der Menschenrechte der Flüchtlinge und Ausländer im europäischen System des 

Menschenrechtsschutzes zu verwirklichen. 

Ich glaube,  daß der Z eitpunkt zu einer um fassenden europäischen Initiative 

zum Schutz e  der Menschenrechte der Flüchtlinge und Ausländer, vor allem der 

Gastarbeiter, geko m m en ist. 

Als Schwerpunkte zeichnen sich ab: 

Verankerung des Rechtes auf Asyl für politische Flüchtlinge in der Europäischen 

Menschenrech tskon ven t ion. 

Bekanntlich ist das Asylrecht in der Bundesrepublik D eutschland Bestandteil 

des Grundgeset zes (Art .  1 6, Abs.2) .  

Ich hof fe,  daß in m einem Heimatland das " Recht auf Asyl" Aufnahme in den 

modernen Grundrechtskatalog, an dem gearbeitet wird, finden w ird. 

Ferner s teht zur Diskussion: Garantie eines europäischen Mindeststandards 

für Flüchtlinge und Ausländer durch ein Zusatzprotokoll zur EMRK zur Absicherung 

dieser grundlegenden Rechte in folgender Richtung: 
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Rechtsstaatliches Verfahren ohne Einschränkung für Asylwerber und bei der 

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis an Ausländer. 

Entscheidung in j edem Fall  durch unabhängige und weisungsfreie Tribunale i m  

Sinne der E MRK. 

Interessenabwägung bei Ausweisung eines Ausländers, wobei in j edem Fall an 

die allgemeine Menschenrechtssituation in dem Land, in das ausgewiesen werden 

soll, Rücksicht zu nehmen ist. 

Rechtsanspruch auf Familienzusam menführung im Gastland. 

Rechtsanspruch auf Verleihung der Staatsbürgerschaft nach vier Jahren un

unterbrochenen Aufenthal ts. 

Aktives und passives Wahlrecht für anerkannte Flüchtlinge und Ausländer 

nach vier Jahren ununterbrochenen Aufenthalts im Gastland. 

Gleichstellung der Flüchtlinge und Ausländer in arbeits- und sozialrechtli cher 

Beziehung mit  den Inländern. 

Schaffung eines Ombudsmanns zum Schut z vor Diskriminierung von Aus

ländern und zur Wahrung der Rechte der Ausländer. 

Oskar Vet ter, der frühere Präsident des D eutschen Gewerkschaftsbundes 

stellte dazu fest: " D er internationale Menschenrechtsschutz, der für alle Menschen 

gilt,  kann grundsätzlich nicht auf eine bestimmte Anzahl von Menschen begrenzt 

werden." 

Ich füge hinzu: Es darf nicht sein, daß unsere Gesellschaft dauernd in zwei 

Gruppen mit mehr und mit weniger Rechten zerfällt, in die Klasse der Einheimi

schen und in die Klasse der Fremden. Nie m and wird heute bestreiten, daß die 

Flüchtlingsfrage ein Weltproblem ist .  Wir leben inmit ten der gewaltigsten Völker

w anderung unserer Zeiten. Die Probleme der Ausländer in Europa können nur 

europäisch gelöst werden. 

D as is t eine Frage der Glaubwürdigkeit unseres europäischen demokratischen 

Systems. 

Der Wert des Schut zes der Menschenrechte erweist sich dort, wo m an sie 

braucht. 

Und noch eines sollte m an nicht vergessen: In der Diskriminierung der 

Minderheiten lebt der Faschismus fort .  D er Rassismus ist der Faschismus unserer 

Tage. 

Ich weiß schon, welche Schwierigkeiten sich auf dem langen Weg des 

europaweiten Menschenrechtsschutzes für Flüchtlinge und Gastarbeiter auftürmen 

werden. D ennoch: Ich bin überzeugt, daß es keinen anderen Weg zur Lösung der 

Problem e  der Flüchtlinge und Gastarbeiter in Europa gibt, der in gleicher Weise, 

effektiv, aber auch moralisch und politisch glaubwürdig ist. 

Vergessen wir niemals: Die Menschenrechte sind unteilbar .  
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3. TEIL DER 38. SITZUNGSPERIODE, 2.6. - 30. JÄNNER 1987 IN STRASSBURG 

Die Themen 

Bei der Wintersi tzung überwogen U m w eltthemen und solche über die Ent

wicklung der Landwirtschaft . 

Gleich am ersten Tag wurde eine Dringlichkeitsdebat te über die Rheinver

schmut zung (Dok. 5686) 1m Zusammenhang mit  den Vorkommnissen in der Schweiz 

beantragt.  Aber auch die Poli tische Kom mission forderte eine solche über den 

Krieg zwischen dem Iran und dem Irak (Dok. 5 6 7 6) .  

Traditionsgem äß begannen die Beratungen mit dem Tätigkeitsbericht des 

Büros und der Ständigen Kom m ission (Dok. 5 67 8) ,  gefolgt von einer D iskussion und 

abschließender Absti mmung über einen Direktivenvorschlag betref fend den 

Tagungsort der Parlament arischen Versam mlung (Dok. 5 6 58 ) .  Die Wahlprüfung der 

Mandate von Zypern (Dok. 5 6 7 5) sowie der Entwurf des Zusat zprotokolls zur 

Europäischen Sozialcharta (Dok. 5665 )  bildeten den Abschluß des ers ten Tages. 

Weitere Themen waren: die Auswirkungen der gegenwärtigen Bodenverschlech

terung auf die Landwirtschaft (Dok. 5664) , ein Bericht ,  der von Sixtus Lanner 

erarbei tet wurde, und die Europäische Landwirtschaft im Jahr 2000  (Dok. 5 6 6 6) .  

Unter dem Generalthema " Allgemeine Politik des  Europarates" stand ein 

Bericht über die Zukunft der europäischen Zusam menarbeit - der Colom bo-Bericht 

und seine Verwirklichung (Dok. 5668) . Die  Kom mission für Wirtschaft und Ent

wicklung und die Kom m ission für Sozial- und Gesundheitsfragen haben einen 

gem einsamen Bericht über die Flexibilität am Arbeitsmarkt in einer im Wandel 

begrif fenen Wirtschaft (Dok. 56 72)  eingebracht .  

Die Lage der baltischen Völker (Dok. 5667 )  sowie ein Bericht über die 

Qualität und Effektivität des Schulunterrichtes (Dok. 5 670) ,  der von Hilde Hawlicek 

ausgearbeitet wurde , bildeten mit einem Ersuchen an das Ministerkomitee um 

Stellungnahme zur E mpfehlung über das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus 

Gewissensgründen (Dok. 5 6 0 6) und Ant wort der Versammlung (Dok. 5 6 63)  den 

Abschluß der Sitzung. 

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Gespannt erwartete man die Ansprache des Premierministers der Republik 

Frankreich Jacques Chirac und die Beantwortung der Fragen, die die Parla-
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mentarier an ihn richten konnten, da ihre Empörung über die von Frankreich 

eingeführten Visamaßnah m en groß w ar.  

N ach Giscard d'Estaing und Georges Mit terand hat nun auch Jacques Chirac 

das Wort an die Parlamentarier aus den 2.1 Mitgliedstaaten des Europarates 

gerichtet,  ein Plädoyer für ein "Europa der Freiheiten" , das für ihn in der' 

fundamentalen Solidarität z wischen europäischen demokratischen Staaten besteht 

und an die fundamentalen Freiheiten und die Menschenrechte gebunden ist. D aher 

dürfe es weder sterile Konkurrenz noch Identitätskrisen innerhalb der europäischen 

Organisationen geben, denn j ede habe ihre eigene Aufgabe zu erfüllen. Chirac lobte 

in diesem Zusammenhang die Anstrengungen, die der Europarat in Sachen Terroris

mus ,  Gewalt ,  Drogenh andel, Schutz des Einzelnen gegen den technologischen 

Fortschrit t  etc. unternom m en hat. Konform damit befürwortete er die Ausdehnung 

der europäischen Sozialcharta auf andere weitere Rechte; auf sein Land bezogen, 

kündigte er die baldige Rati fikation der Europäischen Konvention gegen den 

Terrorismus an und sprach sich für die Ausarbeitung einer europäischen Konvention 

" zum Schutze vor Folter, Mißhandlung oder unmenschlicher Behandlung" aus, die 

die Schaffung einer Gruppe unabhängiger Untersuchungsbeamt er als Kontroll

instrument vorsieht; Uberlegungen, die Frankreich vor kurzem noch nicht teilte. 

Im Zusam menhang mit Demokratie und Freiheit verteidigte der Premier

minister die kürzlich von Frankreich eingeführten Visamaßnahmen auf das heftig

ste.  Zum Z w ecke der Ordnung und W ahrung der Demokratie könne es doch nicht 

schwerfallen, kleine Unannehmlichkeiten oder solche finanzieller Natur in Kauf zu 

nehmen, umso m ehr, als diese auferlegten M aßnahmen j a  nur Monate und nicht 

Jahre dauern w erden. 

D er Protest  der Europarat sparlamentarier über diese Aussage und die von 

Frankreich praktizierte Vorgangsweise w ar groß,  umso m ehr als Straßburg doch 

Wert darauf legt, "Europastadt" zu sein. 

Hans Hesele bezeichnete die Einführung der Visapflicht als "einen Schlag ins 

Gesicht"  und als " eine Zweiteilung Europas" , wenngleich er natürlich der Terrorbe

kämpfung größten Vorrang einräume.  D as sei nicht - wie Premierminis ter Chirac 

m einte - eine verletzte Empfindlichkeit, sondern eine Verletzung von Grundrechten 

des Europarates und verstoße gegen das internationale Recht,  da das Europäische 

Abko m men über den freien Personenverkehr z wischen den Mitgliedstaaten des 

Europarates auch von Frankreich im Jahre 1 9 57 ratifiziert wurde. Ein zweites 

europäischen Abko mmen über die Aufhebung der Visa für Flüchtlinge ist 1 9 59 in 

Kraft getreten. Hans Hesele beschloß seine Ausführungen m it der Frage: " Kann 

Öst erreich mit  der Aufhebung der doppelten D iskrim inierung als Mitglied des 
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Europarates, aber auch im Vergleich zu unserem neutralen Nachbarland, der 

Schweiz,  rechnen, und wann wird das sein?" 

Auch Wollgang Blenk. stellte dem Premierm inis ter die Frage, wann die 

Visapflicht für österreichische Staatsbürger aufgehoben werde, da diese Vorgangs

w eise nicht nur gegen die besagte Konvention, sondern auch gegen das Statut des 

Europarates verstoße. 

Die Ant wort Chiracs war kurz :  er vers tünde die Einstellung mancher Parla

mentarier nicht, die Visapflicht werde nicht länger als nötig dauern, und die 

dadurch erzielten Ergebnisse seien posit iv.  

Noch am selben Tag war Michael Jopling, Landwirtschaftsminister des 

Vereinigten Königreiches, im Zusam menhang m it der D ebatte  über Agrarfragen 

Gastredner vor dem Plenum der Parlamentarischen Versam mlung. Er befaßte sich 

vor allem mit der Überproduktion der Landwirtschaft, die eine neue Strategie 

erfordert :  die innere Politik, der Zugang zum Markt und die Exportpoli tik sind 

miteinander untrennbar verbunden. D ie Landwirtschaft hat heute eine ebenso 

tiefgreifende Veränderung wie die Industrie erfahren, sodaß die ehemals traditio

nellen Importländer wie China und Indien bereits zu exportierenden Ländern 

geworden sind. 

Nicht die Stützung, sondern die E inschränkung der Produktion könnte Hil fe 

bringen; die letz ten Jahrzehnte haben bewiesen, daß sich die Landwirt schaft 

anpassen kann, ohne das Lebensniveau der Bauern zu verschlechtern. D azu muß die 

Produktion den Erfordernissen angepaßt, aber der Boden auch für die Zukunft  

"konserviert" und soziale Begleitmaßnahmen für die Landbevölkerung geschaf fen 

werden. 

Am drit ten Tag der Plenarsit zung richtete tradit ionsgemäß der amtierende 

Präsident des Ministerkomitees, der türkische Außenminister Vahit Halefoglu, das 

Wort an die versam m elten Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung und 

beantwortete deren Fragen. 

Nach Aufzählung der wichtigsten Ergebnisse der im Bericht szeitraum statt

gefundenen M inisterkonferenzen ging er auf die Grundthemen des 3. Mittelfristigen 

Arbeit splanes des Europarates ein, der den Zeitraum von 1 9 8 7  - 1 9 9 1  abdeckt und 

" D as Europa der Demokrat ien: Humanismus, Verschiedenartigkeit, Universalität" 

betitelt ist. Angepaßt an die neuesten Entwicklungen set z t  dieser Arbeit splan 

beispielsweise auf einen verstärkten Ausbau der Medien, indem eine europäische 

Konvention über die grenzüberschrei tenden Radiodübertragungen ausgearbeitet 

wird, sowie auf den Kampf gegen den Terrorismus. 
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Eine Konzentration auf klar definierte, begrenzte Arbeitsbereiche wird 

angestrebt , in denen die Demokratie, die Menschenrechte, die kulturelle Identität 

und die Lebensqualität, die positiven Aspekte, während der Terrorismus, die 

Drogen, die natürlichen und technologischen Risken, die sozialen Fragen, gekoppelt 

an die demokratische Entwicklung und an die soziale Kohäsion, die negativen 

Aspekte dieses Arbeitsplanes sind. Als positiv hob der Präsident die gute Zusam

menarbeit mit der Parlamentarischen Versam mlung, die durch die neue Form der 

politischen Debatten sehr gefördert wird, sowie j ene mit den ONG und der 

Europäischen Gemeinschaft hervor. 

Im politischen Bereich wurden im Mit telfris tigen Arbeitsplan besonders die 

Ost-West Beziehungen und die damit verbundene Frage eines kulturellen Dialoges 

mit den Ländern Osteuropas behandelt . Der amtierende Präsident des Minister

komitees beschloß seine Rede mit einer Erklärung über die Lage in der Türkei und 

kündigte an, daß die Türkei mit Beschluß vom 23.  Jänner 1 9 8 7  die Individualbe

schwerde vor der Menschenrechtskommission entsprechend Artikel 2 5  der Euro

päischen Menschenrechtskonvention anerkennen werde. 

Prinz Hassan von Jordanien war nach Straßburg gekommen, um - so wie dies 

Hosni Mubarak im Jänner vorigen Jahres getan hat - die Lage im Nahen Osten vom 

Blickwinkel Jordaniens zu beleuchten. 

Dabei verteidigte er die zentris tische Annäherung, die es alleine verhindern 

könne, daß sich der Fanatismus auf die ganze übrige Region des Nahen Ostens 

ausbreitet. Sein Land sieht er als Vermit tler zwischen Europa und der islamischen 

Welt; obwohl Jordanien seit mehr als einem Jahr die Verbindung mit der PLO 

gebrochen hat, betrachtet  es diese trotzdem als einzige legitime Vertretung des 

palästinensischen Volkes. Arafat müsse aber seine Vorstellungen klarer darlegen 

oder aber die Konsequenzen der Politik Israels in den von ihnen besetzten Gebieten 

zur Kenntnis nehmen, deren Ziel es sei, die arabische Identität auszulöschen. 

Prinz Hassan forderte in diesem Zusammenhang die Anwesenden auf, eine 

aktive Rolle bei dem ins Stocken geratenen Friedensprozeß im Nahen Osten zu 

spielen. Eine "internationale Konferenz" unter der Ägide der UNO, die die israe

lisch-palästinensischen Probleme zu lösen versucht , könnte - seiner Meinung nach -

von großem Nutzen sein, denn "die regionale Stabilität ist der Schlüssel einer 

sicheren Welt".  
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Themenschwerpunkte 

RE CHENSCHAFTSBERIC HT DES BÜROS UND DER STÄ NDIGEN KOMMISSION 

D er vorliegende Bericht enthält vor allem wichtige Informationen über die 

nunm ehr äußerst fruchtbare Zusammenarbeit zwischen Europarat und Europa

parlament auf dem Niveau der Kom missionen; Berichte und D okumente werden 

gegenseitig zur Verfügung gestellt, das europäische Musikj ahr, die Nord-Süd 

Kampagne sowie die 2. Straßburger Konferenz über parlamentarische Demokratie 

wurden gem einsam verwirklicht, regelmäßige Treffen erfolgen auf höchs ter Ebene 

zwischen den Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung und des Europa

parlaments. 

Abschließend vertrat der Berichterstat ter die Meinung, öffentliche Sit zungen 

der Ständigen Komm ission, die außerhalb von Paris oder Straßburg stat t finden, 

könnten dazu genützt  werden, den Europarat und seine Tätigkeit im Gas tland publik 

zu machen. 

Die  anschließende D iskussion wurde von vielen der anwesenden Parlamenta

riern dazu benutzt ,  die unzumutbare Situation, die aus der kürzlich erfolgten 

französischen Visapflicht entstand, zu diskutieren. 

Wolfgang Blenk explizierte an einem konkreten Beispiel, welch negative 

Auswirkungen die französische Visapflicht beispielsweise für einen Frächter hat te, 

der anläßlich eines Transportes von Südfrüchten aus Spanien durch Frankreich nach 

Österreich größte Schwierigkeiten hat te, an der Grenze ein Transitvisum zu 

erhalten. Aber auch Reisegruppen aus Vorarlberg, die in großer Zahl in das Elsaß 

gefahren sind, sind kaum m ehr an diesen Reisen interessiert, müssen sie doch als 

Vorarlberger einen Antrag mit  Paß nach Ostösterreich senden und auch Geld dafür 

be zahlen. 

D ies sei em Skandal, wom it Frankreich sich zu einem Außenseiter des freien 

Europas gestempelt habe. Er fühle sich gemeinsam mit  seinen Landsleuten diskri

minier t und es sei betrüblich sagen zu müssen, daß nichteinmal unsere östlichen 

kom m unist ischen Nachbarländer Österreich gegenüber derartige M aßnahmen er

greifen. U m  dorthin zu gelangen, brauchen wir kein Visum , oder wir beko m m en es 

direkt an der Grenze.  

Hans Hesele führte aus, daß Österreich an einer guten Zusam menarbeit mit  

der EG interessiert sei  und daher auch daran, daß die Lücke zwischen dieser und 

dem Europarat geschlossen werde, dies im Sinne der Schaffung eines Europa der 

Bürger. 
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Die Einführung der Visapflicht für Frankreichreisende sei aber ein Rück

schritt.  Österreich habe sich immer für Terrorismusbekämpfung engagiert,  doch 

könnten diese Maßnahmen nicht auf dem Rücken einiger weniger europäischer 

Staaten ausgetragen werden. 

An die Adresse des Präsidenten der Parlamentarischen Versam mlung ge

richtet,  bedankte sich der Redner für die Befreiung der 1 2  österreichischen 

Europaratsabgeordneten vom Visumzwang, da aber die übrigen 7 Millionen Öster

reicher das Visum weiterhin benötigen, bat er ihn, alles zu unternehmen, um dieser 

Diskriminierung des neutralen Österreichs ein Ende zu bereiten. 

Karl Pisec bemerkte zu diesem Thema, daß es Österreich am Schnittpunkt 

von West und Ost gelungen sei, im Grenzverkehr mit den kommunistischen 

Nachbarländern große Erleichterungen zu erreichen, sodaß der Wirtschafts- und 

Transitverkehr floriere. Durch die einseitigen Visamaßnahmen in Frankreich wurde 

aber all das zunichte gemacht . Visamaßnahmen als Mit tel zur Terrorbekämpfung 

betrachten wir keinesfalls als wirksame Maßnahme, schloß Karl Pisec seine Rede. 

ZUSATZPROTOKOLL Z U R  EUROPÄISCHEN SOZIALCHARTA 

Bereits im Jahre 1 9 78  hat die Parlamentarische Versammlung des Europa

rates eine Revision der gesamten europäischen Sozialcharta ·gefordert ,  die den 

veränderten sozialen Bedürfnissen und Erfordernissen hätte angepaßt werden 

sollen. Bei dieser Sitzung lag der Versammlung ein sogenannter Kompromiß vor, der 

im Laufe von m ehreren Jahren erarbeitet wurde, nach Meinung des Berichter

statters und der Kommission für Sozial- und Gesundheitsfragen eine gute Lösung 

beinhalte, und das einzige j uridische Element auf dem sozialen Bereich in Europa 

darstelle. 

Neue Rechte, und zwar Gleichheit zwischen Mann und Frau im Berufsleben, 

Information und Teilnahme der Arbeitnehmer bei der Festlegung von Arbeits

bedingungen in Unternehmen und Schutz alter Menschen haben die Konvention in 

bezug auf die modernen Erfordernisse des Sozialsystems untermauert.  

Die Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung wollten das vorliegende 

Zusat zprotokoll auch auf j ene Staaten ausgedehnt wissen, die nicht Vertragspartner 

sind. In diesem Zusammenhang wurde klargestellt , daß weitere Zusatzprotokolle 

folgen werden, um die Charta und auch die Kontrollmechanismen zu aktualisieren 

sowie das Arbeitsrecht, die Konzeption der Sozialpoli tik und die Terminologie 

selbst,  an die neuen Gegebenheiten anzupassen. 
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D ies waren die wichtigsten Forderungen, die die Mitglieder der Parlam enta

rischen Versammlung in Form der Stellungnahme Nr. 131  formulierten. 

DIE AUSWIRKUNGEN DER GEGEN W ÄRTIGEN BODENVERSCHLECHTERUNG 

AUF DIE LAND WIRTSCHAFT 

Durch wichtige parlam entarische Ereignisse in Wien verhindert, wurde der 

von Sixtus Lanner ausgearbeitete Bericht von seinem schwei zer Kollegen Gadient 

vorgetragen. 

Der Bericht geht davon aus, daß nach der Katastrophe von Tschernobyl j edem 

von uns die Fragilität unseres landwirtschaftlich genut zten Bodens schmerzlich 

bewußt wurde. Zu lange hat m an bereit den Boden einer Überproduktion ausgesetzt, 

oder auf ihm Häuser, Straßen und Fabriken in übergroßem Ausm aß errichtet . 

Der zweite Aspekt dieses Berichtes befaßt sich mit der Bodenverschlech

terung durch Verunreinigungen verschiedenster Art oder auch Überdüngung. Nun 

gilt es, schnelle, wirksam e Maßnahmen zu setzen, denn die Zahlen der Weltbevöl

kerung und die Risken für eine noch fürchterlichere Katastrophe als Tschernobyl 

steigen; die Bodenerosion, wie sie bereits in Afrika, Lateinamerika aber auch in den 

Vereinigten Staaten vorhanden ist, ist irreparabel. Als erstes Prinzip müßte gelten: 

Qualität vor Quantität, Förderung von Familienbetrieben, die den Boden mehr 

schonen als große industrielle Unternehmungen, keine Überdüngung, Verzicht auf 

Monokultur, Fruchtwechselwirtschaft und vor allem mehr U m w eltbewußtsein; dazu 

gehört es, Wasser, Boden und Luft rein zu halten und dies auch gesetzlich zu 

verankern. Da es sich um grenzüberschreitende Bereiche handelt, müssen gemein

same M aßnahmen getroffen werden. Um dies zu realisieren, wurden die Mitglieder 

der Parlam entarischen Versam mlung aufgefordert, eine europäische Bodenschut z

konvention m it einem M aßnahmenkatalog auszuarbeiten. 

Walter Bösch war, wie auch die allgemeine Diskussion gezeigt hat, über die 

schwerwiegenden ökologischen Folgen der industriellen Produktion und über die 

Gefahren, die dem Boden durch Vergiftung drohen, betroffen. Einerseit s werde der 

Boden durch Überdüngung ausgelaugt, andererseits dadurch eine landwirtschaft

liche Überproduktion erreicht, die subventioniert werden müsse. Aber auch durch 

die Luft w erde der Boden vergi ftet. Diese Schads toffe gelangen über die Pflanzen 

in die Nahrungsket te und ins Grundwasser, das nach Berechnung von Wissenschaf

tern in z w anzig Jahren nicht mehr brauchbar sein w ird. 

Walter Bösch erw ähnte in diesem Zusammenhang das um fangreiche Aktions

program m der EG, wodurch eine neue Phase der U m weltpolitik eingeleitet wurde, 
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und hegte den Wunsch, daß dieses Programm auch auf die 2 1  Mitgliedstaaten ausge

dehnt werde. 

In der Empfehlung Nr. 1048 wird das Ministerkomitee aufgefordert,  zum 

Schutz des Bodens die im Bericht angeführten Impulse zu setzen und die guten, 

landwirtschaftlich nutzbaren Böden nicht in Industriegründe oder dergleichen 

umzuwandeln, weiters anstatt  Milch- und Fleischerzeugung neue Anbaufrüchte zu 

kultivieren, Boden sowie Tierwelt regelmäßig auf eventuelle, radioaktive Ver

seuchung zu prüfen und aufbauend auf frühere Arbeiten in diesem Bereich ein 

Ubereinkom men zum Schutz des Bodens zu erstellen. 

DIE ZUKUNFT DER EUROPÄISCHEN ZUSAMMENARBEIT - DER COLOMBO

BERICHT UND SEINE VERWIRKLICHUNGSMÖGLICHKEITEN 

Angesichts der Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft und der Verwirk

lichung des Europäischen Binnenm arktes, hat der Europarat eine Kom mission 

eingesetzt,  präsidiert vom ehemaligen italienischen Premierminister Emilio 

Colombo, die einen Maßnahmenkatalog zur Neuorientierung und Stärkung des 

Europarates erarbeitet hat. 

Die Empfehlungen der Kommission werden nun - so der Berichterstatter - von 

den Wortführern der einzelnen Kommissionen genau nach Bereichen geprüft, denn 

es sei das Ziel des Europarates, nach und nach die einzelnen Vorschläge, seien sie 

nun auf lange Zeit zu realisieren oder aber auch sofort einer praktischen Lösung 

zum Wohle der Menschen in Europa zuzuführen, zu verwirklichen. Dies erfordere 

natürlich auch die Mitarbeit des Ministerkomitees. 

Der Redner ging in seinem Bericht vor allem auf die politische Dimension des 

Colombo-Berichtes, auf die Verwirklichung der politischen Zusam menarbeit, auf 

die Menschenrechte und auf Kultur und Erziehung ein. 

Wir müssen - so der Redner - in einem doppelten Sinn tätig werden, indem wir 

alle europäischen demokratischen Staaten an dem Fortschritt des europäischen 

Aufbaus teilhaftig werden lassen und j ene Bereiche, die sich für eine Zusammen

arbeit mit der EG besser eignen, besonders forcieren. Auf dem schulischen Bereich 

hob der Berichterstat ter vor allem die Anregung der Colombo-Kommission hervor, 

eine europäische Studenten- und Jugendcharta für Bildung zu schaf fen, damit die 

gegenseitige Anerkennung der Diplome und Studien europaweit erfolgen könne. 

In der Entschließung Nr. 871 wird darauf hingewiesen, die Beziehungen mit 

den europäischen Nichtmitgliedsländern zu intensivieren, die von der Colombo

Kommission vorgegebenen Prioritäten weiterzuverfolgen, die Zusam menarbeit mit 
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dem Europaparlament zu forcieren und eine j ährliche Debatte  unter Beteiligung des 

Generalsekretärs des Europarates über den europäischen Aufbau abzuhalten. 

Die Teilnahme der Jugend oder der Jugendorganisationen an der europäischen 

Zusammenarbeit sollte forciert, die finanziellen Mit tel, die für die Kultur veran

schlagt sind, vor allem zum Zwecke der Verwirklichung des europäischen Fonds für 

Künstler verwendet sowie j ede Initiative zugunsten der Kuns t gefördert werden. 

Schließlich wird in der Entschließung die Schaffung einer Arbeitsgruppe 

bestehend aus Mitgliedern der Parlamentarischen Versam mlung gefordert, die die 

Verwirklichung der E mpfehlungen der Colombo-Kommission überprüfen sollte. 

FLEXIBILITÄT AM ARBEITSMARKT IN EINER IM WANDEL BEGRIFFENEN 

WIRTSC H AFT 

Der Bericht geht davon aus, daß eine bessere Flexibilit ät am Arbeit smarkt 

die notwendige wirtschaftliche Anpassung erleichtern, die Arbeitslosigkeit ver

ringern und auch die Lebensqualität verbessern könnnte. Gleichzeitig damit sollte 

ein größerer Gewinn und ein inflationsfreies Wirtschaftswachstum erreicht werden. 

Daß dies ohne Konsens der Sozialpartner nicht möglich ist, ist klar ersichtlich, geht 

es j a  auch um die Reorganisation der Arbeitszeit.  D ies sei - nach dem D afürhalten 

des Berichterstat ters - natürlich nur in einem längeren Anpassungsprozeß an die 

neuen Technologien zu erreichen, gelte  es doch, einen Preisanstieg der Produkte zu 

verhindern. 

Bei der Berufsausbildung m üßten zum Zwecke einer größeren Flexibilit ät, 

allgemeinere Ausbildungsabschlüsse und ein fließenderer Übergang zwischen Aus

bildung und Berufsleben geschaffen werden. D ie staatlichen Mit tel, die zur 

Arbeitsplat zförderung besti m m t  sind, sollten - so meinte der Berichterstatter -

auch für Ausbildungsprogram me verwendet w erden. 

In der den Bericht beschließenden Empfehlung Nr. 1051 werden die Mitglied

staaten aufgefordert,  unter dem Gesichtspunkt der Verkürzung und Reorganisation 

der Arbeitszeit  den Arbeitsmarkt flexibler zu gestalten.  Im Einklang m i t  der 

Wet tbew erbsfähigkeit  der Wirtschaft sollten auch die Lebens- und Arbeit sbe

dingungen verbessert werden. 

In Zusam menarbeit m it der Regierung soll das Arbeitsrecht an die Sozial

geset zgebung angepaßt, die Teilzeitarbeit besonders im öffentlichen Bereich ausge

baut und dagegen Überstunden auf ein Minimum reduziert werden. 

Schließlich wird es auch notwendig sein, eine geographische Mobilität zu 

erreichen, die eine größere gegenseitige Anerkennung von Berufs- und Bildungs-
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abschlüssen erfordert.  Auch von einer flexibleren Altersgrenze für die Pension war 

die Rede. 

QUALITÄT UND EFFEKTIVITÄT DES SCHULUNTERRICHTES 

Auch HUde Hawlicek konnte so wie Sixtus Lanner und die übrigen österreichi

schen Abgeordneten wegen wichtiger parlamentarischer Verpflichtungen in Öster

reich den von ihr ausgearbeiteten Bericht nicht persönlich den Mitgliedern der 

Parlamentarischen Versam mlung präsentieren. 

Dieser Bericht fügte sich lückenlos in den über Flexibilität am Arbeitsplatz ,  

geht letzterer doch davon aus, daß die Schulausbildung Grundvoraussetzung für eine 

verbesserte Flexibilität ist.  

Streiks an Schulen und Universitäten zeigen, daß weltweit einerseits eine 

Verunsicherung der Jugend durch die Arbeitslosigkeit,  andererseits besonders in den 

Ländern Osteuropas ein Protest gegen das politische Regime Platz greift .  Der 

Bericht versucht daher, j ene Möglichkeiten aufzuzählen, die den Unterricht in den 

Grundschulen verbessern und ihn besonders im Hinblick auf Wirtschaftswachstum,  

technischen Fortschrit t ,  aber auch auf Arbeitslosigkeit sowie alle diesbezüglich 

veränderten Gegebenheiten in der Berufswelt effizienter gestalten könnten. Eine 

schwierige Aufgabe meinte die Berichterstatterin, da j a  Jugend, Eltern, Lehrer und 

auch Unternehmer zufriedengestellt werden müßten. Eine Anhörung im Jahre 1 9 8 6  

in  Vaduz mit  einer Diskussion zwischen Experten und Vertretern der betroffenen 

Gruppen hat nicht zuletzt  zu einer besseren Meinungsfindung beigetragen und wird 

mit dem diesem Bericht angeschlossenen Annex der ständigen Konferenz der 

europäischen Erziehungsminister vorgelegt. 

Die Berichterstatterin bemerkte gleichwohl, daß für den Lehrer, von dem 

man neue Motivation, Einfühlungsvermögen und beste Fachkenntnisse fordert,  

natürlich auch die Rahmenbedingungen so z.B. kleinere Schulklassen, Fortbildung, 

Einführung neuer Lehrmethoden und auch bessere Besoldung geschaffen werden 

müßten. 

In der Entschließung Nr. 874 wird eine bessere Partnerschaft zwischen 

Lehrern, Eltern und Schülern gefordert ,  aber auch eine Koordination zwischen 

Schule, Industrie und Gewerkschaften. Die Zusammenarbeit im Erziehungsbereich 

mit den Staaten Osteuropas wird angestrebt und die Ständige Konferenz der 

europäischen Erziehungsminister wird aufgefordert ,  ihre Rolle als Aufsichtsorgan 

für die europäische Zusam menarbeit im Bereiche der Erziehung, besonders in 

internationalen Organisationen fortzuset zen und dem Europarat Vorschläge über 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 484

www.parlament.gv.at



- 18 -

die Grund- und Fortbildung von Lehrkräften, über die Effektivität von Unterricht 

und Ausbildung sowie über die Förderung eines europäischen Lehreraustausches zu 

m achen. 

Mit  diesem Bericht endete die für fünf Tage anberaumte Plenarsitzung in 

Straßburg, im Laufe deren Beratungen dem ehemaligen Justizminister Christian 

Broda der ihm im vorigen Jahre zuerkannte Menschenrechtspreis im Beisein des 

amtierenden Vorsi tzenden des Ministerkomitees, des Generalsekretärs und des 

Präsidenten der Parlam entarischen Versammlung feierlich überreicht wurde. 

1. TEll. DER 39. SITZUNGSPERIODE, 4. - 8. MAI 1 988 in STRASSBURG 

Die Themen 

Nach der Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten der Parlam entari

schen Versam mlung wurde auch diesmal die Sitzung mit dem Rechenschaftsbericht 

des Büros und der Ständigen Kom mission (Dok. 5 728) begonnen. 

Sehr vielgestaltig war das Programm der diesj ährigen Frühjahrssitzung, das 

mit  einem Bericht über die parlam entarische Auswertung von wissenschaftlichen 

und technologischen Entscheidungen (Dok. 5 7 1 7) gefolgt von j enem über Mandats

prüfungen (Dok. 5 7 2 9) und über innerstaatliche Flüchtlinge und vermißte Personen 

in Zypern (Dok. 5 7 1 6) begann. D as Budget des Europarates (Dok. 5 7 2 2  und 5723 )  

bildete den Abschluß des Tages. 

Der Generalsekretär des Europarates M arcelino Orej a leitete die Diskussion 

über den Fortschrit t der Europäischen Zusam menarbeit ein, die diesmal über "den 

gesellschaftlichen Zusam menhalt "  (Dok. 5 7 10) gemeinsam mit dem amtierenden 

Präsidenten und anderen Mitgliedern des Ministerkomitees stattfand. 

Weitere Themen waren: das Europäisches Netz für Hochgeschwindigkei tszüge 

(Dok. 5 7 14) ,  die gegenwärtige Rolle Ägyptens im Nahen Osten (Dok. 5 7 1 2) ,  an dem 

zwei ägyptische Parlamentarier teilnahmen sowie die Wanderbewegungen in Ver

bindung mit  Lateinamerika (Dok. 5 7 1 8 ,  5 7 1 9 ,  5 7 20, 5 7 2 1 ) .  

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Die Parlamentar ische Versam mlung hat im Zusam menhang mit dem Bericht über 

die Hochgeschwindigkei tszüge in Europa den Transportminister der BRD Jürgen 
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Warnke eingeladen, vor den versammelten Parlamentariern zu sprechen. D er 

Minister führte aus, daß Europa dringend eine Qualitätsverbesserung auf dem 

Gebiet des Eisenbahnverkehrs brauche, da der Straßenverkehr zunehmend an die 

Grenzen seiner Wachstumskapazität stößt. Ein Schnellbahnnetz mit Hochge

schwindigkeitszügen sei aber auch im Sinne einer politischen Integration Europas

erforderlich. 

Diese U mgestaltung bedarf hoher Investitionen in die Infrastruktur, moderner 

Techniken und eines kundennahen Tarif- und Servicesystems, Dinge, die bis vor 

kurzem viel zu wenig Beachtung gefunden haben. Studien haben bewiesen, daß bei 

nicht allzugroßen Preisunterschieden das schnellste Verkehrsmit tel am besten 

abschneidet. Die Grenzaufenthalte der Züge müssen daher bei diesem Gesamt

konzept deutlich verringert werden. Dadurch wäre der Hochgeschwindigkeitsver

kehr nicht nur dem Personenverkehr, sondern auch dem Güterverkehr zugänglich. 

Der Minister sah im kombinierten Verkehr Straße/Schiene die große Zukunfts

chance der Eisenbahn. 

U m  diese Ziele zu verwirklichen, müssen die Regierungen und die Eisenbahn

gesellschaften international zusam menarbeiten, denn Achslasten, Stromsysteme 

etc. müssen vereinheitlicht werden. Frankreich könnte als Beispiel dienen, daß 

Hochgeschwindigkeitszüge Gewinn bringen, da z.B. die Strecke Paris-Lyon mit dem 

Zug billiger als mit dem Auto und nicht viel langsam er als mit dem Flugzeug 

zurückgelegt werden kann. 

Die Wirtschaftszentren und Ballungsräume in Europa sind überdies noch ein 

unerschlossenes Verkehrspotential, man muß bei ihrer Erschließung j edoch be

achten, daß dem grenzüberschreitenden Hochgeschwindigkeitsverkehr besonderes 

Augenmerk geschenkt wird. 

Die BRD habe die Weichen für ein neues Schienenzeitalter gestellt - meinte 

der Minister und betonte, daß die Entscheidung Frankreichs und Großbritanniens, 

die britischen Inseln durch einen Eisenbahntunnel zu verbinden, dem Trend zum 

grenzüberschreitenden Hochgeschwindingkeitsverkehr einen zusätzlichen Impuls 

ver leihen werde. 

Bei der Aufzählung der einzelnen Proj ekte fanden auch j ene zwischen der 

BRD und Österreich Erwähnung, wobei der M inister mit Freude das hohe Investi

tionsvolumen hervorhob, das Österreich bereit ist, für den Ausbau von Hochge

schwindigkeitsstrecken auszugeben. 

Mit der Realisierung all dieser Proj ekte wäre ein wesentliches Stück unserer 

europäischen Zukunft gesichert ,  schloß der Minister. 
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Den Bericht des Ministerkomitees an die Parlamentarische Versammlung trug 

sein amtierender Präsident, der türkische Außenminister Vahit Halefoglu vor.  

Er kündigte an, daß sich das Minis terkomitee in  seiner nächsten Sitzung mit 

j enem Teil des Colombo-Berichtes beschäftigen werde, der Bereiche um faßt, bei 

denen eine Zusammenarbeit zwischen der EG und dem Europarat gut möglich sel. 

Ein weiterer Tagesordnungspunkt w aren all j ene juridischen Instrumente, die von 

beiden Organisationen genüt zt  werden könnten. 

D as Ministerkomitee werde auch die vom Generalsekretär vorgeschlagenen 

Priorit äten wie Familie, mit den gegenwärtigen Mutationen, Erziehung und Bildung 

prüfen. 

D er politischen D ialog im M inis terkomitee sei durch die Debat te über die 

neue Entwicklung in der UdSSR und über die Rolle, die Europa im Nord/Süd Dialog 

spielt, sehr intensiviert worden. Für sehr wichtig erachtete der amtierende 

Präsident des Ministerkomitees den Abschluß eines Teilabkom mens, dem auch die 

Nichtmitgliedsländer des Europarates beitreten können, über Vorsorge und Schutz 

gegen natürliche Risken und vor Großtechnologien, dem bereits acht Staaten 

beigetreten sind. 

Von den zwischenstaatlichen Aktivitäten hob der Minis ter besonders die 

raschen Fortschritte bei der Ausarbeitung eines Konventionsent wurfes über die 

grenzüberschreitenden Radiosendungen hervor. 

Im sozialen Bereich verwies er auf eine im Ministerkom itee beschlossene 

Verbesserung des Kontrollmechanismus der Sozialcharta und auf die sehr guten 

Verhandlungs ergebnisse zwischen dem Lenkungskomitee des Europarates und den 

Sozialpartnern, die neue Richtlinien für die Tätigkeit  des Europarates i m  sozialen 

Bereich bringen werden. 

Auch diesmal schloß der Minister mit einigen Erklärungen über die let z ten 

Entwicklungen in der Türkei auf dem Weg zu einer parlamentarischen D emokratie. 

Themenschwerpunkte 

DIE PARLAMENTARISCHE AUSWERTUNG VON WISSENSCHAFTLICHEN UND 

TECHNOLOGISCHEN ENTSCHEIDUNGEN 

Dieser Bericht ging davon aus, daß sowohl wissenschaftlicher Fortschritt  als 

auch technologische Entscheidungen, sei es über Tierversuche, Genmanipulation, 

Atomstrom oder Abfallbeseitigung ete. im hohen Maße in der Öffentlichkeit 

emotionale Meinungsverschiedenheiten bewirken, die unabhängig von politischen 
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Strömungen oder sozialen Ansichten laufen, da sie ihren Ursprung in unterschied

lichen Auffassungen in bezug auf medizinische Ethik, Freiheit und Verantwortung 

des Forschers, technologische Wettbewerbsfähigkeit, Umweltschutz etc. haben. 

Tests haben ergeben, daß diese ungeordneten Ansichten aber oftmals durch 

parlamentarische Entscheidungen beeinflußt werden können. 

Aus diesem Grunde, so meinte der Berichterstatter, müßten die parlamentari

schen Einrichtungen über M it tel und Möglichkeiten verfügen, die gewählten Vertre

ter vom let zten Stand der technologischen Entscheidungen auf nationaler und 

europäischer Ebene zu informieren. 

Neben einer diesbezüglichen Initiative des Europäischen Parlaments sollten 

innerhalb der Exekutive die wissenschaftlichen Bewertungsmöglichkeiten verstärkt 

und zur besseren Glaubwürdigkeit durch die Parlamente unterstützt  werden. Dazu 

müßte den Parlamentariern ein Konsultationssystem auf allerhöchster Ebene zur 

Verfügung gestellt werden. 

Der 3. Mittelfristige Arbeitsplan und die Expertenausschüsse für biomedizini

sche Wissenschaft haben im Europarat ein in diese Richtung weisendes Programm 

erstellt , das neben dem "FAST" Programm der EG Kom mission (Prognose und 

Bewertung im Bereich von Wissenschaft und Technologie) sowie neben dem der 

Europäischen Wissenschaftsstiftung, welches sich insbesondere auf dem Bereich der 

Human-Embryologie, der Toxikologie sowie der Forstwissenschaft und der Sozial

wissenschaften entwickelt hat, wirksam wird. 

Wie der Redner abschließend erklärte, spiele in diesem Prozeß der Internatio

nale Rat wissenschaftlicher Vereinigungen (ICSU) durch die Analyse und das 

Sam meln von Daten auf weltweiter Ebene eine entscheidende Rolle. 

Bei der 7 .  Konferenz "Parlament und Wissenschaft "  werden die Initiativen des 

Europarates, der OECD und der Wissenschaftsstiftung in Einklang gebracht und 

besonders von seiten des Europarates der Versuch unternommen, dem Europäischen 

Parlament auf breitester Basis Unterstützung und Mitarbeit anzubieten. 

In der Empfehlung Nr. 1055 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,  stärker 

als bisher die stabilisierende Rolle der parlamentarischen Einrichtungen bei wichti

gen wissenschaftlichen und technologischen Entscheidungen auf die öffentliche 

Meinung zu erkennen. Daraus die Konsequenzen zu ziehen, indem Institutionen 

geschaffen werden, die die wissenschaftlichen Entscheidungen prüfen und bewer-

ten. 

Schließlich wird das Ministerkomitee aufgefordert ,  zur Uberprüfung der 

direkten und indirekten Folgen dieser technologischen Entscheidungen eine Ver

bindungsstelle zur Parlamentarischen Versam mlung einzurichten. 
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DIE OST-WEST BEZIEHUNGEN 

Diesem Thema war die Aktualitätsdebat te gewidmet , die mit keinem Schluß

text endete, zu der j edoch ein Bericht der zuständigen Ko mm ission bei der 

nächsten Plenarsi tzung vorliegen wird. 

D ie erste D ebattenrednerin zählte vorerst j ene Bereiche auf ,  die für den 

Europarat besonders aktuell sind: 

der wissenschaftliche Sektor m it den möglichen Handelsbeziehungen, 

Industrie- und Technologieaustausch 

der kulturelle Sektor 

der politische Sektor, vor allem mit der Frage der Einhaltung der M enschen

rech te sowie 

der diplomatische Sektor. 

Aus Zeit mangel ging sie näher nur auf den politischen Sektor ein und verwies 

auf die Dokumente in Sachen Wirtschaft,  Kultur, Erziehung und Menschenrechte. 

Wenngleich der Europarat sich nicht mit Fragen der Ver teidigung beschäftigt , 

wurden in der D iskussion vor allem diese angesprochen, da bei den Abrüstungsver

handlungen zwischen den Superm ächten Europa, von Atomwaffen befreit , nicht 

seinem Schicksal überlassen werden sollte. 

Die Meinungen der Parlamentarier dazu waren jeweils nach Parteizugehörig

keit und Herkunftsland verschieden. In der Minderheit blieben allerdings jene, die 

die Politik Gorbatschows euphorisch betrachteten. Die m eisten m ahnten zur 

Vorsicht. Die Zukunft w erde zeigen, wie ernst der Kremlchef seine Vorschläge 

nähme und ob diese vielleicht auch dazu dienen sollten, Europa von Amerika 

abzukoppeln. Vor der radikalen nuklearen Null-Lösung warnten vor allem die 

britischen Konservativen. Alle Redner waren sich j edoch klar darüber , daß durch 

die katastrophale Wirtschaftslage in der UdSSR Gorbatschow den Rüstungswet tlauf 

mit den USA nicht m ehr mitm achen könne, daß Wirtschaftsreformen notwendig, 

diese aber nur durch einen Sinneswandel in der Bevölkerung durchzuführen seien. 

Persönliche Verantwortung setze  aber auch größere O ffenheit und Recht auf Kritik 

voraus. D araus ergäbe sich eine D ynamik, die nicht mehr aufzuhalten sei .  

An der D ebat te beteiligte sich auch der amtierende Präsident des Minis ter

komitees Vahit Halefoglu, der sich vorsichtig optimistisch in bezug auf die 

Verhandlungen bei der KSZE in Wien in bezug auf die Bereiche der Schlußakte von 

Helsinki äußerte.  
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FORTSCHRITT DER E U ROP ÄISCHEN 

GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 

ZUSAMMENARBEIT: UBER DEN 

Einen Hauptpunkt der Debat te war der Bericht über den gesellschaftlichen 

Zusam menhalt, eingeleitet vom Generalsekretär des Europarates Marcelino Oreja 

unter Beteiligung der Präsidenten der politischen Gruppen, des Präsidenten und 

einiger Mitglieder des Ministerkomitees und zahlreicher Parlamentarier. 

Der Generalsekretär begann seine Ausführungen mit der Feststellung, daß die 

großen sozialen Probleme nur durch einen größeren gesellschaftlichen Zusammen

halt gelöst werden könnten. Es müsse ein Gleichgewicht zwischen der Freiheit des 

Individuums im politischem und sozialem Bereich und der Solidarität , die eine 

Chancengleichheit herstellt und Ungerechtigkeiten beseitigt, gefunden werden. 

Dieser Zusam menhalt im sozialen Bereich ist heute mehr denn je durch Arbeits

losigkeit,  Armut , Rassismus und Fremdenhaß bedroht. D er Generalsekretär hat sich 

in seinen mündlichen Ausführungen auf drei dieser Aspekte konzentriert .  

Es sei falsch, daß das Problem der Arbeitslosigkeit auch dann gelöst werden 

könne, wenn man den wirtschaftlichen Kräften freien Lauf ließe. Es müßten 

vielmehr - der technologischen Entwicklung Rechnung tragend - neue Produktions

strukturen etc. geschaffen, konform aber auch Möglichkeiten überdacht werden, 

den arbeitslosen Menschen ein Mindesteinkommen zu gewähren. · 

Zur Verwirklichung solcher M aßnahmen wird es notwendig sein, bereits die 

Jugend zu mehr Solidarität im Berufs- und im privaten Leben zu erziehen und ihr 

das Funktionieren einer pluralistischen D emokratie vorzuleben. 

Abschließend erwähnte der Generalsekretär die entscheidende Rolle, die die 

Frauen in diesem Prozeß innehätten und wie wichtig es wäre, ihre noch immer 

vorhandene Diskriminierung zu vermeiden. 

D er amtierende Präsident des Ministerkomitees nahm gleicherweise zu die

sem Thema Stellung, indem er zum Ausdruck brachte, daß zu jedem vom General

sekretär angesprochenen Problem Aktionen vom Europarat eingeleitet wurden. So 

prüfe beispielsweise das Ministerkomitee ein Zusat zprotokoll zur Europäischen 

Sozialcharta sowie Flüchtlings- und Asylwerberprobleme, der Kampf gegen den 

Drogenhandel werde verstärkt. 

Auf sein Heimatland, die Türkei, eingehend, nannte er den forcierten Kampf 

gegen den unerlaubten Anbau von Mohn, der im Zusam menhang mit Drogenhandel 

und Terror stünde. 

Mehrere Minister gaben zusätzlich Stellungnahmen zu dem Thema über die 

soziale Zusammengehörigkeit ab. 
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Der luxemburgische Arbeitsminister Jean-Claude Juncker sprach sich bei

spielsweise für ein Zusat zprotokoll zur Sozialchar t a  aus, in dem das Recht auf eine 

Mindestlebenseinkunft gewährt werde. 

D er französische Minister für europäische Fragen, M.  Bosson, schlug die 

Herausgabe eines für die 2 1  Mitgliedstaaten anwendbaren sozialen Weißbuches vor. 

D er niederländische Außenminister van der Linden set zte die Parlament arische 

Versam mlung davon in Kenntnis, daß in seinem Land eine Politik gem acht werde, 

die es arbeit slosen Jugendlichen erlaube,  zum Zwecke ihrer Fortbildung in Unter

nehmen zu arbeiten aber von der Regierung bezahlt zu werden. 

Einige Vorsit zende der poli tischen Gruppen erachteten den Bericht des 

Generalsekretärs in der Substanz  zwar gut , aber in den D etails manchmal zu vage , 

eine Neuauflage der So zialcharta wurde ge fordert ,  sowie auf die Notwendigkeit 

einer intensiveren Bekämpfung von Alkoholismus und Aids verwiesen. 

Hans Hesele bestärkte den Europarat in der schrittweisen Realisierung des 

Colombo-Berichtes, erklärte  aber, daß dazu vor allem auch finanzielle Mit tel nötig 

wären. 

Auch er begrüße die D iskussion und die Realisation des "gesellschaftlichen 

Zusammenhalts" ,  sei aber davon überz eugt, daß dieser nur dann gewährleistet sei , 

wenn ein gewisser wirt schaftlicher und so zialer Halt als Basis vorhanden sei. 

Bei der Analyse der sozialen Spannungen zwischen Jung und Alt,  Mann und 

Frau und zwischen den Bevölkerungsgruppen müsse man aber vor allem von der 

soz ialen Situation in den einzelnen Ländern ausgehen. 

Hans Hesele zählte die Maßnahmen auf, die beispielsweise in Österreich zur 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit getan werden, und wies in diesem Zusam menhang 

auf die Wichtigkeit und die Notwendigkeit eines praxisbezogeneren Erziehungs

systems hin. 

D as Thema Terrorismus nahm er zum Anlaß, neuerlich die französischen 

Visamaßnahmen zu verurteilen. 

Zum Thema Flüchtlinge m einte der Redner , daß für Österreich hum anitäre 

Außenpolitik ein Teil unserer Politik sei , daß eine solidarische Auf teilung der 

daraus entstehenden Kosten j e doch anstrebenswert w äre. 

DAS EUROP ÄISCHE NETZ FÜR HOCHGESCHWINDIGKEITSZÜGE 

Von der Kom m ission für Wirtschaft und Entwicklung erabeitet,  gaben die 

Kommission für U mwelt- und Gemeindeangelegenheiten sowie die Kom m ission für 

Wissenschaft und Technologie dazu Stellungnahmen ab . 
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D er Bericht selbst is t im wesentlichen das Ergebnis einer öffentlichen 

Anhörung, die im Herbst 1 9 8 6  in Lüttich stattfand, und analysiert gen au die 

Trassenführung, die Technologien, die Finanzierung und die wirtschaftlichen Impli

kationen als Voraussetzung eines solchen Eisenbahnnet zes. 

Unter Einbeziehung der Proj ekte,  die in den einzelnen Ländern geplant sind, 

sollte ein gemeinsames europäisches Netz für Hochgeschwindigkeitszüge geschaf

fen werden, das auch die Grenzregionen und Randzonen einschließt. Dies wäre -

nach dem Dafürhalten des Berichterstatters - ein weiterer Schrit t auf dem Weg zu 

einer "europäischen Einheit" ,  wobei durch den technologischen Fortschritt  für 

Europa noch zusätzliche Handelsmärkte zu erschließen wären. 

Der Berichterstat ter zählte die diesbezüglichen wichtigsten Proj ekte auf und 

nannte die Verwirklichung des Tunnels unter der Manche unentbehrlich für den 

GTV-Verkehr in Nordeuropa. 

Vorerst werde der kombinierte Verkehr Schiene/Straße Erfolg erzielen und in 

weiterer Folge im Rahmen von EUREKA ein europäisches Hochgeschwindigkeits

net z geplant, das aus öffentlichem und privatem Kapital finanziert,  unter staatli

cher Uberwachung stehen sollte. Die Europäische Investment Bank habe sich so 

betonte der Redner abschließend - bereit erklärt,  das geplante Netz auch für j ene 

Staaten, die nicht der Europäischen Gemeinschaft angehören, mitzufinanzieren. 

Da Österreich ein Transitland erster Ordnung ist, haben sich Sixtus Lanner, 

Walter Bösch und Friedrich Probst zu diesem Bericht zu Wort gemeldet. 

Sinus Lanner begrüßte die Feststellung des Bundesministers Warnke, daß in 

das europäische Hochgeschwindigkeitsnet z auch Länder, die nicht der europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft angehören, und auch Osteuropa miteinbezogen werden 

müssen. 

So sei es für Österreich vorrangig den Schwerverkehr zwischen Kufstein und 

Brenner auf die Schiene und durch ein Basistunnel unter die Erde zu verlegen. 

Da die Transitproblematik in engem Zusam menhang mit unseren Nachbar

ländern gesehen werden muß, erwarte er sich Verständnis für eine Mit finanzierung 

dieses Proj ektes, da es ansonsten über kurz oder lang Schwierigkeiten im Nord-Süd 

Gütertransit geben werde. 

Auch Walter Bösch beschäftigte sich in seinen Ausführungen mit dem Aspekt 

der U mwelt.  D er großräumige Ausbau des Straßennetzes bei gleichzeitiger Ver

nachlässigung des Schienenverkehrs konnte - seiner Meinung nach - Plat z greifen, 

weil wesentliche Kosten des Straßenverkehrs wie z.B. die Zerstörung ganzer 

Landschaftsräume etc. den Verursachern nicht in Rechnung gestellt wurden. Die 

Folgen dieser Entwicklung zeigten sich in besonderem Maße bei der Alpenüber-
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querung in Österreich. Die Verkehrsbelastung durch das enge Bergtal steigt i m m er 

mehr. Jede w ei tere Zunahme des Transi tverkehrs müsse in Zukunft nur über die 

Schiene erfolgen, vorerst die Bahn jedoch erheblich modernisiert werden. 

Über 90% des Transi tverkehrs durch Tirol kom me aus den EG-Staaten, es 

wäre notwendig rasche und großzügige Entscheidungen mit  Österreich und der 

Schwei z zu treffen, daher begrüße er es außerordentlich, daß sich die Organisation 

der 2 1, die größere Organisation m it den Verkehrsproblemen beschäftige .  

Friedrich Probst warnte vor der Euphorie, die einem - und besonders die 

Techniker - erfaßt, wenn man von Hochgeschwindigkeitszügen spricht.  Wir müssen 

uns klar darüber sein, daß das Auto wohl immer das bequemere Verkehrs mittel 

wegen seiner direkten Zugänglichkeit sein wird. Bei der Planung von Bahnstrecken 

sollte man daher auch bedenken, daß die Bahn dort sein soll, wo die Menschen sind 

und nicht umgekehrt .  Der Bahnhof muß i m  Zentrum liegen, dann wird er auch in 

Anspruch genom men. 

Er nannte Beispiele in Österreich, die zeigen, daß es nicht sinnvoll is t Bahn

oder Autobahntrassen fernab von Ortschaften zu errichten. Last- und Huckepack

Verkehr m üßten mit schnelleren Zügen ausgestat tet werden. 

Abschließend begrüßte er den Vorschlag seines schwei zer Kollegen, im 

Europarat einen Verkehrsausschuß einzuset zen, der besser als die EG, weil auf alle 

europäischen Staaten ausgedehnt, diese Probleme würde lösen können. 

Bei der abschließenden Absti mmung wurde Entschließung Nr. 876 einheitlich 

angenom m en.  In ihr werden in einem 2 2  Puntke umfassenden Text den Regierungen, 

der EG und der CEMT konkrete M aßnahmenpakete vorgeschlagen, und die dafür 

zuständigen Kommissionen des Europarates aufgefordert, für die Realisierung 

dieser Proj ekte zu sorgen und auch die Meinung der Ständigen Konferenz der 

Gemeinden und Regionen Europas zu hören. 

DIE GEGE N W Ä RTIGE ROLLE ÄGYPTENS IM NAHEN O STEN 

Die Politische Kommission hat diesen Bericht auf die Tagesordnung der 

Frühj ahrssitzung gese t z t, nachdem Anfang Februar zwischen den Mitgliedern der 

zuständigen Unterkom mission des Europarates Gespräche m i t  Präsident Mubarak, 

dem Außenm inister und hochrangigen Persönlichkeiten der Volksversam mlung 

Ägyptens über die Ergebnisse des islamischen Gipfels von Kuweit geführt w urden, 

bei dem Ä gypten wieder in den Kreis der Arabischen S taatengemeinde aufgenom

men wurde. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)28 von 484

www.parlament.gv.at



- 27 -

In dem Bericht wurden vorerst die Schwierigkei ten analysiert , die Ägypten i m  

Augenblick z u  bewältigen hat , d.s. die muselmanischen Extremisten, die demo

graphische Menschenexplosion, bei einer - durch das Preisgefälle von Erdöl -

stagnierender Wirtschaft und die Uberhandnahme des internationalen Terrorismus. 

Europa, aber auch der ganze Westen hätten - so der Berichterstat ter -Gründe 

genug, Ägypten finanziell und politisch zu unterstüt zen, stellt es doch einen 

stabilen Faktor in einem Gebiet im mer größer werdender Instabili tät dar . 

Auch die Maßnahmen Ägyptens zur Konsolidierung einer parlamentarischen 

Demokratie werden in diesem Bericht lobend erwähnt .  Die beiden zur anschließen

den Diskussion eingeladenen ägyptischen Parlamentarier , darunter der Vorsit zende 

des Außenpolitischen Ausschusses im ägyptischen Parlament ,  wiesen nochmals auf 

das große Engagement ihres Landes hin, um zu einem gerechten Frieden zu 

gelangen, und auf die Unterstützung, die es trot z mancher Probleme den Palästi

nensern gewährt .  Sie gaben dabei ihrer Hoffnung Ausdruck, daß es zu einer 

pragmatischen Zusammenarbeit zwischen ihrer Volksversammlung und der Parla

mentarischen Versammlung des Europarates käme, denn darin sähen sie eine 

Chance, mit den europäischen Ländern gemeinsam einen Friedensplan für den 

Nahen Osten zu erarbeiten. 

Hans Hesele hat te sich bei der Debat te zu Wort gemeldet , um die guten 

Beziehungen, die Österreich durch Altbundeskanzler Kreisky zu Ägypten hatte, zu 

unterstreichen. Österreich habe sich besonders zur Zeit des Präsidenten Sadat sehr 

mit der Nahostpolitik, besonders mit der Anerkennung der PLO als einzige 

Vertretung des palästinensischen Volkes beschäftigt. Aber da habe sich in let zter 

Zeit so manches auch in Ägypten geändert, nachdem das PLO-Büro dort gesperrt 

wurde. Hans Hesele erklärte sich mit dem Berichterstatter einig, daß die westli

chen Staaten Ägypten helfen müssen, die wirtschaftlichen und sozialen Schwierig

keiten zu überwinden, um nicht Gefahr zu laufen, von den Fundamentalis ten 

überrannt zu werden. 

Aber auch gegenseitige Erfahrungen in bezug auf die parlamentarische 

Demokratie auszutauschen, wäre für dieses Land nützlich. Schließlich unterstützte 

der Redner die in der abschließenden Entschließung angesprochene Initiative zur 

Abhaltung einer Friedenskonferenz unter den Auspizien der UNO, deren Ziel eine 

gerechte Lösung des Problems im Nahen Osten sei. 

Indem Hans Hesele Ägypten die weitere Unterstüt zung der österreichischen 

Regierung zusicherte, beschloß er seine Ausführungen. 

Den Schlußtext bildete die Entschließung Nr. 877 und die Empfehlung Nr. 

1057. Darin werden die Mitgliedstaaten des Europarates aufgefordert, die Abhal-
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tung einer internationalen Friedenskonferenz zu unterstüt zen, Ä gypten zu helfen, 

seinen Friedensdialog fort zuset zen und zu prüfen, auf welchem Sektor eine 

praktische, für das Land hilfreiche Zusam menarbeit mit  dem Europarat möglich 

wäre .  

Nach fünftägigen Beratungen endeten die Sit zungen der Parlamentarischen 

Versam mlung in Straßburg. 

2.TEIL DER 39. SITZUNGSPERIODE, 1. - 8. OKTOBER 1981 IN STRASSBURG 

Dieser Sit zung ging die für zwei Tage anberaumte 2. Suaßburger Konferenz 

über parlamentarische Demokratie voraus, an der Österreich durch den Zweiten 

Präsidenten des Nationalrates M arga Hubinek und durch die Klubobfrau des Grünen 

Klubs Freda Meissner-Blau vertreten war .  

D i e  der Konferenz folgende Herbst-Plenarsitzung war für sieben Tage ange-

setzt .  

Die Themen 

D ie Sitzungen begannen mit der Annahme des Kalenders des 2 .Teiles der 39 .  

S i t  zungsperiode gefolgt vom traditionsgemäßen Rechenschaftsbericht des Büros 

und der Ständigen Komm ission (Dok. 5787 ) .  

Uber d ie  bereits be i  der Mai-Plenarsit zung ergrif fene Init iative bezüglich des 

Ortes und der Abhaltung von Plenar- und Kommissionssit zungen wegen der franzö

sischen Visamaßnahmen wurde nunmehr diskutiert und abgest immt (Dok. 5 7 7 6) .  

Wie bei j eder Herbstsitzung erfolgte auch diesmal der Rechenschaftsbericht 

der Organisation für wirtschaftliche Zusam menarbeit und Entwicklung (OECD) für 

das Jahr 1 98 6  (Dok. 5 7 7 0) m it Ant wort der Versammlung (Dok. 5 7 7 1 )  und Beiträgen 

von fünf  Kom missionen (Dok. 5 7 92 ,  5 7 94,  5 7 7 2 ,  5 7 9 3  und 5 7 8 5) ,  von denen Hans 

Hesele den der Kom m ission für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungs

fragen erarbeitete. Politische Themen waren die polit ische Zusam menarbeit zwi

schen Europa und Afrika (Dok. 5 7 8 0) sowie die Konferenz über Sicherheit und 

Zusam menarbeit in Europa (Dok. 5 77 9) gefolgt von Themen wie wissenschaftliche 

und technologische Zusammenarbeit in Europa: Wege zu einem neuen institutio

nellen Schema (Dok. 5 7 84) . D er 2 5 .  und 26 .  Jahresbericht über die Tätigkei t der 

Europäischen Freihandelszone (EFTA) ( 1 9 8 5  und 1 986)  (Dok. 5 5 7 7  und 5 7 73)  stand 
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auch diesmal auf der Traktandenliste, gefolgt von einem Bericht über den jüdischen 

Einfluß auf die europäische Kultur (Dok. 5 7 78) , über den Kinderhandel und andere 

Ausbeuteformen von Kindern (Dok. 5777 ) ,  über Atomunfälle (Dok. 57 64) mit 

Stellungnahmen von drei Kommissionen (Dok. 57 5 1 ,  580 5 und 5769),  wobei Sixtus 

Lanner die der Kommission für Umwelt- und Gemeindeangelegenheiten abgab. 

Den Schluß der Debatte bildeten die Berichte über den sozialen Schutz von 

Wanderarbeitnehmern (Dok. 5783) ,  über die kulturelle Bedeutung der Massen

medien in Europa (Dok. 57 82) und über den Zugang zu den Medien bei Wahlvorberei

tungen (Dok. 5766) .  

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Zum wiederholten Male sprach der Generalsekretär der OECD Jean Claude 

Paye im Anschluß an den Rechenschaftsbericht dieser Organisation zu den anwe

senden Parlamentariern. 

Seine Ausführungen können in vier große Bereiche zusammengefaßt werden, 

die - global gesehen - eine zumeist leicht positive Entwicklung nehmen. 

D as Wirtschaftswachstum steigt, wenn auch nicht in hohen Werten. Dies 

spricht dafür, daß nach vorsichtigen Schät zungen die Inflation vorerst gestoppt ist.  

Durch die geschickte neue Poli tik j ener Wirtschaftstreibenden, die auf mehr 

Initiative, demnach aber auch auf mehr Risiko set zen, könnten die Wechselkurse 

stabilisiert werden. 

Diese Entwicklung mache sich aber auch - so der Generalsekretär - in der 

Landwirtschaft breit,  wo es gälte, neue Wege bei der Wahl der Anbaufrüchte zu 

gehen. 

In einigen Ländern, so beispielsweise in den USA und Japan, bestünde aber 

noch immer ein ungleicher Zahlungsausgleich. Amerika werde aber selbst dann, 

wenn seine Wechselkurse stabil sind, seine Schulden noch lange nicht zurückzahlen 

können. 

Positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung hat sich die Tatsache einer 

weltweiten Zusammenarbeit ausgewirkt, internationale Wirtschaftsregeln wurden 

erarbei tet , man ist sich dessen bewußt, daß die Verschuldung eines Landes negative 

Auswirkungen für uns alle hat. 

Im Zusam menhang mit dem Rechenschaftsbericht der EFTA wurde das 

ehemalige Mitglied der Parlamentarischen Versammlung, die heutige schwedische 

Ministerin für Außenhandel und amtierende Präsidentin des EFT A-Rates, Anita 

Gradin, eingeladen, vor dem Plenum zu sprechen. 
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In ihrer Rede schrieb die Minis terin dem Europarat eine große Rolle zu, die 

darin bestünde , als Bindeglied zw ischen der EG und der EFTA zu fungieren, indem 

er als einzige europäische Organisation die Länder der einen und der anderen 

Organisation als Mitglieder vereinige . 1 9 9 2  werde durch den gemeinsamen Binnen

m arkt der freie Handel-und Personenverkehr in fast ganz Europa hergestellt sein, 

daher bedaure sie umso m ehr die Einführung der französischen Visapf licht. 

Wenn man das Recht auf Arbeit respektiere , so betonte die Rednerin, das in 

Europa leider noch keinesfalls verwirklicht sei, so müsse die EFT A unabhängig von 

der EG mit  den ihr zur Ver fügung stehenden Mit teln die europäische Integration 

weiterverfolgen. 

Hans Brunhart, Regierungschef und Außenminister von Liechtenstein, löste 

den türkischen Außenminister in seinem Amt als amtierender Präsident des 

Ministerkomitees ab und trug traditionsgemäß dessen statutarischen Bericht vor. 

Er begann seine Rede mit der Feststellung, daß sich die Zusammenarbeit mit  

den übrigen europäischen Organisat ionen, i m  besonderen m it der Europäischen 

Gemeinschaft , aber auch mit  den Ländern Osteuropas wesentlich verbesser t habe. 

D abei erwähnte er im Rahmen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit einerseits  

besonders die Beziehungen zwischen Ministerkomitee und Generalsekretär des 

Europarates andererseits j ene m it der Kom mission in Brüssel. 1 988 werde zum 

Europäischen Jahr des Kinos und des Fernsehens erklärt und stünde unter der 

Schirmherrschaft beider Organisationen. 

Die j üngste Entwicklung in der Sowjetunion gäbe Hoffnung, eine neue 

Vertrauensgrundlage besonders auf der Grundlage einer Zusam menarbeit auf kul

tureller Ident ität,  die Ost und West einbinde, zu finden. D abei werden nun konkrete 

Proj ekte geplant , aber zugleich auch weiterhin m it größt er Aufmerksamkeit die 

Fortschritte der KSZE-Verhandlungen, die eher qualitativ denn quantitativ sein 

sollten,  beobachtet. 

Im Bereich der zwischens taatlichen Zusam menarbeit zählte der Regierungs

chef  manchen konkreten Fortschrit t  auf M inisterebene in bezug auf Ausarbeitung 

und Rati fikation von Abko m men auf. 

Bei der Europäischen U mw eltministerkonferenz wurden - nach dem Dafürhal

ten des Redners - außerordentlich interessante Vorschläge für die zukünftigen 

Arbeiten des Europarates gemacht,  zu denen auch die Ausarbeitung einer Euro

päischen Bodenschutzkonvention zähle. 

Abschließend gab der Regierungschef von Liechtenstein seiner Genugtuung 

darüber Ausdruck, daß sein Land auf Initiative des Europarates viele Gesetze,  u.a. 

das St immrecht für Frauen, geändert habe. 
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Themenschwerpunkte 

RECHENSCHAFTSBERICHT DER ORGANISATION FUR WIRTSCHAFTLICHE 

ZUSAMMENARBEIT UND ENTWICKLUNG (OECD) FUR DAS JAHR 1 986  

Auch dieses Jahr fanden sich zur Berichterstattung über das Wirtschafts

thema Parlamentarier aus Australien, Kanada, Finnland, Japan, Neuseeland, den 

Vereinigten Staaten und auch aus Jugoslawien ein. 

Der Berichterstatter formulierte die Meinung der Kommission für Wirtschaft 

und Entwicklung in bezug auf die Entwicklung der Weltwirtschaft und den OECD

Bericht kurz folgendermaßen: 

die Weltwirtschaft ist krank, die Wachstumsrate von 2 - 2 1/2% ist zu gering, 

um die Arbeitslosigkeit erfolgreich zu bekämpfen, das Wirtschaftsungleichgewicht 

wird immer größer (die Verschuldung der USA beträgt bereits 1 7 0  Milliarden 

Dollar ,  w ährend Japan und D eutschland große Gewinne machen) , als Folge davon 

werden protektionistische M aßnahmen ergrif fen. Das Vertrauen in die Wirtschafts

kraft sinkt. Die Verschuldung in den Entwicklungsländern übersteigt die 1 .000 

Milliarden Dollar Grenze, während die Preise der Grundprodukte auf dem nie

dersten Stand sind. 

Würde sich die USA an die Vorschläge der OECD halten, wären die Weltwirt

schaftsergebnisse sicher besser. Ferner müßten den armen Ländern die Schulden 

erlassen werden. Schließlich betonte der Berichterstatter, daß lobenswerterweise 

die Europäische Gemeinschaft als einzige Organisation in Europa Maßnahmen gegen 

die landwirtschaftliche Uberproduktion ergriffen habe. 

Von den fünf zur Stellungnahme gebetenen Kommissionen gab Hans Hesele 

j ene der Kommission für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

zu diesem Bericht ab. Im Jahre 1 98 6  habe in Paris eine von der OECD organisierte 

Expertenkonferenz über die Zukunft der Wanderbewegung stat tgefunden, an der 

neben Experten auch einige Minister teilgenommen haben, und bei der vier große 

Themenkreise behandelt wurden: 

1) die Lehren, die man aus den Erfahrungen der Vergangenheit ziehen konnte 

2) der Zusammenhang zwischen Wirtschaft und demographischer Wanderbewe
gung in der Zukunft 

3)  die Lage der W anderarbeiter in den Industriestaaten in Anbetracht der großen 
Arbeitslosigkeit und schließlich 
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4) die zukünftigen Probleme der Wanderbewegung in den südlichen OECD

Staaten. 

Ein Bericht der OECD über W anderbewegungen kom m t  zum Schluß, daß in 

Europa eine Stabilisierung eingetreten ist ,  da nicht mehr so viele Wanderarbeiter 

einreisen, die Geburtenraten sinken, der Anteil der Jugendlichen an der Wander

bevölkerung sowie die Anzahl der Einbürgerungen steigt und illegale Einwanderung 

stärker ges toppt wird. 

Hans Hesele richtete schließlich das Ersuchen an die Verantwortlichen der 

OECD,  sich vermehrt  den wichtigen Problemen der Wander- und Gastarbeiter ,  der 

Frage der Überalterung sowie der Absicherung des Sozialsystems zu widmen. Zu 

diesem Zwecke sollten Vertreter der OECD m indestens einmal j ährlich zu 

Si t zungen der zuständigen Kom m ission eingeladen werden. 

In der Empfehlung Nr. 1061 und der Entschließung Nr. 884 wird die OE CD 

aufgeforder t, neue Vorschläge zum Abbau der Arbeitslosigkeit vorzulegen, die 

Wirtschafts-, Handels- und Währungspolitik besser zu koordinieren und zu überwa

chen. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, zum Zwecke der Wet tbewerbs

fähigkeit unserer Wirtschaft die protektionis tischen M aßnahmen einzuschränken, 

neue Anreize im öf fentlichen und privaten Sektor für einen Konjunkturaufschwung 

zu schaffen, das Zinsniveau zu senken und die Wechselkurse zu stabilisieren. Den 

Strukturwandel im Agrarbereich durch den Abbau von öffentlichen Subventionen zu 

beschleunigen, die Entwicklungshilfe auf mindestens 0 ,7% des Brut tosozialpro

duktes zu erhöhen und die Schulden für die am wenigsten ent wickelten Länder zu 

erlassen. 

Schließlich werden die Mitgliedstaaten aufgefordert ,  das Übereinkommen 

über gegenseitige verwaltungstechnische Unterstüt zung in fiskalen Angelegenhei

ten zu unterzeichnen. 

2 5. UND 26 .  J AHRESBERICHT ÜBER DIE TÄTIGKEIT D E R  EUROP ÄISCHEN 

FREIHANDELSZONE (EFTA) ( 1 98 5  UND 1 98 6) UND ANTWORT DER 

VERSAMMLUNG 

D er Berichterstatter erklärte dazu, daß es der EFTA seit  der Erklärung von 

Luxemburg im Jahre 1 984 gelungen sei, mit der Europäischen Gemeinschaft 

ins titutionelle Verbindungen zu schaffen, die über die traditionellen Wirt schafts

verbindungen hinausgingen, die in den Jahren 1 9 7 2  und 1 9 73 zwischen den beiden 

Organisationen geschlossen wurden. So wurde beispielsweise ein Übereinkam men 

über ein gemeinsames Verfahren für Transitgüter unterzeichnet.  
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Es is t unschwer zu erkennen, daß es natürlich ein besonderes Anliegen der 

EFTA-Länder ist , an dem Binnenmarkt, der 1992.  Verwirklichung finden wird, 

beteiligt zu werden. 

Sorge bereite dem Europarat die Tatsache, daß es zu einer Zweigleisigkeit in 

den Bereichen Ausbildung, U mweltschutz und Rechtsangleichung kommen könnte, 

wenn sich die Gemeinschaft ebenfalls dieser Themen annähme. 

D aher, so meinte der Berichterstatter, werde der Europarat so konsequent 

wie nur möglich eine effektive Zusam menarbeit mit der Europäischen Gemein

schaft und der EFTA anstreben. Ein besonderes Anliegen wäre in diesem Zusam

menhang, den freien Personen-, Güter- und Kapitalverkehr zwischen den Ländern 

des Europarates und der EFT A zu verwirklichen. An die Adresse Frankreichs 

gerichtet,  erbat der Berichterstat ter zum Abschluß seines Berichtes die baldige 

Aufhebung der Visapflicht. 

Wollgang Blenk nahm in der anschließenden Diskussion Stellung zu dem 

vorliegenden Bericht. 

Er erklärte dazu, daß die europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Integration natürlich nicht allein ein E G-Problem sei, daß die EFTA aber damals 

nicht als autonome Organisation gegründet wurde, sondern die Antwort all j ener 

Staaten war, die zu dieser Zeit nicht der EG beitreten wollten oder konnten. 

In der Folge habe sich die EG darauf beschränkt,  bilaterale, aber keine 

multilateralen Abkommen mit den Mitgliedsländern der EFTA zu schließen. 

Wolfgang Blenk begrüßte dagegen j ene andere Entwicklung - der Luxemburger 

Erklärung folgend -, einen dynamischen und einheitlichen europäischen Wirtschafts

und Technologieaustausch zu schaffen, bei dem die EFTA Staaten aktiv mitwirken 

sollten. N atürlich gäbe es in diesem europäischen Integrationsbereich leider noch 

manche Problem e  zu überwinden, so beispielsweise die Frage der Ursprungszeug

nisse, der technischen Vorschri ften und Normen, der Prüfungszeugnisse etc. 

Im letzten Teil seiner Rede beschäftigte sich Wolfgang Blenk mit der 

technologisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit,  der j a  von beiden Organisatio

nen Priorität eingeräumt wird. Es genüge j edoch nicht , gleichlautende bilaterale 

Rahmenabkom men auf diesem Gebiet abzuschließen. Die EFT A-Staaten müßten -

neben den bereits bestehenden CERN, COST und EUREKA Programmen auch in 

j ene wie ESPRIT, BRITE, RACE und EURAM eingebunden werden. Dies umso mehr, 

als im sogenannten Rahmenprogramm der EG die Absicht besteht , Drittländer 

miteinzubeziehen. 

Der Redner gab seiner Hoffnung Ausdruck, sowohl Europarat als auch EFT A 

mögen diese Möglichkeiten so weit wie möglich nützen. Es sollte ihnen aber auch 

die Chance geboten werden, gleiche Ausgangspositionen vorzufinden. 
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In der Empfehlung Nr. 1 064 wird das Ministerkomitee aufgefordert ,  die 

Zusammenarbeit z wischen EFTA- und EG-Ländern zu intensivieren, indem die nicht 

tari fmäßig gebundenen Hemmnisse abgebaut werden. Die Bereiche Forschung und 

Entwicklung, Ausbildung und U m welt sollten gemeinsam gelöst werden, die Wirt

schafts- und Währungspoli tik zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit koordinier t, und 

die Vorausset zungen geschaffen werden, um zu einem Abko mmen zw ischen der 

EFT A und der EG über die Liberalisierung des Handels mit  landwirtschaftlichen 

Verarbeitungserzeugnissen zu kom men. Schließlich soll - neben noch vielen anderen 

genannten Initiativen - auf dem Transportsektor eine Zusamm enarbeit beider 

Organisationen erfolgen. 

SITZUNGSORT DER PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG UND DER 

KOMMISSIONEN 

Basierend auf einem D irektivenentwurf war diesem Thema aus Protest der 2 1  

Mitgliedsländer des Europarates gegen die für einige ihrer Kollegen eingeführten 

französischen Visamaßnahmen ein ganzer Vormit tag gewidmet.  Im Ent wurf wird 

darauf hingewiesen, daß die französischen Behörden die Visamaßnahmen in letz ter 

Zeit noch verschärft  hätten (Angabe einer Adresse in Frankreich etc.) , obwohl 

Premierminister Jacques Chirac noch im Jänner desselben Jahres ankündigt hatte,  

diese nur kur z fristig einzuführen. Anstatt die  Kom m unikation zwischen den euro

päischen Staaten zu erleichtern, hat Frankreich diese Restriktionen eingeführ t ,  

sodaß die 21  Mitgliedstaaten des Europarates den Präsidenten und den General

sekretär der Oranisation beauftragten, die Möglichkeiten zu prüfen, bis zur 

Aufhebung dieser dikriminierenden Maßnahmen die Plenarsit zungen in Luxemburg 

und die Sit zungen der Kommissionen außerhalb von Frankreich abzuhalten. 

Zu Beginn der D ebat te erklärte der Präsident der Parlamentarischen Ver

sam mlung, der französische Christdemokrat Louis Jung, daß ihm die Lösung dieses 

Problem s  ein großes Anliegen sei und daß die D iskussion nicht gegen Frankreich, 

aber gegen einen Fehler in der Administration geführ t  werde. 

Hans Hesele und Wollgang Blenk nahmen i m  Namen der österreichischen 

D elegation zu diesem Problem Stellung. 

Ers terer verm erkte so wie viele seiner Kollegen aus den übrigen Mitglieds

ländern des Europarates, die sich ebenfalls zu diesem Thema zu Wort gemeldet 

haben, daß konkrete Protestmaßnahmen gegen diese Diskriminierung ergrif fen 

werden müßten. 
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Gerade für einen österreichischen Staatsbürger sei es grotesk, beispielsweise 

in kom munistische Nachbarländer wie Ungarn oder Jugoslawien im Gegensatz zu 

Frankreich ohne Visum einreisen zu können. Hans Hesele war mit der Formulierung 

des Präsidenten Louis Jung nicht einverstanden, der von "einem Irrtum der 

Administration" sprach, denn der könne j a  gleich behoben werden. 

Die Bestrebungen seines französischen Kollegen Caro,  Straßburg zur Haupt

stadt Europas zu machen, könne er daher keinesfalls unterstützen. Er wolle aber 

trotzdem den Kompromißabänderungsantrag von Präsident Jung unterstützen, der 

vorsieht, der französischen Regierung bis 2.5 .  Jänner Bedenkfris t zu geben, bevor 

die Kommissionssit zungen tatsächlich an Sitzungsorte außerhalb Frankreichs ver

legt werden. 

Abschließend bat Hans Hesele um Unterstützung aller 2. 1  Mitgliedsländer 

einschließlich Frankreichs, damit diese, einige Staaten diskriminierende Maßnahme 

aufgehoben werde. 

Wolfgang Blenk. verwies am Beginn seiner Rede auf die seit vielen Jahren 

hochgehaltenen Grundsätze des Europarates: Freiheit - Menschenrechte -Demokra

tie. 

Natürlich verstünde er die Sorge in bezug auf Terrorismus, die französische 

Delegation könne j edoch nicht annehmen, daß die Terroristen aus Schweden, 

Norwegen oder Österreich kämen. 

Wenn es ihm persönlich auch sehr leid täte, nicht in der schönen Stadt 

Straßburg tagen zu können, so müßten die französischen Kollegen jedoch einsehen, 

daß aus Protest eine derartige Entscheidung gefällt werden müsse.  Es genüge 

nämlich nicht, daß Funktionäre und Parlamentarier freien Zutrit t nach Frankreich 

genießen, "wir wollen ein Europa der freien Bürger" .  

Die  französische Delegation hat j edoch trot z  der Aufforderung zur Solidarität 

nicht mit den übrigen Mitgliedstaaten für den Direktivenentwurf Nr. 433 gestimmt,  

der m it großer Mehrheit angenommen wurde. Er fordert das Büro auf,  die 

Möglichkeiten zu prüfen, in Sit zungsorten außerhalb Frankreichs zu tagen, wenn die 

Visamaßnahmen nicht bis Jänner 1988 bei der Eröffnung der Winter-Plenarsitzung 

aufgehoben würden. 

KONFERENZ F U R  SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT IN EUROPA 

D er Berichterstatter bemerkte mit Genugtuung, daß das Verhandlungsklim a  

zwischen den 3 5  Teilnehmerstaaten seit der Konkretisierung des Abbaus der 
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nuklearen M it tels treckenwaffen um vieles entspannter geworden und ein gewisses 

Gleichgewicht zwischen den drei Körben: Sicherheit , Wirtschaft einschließlich 

Technologie und U mwelt und den Menschenrechten hergestellt worden sei.  Die 

Poli t ik  der "Glasnost" kom me den Forderungen der Schlußakte von Helsinki auf 

humanitärem Gebiet sehr entgegen und damit auch j enen des Europarates. Es wäre 

- so der Berichterstat ter - die Zeit geko m m en, in der die Länder Osteuropas den 

Europarat als Verhandlungspar tner akzeptieren. D aher sollte er bei den Verhand

lungen mit der KSZE den Schwerpunkt besonders auf Menschenrechte und W irt

schaft legen. Der Europarat is t seit 1 98 7  in Kontakt mit allen Teilnehmerstaaten 

an der KSZE-Konferenz .  D er Generalsekretär des Europarates war u.a. auch in 

Ungarn eingeladen und konnte ebendort für eine verstärkte kulturelle Zusammenar

beit werben. 

D ie Berichterstatterin der Komm ission für N ichtm itgliedsländer zur Stellung

nahme ersucht, gab zu bedenken, daß die Politik der westlichen Staaten unter

einander zu wenig in bezug auf den Osten abgestim mt sei ,  und m an trotz "Glasnost"  

d ie  D inge sehr vorsichtig betrachten müsse. 

Dem Bericht folgte eine lange D iskussion, bei der j ene in der Mehr zahl waren, 

die trotz  der vielversprechenden Entwicklung in der UdSSR zur Vosicht mahnten. 

M anche fürchteten eine Verstärkung des Ungleichgewichtes der konventionellen 

W affen und forderten eine m it telfristige Lösung dieses Problems. 

Ludwig Steine!' beurteilte die Ergebnisse der Sicherheitskonferenz als deshalb 

so bedeutend, weil erstmals " weitgehende Verhaltensnormen für die Zusammen

arbeit der europäischen Völker" auch z wischen Ländern verschiedener Gesell

schaftsordnung zustande kamen. Er persönlich trat dafür ein, daß der Europarat 

dieses Instrumentarium nütze und Kontakte m it osteuropäischen Ländern auf

nähme,  dies jedoch unter Bewahrung der eigenen Grundsätze und in einem Prozeß, 

bei dem Zeit eine große Rolle spiele, und j ede diesbezügliche Aktivität abgew ogen 

gehöre. Die  Geschichte - so meinte er - habe schon einige Male das Auf und Ab der 

Entwicklung erlebt .  Die Dinge sollten demnach mit  gutem Willen, jedoch m it 

Realismus verfolgt werden.  

Dasselbe gelte auch für die  Abrüstung. "Wenn m an ein Waf fensystem aus dem 

Gleichgewicht des Schreckens herausnim mt ,  so bekom men andere Elemente dieses 

Gleichgewichtes völlig neue Bedeutungen." Es wird an uns liegen, die Ergebnisse 

der Sicherheitskonferenz nut zbringend anzuwenden, denn wenn Europa seine eige

nen Probleme gelöst hat ,  wird es si ch auch besser um diej enigen in der übrigen Welt 

küm m ern können. 
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In der Entschließung Nr. 886 wird festgestellt, daß sich vor allem seit dem 

Treffen der Mitglieder der Unterkommissionen des Europarates, die im März in 

Wien stat tgefunden hat ,  die Gesprächsbasis mit allen osteuropäischen Staaten 

bedeutend verbessert hat . 

Die Menschenrechte müssen auf dem Gebiet der Religionsfreiheit, des 

Rechtes, sein Land zu verlassen, und des Rechtes nationaler Minderheiten noch 

wesentlich verbessert, auf der Basis der kulturellen Identität Verbindungen mit 

Osteuropa geknüpft, und der freie Informationsfluß, wie er in den Schlußakten von 

Helsinki gefordert wird, weiter verstärkt werden. Die Entschließung um faßt 15 

Punkte, in denen u.a. die das Schlußdokument des Wiener Treffens geforderten 

Details, das sind die Vorstellungen in bezug auf die Sicherheit,  auf die Wirtschaft 

einschließlich Wissenschaft und U mwelt sowie auf die menschliche Dimension, 

formuliert wurden. 

NUKLEARE UNF ÄLLE 

Nach der parlamentarischen Anhörung vom 8.  und 9 .  Jänner 1 9 8 7  über dieses 

Thema wurde von der Kommission für Sozial- und Gesundheitsfragen ein Bericht 

erstellt , in dem neben zahlreichen Anregungen und Schlüssen, vor allem zwei 

Punkte besonders hervorzuheben sind: 

a) Die Atomkraft ist in Europa zu einer Realität geworden, die aber unter 

Bedachtnahme der vielgestaltigen Struktur dieses Kontinents, seiner großen 

Bevölkerungsdichte , der nahen Grenzen und auch der zumeis t skeptischen 

Halterung der Bevölkerung betrachtet werden muß und daher zu einer extrem 

gefährlichen Technologie wird. 

Technische, medizinische, ökologische und administrative Maßnahmen müssen 

daher - so meinte die Berichterstat terin - präventiv getroffen werden. 

b) Die Bevölkerung muß über die Vorsichtsmaßnahmen, die zu ihrem Schutz 

diesbezüglich getroffen wurden, aufgeklärt werden und auch darüber, wie sie 

sich in Notsituationen zu verhalten habe. 

Daraus zog die Berichterstatterin den Schluß, daß es notwendig wäre , die 

diesbezüglichen Entscheidungen vom Niveau der Experten auf ein strenges parla

mentarisches Niveau zu verlagern, was mit der Zeit zu einer größeren Einbeziehung 

der betroffenen Bevölkerung, aber auch der Anrainerstaaten führen sollte. 

Der Bericht endete mit der Feststellung, daß große Ungewißheit über die 

Langzeit folgen sowie über die Auswirkungen geringer Strahlenwerte herrsche und 

daher grundsätzlich j ede unnötige Strahlenbelastung zu vermeiden sei. Er sollte vor 
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allem dazu dienen, die überaus gegenteiligen Meinungen über die Verwendung von 

Atomkraft in bezug auf Gesundheits- und Sicherheitsproblem e  etwas zu ordnen. 

Drei Kommissionen gaben ihre Stellungnahme zu diesem Bericht ab, wovon 

Sixtus LANNER diej enige der Agrarko m mission vortrug. Seine Überlegungen und 

die seiner Kommission gingen dahingehend, daß Gesundheit und Sicherheit der 

Bevölkerung, wohl vor allem anderen fungieren müssen. Das heißt also, dafür Sorge 

zu tragen, daß die Nahrungsmittel gesund bleiben. Tschernobyl habe gezeigt, daß 

die Bereiche Landwirtschaft, Jagd und Fischer ei außerordent lich anfällig  für die 

Folgen solcher Katastrophen seien. Daher wäre der wichtigste Grundsat z der 

U m w eltpoli tik die Vorsorge und nicht die Sanierung. 

D er graduelle Ausstieg aus der Kernkraftenergie sollte daher, nach der 

Mehrheitsentscheidung seiner Kom m ission das langfristige Ziel sein. 

Auch das sogenannte "Restrisiko "  sollte durch eine neue Energiepolitik 

ausgeschaltet werden. 

Strikt lehnte Sixtus Lanner die Notlösung mit den sogenannten Entschädi

gungen der Bauern ab. M an sollte es gar nicht so weit  kom men lassen, wenn aber 

die Katastrophe doch hereingebrochen ist,  sollten klare Hil fsregeln aufgestellt sein. 

Abschließend vertrat der Redner die Meinung, daß wir aus den bereits 

gemachten und noch zu erwartenden Erfahrungen lernen müssen und der Europarat 

daher die vorliegenden Berichte nicht als abgeschlossen, sondern nur als Zwischen

bilanz ansehen sollte .  

Die D iskussion über dieses Them a  war lange und sehr kontroversiell, mehr als 

40 Abänderungsanträge wurden eingebracht,  sodaß der Präsident der Komm ission 

für Um welt ,  Regional- und Gemeindeangelegenheiten sogar eine Rückverweisung 

des Berichtes verlangte. 

Bei dieser allgemeinen Diskussion, die sich über Stunden erstreckte,  ergriff  

Sixtus LANNER nochmals das Wort .  Nachdem Sti m m en laut wurden, die meinten, 

das Problem nicht dramatisieren zu müssen, entgegnete er , "es sei auch nicht zu 

bagatellisieren" .  Wenn das Für und Wider Kernenergie z w ar noch i m m er eine 

nationale Entscheidung sei, so sei die Kontrolle des Sicherheitsstandes trotzdem ein 

internationales Anliegen, daher w äre der Europarat die zuständige Organisation, 

mutige Entscheidungen zu treffen. 

Er sprach auch von einer Vernet zung der Systeme,  die nicht nur zu mehr 

Energie ,  sondern auch zu einem Mehr an Schadstoffen führe,  welche durch den 

Boden in den Nahrungsm it telkreislauf kämen und schlug daher die M öglichkeit  einer 

sogenannten Krisenvorsorge mit  weitestgehend gesunden Lebensmit teln vor .  
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Auch Walter Bösch beteiligte sich an der Diskussion. Er meinte, die Kommis

sion für Sozial- und Gesundheitswesen habe eine sehr maßvolle Schlußfolgerung aus 

der Katastrophe von Tschernobyl gezogen, die Kommission für Wissenschaft und 

Technologie sei dagegen als Verteidigerin der Kernenergie aufgetreten. 

Die Bevölkerung will  aber seit der Katastrophe Antworten von Regierungen ' 

und Parlamenten, sie sei mit Recht verunsichert .  D a  weder die Frage der 

Endlagerung, noch j ene über die Folgen der Langzeitwirkung gelöst sei, solle man 

versuchen, andere Energiequellen zu suchen, denn auch die Probleme des interna

tionalen und des Nachbarschaftsrechtes seien nicht geklärt.  Die Nachbarstaaten, 

müßten das Recht haben, sich zu wehren und ihren Standpunkt einzubringen. 

Selbst in der Europäischen Gemeinschaft gäbe es keine einheitlichen Grenz

werte für zulässige Strahlenbelastung bei Normalbetrieb. 

Das von der Kommission für Sozial- und Gesundheitsfragen vorgeschlagene 

Moratorium für Atomanlagen sei das mindeste, was wir Europäer tun könnten. 

Am Ende der Diskussion erfolgte die Abstimmung über die Abänderungs

anträge und über den Bericht , es konnte jedoch keine Einigung erzielt werden, 

sodaß der E mpfehlungs-, der Entschließungs- und der Direktivenentwurf zur neuer

lichen Abstimmung auf die Jännersitzung verwiesen werden mußte. 

Nach einer für 7 Tage anberaumten Plenarsitzung, mit Sitzungen der politi

schen Gruppen und aller Kom missionen und Unter-Kommissionen, endete schließ

lich am Donnerstag, dem 8. Oktober, die Herbstsitzung in Straßburg. 
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DIE UNTERKOMMISSION FtlR KSZE-FRAGEN TAGT IN ÖSTERREICH 

So wie j edes Jahr w ar Österreich konform mit den übrigen Mitgliedsländern 

des Europarates auch im Berichtsjahr 1 98 7  Gas tland einer Komm issionssi tzung. 

Am 1 2. und 1 3 .  März waren die Mitglieder der Unterkommission für KSZE

Fragen, die sich aus jenen der Politischen- und der Komm ission für Nichtmitglieds

länder zusamm enset z t ,  nach Wien geko m m en, um sich bei den Delegationsleitern 

der 3 5  Teilnehm erstaaten der KSZE-Nachfolgekonferenz über den Stand der 

Verhandlungen zu informieren. 

Das Treffen wurde m it großer Spannung erwartet und von dem norwegischen 

Konservativen Harald Lied, Generalberichterstatter zum The m a  über die Ost-West

Beziehungen im Europarat,  als his torische Sit zung bezeichnet . 

Es war das erste M al,  daß Parlamentarier des Europarates mit so hochrangi

gen Delegationsleitern der osteuropäischen Staaten an einem Tisch saßen. 

Von der österreichischen parlamentarischen D elegation nahm Ludwig Steiner, 

Mitglied der KSZE Unterkommission des Europarates, an dem Treffen teil. 

Nach einem Briefing mit den Delegationsleitern, der Mitgliedstaaten des 

Europarates sowie der USA und Kanada, erfolgten getrennte Gespräche mit j enen 

von Rumänien und Jugoslawien. Von den Delegationsleitern Bulgariens, der DDR,  

Ungarns, Polens, der Tschechoslowakei und der Sowj etunion, wurden die Europa

ratsparlamentarier über die neuen Vorschläge der Wiener KSZE-Konferenz infor

miert. Ein sowj etischer Sicherheitsberater sprach über die Abrüstungsvorschläge. 

Aus den zweitätigen Gesprächen w ar zu entnehmen, daß das gegenseitige 

Interesse auf beiden Seiten groß war.  So sprachen beispielsweise einige Vertreter 

von osteuropäischen Ländern über die D urchführung des sogenannten "Colombo 

Planes" bezüglich der Intensivierung der Kontakte auf parlam entarischer Ebene, 

damit die Zusammenarbeit verbessert und eine Entspannung in Europa im weitesten 

Sinne erreicht werde. D iese Vorschläge versprachen sie ihren Regierungen zur 

Begutachtung zu unterbreiten. 

Durch dieses Tref fen würden viele neue Kontakte hergestellt, die für die 

Zukunft erfolgversprechend waren, daher formulierten die anw esenden Parlamenta

rier den Wunsch, die eingeleiteten Gespräche im nächsten Jahr fortzuführen. 
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EINE ÖSTERREICHISCHE GEMEINDE ERHÄLT DIE EUROPAFAHNE 

Der ehemalige Präsident der Parlamentarischen Versammlung des Europa

rates und derzeitiger Vorsitzender der Sozialistischen Fraktion im Europarat , der 

deutsche Abgeordnete Karl Ahrens, überreichte am 25.  Oktober der Gemeinde 

Ringelsdorf-Niederabsdorf als Auszeichnung für Verdienste um den Europagedanken 

die Europafahne. 

Die Feier fand unter großer Beteiligung der Öffentlichkeit im Beisein von 

Frau Bundesminister Hilde Hawlicek und dem Bürgermeister der Gemeinde Hans 

Winds teig stat t, dem in seiner Funktion als ehemaliger Abgeordneter zum Europa

rat dabei größte Anerkennung gezollt wurden. 

In Presse und Medien fand dieser Festakt eine gute Abdeckung. 

SYMPOSIEN UND KONFERENZEN DES EUROPARATES, AN DENEN ÖSTER

REIcmsCHE EUROPARATSPARLAMENTARIER TEILNAHMEN 

Im Berichtsjahr fanden zahlreiche Symposien, Kolloquien, Anhörungen und 

Konferenzen statt,  die vom Europarat zu wichtigen aktuellen Themen organisiert 

wurden. 

Gleich zu Beginn des Jahres fand am 8. und 9. Jänner in Paris eine 

parlamentarische Anhörung über Kernkraftunfille statt ,  an der der Zweite Präsi

dent des Nationalrates Marga Hubinelt und Jolanda Offenbeck teilnahmen. Die 

Parlamentarier hatten die Möglichkeit, sich von Experten über die Folgen der 

nuklearen Strahlung auf den Menschen und seine U mwelt zu informieren und 

diskutierten über " Umwelt- und Bevölkerungsschut z " .  Die mehr oder weniger guten 

Vorsorgemaßnahmen in den einzelnen europäischen Ländern wurden diskutiert und 

darauf hingewiesen, daß die Kenntnisse über die Auswirkungen von Bestrahlungen 

durch geringere Dosen noch sehr ungenügend seien, und daher in diesem Bereich zu 

großer Vorsicht gemahnt werden müsse. 

Vom 9.  bis 1 0. April fand in Toledo ein Symposium über den jüdischen Einf1u8 

auf die europäische Kultur auf Einladung des spanischen Parlaments statt .  

Federführend für diese Veranstaltung waren die Kommissionen für Kultur und 

Erziehung des Europarates sowie die Europastiftung für Wissenschaft, Kunst und 

Kultur. 
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An diesem Symposium nahmen Poli tiker , His toriker , Orientalis ten, Theologen, 

Philosophen, Mediz iner sowie Generalsekretär Marcelino Orej a, Si mone Veil, Andre 

Lwoff, der Nobelpreisträger für Medizin und der Anthropologe Julio Caro Baroj a  

teil. 

Österreich ent sandte Friedrich Probst und Karl Reinhart zu diesem Symposi

um , bei dem über die his torische Symbiose z wischen j üdischen, chris tlichen und 

arabischen Kulturen in Südspanien und Nordafrika und deren Einfluß auf die 

europäische Kultur diskut iert wurde.  Weiters wurde über die Zusammenhänge 

zwischen j üdischer und europäischer Philosophie ,  Theologie und Wissenschaft sowie 

über die Sephardische D ichtung und Musik und deren Einfluß auf die europäische 

Literatur und Kunst gesprochen. D ie Ergebnisse dieses Symposium s werden als 

Grundlage für einen gleichnam igen Bericht dienen, der im Herbst  auf die Tagesord

nung der Parlamentarischen Versam mlung gesetzt  wurde. 

Den offiziellen Auftakt der Europäischen Kampagne für den ländlichen Raum , 

der gemeinsam m it dem Europäischen Parlament organisiert wurde, fand am 1 1 . 
und 1 2. Juni in Lissabon stat t und wurde vom Staatspräsidenten Portugals, M ario 

Soares eröffnet. Er betonte in seiner Ansprache, wie wichtig die Verbindung 

zwischen dem Menschen und seiner U mgebung sei und unterstrich, daß diese 

Kampagne bereits jetzt  dazu geführt habe, für die Modernisierung der portugiesi

schen Landwirtschaft Anregungen zu bringen. 

Österreich war bei der Eröffnung durch Sixtus Lanner ver treten, der 

Vorsit zender des Österreichischen Nationalkomitees " Kampagne für den ländlichen 

Raum" ist. 

Die Kampagne wurde ursprünglich für die Jahre 1 9 8 7  und 1 988  beschlossen, 

soll aber über Empfehlung des Europarates auf nationaler Ebene weitergeführt 

w erden. Sie zeigt die Probleme,  aber auch Chancen und die Bedeutung des 

ländlichen Raumes auf. D ieser w ird im zunehmenden Maße durch 

Fremdbestim mungen bedroht,  die Landschaft aber auch die Baukultur und der 

Lebensst il werden zerstört. 

Durch die Kampagne will  m an versuchen, die spez i fischen Wer te dieses 

Raumes wie beispielsweise das kulturelle Erbe bewußt zu machen, die Lebens- und 

Arbeitsbedingungen der ländlichen Bevölkerung zu verbessern und zugleich damit 

bei  Entw icklungsproj ekten Landschaft und kulturelles Erbe zu schonen. 

Um diese Ziele zu erreichen, wurden und werden diesbezügliche Program me 

erarbeitet ,  Vorschläge für die betroffenen Menschen, Betriebe, Regionen und auch 

solche für deren geset z m äßige Durchführung gem acht . Zahlreiche Konferenzen, 

Seminare und Wettbewerbe, Ausstellungen und dergleichen wurden im Laufe des 

Berichtsjahres organisier t, an einigen hat Sixtus Lanner in seiner Funktion als 

Vorsitzender des Österreichischen Nationalkom itees teilgenom men. 
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In Österreich wird besonderes Augenmerk auf 3 Punkte gelegt: 

- Sicherung und Aufw ertung der Dorfschule 

- Bewahrung und Ent wicklung echter Landkultur 

- sowie um fassende Ortserneuerung, die sich auf D örfer, M ärkte und 

Bezirksstädte beziehen soll. 

Die Z. Konferenz über Parlamentarische Demokratie hat vom 28.  - 3 0. 

September in Straßburg im Beisein zahlreicher prominenter Politiker u.a. auch aus 

Australien, Kanada, Finnland, Japan, N euseeland und den Vereinigten Staaten von 

Am erika stattgefunden. 400 Parlamentarier aus 27 Ländern waren Teilnehmer an 

dieser Konferenz, die unter der gemeinsamen Schirmherrschaft von Europarat und 

Europaparlament stand. Österreich war durch den Zweiten Präsidenten des Natio

nalrates Marga Hubinek und durch die Klubobfrau des Grünen Klubs Freda 

Meissner-Blau ver treten. 

Die Eröf fnung nahm der Präsident der Republik Frankreich Francois Mit ter-

rand vor. 

Die einzelnen Berichte konzentrierten sich im w esentlichen auf 

- die erweiter te Mitwirkung des Bürgers in der Demokratie, 

- das Verhältnis Abgeordneter und Wähler und 

- auf die Rolle der Massenmedien. 

D abei wurden äußers t interessante und für die Weiterentwicklung der Demo

kratie von großer Wichtigkeit erscheinende Themen angeschnit ten. Es ging um 

Formen und Mit tel, sich an der D emokratie zu beteiligen, um die M öglichkeiten zur 

Stärkung der Rolle des Parlaments, um die Probleme, die in den 80er Jahren der 

Demokratie erwachsen könnten und nicht zulet z t  auch um die nicht zu unter

schät zende Rolle der M edien in diesem Prozeß. 

D as Ziel dieser Konferenz war es, die pluralis tischen Demokratien unter

einander stärker zu binden, die demokratischen parlamentarischen Institutionen 

weiterzuentwickeln und schließlich die demokratischen Regierungsform en zu stär

ken, die durch den Terrorismus, den Fremdenhaß, die Arbeitslosigkeit und durch 

den Drogenmißbrauch gefährdet sind. 

D as Ergebnis der Konferenz , das in Arbeitsgruppen formuliert und im Plenum 

diskutiert wurde, lag bei der Schlußsitzung am 3 0. September vor. Es wurden dabei 

beispielsweise M aßnahm en vorgeschlagen, um die Beteiligung der Bürger und 

Bürgerinnen an den Wahlen zu heben und mehr Frauen in gewählte Versammlungen 

zu nominieren. 
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D ie Rolle des Parlam ents muß gestärkt werden und j e  nach Geschichte und 

Situation des Landes, die Form der Demokratie diesen individuellen Gegebenheiten 

angepaßt werden. Einig war m an sich darüber , daß die schlechte Ausbildung des 

Bürgers es den meisten nicht erlaubt , verantwortlich und fähig zur Verbesserung 

der Gesellschaft beizutragen. Mangelnde Kenntnis oder sogar fehlendes Vertrauen 

in breiten Schichten der Bevölkerung an das demokratische System wurde festge

stellt, daher müßten nach Meinung aller Teilnehmer die Schule,  aber auch die 

Familie und die Jugendorganisationen in höherem M aße als bisher auf mehr 

Toleranz achten und Sorge und Verant wortung für mehr Demokratie tragen . 
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Empfehlungen 

Nr . 1 04 8  

Nr . 1 0 49 

Nr.  1 0 5 0 

Nr . 1 0 5 1  

N r .  1 0 5 2  

N r .  1 0 5 3  

Nr . 1 0 54 

Nr . 1 0 5 5  

N r .  1 0 56 

Nr . 1 0 5 7  

Nr . 1 0 5 8  

Nr . 1 0 5 9  

Nr . 1 0 6 0  

N r .  1 0 6 1  

Nr . l 06 2  

N r .  1 0 6 3  

N r . 1 06 4  

Nr . 1 0 6 5  

Nr . 1 0 6 6  

N r . 1 0 6 7  

ANGENOMM ENE TEXTE 

über d i e  Ausw i r kungen d e r  gege n w ä r t i gen Bod enverschlechterung 
a u f  die L a n d w i r t schaft  

über die e u ropäische L a n d w i rtschaft  i m  Jahr 2000 

über Be z i e h u n g e n  zu d e n  e u ro p äischen N i c h t m i t g l i e dsländern 

über Fle xi b i l i t ä t am Arbe i t s m a r k t  i n  e i n e r  i m  W a ndel 
begri f fenen W i r tschaft  

über d i e  R h e i n - Versc h m u t zung 

über die Be droh ung d e r  L a n dw i r t sc h a f t  d ur c h  k üns t l i c h e  
L e be nsm i t tel 

über die A kt i v i t äten d es zwischens t a a t l i chen K o m i te es f ür 
Wanderbewegung OC M )  ( 1 . J änner 1 9 8 4  - 3 1 .  D e z e m be r  1 9 8 5 )  

über parlamentarische Ausw e r t u n g  v o n  w issensc h a f t l i chen und 
technologischen Entsch e i d u n ge n  

über i nnersta a t l i c he F l üc h t l i n ge u n d  v e r m i ßte Personen i n  
Zypern 

über die g e g e n w är t i g e  R o l le Ä g y ptens i rn Nahen Osten 

über W a nderbewegungen i n  Verbindung m i t  Late i n amer i k a 

über d i e  R o l le d e r  W i rt sc h a f t  i n  d e r  K u l t u r 

über den Sc h u t z des W al d e s  

ü b e r  d i e  Zus a m m e n a r be i t  z w i s c h e n  d e r  O r g a n i s a t i o n  f ür 
w i r t sch a f t l i che Zusam m e n ar be i t  und Entwi c kl u n g  (O E C D )  und 
dem Europarat auf d e m  G e b i e t  d er K u l t u r  und Er z i e h u n g  

ü b e r  d i e  pol i t ische Zus a m m e na r be i t  z w i s c h e n  E u r o p a  u n d  A f r i k a  

über d i e  w i ssensc h a f t l i che u n d  technologische Zusarn m e narbe i t  
i n  Europa: W e ge z u  e i n e m  neuen i ns t i t u t i onel lem Sch e m a  

über d e n  2 5 .  und 2 6 .  J a h resbe r i c h t  ( 1 9 8 5  und 1 9 86) ü b e r  d i e  
T ät i g ke i t  d e r  EFT A 

über den K i n derhandel u n d  andere Ausbe u t e f o r m e n  v o n  K i nd er n  

ü b e r  d e n  so z i a l e n  Schu t z  v o n  Wanderarbe i tnehmern und d eren 
F a m i l i en 

über d i e  kul t u re l l e  Be d e u t u n g  d e r  M asse n m e d i e n  i n  Europa 
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Stellungnahmen 

N r . 1 3 1  

N r . 1 3 2 

N r . 1 3 3 

N r . 1 34 

N r . 1 3 5  

Nr . 1 3 6 

Entschließungen 

Nr . 8 7 0  

Nr.  8 7 1  

Nr . 8 7 2  

Nr. 8 7 3  

Nr . 874 

N r .  875 

N r .  876 

N r . 8 7 7  

Nr . 8 7 8  

Nr . 8 7 9  

Nr . 8 8 0  

Nr . 8 8 1  

Nr . 8 8 2  

N r .  883 

über den Entwurf des Zusat zproto kolls zur Europäischen 
So zialcharta 

über d i e  K r iegsdienstverwe i gerung aus Gewissensgründen 

über den Entwurf einer e u ropäischen Konvention zum Sch u t z  
gege n  Folter , unmenschliche o d e r  entw ürd i gende Behandlung 
oder Strafe 

über die be i der 2 1 .  Si t zung der St ändi gen Konfer e n z  der 
Geme i nden und Regionen angeno m menen Texte (C LRAE) 
(Stra ßbur g ,  14.  bis  1 6 .  O ktober 1986)  

über das Budgetprogramm der Parlamentarischen Versammlung 
f ür das Jahr 1988 

über d i e  a l l gemei nen Ausgaben und das Bu dget f ür d i e  Jahre 
1 9 8 5 ,  1 9 8 7  und 1988 

über d i e  biogenet ische Revolution i n  der Landw irtschaft - Segen 
oder Fluch? 

über d i e  Ve r w i r kl i chung des Ber ichts d er Komm ission e m i nenter 
europäischer Pers ön l ic h ke i te n  (Colombo - Be r ich t )  (Al l gemeine 
Pol i t i k  des Europarates - Zukunft der Europäischen 
Zusa m m enarbe i t )  

über d i e  Lage d e r  balt ischen V öl ke r  

über den K r i e g  zwischen I r a k  und Iran 

über die Q uali t ät und Effe k t i v i t ät des Schulunterrichtes 

über Europa - e i n i ge praktische M a ßnahmen 

über das europäische Ne t z  f ür Hochgeschwindigke i ts z üge 

über die heut ige Rolle Ägyptens i m  Nahen Osten 

über die Organis ation d e r  Nord- Süd K a m pagne (Fr ühj ahr 1 988) 

über Sch u t z  und Sicherh e i t  i m  Flugwesen 

über Arti kel 57 der Europäischen M e nschenrechtskonvent ion 

über d i e  Täti gke i ten des Inte rnatio nalen Roten K re u zes (ICR C )  
( 1 984- 1 9 8 6) 

über d i e  W i chtigkeit  d er Jagd i n  den l ändl i chen Gebiete n  Europas 

übe r die D r i n gl i chkei ts-Deba t te n  der Parl amentarischen 
Ve rsam m l un g  
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Nr. 884 

Nr. 8 8 5  

N r .  886  

Nr.  887  

Richtlinien 

Nr. 433 

Nr. 434 

Antwort auf den Tätigkei tsbericht der Organisat ion für 
wirtschaftliche Zusam menarbeit und Entwicklung (OECD) 1 9 8 6  

über den j üdischen Einfluß auf die europäische Kultur 

über die Konferenz über Sicherheit und Zusam menarbeit in 
Europa (KSZE) 

über das Europäische Jahr des Films und Fernsehens 

über den Tagungsort der Parlamentarischen Versam mlung und 
der Kommissionen 

über die politische Zusam menarbeit zwischen Europa und Afrika 
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BERICHT DER ÖSTERREICmsCHEN DELEGATION 

ZUR PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG DES EUROPARATES 

FUR DAS JAHR 1988 

EINLEITUNG 

Die Parlam entarische Versammlung, die im Berichtsj ahr aus 1 7 0  bzw.  1 7 '2.  

Mitgliedern und aus ebenso vielen Ersat zmitgliedern bestand, hat sich vom 25. bis 

29. Jänner, vom 2. bis 6. Mai und vom 3. bis 8. Oktober 1 9 88 jeweils in Straßburg zu 

Plenar-Sitzungen getroffen. 

Die Ständige Kom mission, die im Namen der Versam mlung handelt , hat 

während des Berichtsj ahres am 23.  M ärz in Wien, am 3 0. Juni und am 1 7 .  November 

j eweils in Straßburg Sitzungen abgehalten. 

D ie j ährlich organisierte Sommersi t zung, bei der säm tliche Kom missionen, 

Unterkommissionen und die politischen Gruppen tagen, wurde auf Einladung der 

griechischen Regierung vom '2.7.  Juni bis 1 .  Juli in Athen abgehalten. 

Auch im Jahre 1988 haben sich die Arbeiten der Versam mlung auf eine sehr 

breite Basis von Themen erstreckt ,  die unter Zugrundelegung der Berichte der 1 3  

Kommissionen im Plenum diskutiert und abgestimmt wurden. 

Während dieses Zeitraum es set zte sich die D elegation wie folgt zusam men: 

Ordentliche Mitglieder 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Wolfgang BLEN K  (ÖVP) 

Abgeordn eter zum Nationalrat D Dr. Hans HESELE (SPÖ) 
(3 . Teil der 39. Sit zungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Fri t z  HOC H M AI R  (SPÖ) 
( 1 .  und 2 .  Teil der 40. Sit zungsperiode) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Jolanda OFFENBECK (SPÖ) 

Mitglied des Bundesrates Dr.  Karl PISEC (ÖVP) 

Abgeordneter zum Nationalrat Peter SCHIEDER (SPÖ) 

Abgeordneter zum N ationalrat Dr. Ludwig STEINE R  (ÖVP) 
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Enatzmitpeder 

Mitglied des Bundesrates Dr. Walter BÖSCH 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Heinz FISCHER 

Abgeordneter zum Nationalrat Fritz  HOCHMAIR 
(3 .  Teil der 39. Sitzungsperiode) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Marga HUBINEK 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Sixtus LANNER 

Abgeordneter zum Nationalrat Friedrich PROBST 

Mitglied des Bundesrates Dr. Martin STRIMITZER 
(1.  und Z.  Teil der 40. Sitzungsperiode) 

Delegationa"orsitzende 

DDr. Hans HESELE 
Dr. Ludwig STEINER 

bis M ai 1 988 
ab M ai 1 9 8 8  

(SPÖ) 

(SPÖ) 

(SPÖ) 

(ÖVP) 

(ÖVP) 

(FPÖ) 

(ÖVP) 

ÖSTERREICHISCHE PARLAMENTARIER IN WICHTIGEN FUNKTIONEN 

in der Parlamentarischen Versammlung 

Dr. Ludwig STEINER bis Mai 1 988 
Vizepräsident der Parlamentarischen Versammlung 

in den Kommissionen 

Dr. Marga HUBINEK 

Dr. Sixtus LANNER 

Dr. Ludwig STEINER 

Dr. Ludwig STEINER 

Dr. Ludwig STEINER 

Vizepräsident der Kommission für Kultur und 
Erziehung bis Mai 1 9 88 

Präsident der Agrarkommission 
während des laufenden Kalenderjahres 

Vizepräsident des Büros der Versam mlung 
bis Mai 1 9 8 8  

Vizepräsident der Ständigen Kom m ission 
bis Mai 1 9 8 8  

Vizepräsident der Politischen Kom m ission 
bis Mai 1 98 8  
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Dr. Ludwig STEINER 

in den Politischen Gruppen 

- 3 -

Präsident der Politischen Kommission 
ab Mai 1 988 

Vizepräsident der Sozialistischen Gruppe: 

Peter SCHIEDER ab Mai 1 988 

3.TEn.. DER 39. SITZUNGSPERIODE, Z5. - Z9. JÄNNER 1988 IN STRASSBURG 

Die Themen 

Der 3. Teil der 3 9 .  Sitzungsperiode der Parlamentarischen Versam mlung des 

Europarates endete mit  einem Ekl at . Die Sit zung wurde vorzeitig nach zweieinhalb 

Tagen abgebrochen. Dies aus Protest gegen die von Frankreich für Nicht-EG

Länder eingeführten Visamaßnahmen. Die Sit zung hät te vielleicht überhaupt nicht 

stat tgefunden, wäre nicht die bereits langgeplante feierliche Eröffnung und D is

kussion über Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität auf dem Program m gestan

den. 

Basierend auf dem Direktivenentwurf Nr. 435 des Büros, in dem die unhalt

bare Situation der französischen Visam aßnahmen für einige europäische Länder 

zum Ausdruck gebracht wurde, wird vorgeschlagen, das Büro sowie seinen Präsi

denten zu beauftragen, geeignete M aßnahmen zu ergreifen, dam it die ordentlichen 

Sitzungen der Parlamentarischen Versam mlung in Zukunft auch außerhalb von 

Straßburg abgehalten w erden können und darüber hinaus den drit ten Teil der 39. 

ordentlichen Sit zungsperiode nach der großen D ebat te über Nord/Süd-Interdepen

denz und -Solidarität vorzeitig aus Protest gegen Frankreich und aus Solidarität 

mit den betroffenen Ländern gemäß § 2 der Geschäftsordnung abzubrechen. 

Die Sprecher der fünf in der Parlamentarischen Versam mlung vertretenen 

Parteien bekannten sich alle vehement zum Inhalt des D irektivenent wurfs und 

erklär ten einhellig, gemeinsam den Terrorismus bekämpfen zu helfen. Sie verurteil

ten aber die Methoden, die Frankreich anwendet und hielten sie zudem für 

keinesfalls zielführend. 

Die daran anschließende nam entliche Abstim mung über den Direktivenent

wurf wurde mit  1 25 zu 5 Sti m m en bei 1 8  Enthaltungen mehrheitlich angenomm en. 

Diese Entscheidung war die Grundvoraussetzung, die Sit zung aus Protes t 

vorzeitig abzubrechen. 
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Traditionsgemäß begannen die Beratungen mit dem Tätigkeitsbericht des 

Büros und der Ständigen Kommission (Dok. 5829),  von Ludwig Steiner erarbeitet , 

gefolgt von einer Abstim mung über den Empfehlungs-, Ent schließungs- so wie 

Direktivenentwurf zum Thema Kernkraftunfälle (Dok. 5764) . 

Der folgende Tag war ausschließlich dem Thema: Beitrag der Parlamentari

schen Versammlung zu der öf fentlichen Europäischen Kampagne über Nord/Süd

Interdependenz und -Solidarität gewidmet: 

1.  Verschuldung, Handel, Beschäftigung und Entwicklungshil fe (Dok. 5826),  

eingebracht von der Kommission für Wirtschaft und Entwicklung, 

2. Technologietransfer (Dok. 5837) ,  eingebracht von der Kommission für Wis

senschaft und Technologie. 

3.  Bevölkerungsbewegung in der Drit ten Welt, ein Weltproblem (Dok. 5825) ,  

eingebracht von der Ko mmission für Wanderbewegungen, Flüchtlinge und 

D emographie. 

4. Politische Aspekte und Nord/Süd-Interdependenz (Dok. 5 83 1 ) ,  eingebracht 

von der Politischen Kommission. 

5. Die Umwelt in bezug auf Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität (Dok. 

5835),  eingebracht von der Kommission für U m welt, Regionalplanung und 

Gem eindeangelegenhei ten. 

6. Erziehung zur Entwicklung (Dok. 583 2) ,  eingebracht von der Kom m ission 

für Kultur und Erziehung. 

7 .  Landwirt schaftspolitik in den afrikanischen Staaten und Entwicklungshilfe 

(Dok. 5 8 1 9) ,  eingebracht von der Agrarkommission. 

8. Fischreichtum der Ent wicklungsländer: Eine vergessene Quelle (Dok. 58Z l) 

eingebracht von der Agrarkom m ission. 

Die anschließende Diskussion und Absti mmung nahm einen ganzen Tag in Anspruch 

und endete am Mittwoch am späten Nachmittag. 

Bekannte Pen6n1ichkeiten sprechen im Europarat 

Als in Lissabon im Jahre 1 9 84 die erste Konferenz des Europarates zum 

Thema: "Nord/Süd, Europas Rolle" stat tfand, enthielt das Schlußdokument die 

Aufforderung, gemeinsam mit der Europäischen Gemeinschaft eine Europäische 

Kampagne über Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität abzuhalten. Die Parla

mentarische Versammlung 

C arios , einen Mitinitiator dieser Kampagne, eingeladen, die feierliche Eröffnung 

vorzunehmen. D er König sprach in seiner Funktion als Ehrenpräsident dieser 
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Kampagne, die vom Europarat organisiert wurde, um die öffentliche Meinung in 

bezug auf die Völker Europas, und der Drit ten Welt  zu sensibil is ier e n  und u m  z u  

zeigen, daß Solidari tät nicht nur eine moralische Aufgabe, sondern eine sehr 

rationelle Verpflichtung ist .  Die Ansprache des spanischen Königs Juan Car los vor 

der Parlamentarischen Versam m lung hat aber noch einen zw eiten tie feren Grund: 

Können doch Spanien und auch Portugal - als demokratisch gewordener Süden 

Europas und nunmehrige Mitglieder des Europarates - besser und mit weitaus mehr 

Uberzeugungskraft als j edes andere Mitglied dieser Organisation ihre Brückenfunk

tion zu Afrika und zum iberischen Süden Am erikas bekunden. 

Unter Zugrundelegwtg der Tat sache, daß in der heutigen Zeit kein einziges 

Land selbständig die eigenen Probleme, unabhängig vom Rest der Welt, lösen 

könne, und daher eine gegenseitige Abhängigkeit von Indus trienationen und der 

Drit ten Welt bestünde, sei es nach den Worten des K önigs Juan C arlos notwendig, 

einer brei ten Öffentlichkeit bewußt zu machen, daß für den Norden die Solidarität 

mit dem Süden lebenswichtig sei, und daß die Wirtschaft des Nordens nur dann 

prosperieren könne, wenn sie zum Süden einen einigermaßen relevanten Ausgleich 

finden könne. So sei es eminent wichtig, die Öffentlichkeit dazu zu bewegen, ihre 

Gleichgültigkeit gegenüber diesen Tatsachen aufzugeben und im Geiste der Solida

rität zu handeln. 

Zur D urchführung dieser Nord/Süd-Kampagne eigne sich nach Meinung des 

Königs der Europarat ganz vortrefflich. Vereinigt er doch 2 1  europäische Länder, 

die das Zusam menleben ihrer Bürger auf Solidarität, M einungs-, Glaubensfreiheit 

und Menschenrechte gründen. 

Die Lebensbedingungen in zahlreichen Regionen, besonders in Afrika, aber 

auch in Lateinam erika haben sich in den letz ten Jahren weiterhin verschlim mert .  

Natürliche Gegebenheiten, aber auch Wirtschaftskrisen und die höhere Auslands

verschuldung in diesen Ländern werden für diese Entwicklung verantwortlich 

gemacht, es bleibe keine Zeit mehr, länger zu warten. Europa m üsse aktiv w erden, 

um diese negative Entwicklung zu bremsen, und um sich und zugleich der Drit ten 

Welt eine Chance für die Zukunft zu erhalten. Um dieses Ziel zu erreichen, haben 

es sich die Initiatoren der Kampagne nach den Worten des spanischen Königs zur 

Aufgabe ge macht , die Aufklärung über die Schicksalsgemeinschaft des Nordens mit  

dem Süden zu verstärken und praktische Vorhaben, die über Entwicklungshilfe  

hinausgehen, wie  z .B.  freiwilliges Zusam menwirken zwischen Organisationen, Insti

tutionen, Gruppen und Schulen voranzutreiben. 

Die Mit teilung des Ministerkomitees (D ok. 5839)  wurde vom amtiereDden 

Präsidenten des Ministerkomitees, dem luzemburgi.schen Au8enminister Jacques F. 

Poos, vorgetragen. 
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Seit Oktober 1 9 87 habe das M inisterkom itee auf dem politischen Sektor den 

Themen über Ost-West-Beziehungen sowie jenen über die Lage in Zent ralamerika 

besonderes Augenmerk geschenkt . 

Die Außenminister der Mi tgliedstaaten des Europarates, so betonte der 

M inister, erachteten die guten Beziehungen, die sich zw ischen den Vereinigten 

Staaten von Amerika und der UdSSR ent wickelt haben, als Vorausset zung für die 

Abrüstungsverhandlungen und die Abrüstungskontrolle. Bei m KSZE-Treffen in Wien 

m üsse m an aber gleichzeitig darauf achten, daß ein substantielles, ausgewogenes 

Abschlußdokument entstünde, denn Abrüstung müsse parallel und gleichzeitig mit 

einem Fortschrit t auf menschlicher Di mension in bezug auf die KSZE-Verhandlun

gen erfolgen. Dies sei ein Grund mehr , daß der Europarat große Aufmerksamkeit 

auf seine Beziehungen mit den Staaten Osteuropas lege. 

Der Arias-Plan wurde in bezug auf die Beziehungen des Europarates m i t  

. Zentralamerika vom Minister wärmstens unterstützt,  d a  er nach seiner Meinung 

dazu beitragen könnte, den Respekt vor den Menschenrechten und die Entwicklung 

zu demokratischen Institutionen in diesem Teil zu sichern. 

Basierend auf dem Bericht des Generalsekretärs des Europarates über die 

Zukunft dieser Organisation werde das M inisterkomitee nach Aussage des luxem

burgischen Außenministers eine genaue Prüfung und Analyse der Vorschläge, die in 

diesem Bericht enthalten sind, vornehmen. Schließlich ging der Minister noch auf 

die zwischenstaatlichen Tätigkeiten ein, die seiner Meinung nach sehr wichtige und 

konkrete Ergebnisse gebracht hät ten. So wurde z.  B. die Europäische Konvention 

zur Verhütung von Folter und unmenschlicher Behandlung sowie das Zusat zprotokoll 

zur Europäischen Sozialcharta zur Unterzeichnung aufgelegt und eine Empfehlung 

an die Mitgliedstaaten angenommen, die den Kampf gegen Aids zum Inhalt hat. 

Auf Familien-, Erziehungs- und Bildungsfragen werde besonderer Wer t  gelegt. 

Der Minister drückte in weiterer Folge seine Genugtuung darüber aus, daß 

Jugoslawien der Europäischen Kulturkonvention beigetreten und daß am 1 .  Dezem

ber 1987 die Konvention zum Schutze des architektonischen Erbes in Kraft 

getreten sei. Weiters erwähnte er die gute Zusam menarbeit mit  einigen Staaten 

Osteuropas in bezug auf die vom Europarat initiierte Idee einer Barockstraße. 

Der luxem burgische Außenminister schloß seine Rede mit  einem eindring

lichen Aufruf, das Nord/Süd-Problem einer Lösung zuzuführen, denn die Sicherheit 

in Europa hinge nicht nur von einer militärischen, sondern auch von einer 

weltwirtschaftlichen Stabilität und einer größeren Solidarität mit den Ent

wicklungsländern ab. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 55 von 484

www.parlament.gv.at



- 7 -

ThemeDSChwerpunkte 

BERICHT DES BÜROS UND DER ST Ä N DIGEN KOMMISSIO N 

D er von Ludwig Steiner erarbeitete Bericht enthielt eine Fülle von wichtigen 

Informationen den Europarat betref fend. 

D er Berichterstatter ging vor allem auf die im Berichtz eitraum er folgten, 

sehr bedeutenden Kontakte mit osteuropäischen Staaten und einer Reihe anderer 

Institutionen wie z. B. dem Europäischen Parlam ent , der U NESCO sowie dem 

Ministerkomitee ein. Das Büro befaßte sich natürlich auch m i t  den Problemen einer 

Fort führung der Straßburger Konferenz über parlamentarische Demokratie,  einer 

der Hauptaufgaben des Europarates, mit einer weit über Europa hinaus erfolgten 

Ausstrahlung. 

Um die Ergebnisse der Colombo-Kom m ission in der Praxis zu verwirklichen, 

wurde eine "Groupe de Suivi" gegründet, die nunmehr Vorschläge ausarbeiten wird, 

wie der Colombo-Bericht am besten in die Tat umgesetzt  w erden kann. 

Die internen Kompetenzschwierigkeiten bei Kontakten des Europarates m i t  

Institutionen nationaler Versammlungen der osteuropäischer Staaten seien bereinigt 

und folgendermaßen geregelt: Die Kontakte mit osteuropäischen Staaten werden 

durch das Büro eingeleitet und organisiert.  Erst dann werden die zuständigen 

Kommissionen, das sind natürlich vor allem die Kommission für Beziehungen mit 

den Nichtmitgliedsländern sowie die Politische Kom mission, aber möglicherweise 

auch andere Kom m issionen zu den Arbeiten herangezogen. N atürlich wurde im 

Zuge der Bürosit zungen auch darüber gesprochen, wie m an diese Kontakte mit den 

osteuropäischen Ländern gestalten sollte. Es herrschte dabei ein allgemeiner 

Konsens, die Grundsät z e  des Europarates voll aufrecht zuerhalten, andererseits aber 

eine gewisse Flexibilität an den Tag zu legen, ohne die Fragen über Menschen

rechte auszuklam mern. 

In diesem Zusam menhang wies der Berichterstatter Ludwig Steiner darauf 

hin, daß im Mai ein Besuch des ungarischen Staatssekretärs im Außenministerium 

hier in Straßburg vorgesehen sei .  Weiters rechne m an für Juni mit einem Besuch 

einer D elegation der Grande-Assemblee-nationale Rumäniens. Nachdem eine Ein

ladung des Obersten Sowj ets von seiten des Europarates erfolgte, erwarte m an  i m  

April d.J. eine D elegation aus der UdSSR i n  Straßburg, die mit  Mitgliedern des 

erw eiterten Präsidiums zusamm entreffen w erde. 

Als außerordentlich erfreulich bezeichnete Ludwig Steiner letztendlich die 

Entscheidung, daß ehem alige Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung des 
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Europarates eine Art Ehrenmitgliedschaft für die lange Tätigkeit in derselben 

anstreben können. 

KERNKRAFTUNF ÄLLE 

Dabei handelte es sich lediglich um die Absti mmung über einen Empfehlungs

und Direktivenentwurf zu Dok. 5764, worüber bereits im Herbst 1 987 anläßlich der 

Plenarsit zung diskutiert wurde, wonach es aber zu keiner Abstimmung kam . Es geht 

in dem Bericht um die von den Mitgliedstaaten des Europarates zu ergrei fenden 

Maßnahmen, um die Sicherheit in den Kernkraft zentralen zu gewährleis ten, aber 

auch die Menschen und U m welt vor der Atomstrahlung zu schützen und ihnen 

Gelegenheit zu geben, über die Produktion von Atom energie in der Zukunft zu 

diskutieren. Die Empfehlungs 1068 sowie die Entschließung 888 über Kernkraftun

fälle wurde mit 64 zu 2.6 Stimmen bei 1 1  Enthaltungen angenomm en. 

Sie fordern die Regierungen der UdSSR sowie auch die osteuropäischen 

Staaten auf, bis zur Erstellung von internationalen oder europäischen Normen den 

Bau von neuen Kernkraft werken einzustellen und sich m ehr an den Arbeiten der 

internationalen Atomenergiebehörde, die ihren Sit z in Wien hat, sowie j enen der 

Weltgesundheitsorgansation in Genf zu beteiligen. 

In der Direktive wird die Juridische Kommission aufgefordert, alle j uridischen 

Aspekte eines Atomunfalles zu prüfen. 

NORD/SUD-INTERDEPENDENZ UND -SOLID ARITÄT 

Im Berichtsj ahr 1 98 8  nahm die öffentliche Kampagne über Nord/Süd-Interde

pendenz und -Solidarität einen eminent wichtigen Plat z ein. Mit dieser Kampagne 

wollen sowohl das Europäische Parlament als auch der Europarat auf die vielschich

tigen Beziehungen zwischen der Drit ten Welt und Europa sowie auf die großen 

unterschiedlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten hinweisen und der Öffentlichkeit 

begreiflich m achen, daß wir alle voneinander abhängig sind, und daß es sich dabei 

nicht nur um eine rationelle Notwendigkeit ,  sondern auch um eine moralische 

Verpflichtung handelt .  In dem Augenblick nämlich, in dem wir die fundamentalsten 

Bedürfnisse unserer Mitmenschen verstehen, sind wir im Stande, konkrete Hilfe zu 

leisten. 

Zwei Tage lang diskutierten die Parlamentarier auf der Basis von acht 

Berichten über Maßnahmen und Möglichkeiten, dieses Ungleichgewicht abzubauen. 

Die Berichterstat tung begann mit dem Hauptbericht der Komm ission für Wirtschaft 
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und Entwicklung über Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität in den Bereichen 

Verschuldung, Handel, Beschäftigung und Entwicklungshil fe gefolgt von sieben 

weiteren Berichten einz elner Ko m m issionen. 

Diese waren Grundlage der nachfolgenden Diskussion. Sie enthielten eine 

Fülle von Beobachtungen, Analysen und Erkenntnissen, aber auch Uberlegungen 

über mögli che Vorschläge und Verbesserungsmaßnahm en. Neue Wege wurden ge

sucht, um die schw erwiegenden Fehler nach und nach korregieren zu können, denn 

alle Berichte malten ein sehr kritisches Bild der jet zigen Situation. Die Industrie

länder müssen sich über die gegenseitige Abhängigkeit  auf der Welt im klaren sein. 

Aber auch der Süden wird aufgerufen, Mißtrauen zu überwinden und seine Neigung 

abzubauen, den industriealisierten Norden kopieren zu wollen. Dies ist nicht 

möglich, ganz im Gegenteil, es muß um j eden Preis verhindert werden, daß die 

bäuerlichen Fam ilien und die Dorfgemeinschaften durch Verstädterung und auch zu 

viele importierte Maschinen zers tört werden, und damit noch mehr Verelendung, 

Bürgerkriege und Flüchtlingsprobleme entstehen. 

Die an die Berichte anschließende Diskussion der Parlam entarier über die 

globale Schicksalsge meinschaft wurde mit großem Engagement geführ t ,  sodaß m an 

im mer wieder erkennen konnte, daß alle Mitgliedsländer des Europarates versuchen 

werden, in Zukunft Irrtümer, die in der Vergangenheit gemacht wurden, zu 

vermeiden und vor allem den Import fremder Teclmologien zu stoppen, bei gleich

zeitigem Versuch, den Menschen zu lehren, mit dem eigenen Po tential praktische 

Maßnahmen zu set z en, um positive Ergebnisse auf wirtschaftlichem Gebiet,  in der 

Landwirtschaft oder im sozialen Bereich etc. zu erzielen. Im mer wieder wurde in 

der Diskussion darauf hingewiesen, daß die große Bevölkerungsexplosion, die in 

diesen Ländern statt findet, zu immer größerer Hungersnot führen wird, wenn es 

nicht gelingt , die landwirtschaftliche Produktion zu erhöhen und die durch die 

klimatischen Verhältnisse bedingten Mißernten durch eine bessere Bodenbewirt

schaftung einigerm aßen auszugleichen. 

Zu dieser Sum me von Beobachtungen und Analysen kam eine enorme Reihe 

von Anregungen, die in den Entschließungen 889, 890 sowie 891 enthalten sind, in 

denen das Ministerkom itee aufgeforder t wird, die in den Texten enthaltenen 

Vorschläge in ihren nationalen Parlamenten in die Tat um zuset zen. Nur einige 

dieser in den dr ei Ent schließungen enthaltenen Forderungen seien hier erwähnt:  Die  

staatliche aber auch die  öffentliche Entwicklungshilfe muß erhöht und zugleich die 

protektionistis chen M aßnahmen in den Industrieländern abgeschafft w erden. Die 

Entwicklungshilfe muß dermaßen gestaltet sein, daß m an den Menschen lehr t ,  wie 

man mit einfachen, aber wirksamen Hilfsmit teln vorhandene Quellen nut zbar 
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machen kann. Groß technologische H ilfsprogramme sind nutzlos und auch wenig 

hil freich und müßten in jedem Fall auf ihre U mweltverträglichkeit  geprüft werden, 

da man heute weiß, daß sich U m weltschäden, wo immer auf der Erde sie verursacht 

werden, auf den ganzen Erdball auswirken. Der Technologietransfer muß verstärkt 

werden, aber er darf  keinesfalls Ursache dafür sein, daß die ehemals traditionellen 

Exportprodukte vom Markt verdrängt werden. Eine dauerhafte Lösung dieser 

Probleme w ird nur dann erfolgen können, wenn zwischen wirtschaftlicher und 

so zialer Entwicklung eine Verbindung geschaffen werden kann und wenn auch die 

Sozialprobleme, die Probleme der U mwelt , der Ernährung und auch der Menschen

rechte Berücksichtigung finden. Um all diese anstehenden Schwierigkeiten auch nur 

einigermaßen lösen zu können, wird es notwendig sein, die Zusam menhänge 

z wischen Handel, Landwirtschaft,  natürlichen Ressourcen und Umweltver

schmutzung, Entwicklungshilfe und Beschäftigung eingehend zu analaysieren und 

langfristig Lösungsmöglichkeiten zu suchen. 

Schließlich wird auf die eminent wichtige Stellung der nichtstaatlichen 

Organisationen hingewiesen, die die Verbindung zu den Menschen herstellen sollte, 

um in ihnen das Gefühl der Solidarität zu wecken. Deshalb rechnet der Europarat 

nicht nur mit der Hilfe der Regierungen, sondern auch m it jener der Schulen, 

Kirchen, Vereine, Gemeinden und vieler anderer sozialer Organisationen; Lösungen 

müssen nämlich durch Gespräche sowohl vom Norden als auch vom Süden gefunden 

werden. 

Der Europarat wird bereits im Juni desselben Jahres in Madrid eine Europäi

sche Konferenz ,  an der Parlamentarier und nichtstaatlich gebundene Organisati

onen teilnehmen werden, als Folge dieser Nord/Süd-Kampagne veranstalten, um die 

Lehren aus dem heute Gesagten zu ziehen, ein Aktionsprogramm zu erarbeiten und 

zur Weiterverfolgung den beteiligten Ausschüssen über die weiteren Maßnahmen 

berichten. 

U m  das diskutierte und erörterte Gedankengut auch der Öffentlichkeit be

kanntzumachen, sind in den einzelnen Mitgliedstaaten des Europarates Organisa

tionskomitees eingerichtet w orden, die mit Hilfe von Ausstellungen, Rundtischge

sprächen und Seminaren, nationalen Kampagnen und vielem m ehr, die öffentliche 

Meinung zu mehr Solidarität motivieren sollen. 

Diesem Organisationskom itee mit Sitz in Straßburg steht der ö.terreieber 

Walther Liebem vor. All die vielen diesbezüglichen Aktionen, die in Österreich 

durchgeführt wurden, sind nicht zuletzt auf dieses, sein Engagement zurückzu

führen. 
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Mit einem feierlichen Bekenntnis, die in den Ent schließungen ange führ t en 

Maßnahmen Zug um Zug in die Tat um zusetzen, endete die verkür z t e  Wintersit zung 

der Parlam entarischen Versam mlung des Europarates schließli ch am Mit twoch,  dem 

27.  Jänner. 

1. TEIL DER 40. SrrZUNGSPERIODE, Z. BIS 6. MAI 1988 IN STRASSBURG 

Die Themen 

Der Schwerpunkt dieser Sit zung lag diesmal auf dem Bereich der kulturellen 

Zusammenarbeit und Erziehung in Europa, mit Beiträgen von Frau Bundesministerin 

Hilde Hawlicek sowie dem Generalsekretär des Europarates Marcelino Oreja. 

Nach der Wahl des Präsidenten und der 13 Vizepräsidenten der Parlament ari

schen Versammlung sowie der Annahme der Tagesordnung des 1 .  Teiles der 40. 

Sitzungsperiode wurden die Beglaubigungsschreiben veri fiziert  (Dok. 58 56),  gefolgt 

vom Tätigkeitsbericht des Büros und der Ständigen Kom mission (Dok. 5877) .  Noch 

am seI ben Tage wurde der Bericht über die europäische Luftfahrtspolitik (Dok. 

58 74) diskutiert und abgesti m m t .  Der Bericht über die wirtschaftlichen Beziehun

gen und die Zusam menarbeit z wischen Europa und der Volksrepublik China (Dok. 

5872) wurde von der Kommission für Wirtschaft und Entwicklung erstellt , gefolgt 

von Berichten über Fam ilienpolitik (Dok. 5870) sowie über die Lage der Juden in 

der Sowj etunion (Dok. 5868).  

D er dritte Tag w ar  vollends der Debat te über die europäische Zusam menar

beit auf dem Gebiet der Kultur gewidmet . N ach dem Bericht des Generalsekretärs 

des Europarates über Erziehung und Bildung (Dok. 5864) und j enem der Kom m ission 

für Kultur und Erziehung über die europäische kulturelle Zusam menarbeit (Dok. 

5 8 7 1 )  sprach zu diesem Them a  abschließend Frau Bundesministerin Hilde Hawlicek, 

die selbst lange Jahre Mitglied dieser Kommission im Europarat war. 

Am vorletzten Tag fand die Aktualität sdebat te über das Thema: Die Lage in 

den beset zten G ebieten des Nahen Ostens stat t .  N och am selben Tag folgte der 

Bericht über die europäische W eltraumpolitik (Dok. 5838),  über die Rolle und 

Tätigkeit des Wiedereingliederungsfonds des Europarates (Dok. 5867) sowie ein 

Bericht über den Zugang zu den Medien w ährend der Wahlvorbereitung (Dok. 5766  

u .  5866),  m i t  Stellungnahmen der Politischen un d  der Juridischen Kommission (Dok. 

5798) .  Am letz ten Tag diskutierten die Parlamentarier über einen Bericht über 

U m w eltpolitik in Europa 1 984 bis 1 9 8 7  (Dok. 5880). Geschlossen wurde die Sit zung 

mit einem Bericht über den Schut z der Nordsee gegen Verunreinigung (Dok. 5881 ) .  
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Weiters fanden statt: 

Wahl des stellver tretenden Generalsekretärs (Wieder wahl von Gaetano 

ADINOLFI) 

Wahl von Ludwig STEINER zum Präsidenten der Politischen Komm ission 

Wahl von Sinus LANNER zum Präsidenten der Agrarkommission (Wieder

wahl) 

BekaDnte Pers6nlichkeiten sprechen im Europarat 

Prominente Redner ergriffen bei der Frühj ahrssit zung der Parlamentarischen 

Versammlung das Wort und sprachen wie meist üblich, zu besonders wichtigen 

Tagesordnungspunk ten. 

Der Prlaident des Rates der Interparlamentarischen Union BaDS Stercken 

wies in seiner Rede auf den 100.  Jahrestag dieser Organisation hin, der im nächsten 

Jahr gefeiert wird, und erklärte die Entwicklung von Parlamentarismus und D emo

kratie in aller Welt als vorrangiges Ziel der Interparlamentarischen Union. Er 
forderte daher den Europarat auf,  seine Mitwirkung im Rahmen der Interparla

mentarischen Union zu verstärken, da seine grenzüberschreitenden Ziele und seine 

vielseitigen Erfahrungen für viele andere Länder ein Vorbild sein können, und 

begrüßte gleichzeitig den Antrag einiger Parlamentarier, den derzeitigen Status 

der Interparlamentarischen Union als Beobachter neu zu begründen. Dadurch würde 

sie sich von anderen nichtparlament arischen Beobachtern deutlich unterscheiden. 

Das Angebot des Europarates, den Nord/Süd-Dialog zu unterstüt zen, begrüßte 

der Präsident aufs wärmste. Erfahrungen und Perspektiven in den interparlamenta

rischen Dialog von seiten der Europäer einzubringen, hieße nach den Worten des 

Präsidenten Hans Stercken zu mehr Demokratie, mehr Pluralismus und mehr 

Gerechtigkeit in aller Welt beizutragen. 

Die Rede des Premierministers von Portugal ADibal Cavaco Süva wurde von 

den anwesenden Parlamentariern mit großem Interesse aufgenom men. Basierend 

auf dem universellen Charakter der europäischen Zivilisation, sei es diesem 

Kontinent nach all den Wirrnissen der Vergangenheit gelungen, die letzten 40 Jahre 

dazu zu nützen, besonders die Menschenrechte zu verteidigen und dafür Sorge zu 

tragen, daß Werte wie D emokratie und freie Gesellschaft gefes tigt werden. A m  

Ende dieses Jahrhunder ts - s o  der portugiesische Premierminister - stelle sich 

j edem Europäer und somit auch dem Europarat die Frage, wie wir die Zukunft einer 

neuen Generation vorbereiten und welche Prioritäten und W erte wir an die 

vorderste Stelle setzen können. 
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Portugal werde nach Wiederherstellung des demokratischen Regi mes und nach 

Jahren der politischen und w irt schaftlichen Instabilität nun mehr daran gehen, eine 

Fülle von unaufschiebbaren Reformen z ur Modernisierung und zum For tschr i t t  der 

portugiesischen Gesellschaft in die Wege zu leiten. 

Im Zusammenhang mit der Europäischen Gemeinschaft unterstrich der Pre-

m ierm inis ter deren klare Zielset zungen: Schaffung eines gemeinsamen Marktes bis 

199 2, mit einer wirtschaftlichen und so zialen Kohäsion innerhalb der Grenzen 

dieser Gemeinschaft. Dies bedeute - so der Premierminister - eine enorme 

Herausforderung für sein Land, dessen Standard noch nicht dem europäischen 

Mit tel gleichkäme. 

D as neue Europa dürfe aber nicht an den Grenz en der Europäischen Gemein

schaft halt machen, denn EG und Europarat seien z wei Organisationen, die beide 

zum Bau des zukünftigen Europas in viel facher Hinsicht beitragen werden müssen. 

So sei es beispielsweise Aufgabe des Europarates, die Beziehungen mit den anderen 

Kontinenten zu pflegen und sie auf dem Weg zu einer Demokratie zu unterstüt zen. 

Portugal sei durch seine Lage, aber auch durch seine Sprache das privilegierte 

Land, um eine Zusam m enarbeit mit den afrikanischen Ländern, Lateinamerika und 

im besonderen mit Brasilien zu pflegen. Sein Land erachte daher die Zusam menar

beit zwischen den Ländern des Nordens und des Südens für unumgänglich und 

begrüße und unterstütze daher die vom Europarat und von der Europäischen 

Gem einschaft gem einsam initi ierte Kampagne für Nord/Süd-Interdependenz und -

Solidarität. Die Fortse t zung dieser Kampagne in Form einer P arlamentarierkon

ferenz in M adrid, die ihre Ergebnisse aufarbeiten und Vorschläge für die Zukunft 

ausarbeiten w erde, erachte er für notwendig. 

Um die Kontinuität dieser Arbeiten zu sichern, plädierte der Premierminister 

für die Errichtung eines Zentrums, das sich ausschließlich auf die Durchführung der 

bei der Nord/Süd-Kampagne gemachten Vorschläge konzentriert.  Sein Land sei 

bereit,  dieses Zentrum in Lissabon einzurichten und hiefür auch die nötigen 

Voraussetzungen zu bieten. 

D er Europarat könne dam it den Beweis erbringen, daß der Nord/Süd-Dialog 

von ihm auch weiterhin verfolgt werde.  

Abschließend ging er auf die Reformbes trebungen der osteuropäischen 

Staaten ein, die zu begrüßen seien, aber mit  Vorsicht abgewogen werden müßten. 

Der Iwtemburgische Außenminister Jacquea F. Poos, amtierender Präsident 

des Ministerkomitees, berichtete über die Arbeiten dieses Komitees. 

Er hob in seiner Rede besonders die neuen Perspektiven, die sich aus der 

Mitgliedschaft von Finnland ergeben, hervor und ging auch näher auf den poli-
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tischen Nord/Süd-Dialog, die Ost-W est-Beziehungen und die Lage im Nahen Osten 

ein. 
Eine besondere Entwicklung nahmen als Konsequenz der Ministerkonferenzen 

von Wien und Os10 die Medien- und Jugendpolitik. 

Zum Thema Nord/Süd-Dialog nannte der Präsident des Ministerkomitees 

einige Bereiche, in denen der Europarat konkrete Aktionen setzen könnte: wie 

beispielsweise vermehrt lebende Sprachen zu lehren oder auch einen Professoren

und Schüleraustausch zwischen Nord und Süd zu organisieren. Aber auch auf dem 

Gebiet des architekt onischen Erbes und der interuniversi tären Zusam menarbeit 

wäre ein Kontakt äußerst nut zbringend. 

Der politische Dialog, der morgen zwischen den Mitgliedern des Minis ter

kom itees und hohen politischen Persönlichkeiten des Südens, wie den Außenmini

stern von Argentinien, der Philippinen und des Senegals sowie dem Präsidenten des 

Internationalen Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung stat tfinden wird, gibt 

Zeugnis davon, wie wichtig das Ministerkomitee die Kampagne des Europarates 

erachtet. Es geht dabei nämlich nicht nur um wirtschaftliche und finanzielle 

Fragen, sondern um die Frage des politischen Willens. 

Ein weiteres Thema der Ministerkomiteesit zung w erden die Ost-West

Beziehungen sein. Im Mit telpunkt dieser Diskussionen werden stehen: das Genfer 

Abkommen über den Abzug der sowj etischen Truppen aus Afghanistan, die 

politische Lage nach der KSZE-Konferenz in Wien so wie der Dialog zwischen den 

beiden Superm ächten. Das Treffen einiger Mitglieder der Parlamentarischen Ver

sam mlung mit Delegationschefs bei der KSZE in Wien habe w ieder einmal gezeigt, 

wie schwierig und delikat diese Gespräche seien. Daher müsse man umsomehr 

darauf achten, daß die Fortschritte auf dem Gebiet der Sicherheit unbedingt 

parallel mit jenen auf dem Gebiet der Menschenrechte erfolgen. 

Der Präsident des Ministerkomitees Jacques F. Poos erw ähnte am Abschluß 

seiner Rede auch die j üngst in Polen und in Ungarn durch den Generalssekretär 

Marcelino Oreja eingeleiteten Gespräche, die zu einer Mitarbeit dieser Länder im 

Erziehungs-, Kultur-, Gesundheits- und j uridischen Bereich führen könnten. 

Zur Lösung der Probleme im Nahen Osten habe das Ministerkomitee bereits 

im Mai 1 987  alle betroffenen Parteien aufgefordert ,  die Vorausset zungen zu 

schaf fen, damit eine Internationale Friedenskonferenz abgehalten werden könne, 

ein Appell, der auch heute noch Gültigkeit habe. 

Auf zwischenstaatlicher Ebene erw ähnte der Redner die Bedeutung der 

letz ten Fachministerkonferenzen bezüglich der Ausarbeitung eines Europäischen 

Konventionsentwurfes über grenzüberschreitendes Fernsehen. 
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Zur großen Generaldebat te über den Fortschritt  der europäischen Zusam m en

arbeit sprachen der Generalsekretär des Europarates Marcelino Ol'ej a über Pro
bleme der Erziehung und Bildung in Europa und Frau Bundesministel'in Hilde 

Hawlicek über Kultur und Erziehung. 

Der Generalsekretär Marcelino Orej a  bezeichnete in seinem Referat die Be-

ziehungen z wischen dem Europarat und der Europäischen Gemeinsch aft sowie die 

kulturelle Identität als Träger einer Zusam menarbeit m it den Ländern Os teuropas 

als Meilensteine für den Aufbau Europas aus heutiger Sicht . Die gegenwärtige 

Debat te, die im Beisein von einigen Ministern stattfindet,  sei eine logische Folge 

derjenen vom vorigen Jahr über die soziale Kohärenz. 

Vier Bereiche wurden von Generalsekretär Orej a im besonderen ange

sprochen: Erziehung und Arbeitsplat z ,  Erziehung und Staatsbürgerschaft , Erziehung 

und Chancengleichheit und schließlich Erziehung und Europa. 

Zu Punkt 1 vermerkte der Redner, daß die Voraussetzung für einen gesicher

ten Arbeitsplatz ein den Berufserfordernissen entsprechend adequates Schulsystem 

sei. Solange eine Bruchlinie z wischen der Ausbildung und den Erfordernissen am 

Arbeitsplat z bestehe, müsse das Erziehungssystem in Frage gestellt w erden. U m  

den Bedür fnissen der Industrie gerecht zu werden, sei aber auch eine ständige 

Weiterbildung nötig. Der Europarat w äre daher - so der G eneralsekretär - das 

geeignete Organ, um basierend auf Erfahrungsaustausch gem einsam einen Weg zu 

finden, die Brücke zwischen der Ausbildung und den Erfordernissen der Arbeitsw elt 

zu bauen. 

D a  eine gute Schulausbildung nicht nur dem Schüler, sondern in w eiterer 

Folge auch den Arbeitgebern nütz t ,  schlug der Redner vor, für Arbeitslose die 

Möglichkeiten zur Fortbildung oder U mschulung zu schaffen. 

Zu Punkt Z formulier te der Generalsekretär folgendes: B ildung habe eine 

w eitere Funktion und zwar die der Vorbereitung auf das Leben, der Verantwortung, 

des einzelnen Bürgers gegenüber seinen Mitmenschen, der Eltern gegenüber den 

Kindern etc. 

D a  der Mensch einer ständigen Erziehung ausgeset z t  sei - sei es durch das 

Fernsehen, durch politische Bewegungen , Ge werkschaften oder auch Organisationen 

- habe der Europarat Program m e  erstellt , um all diese "Erziehungsfaktoren" 

nut zbringend für ein gutes europäisches Erziehungs- und Bildungsprogramm z u  

m o  bilisi eren. 

Zu Punkt 3 verm erkte der Generalsekretär, daß die Chancengleichheit bei der 

Ausbildung bis heute zum größten Teil in Europa verw irklicht w urde. Bedauerlich 

sei es aber, daß nach 40 Jahren europäischer Zusam menarbeit keine einheitli che 
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Linie in bezug auf die Schulsysteme gefunden werden konnte. Er denke da 

beispielsweise an die Schw ierigkeiten bei der Anerkennung von Diplo m en oder auch 

bei der Mobilität von Studenten. 

Dafür machte der Redner nicht zuletzt die zu große Zahl von Organisationen 

verantwortlich, die sich let ztendlich um die Erziehung küm mern. Seiner Meinung 

nach, müßte der politische Wille der einzelnen Mitgliedstaaten mobilisiert werden, 

um dem Europarat diese Aufgabe voll zu übertragen. 

Mit einem leidenschaftlichen Appell, die kleinen Streitereien, die sich in den 

Schulsystemen ergeben, zu vergessen, dagegen aber die Zeit zu Reformen zu 

nüt zen, damit die Kinder von heute im Jahre 2000 gute und verantwortungsvolle 

Führungskräfte in einem humaneren Europa sein können, schloß der Generalse

kretär seine Ausführungen. 

Frau Bundesministerin Hilde Hawlicek, ehemals langj ähriges Mitglied der 

österreichischen D elegation zur Parlamentarischen Versam mlung und in dieser 

Funktion auch Mitglied der Kom mission für Kultur und Erziehung des Europarates, 

war von dieser Organisation eingeladen worden, ebenfalls über di� europäische 

Zusam menarbeit auf dem Gebiet der Kultur und Erziehung zu sprechen. 

In ihrer Rede ging die Bundesministerin auf j ene zwei Fakten ein, die in der 

Fortentwicklung für den Europarat sicher von entscheidender Bedeutung sein 

werden. 

Zum ersten ist es das von der EG erklärte Ziel im Jahre 1 992, den 

europäischen Binnenmarkt zu verwirklichen. Zum zweiten die Beobachtung und 

Auseinandersetzung mit der Entwicklung in Osteuropa. 

In ihrer Rede kam deutlich zum Ausdruck, daß - im Gegensatz zu der M einung 

vom Generalsekretär Orej a, - auf dem Gebiet von Kultur und Erziehung, sow ohl EG 

als auch Europarat oder auch andere internationale Organisationen tätig werden 

sollten, um alle Möglichkeiten zum Zwecke einer verstärkten Zusam menarbeit in 

Europa zu nutzen. Andererseits erklärte die Rednerin, habe der Europarat auf dem 

Gebiet der Kultur und Erziehung Leistungen erbracht, die nicht überboten w erden 

könnten. Als Forum für den Dialog mit anderen Organisationen wie zum Beispiel 

der UNESCO, der OECD usw . sei diese Organisation dazu berufen, die europäischen 

Bildungsaktivitäten europaw eit zu vollziehen. 

Im Bewußtsein dieser, seiner Stärke sollte der Europarat den Dialog m it der 

EG suchen, um die Ergebnisse einer engen Zusam menarbeit beider Organisationen 

zum Nutzen Europas einzubringen. 

Zu der neuen Entwicklung in Osteuropa meinte die Bundesministerin, daß dies 

ein Prozeß sei, der von außen nur sehr beschränkt beeinflußbar wäre, daß aber die 

Notwendigkeit bestünde, die Aufforderung zum Dialog anzunehmen. 
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Bislang s tanden die kom munistischen Staaten dem Europarat skeptisch gegen

über, diesbez üglich habe es einen gerade zu dramatischen Wandel gegeben,  der es 

nunmehr dem Europarat erlaube, vers tärkte Beziehungen zum Osten zu p f legen. 

In weiterer Folge hob sie die Wichtigkei t eines permanenten Kontakthal tens 

zw ischen den einzelnen Gremien, wie der Parlamentarischen Versammlungen, dem 

Rat für kulturelle Zusam menarbeit und den Fachmininisterkonferenzen hervor . 

Eine große Rolle w erde dabei natürlich dem Ministerkomitee zukomm en. 

Bei alldem müsse man aber auch den Mut haben, Proj ekte zu streichen, wenn 

sie den Zielvorstellungen nicht m ehr ent sprächen. 

Österreichs Interesse - so die Bundesministerin - gelte aber im besonderen 

den Proj ekten im Bereich der modernen Sprachen, des Unt errichts der Menschen

rechte, der D arstellung der europäischen Geschichte im Schulunterricht sowie der 

interkulturellen Erziehungsm ethoden, aber auch j ener des Schüleraustausches und 

der Lehrerbildung und -fortbildung sowie dem Proj ekt Eudised,  das für unser Land 

besonders wichtig sei. 

Im Zusammenhang mit der Erklärung über " Nord/Süd - die Rolle Europas" 

schlug die Rednerin vor, dieses Thema mehr in die Diskussion im Schulunterricht 

einfließen zu lassen, die Jugend zu einem gesamteuropäischen Bewußtsein zu 

sensibilisieren und für Solidarität zu werben. 

Abschließend erw ähnte Frau Bundesministerin die europäische Kulturpolitik 

und meinte in diesem Zusa m menhang, daß sich Österreich bereit erklärt habe, seine 

Kulturpoli tik durch das Europaratsproj ekt "Evaluation of national cultural policies" 

durch eine kritische Instanz durchleuchten und überprüfen zu lassen. 

Frau Bundesm inisterin Hilde Hawlicek schloß ihre Rede mit dem Bekenntnis, 

daß " für sie, für ihr Ressort und für Ös terreich der Europarat die Heimstätte der 

weiteren europäischen kulturellen Zusam menarbeit darstelle " .  

Themeuschwerpunkte 

FAMILIENPOLITIK 

Wenngleich das Thema dieses Berichtes scheinbar einfach erscheint , enthielte 

es doch viele Komplikationen und sei äußerst heikel zu prüfen und auch zu 

diskutieren. Es handle sich dabei nämli ch um die Freiheit des individuellen Lebens, 

um den Respekt des Individuums gegenüber der Familie und gegenüber der 

Ent scheidung, eine Familie zu gründen. Dies erklärte der Berichterstat ter gleich zu 

Beginn seiner Ausführungen. Die noch vor 40 oder 50 Jahren existierende Groß-

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)66 von 484

www.parlament.gv.at



- 18 -

familie sei abgetreten. Ein Rückgang der Geburtenrate, eine höhere Lebenser

wartung, abnehmende Zahlen von Eheschließungen, ein Anstieg der Scheidungsrate, 

Zweitehen, eine steigende Zahl alleinerziehender Väter und Müt ter und nicht 

zulet zt  nichtehelicher Lebensgem einschaften, wobei das veränderte Rollenverhält

nis der Frau bei alldem sicher eine große Rolle spiele, seien auf Grund einer 

tiefgreifenden Veränderung in der Fam ilienstruktur eingetreten. 

Der vorliegende Bericht - so der Berichterstatter - habe sich natürlich auch 

mit den wirtschaftlichen und sozialen Aspekten der europäischen Gesellschaft von 

heute befaßt. Die Spannungen in der Fam ilie wachsen durch zunehmende Arbeits

losigkeit, Drogenm ißbrauch, Gewalt und Krim inalität sowie durch konj unkturell 

bedingte Wanderbewegungen. 

Da die Familie aber auch weiterhin der beste Ort sei, um Kinder aufzuziehen, 

aber auch ältere und kranke Leute zu betreuen und durch die positiven Aspekte • 
einer auf Partnerschaft beruhenden Ehe einen Plat z für ein angenehmeres Leben zu 

bieten, müssen vom Staat fam ilienpolitische Konzepte geschaffen werden, die sich 

der Gesellschaft anpassen und m it ihr weiterentwickeln, ohne j edoch familienpoll-

tisch dirigistische Maßnahmen zu treffen oder auch ideologisch orientierte,  hart 

durchgreifende Antworten zu geben. Ganz im Gegenteil, es müssen die notwendigen 

Vorausset zungen geschaffen werden, damit sich die Fam ilie entfalten kann. D i e  

Demokratisierung der Familie, d as  Gleichgewicht ihrer einzelnen Mitglieder bei 

Entscheidungsproz essen muß erreicht, der Wer t  der Hausarbeit und Kinderer

ziehung dem einer berufstätigen Frau gleichgestellt, und natürlich auch der 

Gesamtrahmen der Sozial-, Steuer- und Beschäftigungspolitik koordiniert werden. 

Der Berichterstatter schloß seine Ausführungen mit der Feststellung, daß bei 

all den Uberlegungen die Beachtung der Gleichstellung z wischen Mann und Frau 

sowie die Schaffung guter Bedingungen am· Arbeitsplat z die beste Vorausset zung 

für eine gewollte Mutterschaft darstellen, die let ztendlich der Garant für die 

Kontinuität der familiären Einheit darstelle. 

Muga HubiDeJt bezeichnete den Bericht von Herrn Pini obj ektiv und mit 

guten Rahmenbedingungen ausgestat tet. 

Sie unterstrich die Notwendigkeit einer dynamischen Weiterent wicklung der 

Fam ilienpolitik, denn sie sei nicht der Meinung ihres italienischen Kollegen Rauti, 

der diese Entwicklung als bedenklich und als Ausgangspunkt der Verwahrlosung von 

Kindern, von Drogenmißbrauch und Ähnlichem bezeichnete. 

Wichtig sei aber auch, dem Wandel der Frau in der Gesellschaft und in der 

Familie Rechnung zu tragen, da die Zahl der berufstätigen Mütter entsprechend 

hoch sei. 
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Zum Problem der Steuerpolitik meinte sie, daß m an mit ihr Fam ilienpolitik 

fördern könne, indem man durch ein System von direkten Beihilfen, beispielsweise 

für Familien mit K indern die St euerlast erleichtern könnt e. 

Die Empfehlung 1074 wurde mit 4 Stimmenthaltungen angenommen. In 

wird dem Ministerkom itee und den Regierungen der Mitgliedstaaten empfohlen, 

a) Im geset zlichen Bereich: 

ihr 

Eine größere Kohärenz der Fam ilienpolitik zu schaffen, die Gleichstellung 

z w ischen Mann und Frau in der Familie sowie den Schutz der Rechte des 

Kindes zu garantieren, Probleme von Ehegat ten mit unterschiedlicher Staat s

angehörigkeit sowie jene der Adoption, der künstlichen Befruchtung und 

Leihmut terschaft unbürokratisch zu lösen und schließlich eine Revision der 

straffen zivilrechtlichen Vorschri ften in bezug auf Gewalt  in der Fam ilie 

einzulei ten. 

b) Im arbeitspoli tischen Bereich: 

Eine größere Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben zu schaffen und 

Elternurlaub sicher zustellen. 

c) Im steuerpolitischen Bereich: 

Gem einsame Veranlagungen von Ehegatten abzuschaffen und steuerliche 

Freibeträge für Betreuungskosten von Kindern einzuführen. 

d) Im Bereich der sozialen Sicherheit :  

Größere Anerkennung von Haus- und Erziehungsarbeit zu erwirken, Kinderer

ziehungszeiten und Ausfallszeiten auf Grund der Betreuung anderer pflegebe

dürftiger Personen auf Versicherungszei ten anzurechnen und schließlich das 

Abko m m en über soziale Sicherheit zu rati fi zieren. 

e) Im Bereich Wohnungswesen, S tadtplanung und -entwicklung: 

Wohnungsfinanzierungsmöglichkeiten für Familien sowie entsprechende Mög

lichkeiten für ein Zusam menleben m ehrerer Generationen unter einem D ach 

zu schaffen. 

f) Im Erziehungsbereich: 

Gleiche Chancen für alle Kinder zu garantieren, ein verbessertes Betreuungs

system für Kleinkinder zu schaffen und anzuerkennen, daß die Hauptver

ant wortung für die Kindererziehung bei der Fam ilie liegt . 

g) Im Bereich der Wanderbew egungen: 

Die Zusammenführung der Familien von Wanderarbeitnehmern zu erleichtern. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)68 von 484

www.parlament.gv.at



- zo -

E U ROP ÄISC HE LUFTVERKEHRSPOLITIK 

Gleichzeitig mit dem Ziel der Europäischen Gem einschaft i m  Jahr 1 9 9 2  einen 

gemeinsamen Binnenmarkt zu schaffen, sei es nach den Worten des Berichter

stat ters notwendig, eine progressive Liberalisierung des europäischen Luftverkehrs 

zu erreichen, um alle für das Luftverkehrssystem bestehenden Hindernisse abzu

schaffen. Auch die vom Rat der Europäischen Gemeinschaft im Jahre 1 9 87  

verabschiedeten Maßnahmen in  bezug auf Tarifgestaltung, Kapazität und M arkt zu

gang seien dazu angetan, ein wet tbewerbsfähigeres und effizienteres europäisches 

Luftverkehrssystem zu erreichen. Die Teilung Europas in zwei oder mehr Rege

lungssysteme müsse aber verhindert und daher Regelmentierungen auf der Ebene 

der Mitgliedstaaten der europäischen Zivilluft fahrtskomm ission (ECAC) sow ie der 

des Europarates erfolgen. Die notw endige Zusam menarbeit der Luft fahrtsgesell

schaften solle aber keinesfalls dazu führen, daß der W ettbewerb erlahme, indem 

nur eine kleine Zahl nationaler Luftverkehrsgesellschaften den Markt beherrschen. 

Wenn regionale Luftverkehrsgesellschaften in einem dynamischeren europäi

schen Luftverkehrssystem agieren könnten, würde dies gewiß zu einer Verbesserung 

der Serviceleistungen m it besseren Zubringer funktionen führen. Der Berichter

stat ter schloß seine Rede mit der Feststellung, daß es in Zukunft unbedingt 

notwendig sei, durch eine unbürokratische Regelung sowie mit Hilfe von politischen 

M aßnahmen zu verhindern, daß der Luftraum w eiter derart überlastet w erde und es 

dadurch zu Verspätungen und auch Ineffizienz im Luftverkehr kom me. 

Der Schlußtext dieses Berichtes wurde in Form der Entachlie8aDg 896 

einstimmig angenom men. 

Darin werden die Mitgliedstaaten des Europarates aufgefordert, Maßnahmen 

zu ergreifen, um die Zusammenarbeit der Luftfahrtsgesellschaften zu fördern, 

indem der freie Wettbewerb forciert und Zusam menschlüsse verhindert w erden. 

Dies hätte nämlich die Schaffung eines kundenfreundlichen Netzes von Verbindun

gen zur Folge, in dem auch die Regionalfluggesellschaften Daseinberechtigung 

hät ten. 

Die Regierungen werden weiters aufgeforder t, das Zusam menwirken zwischen 

der EG-Kom mission und der europäischen Zivilluftfahrtskommission zu fördern, 

damit die Entscheidungen in bezug auf Tarifgestaltung, Kapazität und M arktzugang 

auch auf die ECAC-Staaten ausgedehnt, und eine Auf teilung Europas in unter

schiedliche Regelungssystem e  vermieden wird. Die optimale Nut zung der techni

schen Einrichtungen und eine m öglichst ef fiziente Zusamm enarbeit zwischen den 
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europäischen Ländern zum Zwecke der besseren Luftverkehrskontrolle sind weitere 

Forderungen der obgenannten Ent schließung. 

DIE ROLLE UND DIE AKTIVITÄTEN DES WIED EREIN GLIEDERUNGSFONDS 

DES EU ROPARATE S F Ü R  INNERSTAATLIC HE FLUC HTLINGE 

UND F RAGEN DER UBERBEVÖLKER UNG 

Zu Beginn seiner Rede bemerkte der Berichterstat ter, daß der Wiedereinglie

derungsfonds des Europarates eines der am besten geeigneten Instrumente für die 

Verwirklichung der Sozialpolitik des Europarates sei und daher von diesem in 

oberster Zuständigkeit verwaltet werde. 

Im Jahre 1 9 5 6  gegründet, habe der Fonds schon 1 .000en Menschen Hilfe 

angeboten, die entweder durch wirtschaftliche , soziale oder politische U mstände in 

ihren Ländern zu S chaden gekommen waren, oder aber auch Opfer von N aturkatas

trophen wurden. 

Mit  der Aufz ählung der konkreten Leistungen dieses Fonds verband der 

Redner aber gleichzeitig den Wunsch, manche Änderungen bei den Bestimmungen 

dieses Fonds vornehmen: Die Hilfe,  die der Fonds den Flüchtlingen zukommen läßt,  

sollte - ungeachtet seines Herkun ftslandes - auf all j ene Personen ausgedehnt 

werden, die von einem Mitgliedsland als Flüchtlinge anerkannt wurden. D adurch 

würde sich eine bessere geographische Verteilung der vom Fonds gewährten 

Darlehen ergeben. Weiters schlug der Berichterstat ter vor, die Hilfe des Fonds 

auch auf j ene nichteuropäischen Flüchtlinge auszudehnen, die sich in Europa 

befinden und gerne wieder in ihre Heimat zurückkehren möchten. 

Wichtig w äre es, die Arbeiten des Fonds in Europa besser bekanntzumachen 

und den Europarat zu veranlassen, verstärkt mit anderen internationalen Finanz

instituten, wie der W eltbank oder dem internationalen W ährungsfonds etc. zusam

menzuarbeiten, um Uberschneidungen der Tätigkeiten all dieser Institutionen zu 

vermeiden. Mit dem Ersuchen an die skandinavischen Länder und die Niederlande, 

ihre Zahlungen zu erhöhen und der Bitte an j ene drei Länder, das sind Österreich, 

Island und das Vereinigte Königreich,  dem Fonds beizutreten, beschloß der 

Berichterstat ter seine Rede, nachdem er zuvor Jugoslawien dankte, daß es i m  

Jahre 1 986 den Status eines assoziierten Fondsmitgliedes angestrebt, un d  Finnland 

neuerlich Kontakte mit dem Fonds aufgenom men habe. 

Zu diesem Thema meldete sich Friedrich Probst von der öst erreichischen 

Delegation zu Wort. Er gab eine Erklärung ab, warum Österreich bis heute kein 

Mitglied dieses Fonds sei: Österreich habe schon Millionenbeträge pro Jahr für 
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Flüchtlinge ausgegeben - der Zustrom von Polenflüchtlingen habe bis jetzt  1 , 5  

Milliarden Österreichische Schillinge ausgemacht - und unser Land habe mehrere -

zigtausende Flüchtlinge aufgeno mmen, die alle versorgt werden wollen, ganz zu  

schweigen von den Jahren "1 968, 1956 und 1945. Es sei daher ungerecht, Österreich, 

das ein Vielfaches an finanziellen und menschlichen Leistungen für Flüchtlinge 

j ährlich aufbringe, zu at tackieren, weil es dem Fonds nicht beigetreten sei. 

Der aus diesem Bericht resultierende Empfehlungsentwurf 1076 wurde ein

stim mig angenommen. Darin wird das Ministerkomitee aufgefordert ,  den Direk

tionsausschuß des Fonds zu veranlassen, eine bessere Koodinierung der Finanz

institute vorzunehm en, gem äß Entschließung 190 ( 1 987) des Direktionsausschusses 

zur Kapitalverm ehrung des Fonds beizutragen, allen als Flüchtlinge anerkannten 

Personen ungeachtet ihres Herkunftslandes Hilfe zu gew ähren sowie zum Zw ecke 

einer möglichen Erweiterung der Tätigkeiten des Fonds, die Regierungen Öster

reichs, Islands und des Vereinigten Königreiches, zu einem Beitritt aufzufordern. 

UMWELTPOLITIK IN EUROPA 1984 bis 1 987 

Der Berichterstat ter betonte gleich zu Beginn seiner Rede, daß sich der 

Europarat bereits mehrmals mit den Problemen der U mweltpolitik in Europa 

beschäftigt und dabei jedes Mal darauf hingewiesen habe, daß die Bekämpfung der 

Um weltverschmut zung sowohl von seiten der Behörden, der Industrieunternehmen, 

als auch von seiten der Bürger und nur mit einem gewissen Realismus erfolgen 

könne. Zu diesem Zwecke habe der Europarat schon vor langer Zeit Spezialkomi

tees gegründet, die verschiedene Problem e  der Umwelt prüfen. Aber auch die 

Mitgliedsländer des Europarates waren nicht untätig. Der Fehler läge weder bei der 

Unentschlossenheit der Regierungen noch bei der der Organisationen, sondern bei 

der Unkoordiniertheit der Initiativen und beim Mangel an Rationalisierung. 

Die Zeit zwischen 1 984 und 1 987 wäre als sehr positiv in bezug auf 

U mweltergebnisse anzusehen, trotzdem genüge es aber nicht ,  nur die Sensibili

sierung der Ö ffentlichkeit zu erreichen, da die Verunreinigungen in Luft,  Wasser 

und Erde konstant stiegen. U m  derartige Probleme zu bewältigen, müsse die 

nationale Politik zum Schut z der Um welt und auch die Erziehung der öffentlichen 

Meinung koordiniert und Instrumente juridischer N atur geschaffen werden, um 

beispielsweise große Katastrophen wie Tschernobyl oder Rheinverschmutzung in 

Zukunft zu verhindern. 
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So habe die Europäische Gemeinschaft dem Beispiel der OECD folgend, die 

U m weltpolitik auf Bereiche wie beispielsweise Wirtschaft, Landwir t schaft , Sozi

ales, Forschung und Erziehung ausgedehnt.  

Er lobte die Arbeit des Europarates im Rahmen des Ubereinkom m ens über die 

Erhaltung w ildlebender Tiere und Pflanzen in Europa, zu dessen Kontrolle ein 

ständiger Ausschuß eingerichtet wurde, bedauerte aber in diesem Zusammenhang 

die für diese Zwecke unzureichenden M it tel, wodurch die Arbeit natürlich negativ 

beeinflußt w erde. Er forder te seine Kollegen im Europarat auf, dafür Sorge zu 

tragen, daß die bereits rati fizierten Rechtsinstrumente auf nationaler Ebene auch 

zur Anwendung kom m en. 

Gemeinsames schnelles Handeln sei notwendig; er könne nicht verstehen, daß 

Menschen mit Verstand in der Lage seien, das Leben auf der Erde weiter zu 

zers tören. 

Walter Bösch, Mitglied der österreichischen Delegation, malte ein sehr 

düsteres Bild der U m w eltsituation in Europa und auf der ganzen Welt. Die 

Menschen seien immer noch zu w enig auf diesem Gebiet sensibilisiert,  politisch 

Verant wor tliche würden in großer Gleichgültigkeit verharren und die EG-Agrarpoli

tik sei dahingehend ausgerichtet,  ohne Rücksicht auf Schäden an Boden und 

Trinkwasser durch den ungehemm ten Chemieeinsatz höhere Erträge zu erzielen. 

Die Umweltpolitik sei zwar eine globale Angelegenheit , werde aber im 

wesentlichen von der EG bestim m t ,  und daher sei  es notwendig, daß man sich im 

Europarat auch mit den Grundsät zen dieser Politik auseinanderse t ze. D er Redner 

bedauerte es sehr, daß zwischen dem Aktionsprogram m und der praktischen 

Umset zung dieser Politik ein großer Unterschied klaffe und wies in diesem 

Zusam menhang darauf hin, daß beispielsweise das sogenannte Helsinkiprotokoll, auf 

Grund dessen bis 1 9 93 die Schwefeldioxydemissionen um 3 0% verringert werden 

sollten, z w ar  von einigen Oststaaten, aber von nicht ein m al allen EG-Staaten 

unterzeichnet worden sei, etc.  

Der Grund für diese Ent wicklung sei  nach Angaben des Berichterstatters 

zwei felsohne der allzugroße Druck einer Wirtschaftspolitik, die let ztlich alle 

Regeln bestimme und nach dem Grundsat z ,  daß nationale ökonom ische Interessen in 

den Vordergrund zu stellen seien, europäische Beamte, aber auch Politiker let zt

endlich daran hinder t, um weltpolitische Initiativen, w enn notwendig auch gegen 

wirtschaftliche Interessen durchzusetzen. 

Der Europarat müsse daher - so der Redner - dafür sorgen, daß Schadstoffe 

bereits an der Quelle vermieden werden. Die volkswirtschaftlichen Schäden der 

U m w eltverschmut zung seien vom Verursacher in Form einer U m w eltabgabe zu 
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tragen. Letztendlich m üsse auch die Landwirtschaft eine Neuordnung mit ökolo

gischen Grundsät zen erfahren. 

Schließlich meinte der Redner, er sei nicht der Ansicht, daß U m w eltschut z 

Arbeitsplätze gefährde, sondern, um mit den Worten des Präsidenten des Deutschen 

Gew erkschaftsbundes Ernst Breit zu sprechen, "daß die gesellschaftlichen Grund

probleme, Arbeitslosigkeit und Um welt zerstörung gleichzeitig mit einer gemeinsa

men Strategie bekämpft werden können und auch m üssen" . 

In der einstimmig angenommenen Empfehlung 1078 empfiehlt die Parlamen

tarische Versammlung dem Ministerkomitee, die Regierungen der Mitgliedstaaten 

aufzufordern, die Öffentlichkeit von umweltpolitischen Fragen zu unterrichten, die 

internationalen Ubereinkommen i m  Bereich der Umweltpolitik zu ratifizieren und 

zum Zwecke der Anwendung der Ubereinkommen die nationalen Gesetze anzu

gleichen, die für Umweltschut z zur Verfügung stehenden finanziellen Mit tel zu 

erhöhen, Regional- und Kom m unalbehörden an Maßnahmen des U mweltschutzes zu 

beteiligen, in diesen Prozeß auch die Industriebetriebe miteinzubeziehen, den 

Abschluß einer Europäischen Rahmenkonvention zum Schutze der internationalen 

Wasserläufe gegen Verschmut zung voranzutreiben, ein europäisch politisches 

Rechtsinstrument zum Schut z des Bodens gegen Verschmut zung auszuarbeiten und 

die,  in den z wischenstaatlichen Aktivitäten des Europarates enthaltenen Bereiche 

"Raumordnung" , "Naturschut z" daran zu beteiligen. Letztendlich sollte auch im 

Rahmen der KSZE eine Zusammenarbeit zwischen Ost und W est zum Zwecke einer 

Realisierung einer gemeinsamen U mweltpolitik erfolgen. 

Die Sitzung endete schließlich am Freitag, dem 6. Mai um 1 3.00 Uhr, nach

dem eine D iskussion über den Schutz der Nordsee gegen Verschmut zung stattgefun

den hat te. 

l. TEIL DER 40. SlTZUNGSPERlODE 3. bis. 8. OKTOBER 1988 IN STRASSBURG 

Die Themen 

Waren es bei der Frühj ahrssitzung der Parlamentarischen Versam mlung des 

Europarates die Probleme der Kultur und Erziehung, die im Vordergrund standen, so 

war bei der Herbstsitzung vor allem neben dem traditionsgemäßen Bericht der 

OE CD über Wirtschafts- und Entwicklungsfragen die allgemeine Politik des Europa

rates - Ost-West-Beziehungen - besonders hervorzuheben. 

Die Aktualitätsdebat te war dem Thema über die Lage in Rumänien gewidmet. 
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Gleich drei österreichische Parlamentarier standen als Berichterstat ter auf 

der Traktandenliste. 

Der Höhepunkt der Herbs tssi tzung war aber zwei fellos die Ansprache sei ner 

Heiligkeit ,  Papst Johannes Paul fi, am Samstag, dem 8 .  Oktober, zu Mit tag. 

Und nun im Detail: Gleich zu Beginn der Sit zung wurden die Beglaubigungen 

bestätigt (Dok. 5948),  nach Annahme des Kalenders sowie der Wahl von zwei neuen 

Vizepräsidenten der Parlam entarischen Versam mlung und der Ernennung neuer 

Mitglieder in den Kommissionen erfolgte letz tendlich der Tätigkeitsbericht des 

Büros und der Ständigen Kom m ission (Dok. 5949) . 

Die nächsten Tage w aren ausgefüllt mit  den Berichten über den Kampf gegen 

die Drogen (Dok. 5939) , über den Entwurf der revidierten europäischen Ordnung der 

sozialen Sicherheit (Dok. 5927)  und Antwort der Versam mlung auf eine S tellung

nahme des M inis terkom itees (Dok. 5 8 1 7) ,  über die UNESCO (Dok. 5935) sowie über 

den Ent wurf einer Europäischen Charta betreffend die Regionalsprachen oder die 

Sprachen von Minderheiten in Europa. Weitere Themen waren die Lage der Kirche 

und die Religionsfreiheit in Osteuropa (Dok. 5944) , der Bericht über die Tätigkeit 

der Organisation für wirtschaftliche Zusam m enarbeit und Ent wicklung (OECD) i m  

Jahre 1 98 7 ,  Berichterstatter Wollgang Blenk (Dok. 5923) ,  m i t - Antwort der Ver

sam mlung (Dok. 5942) und Stellungnahmen der Komm ission für Wissenschaft und 

Technologie (Dok. 5947), der Agrarkommission (Dok. 5928) ,  der Kommission für 

Kultur und Erziehung (dazu liegt kein Dokument vor) , der Kom mis sion für Wander

bew egungen, Flüchtlinge und Demographie (Dok. 594 1 )  sowie der Komm ission für 

U m w elt,  Regionalplanung und Gemeindeangelegenheiten (Dok. 5 9 5 5) .  Weiters stan

den zur Debat te der Beitrit t von San M arino zum Europarat (Dok. 5938) mit  

Ant wort der Versammlung auf die Stellungnahme des Ministerkomitees (Dok. 5860) ,  

die allgemeine Politik des Europarates: Ost-West-Beziehungen (Dok. 5 937)  mit  

einer S tellungnahme der Kom mission für die Beziehungen m i t  den Nichtmit

gliedsländern (Dok. 5958),  die Verbesserung der in der Europäischen Menschen

rechtsko m m ission vorgesehenen Verfahren (Dok. 5946), das territoriale Asylrecht , 

Berichterstat t er Jolanda Offenbeck (Dok. 5930),  die Verbesserung der z wischen

gemeinschaftlichen Beziehungen (Dok. 59 1 7) und die Lage der Paläs tinaflüchtlinge 

(Dok. 5936 u. Addendum).  

Am 6. Tage endete die Vollversammlung schlußendlich mit  einem Bericht 

über die Europäische Kampagne für den ländlichen Raum - "Für eine neue 

Bewirtschaftung des ländlichen Raumesn - (Dok. 5963)  m it S tellungnahmen der 

Kommission für Kultur und Erziehung (Dok. 5934) sowie j ener der Agrarko m m ission 

(ohne Dokumentennum mer) , die von 5ixtus Lanner erarbeitet wurde. 
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Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Zum ersten Mal in der Geschichte des Europarates sprach ein Papst vo r der 

anwesenden Versammlung, obwohl der Vatikan seit vielen Jahren gute Verbindungen 

zum Europarat unterhielt und bereits im Jahre 1 96Z  das Europäische Kulturabko m

men unterzeichnet hat, w odurch der Heilige Stuhl gleichberechtigtes Mitglied des 

Rates für kulturelle Zusam menarbeit des Europarates wurde. Heute nimmt der 

Vatikan an zahlreichen Symposien und Fachministerkonferenzen teil, die sich vor 

allem mit sozialen Fragen, Kultur und Menschenrechten beschäftigen. Aber auch 

bei den KSZE-Konferenzen spielte er eine wichtige Rolle in Sachen Menschen

rechte.  

Unvorstellbare Sicherheitsmaßnahmen wurden von seiten der Stadt Straßburg, 

aber auch vom Europarat für diesen Besuch getroffen. 

Vor einem vollgefüllten Saal sprach Papst Johannes Paul D vom Christentum , 

. der Quelle der europäischen Zivilisation. Jeder Mensch habe nach christlicher 

Auffassung ein Gewissen, das es ihm erlaube, von der Freiheit Gebrauch zu 

machen. Die Staatsform der Demokratie gestatte es dem Menschen, diese Freiheit 

zu gebrauchen und sie in Form des freien Willens zum Gedeihen des einzelnen, aber 

auch der Demokratie allgemein einzuset zen. 

Dam it kam der Papst natürlich auch auf die wichtigsten Leistungen des 

Europarates zu sprechen und bezeichnete die Europäische M enschenrechtskonven

tion mit ihrer j uris tischen Entscheidungsbefugnis als in der Welt einzigartig. Wie 

zu erwarten, leitete Papst Johannes Paul II. zum Thema Rechte und Würde der 

Familie über und machte darauf aufmerksam, daß durch die neuen Entwicklungen 

die Familie in ihrer Grundstruktur bedroht sei und daß die Kirche ihren bis j etzt  

eingenommenen Standpunkt in  Sachen Familie, Abtreibung und Biogenetik daher 

keinesfalls ändern werde. 

Auf diesem Gebiete - so erklärte der Papst - habe der Europarat schon viele 

Initiativen ergriffen und er ermahnte die anwesenden Parlamentarier, bei der 

Ausarbeitung von diesbezüglichen Schlußtexten dafür Sorge zu tragen, daß die 

genetische Integrität und auch das Leben des einzelnen Menschen von der Z eugung 

bis zum Tod gewahrt bliebe. 

Neben der M enschenrechtskonvention nannte Papst Johannes Paul die 

Sozia1charta des Europarates als eminent wichtiges Instrument, um bessere Lebens

bedingungen in Europa zu schaf fen. Er schlug vor, bei wirtschaftlichen Maßnahmen 

doch auch zu überlegen, wie die Würde des Menschen und seine Selbstachtung 

gew ahrt werden könne. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 75 von 484

www.parlament.gv.at



- 7.7 -

Letz tendlich sprach er sich für eine weltweite Solidarität aus und forder te 

den Europarat auf, alles zu tun, um das Gleichgewicht z w ischen den Industr ie

staaten und den Entwicklungsländern zu verbessern. Lobend erwähnt e  er  in  diesem 

Zusammenhang die Kampagne des Europarates über Nord/Süd-Interdependenz und -

Solidarität und wollte die Länder Osteuropas, die j a  auch Teil Europas sind, in diese 

Kampagne miteinbezogen w issen. D as Flüchtlingsproblem bereite ihm große Sorge 

und müsse gemeinsam und solidarisch gelöst w erden, denn "die Aufnahme von 

Flüchtlingen sei ebenfalls ein Dienst am Frieden" . 

Vmcent Tabone, Außenminister von Malta und amtierenden Prbident des 

Ministerkomitees, trug traditionsgem äß den Bericht desselben vor. Gleich zu 

Beginn seiner Rede vermerkte der Minister, daß das Beitrittsansuchen von San 

M arino vom Ministerkomitee geprüft und für zulässig erklärt worden w ar .  

Anschließend ging er auf die verstärkten Bemühungen des Minis terko m itees 

in bezug auf Ost-W est-Beziehungen ein, die ihm gemeinsam m it dem K SZE-Prozeß 

ein großes Anliegen seien. Bei einem Treffen am 1 7 .  Juni dieses Jahres z wischen 

M inist erdelegierten und Experten, wurden die Möglichkeiten einer Zusam menarbeit 

zwischen dem Europarat und der KSZE geprüft . Da es beispielsweise Zusammen

hänge in kuturellen Fragen gäbe, wäre es für die K SZE-Delegier ten von Vorteil, 

Unterlagen des Europarates auf den Gebieten Kultur oder beispielsweise Menschen

oder Sozialrechte zu erhalten. 

Die Beziehungen des Europarates mit den Staaten Osteuropas sollten nach 

Wunsch des M inisterkomitees konform zu dem z wischenstaatlichen Arbeitspro

gram m ,  pragmatisch und selektiv sein, immer mit einer Kontrolle der Menschen

rechte in diesen Ländern verbunden und gem äß den Prinzipien dieser Organisation 

sowie j enen der eingegangenen Verpflichtungen in den Schlußakten von Helsinki 

erfolgen. Auf dem Gebiet der Kultur und Erziehung seien in manchen osteuro

päischen Staaten bereits konkrete Ergebnisse erzielt worden. 

E in für den Europarat gleichfalls wichtiges Thema sei auch die Zusammenar

beit zwischen dem Europarat und der Europäischen Gem einschaft, wobei nach 

Ansicht des M inisters der Europarat einerseits durch seine langj ährigen Erfahrun

gen auf dem Gebiet der Kultur, andererseits durch seine geographische Ausdehnung 

die beste Legitimität habe, auf diesem Gebiet auch weiterhin die erste Stelle in 

Europa ein zunehmen. 

Auf zwischens taatlicher Ebene begrüßte der Minis ter die nunmehrige Aner

kennung der Individualbeschwerde durch Zypern. 

Die Folterkonvention, die im Jahre 1 98 7  zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, 

könnte bereits heuer in Kraft treten, würden noch z wei Staaten diese Konvention 

ratifi zieren. 
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Es war dem Minister als vormaligem Mitglied der Kommission für Sozial- und 

Gesundheitsfragen ein Anliegen, den Parlamentariern mit zuteilen, daß das Exper

tenkomitee, das dazu eingese tzt wurde, die Fortschrit te auf dem Gebiet der 

biomediz inischen Wissenschaften zu prüfen, bereits im Jahre 1 9 8 5  vom Minister

komitee beauftragt wurde, Regeln, Prinzipien und gemeinsame Direktiven auszuar

beiten, die für alle Länder Europas bindend sein könnten. Erklärtes Ziel des 

Europarates müsse es sein, Regelungen auf bioethischem Gebiet aufzustellen, die 

von allen Mitgliedsstaaten akzeptiert werden können. Er schlug weiters vor,  die 

Möglichkeit einer Erarbeitung einer Europäischen Konvention für Bioethik prüfen 

zu lassen, um dadurch j eglichen Mißbrauch zu vermeiden. Schließlich nannte der 

Minister die Ausarbeitung einer Europäischen Konvention für grenzüberschreiten

des Fernsehen im gegebenen Zeitpunkt von größter Wichtigkeit. 

Nach einem Bericht der Komm ission für Kultur und Erziehung über die 

Tätigkeit der U NESCO, in dem die Regierungen von Großbritannien, Singapur und 

der Vereinigten Staaten aufgefordert werden, wieder der UNESCO beizutreten, 

sprach der Generaldirektor der UNESCO. Herr Feclerico Mayor. Er w ies auf die 

lange und gute Zusam menarbeit zwischen seiner Organisation und dem Europarat 

hin, erwähnte lobend die gute Koordination bei der Nord/Süd-Kampagne sowie bei 

der Durchführung der 5. p aneuropäischen Konferenz der D irektoren der pädago

gischen Institute. Er scheue aber auch keine Kritik, wüßte um die Notwendigkeit 

der Erneuerung, kenne aber auch die Grenzen, die der UNESC O  durch ihr Statut 

gesetzt seien. Eine D ezentralisierung der UNESCO werde in Zukunft angestrebt, 

um den Bedürfnissen auf lokaler Ebene besser entsprechen zu können. 

Der Generalsekretlr der OECD Jaen-Claude Paye ergriff nach der Erörterung 

des Tätigkeitsberichtes der Organisation für wirschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung das Wort und beantwortete F,agen, die die Parlamentarier an ihn 

richten konnten. Gleich zu Beginn seiner Rede schilderte der Generalsekretär 

traditionsgemäß die wirtschaftliche Lage in der Welt. Das Wirtschaftswachstum 

läge bei 4 Prozent, die mit tlere Inflationsrate werde auf 4 Prozent steigen, die 

mittlere Arbeitslosenrate auf 7 ,47 Prozent. So sei die Gesamtlage der OECD

Länder zwar besser als vorerst angenommen, doch bestünde weiterhin die Gefahr 

einer Verlangsamung der Korrektur des Ungleichgewichtes in der Außenbilanz. U m  

auf diesem Gebiet positive Ergebnisse zu erreichen, müßte sich die Politik auf 

Strukturänderungen, die beispielsweise den enormen Fortschritt auf technolo

gischem Gebiet oder aber auch die U mweltverhältnisse berücksichtigen, konzen

trieren. Dies sei der Grund, warum sich die OECD als multilaterale Uberwachungs

instanz der Strukturpolitik sehe. Die Lösungsmöglichkeiten in bezug auf die 
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Verschuldung und auf die Bez iehungen mit den Entwicklungsländern seien aber auch 

für die OECD ein kaum lösbares Problem .  

Am Ende seiner Rede wurden dem Generalsekretär von den Parlament ariern 

viele Fragen ges tellt. Wolfgang Bleu in seiner Funktion als Vorsitzender des 

Organisationsko mitees für die im Jahre 19 90 in Ottawa stat tfindende VII. parla

mentarisch-w issenscha ftliche Konferenz wollte w issen, ob die OECD dieses Proj ekt 

unterstüt ze, was der Generalsekretär bejahte. 

Auf die Frage von Sixtus Lanner erklärte der Generalsekretär, er hielte die 

Landwirt schaft auf der Basis eines Familienbetriebes für zukunft strächtig, da sie 

Produktionsbetriebe m it hoher Qualität seien und daher keinesfalls i m  Gegensat z 

zu der liberalen Politik der OECD stünden. 

D ie Frage von Karl Pisec beantwortete der Generalsekretär mit der Versiche

rung, daß die OECD alles daransetzen werde, die Handelsbarrieren zu verringern 

und die verschiedenen Handelsbeschränkungen auf Güter, Dienstleistungen und 

Kapitalbewegungen zu vermindern. 

Themenschwerpunk.te 

An der allge meinen Debat te , bei der die einzelnen Komm issionen ihre 

Beiträge einbrachten, nahmen neuerdings auch Delegationen aus Ungarn, Polen, der 

Sowj etunion und aus der Tschechoslowakei teil.  

TÄTIGKEITSBERICHT DES BUROS UND DER STÄNDIGEN KOMMISSION 

In diese m Bericht wurde vor allem der Wunsch geäußert,  die Zusammenarbeit 

mit den Ländern Osteuropas im Rahmen eines Spezialkom itees, das im Juni 1 9 8 8  

geschaffen wurde, zu intensivieren und Sofortmaßnahmen z u  ergreifen, dam it die 

Visapflicht für Frankreichreisende, die nicht aus einem EG-Land kom men, abge

schafft werde. Die Berichterstat terin, die als isländische Staatsbürgerin selbst zu 

den von dieser Maßnahme betrof fenen Staatsbürgern gehör t ,  bedankte sich beim 

Präsidenten der Parlam entarischen Versam mlung, dem französischen Senator Louis 

Jung, für seine bei der französischen Regierung erfolgten Interventionen und sprach 

den Wunsch aus, mit dem Präsidenten der französischen Republik weitere diesbe

zügliche Gespräche zu führen. 
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Ludwig Steiner meinte lakonisch, die interessante Ausstellung über grenz

überschreitende Zusammenarbeit, die vor den Türen des Sitzungssaales zur Schau 

gestellt wurde, sei zwar sehr schön gestaltet, nüt ze aber sehr wenig, wenn die 

Grenzüberschreitung in Europa nicht problemlos ermöglicht werde. Österreich habe 

vollstes Verständnis, daß M aßnahmen ergrif fen werden müßten, um den Terrorismus 

zu bekämpfen. Dies sei aber durch praktische Zusam menarbeit, jedoch nicht durch 

Visapflicht zu lösen. Auch die Ausstellung eines Visums an der Grenze sei nicht 

zielführend, da sie praktisch undurchführbar sei. Ebenso sinnlos sei es, die 

Visapflicht nur für Politiker und Funktionäre des Europarates abzuschaf fen, da wir 

in einem Europa der Bürger und nicht in einem der Politiker lebten. 

Auch Karl Pisec meldete sich zu diesem Thema zu Wort und betonte, daß es 

absurd sei, daß Österrreich beispielsweise mit der Tschechoslowakei Erleichterun

gen im Grenzverkehr erlangt habe, gegenüber Frankreich jedoch durch einen 

Visazwang schwerstens benachteiligt werde. Er erwarte im übrigen, daß der 

Europarat mit der Erleichterung des Grenzübertrit tes, die m it einer endgültigen 

Aufhebung der Grenzkontrolle enden könnte,  einen Maßstab setze, den die Europäer 

mit Recht von uns allen erwarten. 

KAMPF GEGEN DIE D ROGEN 

In dem Kom missionsbericht zu diesem Thema wird eindringlich geschildert,  

welch unheilvolle Auswirkungen die Produktion, der Handel und der Konsum von 

Drogen hat und welche weltweiten Probleme dem M enschen daraus erwachsen. Die 

Milliardengewinne, die aus dem Rauschgi fthandel entstehen, bleiben nur zu etwa ZO 
Prozent in den Herkunftsländern. Der größte Teil geht an Finanz- und Immobilien

geschäfte in Zürich, London, New York und Tokio. Der Drogenkonsum sei dem zu

folge sowohl von der m edizinischen, von der poliz eilichen, aber auch von der 

kulturellen und sozialen Seite zu betrachten. Ein besonderes Kapitel war der 

Unterscheidung zwischen " w eichen" und "harten" Drogen gewidmet. Der Bericht 

kam in diesem Zusam menhang zu dem Ergebnis, daß die Toleranz gegenüber 

"weichen Drogen" kein positives Ergebnis gebracht habe. Innerhalb der Pompidou

gruppe (Arbeitsgruppe zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs und des unerlaubten 

Drogenhandels) seien nichtsdestotrot z einige ermutigende Anzeichen festzustellen; 

die Bekämpfung des Drogenm ißbrauchs werde sich verstärkt gegen die Drogenhänd

ler und so mit auf die Konfiszierung ihrer Einnahmen und ihres Eigentums konzen

trieren. 
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Marga Hubinek ergrif f zu diesem Thema das Wort und meinte , daß die großen 

Dealer-Ringe meist eine internationale Organisation seien und daher internationale 

Verflechtungen bestünden. In Österreich habe man bei der N ovellierung des 

Suchtgi ftgesetzes daher zwischen dem internationalen Dealer, also dem Groß

händler und den Konsumenten, die Rauschgift handeln, um die eigene Sucht zu 

finanzieren, unterschieden und auch ein unterschiedliches Strafausm aß für diese 

Formen vorgesehen. Der Begrif f  "Agent provocateur" ,  der bei der Verfolgung und 

Bekämpfung dabei eingeführ t wurde, habe durch einen Einsatz einer besti mm ten 

Poli zeigruppe großen Erfolg gebracht. Durch Österreich führe nämlich eine wich

tige Transitroute von der Türkei nach D eutschland. Als völlig falsch bezeichnete 

die Rednerin den Vorschlag, den Genuß von weichen Drogen nicht zu bestrafen. Sie 

wollte daher keine Unterscheidung beim Strafausmaß zw ischen "harten" und 

"weichen" Drogen fixiert wissen. 

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates hat nach einer ausge

dehnten D iskussion den in Form der Empfehlung 1085 gefaßten Schlußtext dieses 

Berichtes einstimmig angenom men. Darin wird das Ministerko m itee aufgefordert, 

den Kampf gegen die Drogen zu intensivieren und zu vereinheitlichen, da die 

bisherigen Maßnahmen, die in Europa und in Ubersee ergriffen wurden, ob nun 

liberal oder repressiv,  ziemlich erfolglos geblieben seien. D ie Mitgliedsregierungen 

werden aufgefordert,  diese Koordination wenigstens in Europa anzustreben, ohne 

auf die diesbezüglichen Ergebnisse der UNO zu warten. Zu diesem Zwecke sei es 

nötig, sobald wie möglich ein Europäisches Rahm enabkom m en zur Harmonisierung 

der Gesetze sowie der sozialen Maßnahmen gegenüber dem Drogenmißbrauch 

auszuarbeiten. Weiters wird das Ministerkomitee ersucht, seinen zuständigen 

Lenkungsausschuß anzuweisen, eine Harmonisierung der Strafen für Drogendelikte 

vorzunehmen, zwischen Drogenhändlern und Abhängigen zu unterscheiden und 

ersteren an Stelle einer Gefängnisstrafe, eine so zialmedizinische Behandlung ange

deihen zu lassen. Weiters sollte ein Sachvers tändigenkom itee die Anwendung 

geeigneter neuer Behandlungsmethoden, die Auswirkungen der Ersat ztherapien 

sowie j ener in bezug auf Konsum anderer Giftstof fe prüfen. Besonderer Wert  wird 

schließlich in der Empfehlung auf die Feststellung gelegt , daß der Kampf gegen den 

Anbau von Rauschgiftpflanzen nur dann zum Erfolg führen kann, w enn man für die 

Bevölkerung andere Existenzgrundlagen schaffe. 
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UBER DIE LAGE DER KIRCHE UND DIE RELIGIONSFREIHEIT IN OSTE UROPA 

In dem Text wird die
· 
Lage der Kirchen, aber auch die Möglichkeit,  Religions

freiheit in den osteuropäischen Ländern und in der Sowj etunion auszuüben, darge

legt; dabei werden die Länder einzeln aufgezählt, Schwierigkeiten, aber auch 

positive Veränderungen registriert.  Bei den KSZE-Verhandlungen seien jedoch die 

Bemühungen der Mitgliedsstaaten des Europarates um eine größere Religionsfrei

heit im Ostblock gescheitert. Wenngleich sich die Sowj etunion und ihre Partner in 

Osteuropa in den Schlußakten von Helsinki dazu verpflichtet haben, Religionsfrei

heit zu gewähren, sei dies keinesfalls je konsequent durchgeführt worden. Es habe 

sich aber seit Gorbat schows Reformpolitik in der Sowjetunion vieles gebessert ;  in 

manchen Teilen aber sei die katholische Kirche noch immer praktisch rechtlos. 

Ungarn werde sein Verhältnis zur Kirche voraussichtlich geset zlich im Sinne von 

mehr Freiheit regeln können. Polen w äre in bezug auf Religionsfreiheit schon 

immer ein Ausnahmefall im positiven Sinn gewesen, w ährend in der DDR und in der 

Tschechoslowakei trotz  Moskaus Reform-Ermahnungen keinerlei Anzeichen auf 

Besserung zu merken seien. Noch schlechter erginge es der Kirche in Rumänien, 

während Bulgarien die orthodoxe Kirche dulde. 

Friedrich Probet von der österreichischen D elegation meldete sich zu diesem 

Bericht zu Wort und hob insbesondere die Lage der Minderheiten in Rumänien 

hervor. Ein Thema, das wie bereits erwähnt , als Aktualitätsdebatte bei der 

gegenständlichen Plenarsit zung zur Diskussion stand. Nach einer kurzen histori

schen Einleitung über das Entstehen der religiösen Minderheiten in Rumänien, gab 

der Redner einen erschütternden Bericht über die Zerstörung der Dörfer und den 

Versuch der rumänischen Behörden, die Menschen, die einmal zusammengehörten, 

zwangsweise getrennt in verschiedenen Dörfern neu anzusiedeln, um zu vermeiden, 

daß wieder eine Gemeinschaft gebildet werden könne. Früher w aren diese Men

schen arm aber glücklich, j etzt  wurden ihre Häuser mit Bulldozern weggefegt. 

Davon seien Deutsche aus Schwaben, Sachsen und Bewohner der alten Österreichi

sch Ungarischen Monarchie betroffen, die zum größten Teil der römisch katholi

schen Kirche angehören. Gerade diese Duplizität bilde den besonderen Angriffs

punkt für das sogenannte Systematisierungsprogramm der Landwirtschaft.  Ab

schließend erklärte Friedrich Probst, er sei mit den ungarischen Regierungsstellen 

einer Meinung, die bei einer Komm issionssitzung des Europarates in Budapest 

erklärt hät ten, daß nur absolute Pression und totale Isolation dieses Regimes Hilfe 

bringen könne. 
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Nach einer ausführlichen Debat te nahm die Parlam entaris che Versammlung 

des Europarates schließlich die Entschließung 908 sow ie die Empfehlung 108 6  m i t  

einigen Änderungsanträgen an. 

In einem mehrere Seiten umfassenden Empfehlungs- und Ent schließungs text 

wird die Freilassung von Gefangenen aus Gewissensgründen, die Anerkennung der 

katholischen Kirche in der Ukraine, das Ende der Verfolgungen gegen die litauische 

Kirche, die Freiheit für den Papst sich in die Sowj etunion zu begeben, die 

M öglichkeit für die polnische Kirche eine wichtigere Rolle im Land zu spielen, eine 

größere Religionsfreiheit in der Tschechoslowakei, die Erlaubnis einer Religions

ausübung in Albanien und die Unterbrechung der Zerstörungen von Dörfern und 

Kirchen in Rum änien gefordert.  Das M inisterkomitee wird ersucht sicherzustellen, 

daß bei der Menschenrechtskonferenz,  die im Rahmen der KSZE in Moskau 

stattfindet, auch die Forderung nach mehr Verständnis für Religionsfreiheit behan

delt wird. 

TÄTIGKEITSBERlC HT DER ORGANISATION 

FUR WIRTSC HAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT UND ENTWICKLUNG (OECD) 

IM JAHRE 1 987 UND ANTWORT DER VERSAMMLUNG 

Im Namen der Kommission für Wirtschaft und Entwicklung hat Wollgang 

Blenk den Entschließungsent wurf mit dem dazugehörigen Bericht den anwesenden 

Parlamentariern zur Kenntnis gebracht, zu dem weitere fünf Kommissionen ihre 

Stellungnahmen abgaben. Traditionsgemäß haben an dieser Debatte auch jene 

OE CD-Mitgliedstaaten, die nicht Mitglied des Europarates sind, teilgenom men. In 

diesem erweiterten Grem ium wird die j ährliche Debat te über die wirt schaftliche 

Entwicklung in den OE CD-Mitgliedsstaaten diskutiert. 

Und nun zum Inhalt des Berichtes: D as Jahr 1987  war nicht besonders 

ermutigend, vergleicht man die Wirtschaftsdaten, die Defizitsituation der Vereinig

ten Staaten, das relativ niedere Wachstum in Europa und die hohe Arbeitslosigkeit 

mit einer steigenden Inflation und monitärer Instabilität. Allerdings zeichne sich in 

den let zten Monaten dieses Jahres ein spürbares Wirtschaftswachstum mit posi

tiven Auswirkungen auf die verschiedenen wirtschaftspolitischen Bereiche ab. Viele 

Indizien sprechen dafür, daß dies eine längerfristig anhaltende Tendenz einer 

Wende sein könnte. 

Nichtsdestotrotz  gäbe es auch weiterhin sehr gravierende Probleme zu lösen, 

wie beispielsweise die Langzeit-Jugendarbeitslosigkeit, die demographische Ent-
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wicklung mit ihren Auswirkungen auf die Wirtschaftssituation sowie die Uberal

terung der Bevölkerung in allen Industriestaaten. Ein weiteres globales Problem sei 

das der verschuldeten Entwicklungsländer und des viel zu geringen Anteiles an 

Entwicklungshilfe, den die Industriestaaten zu geben bereit seien. 

Um eine politische Abstimmung zwischen den einzelnen Ländern zu erreichen, habe 

die OECD und werde sie auch in Zukunft noch Unerse tzbares leis ten, denn nie 

zuvor habe die Weltwirtschaft so sehr der Festlegung der wirtschaftlichen 

Grundkonzepte bedurft, um durch die Kodifikation der wirt schaftlichen Maßnahmen 

zu einer gesicherten Multilateralisierung, aber auch zu einer verstärkten Liberali

sierung der M ärkte zu kom men. 

Der unschät zbare Wert der Arbeit der OE CD bestünde nicht nur darin, 

handelspolitische Empfehlungen zu erstellen, sondern vor allem auch sektorale 

Untersuchungen über Technologieproblem e, Agrarpolitik, U m weltpolitik und nicht 

zuletzt Strukturpolitik zu erarbeiten. Letzteres sei deshalb so wichtig, weil 

dadurch marode Betriebe stillgelegt oder umstrukturiert,  und nicht, wie dies 

solange beispielsweise im verstaatlichten Bereich geschehen, mit Verlust weiterge

führt werden. 

Mit dem Wunsche, den Wettbewerb aller Mitgliedsländer bei gleichzeitiger 

Liberalisierung und Multilateralisierung des Welthandels noch zu verstärken, schloß 

der Redner sein Referat . 

Nach Stellungnahmen der fünf beteiligten Kom m issionen zu diesem Bericht 

sowie einer langen Diskussion wurde let ztendlich die EatschlieBung 907 einheitlich 

angenom m en. 

D arin w erden die Mitgliedsländer der OE CD aufgefordert ,  durch mehr Flexi

bilität des Arbeits- und Kapitalmarktes, durch mehr E f fizienz des öffentlichen 

Sektors und durch eine gute Anpassung der Steuersysteme die Unsicherheiten der 

Wirtschaftssysteme abzubauen und protektionistische Maßnahmen zu vermeiden. 

Die OE CD wird aufgefordert, ihr Mandat in . bezug auf eine Reform der Strulttur

politiken zu verstärken, die im Gang befindlichen Wirtschaftsverhandlungen zu 

fördern und zu trachten, mehr Solidarität gegenüber den Entwicklungsländern zu 

entwickeln. 

Bei all den Uberlegungen müsse aber unbedingt und strikte auf die wirtschaft

liche Verflechtung mit U m welt und Gesundheit des einzelnen Menschen Bedacht 

genommen werden. 

Von Seiten der Agrarkomm ission werden die Regierungen aufgefordert ,  die 

Uberproduktion einzustellen, die Subventionierung der Exporte zu unterlassen und 

im Rahmen des GATT und der OECD , die engstmögliche Zusammenarbeit zu 
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pflegen. Weniger intensive Kulturen sollen eingeführt und die Produktion der 

N ahrungsmit tel nur nach Bedar f erhöht werden. 

Die Kommission für Kultur und Erziehung forder t in der Entschließung eine 

bessere Zusam m enarbeit zw ischen dem Zentrum für Forschung und Innovation und 

dem Rat für kulturelle Zusam menarbeit. Die Ko m m ission für Wanderbew egungen, 

Flüchtlinge und Demographie tritt  für eine Zusamm enarbeit z wischen ihrer Ar

beitsgruppe für Flüchtlingswesen und dem Europäischen Kom itee für Flüchtlinge im 

Europarat sowie für eine bessere Inform ation der Parlamentarier und der Gem ein

devertreter in be zug auf die Aktivitäten auf diesem Gebiet ein, dam it die 

Flüchtlinge besser in eine neue Arbeitswelt integriert und auf der Grundlage der 

Arbeiten der OECD ihre Immigrationspolitik gestaltet werden könne. 

MITGLIE D S C HAFT VON SAN MARINO BEIM EUROPARAT 

Die politische Debat te begann m it einem Bericht über den Antrag auf 

Mitgliedschaft der Republik San Marino beim Europarat sowie einer Stellungnahm e  

der Kom m ission f ür  die Beziehungen z u  den N ichtm itgliedsländern. 

Wollgang Blenk von der österreichischen D elegation bezeichnete den Beitri t t  

San Marinos zum Europarat als fast historischen Augenblick. S an  Marino ,  die 

älteste Republik dieses Kontinents, habe seit dem Jahr 1 5 0 0  keinen Krieg mehr 

geführt.  Die manchmal bezwei felte Souveränität sei jedoch staatsrechtlich unbe

strit ten. So sei die Unabhängigkeit der Republik bereits durch Napoleon und auch 

beim Wiener Kongreß sowie bei der Gründung des Königreiches Italien anerkannt 

worden. San Marino habe zu allen Mitgliedstaaten des Europarates außer Irland 

sowie zu einer großen Zahl anderer Länder in aller Welt offi zielle Beziehungen. Es 

sei auch vielen internationalen Konventionen beigetreten und habe eine demokra

tische Struktur ,  die es der Republik erlaube , auch die Menschenrechtskonvention zu 

ratifizieren. 

Der Beitrit t Liechtensteins habe bewiesen, daß auch kleine Staaten ihren 

Plat z voll und ganz im hohen Gremium des Europarates ausfüllen können. So sei 

dieser heutige Tag für ihn ein Tag der Freude und ein Erfolg für den Europarat, zu 

dem nunmehr ZZ Mitglieder, die ihre Staatsform auf eine freie Demokratie 

gründen, gehören. 

Wie nicht anders zu erwart en, herrschte auch vollkom mene Einstimmigkeit in 

bezug auf die Abstimmung des Stellungnahmenentwurfes 143, in dem über den 

Beitrit t von San Marino zum Europarat bestes Einvernehmen ausgedrückt wurd e. 
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ALLGEMEINE POLITIK DES E U ROPARATES 

- OST-WEST-BEZIEHUNGEN -

D ieser Bericht, der von der Politischen Kommission unter dem Vorsit z  von 

Ludwig Steiner erstellt wurde und zu dem die Komm ission für die Beziehungen zu 

den Nicht mitgliedsländern eine Stellungnahme abgab, war aus zwei Gründen 

bem erkenswert. Als Berichterstat terin fungier te nämlich Frau Lalumiere, die ihre 

Kandidatur zum Generalsekretär des Europarates (das M andat des gegenwärtigen 

Generalsekretärs Orej a läuft im Mai nächsten Jahres ab) angemeldet hat te. 

D er Bericht verdient aber auch noch aus einem anderen Grund Beachtung. 

Handelt es sich doch um eine Diskussionen, die seit eh und j e  ein Anliegen des 

Europarates war und die in der heutigen Zeit nun endlich Früchte zu tragen 

beginnt. 

Auch die Berichterstatterin begann ihre Rede mit der Feststellung, daß die 

Analyse der Ost-West-Beziehungen und die Rolle, die der Europarat bei dieser 

Entwicklung zu spielen habe, nicht das erste Mal auf der Tagesordnung stünden. 

Der Unterschied bestünde nur darin, daß diese Frage heute wichtiger und signifi

kanter aber nicht leichter geworden sei. 

Nach einer Aufzählung der allgem einen Lage in den einzelnen osteuropäi

schen Staaten und der Kontakte, die der Europarat mit diesen gepflogen hat , ging 

die Berichterstat terin auf einige wichtige Punkte ein. Dabei stellt e  sie klar, daß die 

Beziehungen mit den sogenannten Brüderländern natürlich andere seien als j en e  m it 

den Ländern Osteuropas, die noch w eiterent wickelt werden m üssten. D abei nehme 

die Sowj etunion natürlich den ersten Plat z ein, da ja von den Ereignissen in diesem 

Lande auch j ene in den Satellitenländern m ehr oder weniger abhingen. 

Tro t z  der positiven Entwicklung, die sich innerhalb der kommunistischen 

Partei der Sowjetrepubliken abgespielt habe, hätte sie die etwas vorsichtige 

Analyse des Berichtes beibehalten, da man ja alle wahren Gründe dieser Entw ick

lung kenne und man zwei fellos einer Reformpolitik beiwohne, die nicht zulet z t  auf 

der Erkenntnis gegründet sei, daß wirtschaftliche Reformen unumgänglich seien. 

Wenngleich auch das System sich zu ändern beginne, so müssen w ir doch davon 

ausgehen, daß, wenn nicht das Gegenteil bewiesen wird, seine Fundamente die 

gleichen geblieben seien. 

Obwohl die Rednerin m it Skepsis die Entwicklung in Osteuropa und in der 

Sowj etunion in diesem Bericht betrachtete, so stellte sie doch klar, daß die 

Beziehungen mit der Sowj etunion verstärkt w erden müßten. Sie erwähnte in diesem 
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Zusam menhang ein Tref fen von Parlamentariern des Europarates mit j ungen 

Leuten, die aus Osteuropa und der Sowj etunion zu einer Diskussion geko m m e n  sind,  
die sehr positiv bewertet wurde. 

Alle diesbezüglichen Kontakte müßten aber im mer wieder im Bewußtsein der 

obersten Werte dieser Organisation statt finden: nämlich der Anerkennung der 

Menschenrechte, der öffent lichen Freiheit und der Pluralistischen Demokratie. 

Und nun noch zu den anderen osteuropäischen Ländern: In Ungarn gäbe es 

wirkliche Fortschritte und Verbesserungen, aber das Land sei arm und habe große 

Auslandsschulden; in Rum änien sei keinerlei Änderung, weder in der Führung noch 

in bezug auf Reformen zu bemerken; die Ent wicklung in Polen müsse nach M einung 

der Berichterstat terin noch sehr vage beurteilt werden; Jugoslawien hät te größte 

Schwierigkeiten auf wirt schaftlichem und auf so zialem Gebiet. 

So dränge sich nun heute die Frage auf, welche Position die Parlam entarische 

Versam mlung so wie unsere Regierungen gegenüber den L ändern Osteuropas ein

neh men könnten. 

So könnten m anche osteuropäische L änder beispielsweise einige Konventionen 

des Europarates unter gewissen Bedingungen rati fiz ieren. 

Wenngleich der Europarat keine außenpolitische Entscheidungsbefugnis habe, 

sei er doch freier als die Regierungen und könne daher besser als diese sehr 

wichtige Erkundungsm issionen aufnehmen. Dies hinge natürlich auch davon ab, wie 

viele finanzielle Mittel der Europarat bereit sei, dafür auszugeben. 

Seit einigen Jahren erlebe man - so Frau Lalum iere - ein e  Entwicklung, die in 

einer polit ischen Zusam menarbeit zwischen den wes teuropäischen Staaten auf dem 

Gebiet der Sicherheit, der Wirtschaft , der Entwicklung der Wissenschaften, des 

Schut zes der U m welt und auf kultureller und humanitärer Ebene vor sich gingen, 

deren Integrationsgrad nach Bereichen verschieden hoch sei. 

D abei sei die Sicherheitsfrage gewiß das auserw ählte Gebiet der KSZE, 

w ährend Wirtschaft, Wissenschaft und U mwelt vor allem j ene der Europäischen 

Gemeinschaften seien. Allerdings wollte die Berichterstat terin gerade die U mwelt

politik nicht ganz dem Europarat ent zogen sehen. Schließlich seien Kultur und 

humanit äre Fragen vor allem Gebiete, auf denen sich der Europarat besonders 

bewährt habe und womit sich auch die Wiener Konferenz im drit ten Korb von 

Helsinki befasse. D aher w äre ihr Vorschlag von seiten des Generalsekretari ats,  

einen Beobachter nach Wien zu entsenden. 

Mit einem Bekenntnis zum Europarat und dem festen Wunsch und Glauben, 

ein Europa vom Atlantik bis zum Ural schaffen zu können, endete das Referat über 

die allgem eine Politik des Europarates über Ost-West-Beziehungen. 
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Peter Schiecler m einte, daß dieser Bericht auch noch nach fünf oder zehn 

Jahren seine Gültigkeit haben werde, da er als vorsichtiger Beginn einer neuen 

Chance für den Europarat gewertet werden könne. H eute werde die Guns t der 

Stunde sicher noch immer unterbewertet. Vielleicht könnten aber gerade die 

Österreicher, die 1 9 5 5  die Unabhängigkeit erlangt haben, dies besser als andere 

beur teilen. Es sei daher dem Politischen Ausschuß zu danken, daß ein diesbezüg

licher Bericht erstellt wurde, der besonnen und ohne falschen Enthusiasmus verfaßt 

wurde. Er begrüßte es in diesem Zusammenhang, daß keine Generalisierung 

stattfand und die Entwicklungen in den einzelnen Ländern getrennt behandelt 

wurden, da "kein Staat mit seiner Entwicklung bloß Modell, Vorreiter oder 

Experimentierfeld für einen anderen sei" .  Er hoffe daher sehr, daß das Minister

komitee diesen Anstoß der Parlamentarischen Versammlung aufgrei fe und nicht mit 

einem Veto behindere. M an müsse j edoch die Verhandlungen unter dem Motto 

"strenge Rechnung, gute Freundschaft" führen und vor allem die Position Men

schenrechte und freie Wahl der Parlamentarier als oberstes Gebot festhalten. Auf 

multilateralem und bilateralem Gebiet könnten aber bereits jetzt viele positive 

Entwicklungen wie beispielsweise auf dem Umweltsektor sowie auf kulturellem 

Gebiet erfolgen. Als Beispiel führte der Redner schließendlich noch die Weltaus

stellung 1 9 9 5  an, worum sich Wien und Budapest gemeinsam bemühen werden. 

Mit dem Wunsch, daß alle von den Parlamentariern eingebrachten Ideen ruhig 

und mutig verfolgt werden, schloß der Redner seine Ausführungen. 

Auch Ludwig Steiner ergriff zu diesem Bericht das Wort .  Er m einte, daß das 

Thema ja nicht neu sei, 'daß es aber das erste Mal in der Geschichte des 

Europarates sei, daß der Osten eine Antwort gäbe. D er Europarat habe immer den 

Dialog gesucht. Die Generalsekretäre Smithers, Toncic, Karasek und die Präsi

denten C zernet z  u.s.w. seien ein Beweis dafür. 

Heute müsse man diese Möglichkeit nüt zen, viele neue Ideen zu investieren, 

Mut, guten Willen und Sachkenntnis sowie Realitätsbewußtsein aufzubringen. D er 

Europarat müsse sich aber bei diesem Prozeß bemühen, konkrete Ergebnisse im 

Sinne der Zusammenarbeit zu erreichen und mit Arbeitsinhalten zu füllen. 

Bei der allgemeinen Diskussion herrschte eine vollkom mene tlbereinstimmung 

mit dem Berichtsinhalt. Es ging im wesentlichen eigentlich nur um mehr oder 

weniger starke Ausdrucksweisen. So wurde auch die Enbchlie8uog 109 mit m ehre

ren Abänderungsanträgen einheitlich angenommen. 

Darin werden die j üngst in Osteuropa stattgefundenen Entwicklungen begrüßt, 

insbesondere was den Fortschritt in Ungarn in bezug auf den freien Personen

verkehr betrifft, und Österreich als Gastland der KSZE für all die Bemühungen, die 
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schließlich zu der Abfassung eines ausgewogenen Schlußdokumentes geführt haben, 

gedankt. Die Entwicklung in Rum änien wird mit Sorge zur Kenntnis genom men. D i e  

Ausarbeitung einer Charta für eine Europäische Sti ftung für Os teuropastudien m i t  

Wohlwollen gebilligt. 
Das Ministerkomitee wird aufgefordet, alle Anträge von Nicht mit gliedslän-

dern, einer Europäischen Konvention beizut reten, mit Wohlwollen zu prüfen, einen 

Beam ten des Sekretariats des Europarates vor allem zu j edem KSZE-Tre f fen zu 

entsenden, die sich mit kulturellen Angelegenheiten beschäftigen. Die  Regierungen 

der M itgliedstaaten werden aufgefordert, ihre Solidarität mit Österreich zu be

kunden, indem sie dieses Land unterstützen, dem Zustrom von osteuropäischen 

Flüchtlingen Herr zu werden und die zu einer verstärkten Zusammenarbeit m it 

os teuropäischen Ländern notwendigen Mittel im Lichte der neuen Prioritäten 

schnellstm öglich zu genehm igen. 

UBER DAS TERRITORIALE ASYLREC HT 

Jolanda Offenbeck wurde von der Jurdischen Kommission beauftragt ,  das 

Thema über Asylrecht vorzubereiten und der Parlamentarischen Versammlung 

einen Entwur f  einer Stellungnahme, einer Empfehlung sowie einer Richtlinie 

vorzulegen. Die Komm issionen für Wanderbewegungen, Flüchtlinge und Demo

graphie gab dazu eine Stellungnahme ab. 

Grundlage dieses B erichtes war ein them engleiches Hearing, das in Lausanne 

abgehalten wurde. 

Flücht lingsfragen beschäftigten alle europäischen Staaten in vermehrtem 

Maße. Waren es seit Ende des Zweiten Weltkrieges vor allem Flüchtlinge, die aus 

den osteuropäischen Gebieten kamen, wie zum Beispiel aus Ungarn, der Tschechos

lowakei oder aus Polen, so wird gerade in den letzten Jahren verstärkt eine 

Nord/Süd-Bewegung der Flüchtlinge festgestellt . D er Bericht gab der Rednerin die 

Möglichkeit,  auch die Verhältnisse in unserem Land zu schildern. So bem erkte sie, 

daß seit 1 94 5  rund Z Millionen Flüchtlinge nach Österreich gekommen und 600.000 

auch im Land geblieben seien. D a  es sich dabei um eine enorme finanzielle 

Belastung für jedes davon betroffene Land handle, werde immer mehr der Wunsch 

nach Har monisierung der bislang sehr unterschiedlichen Praktiken des Asylrechts 

laut. Die Arbeitslosigkeit in den verschiedenen Ländern habe dazu beigetragen, daß 

Forderungen nach restriktiven Maßnahmen immer wieder auftauchen. 

Dies sei der Augenblick, Tolerenz und Liberalit ät zu beweisen und sich zu den 

Grundsätzen der Menschenrechte zu bekennen. Die Genfer Konvention von 1951  
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reiche nicht mehr aus, denn sie regle nur die Aufnahme von Flüchtlingen, die durch 

Verfolgung durch die Behörden ihren Heimatstaat verlassen müssen und dies auch 

nur dann, wenn die Flüchtlinge nachweislich aus Gründen der Rasse, der Religion, 

der Nationalität oder wegen der Zugehörigkeit zu einer Gesinnungsgemeinschaft 

verfolgt werden. Die Konvention im Jahre 1 9 7 7  zu erweitern scheiterte, und so 

sollte man heute im Europarat darangehen, mit der Aufarbeitung des Flücht

lingsproblems wenigstens einen Beginn zu setzen,  denn dieses sei so vielschichtig, 

daß es in diesem ersten Bericht gar nicht vollends erfaßt w erden könne. Vor allem 

müsse man versuchen, das Asyl- und Fremdenrecht in Europa zu harmonisieren und 

mit dem Hochkommissär für Flüchtlingsfragen ein Einvernehmen herzustellen, um 

mit allen europäischen Staaten gemeinsam Richtlinien für praktische Lösungsmög

lichkeiten zu erarbeiten. 

Wo solle man da anfangen, wenn es bis heute noch nicht einmal eine 

gemeinsame Sprachregelung gibt. Wie wichtig wäre es, eine gegenseitige Aner

kennung der rechtskräftigen Entscheidungen wenigstens bei den europäischen 

Mitgliedstaaten zu erreichen. 

Mit einem Zitat von Chris tian Broda, der im Jahre 1 9 8 7  den Europäischen 

Menschenrechtspreis erhalten hatte,  beschloß Jolanda Offenbeck ihre Ausfüh

rungen: " Es darf nicht sein, daß unsere Gesellschaft dauernd in zwei Gruppen mit 

mehr oder weniger Rechten zerfällt: in die Klasse der Einheim ischen und in die 

Klasse der Fremden. Niemand wird heute bestreiten, daß die Flüchtlingsfrage ein 

Weltproblem ist. Wir leben inmitten der gewaltigsten Völkerwanderung aller 

Zeiten. Probleme der Ausländer in Europa können nur europäisch gelöst werden. Es 

ist eine Frage der Glaubwürdigkeit unseres europäischen demokratischen Systems. 

Der Wert des Schut zes der M enschenrechte erweist sich dort,  wo man sie braucht. 

Die Menschenrechte sind unteilbar". 

Der von der Komm ission für W anderbewegungen, Flüchtlinge und Demo

graphie zur Stellungnahme vorliegende Bericht geht davon aus, daß die Parlamenta

rische Versam mlung des Europarates nicht zuletzt bereits im Jahre 1 98 5  in einer 

sehr ausführlichen D iskussion sich mit dieser Problematik beschäftigt hat und in 

der Empfehlung 1 0 1 6  bereits mit Nachdruck eine Harmonisierung und eine gemein

same Asylpolitik verlangte. Die darin enthaltenen Forderungen wurden aber leider 

noch viel zu wenig von den Regierungen der Mitgliedsstaaten beachtet. Auch bei 

der Dritten Konferenz der zuständigen europäischen Minist er für Wanderbewe

gungen, die im Mai 1 987  stattfand, war m an sich der Dringlichkeit einer Harmoni

sierung und Koordinierung auf europäischer Ebene wohl bewußt, durchgreifende 

Maßnahmen sind inzwischen aber immer noch nicht ergriffen worden. Selbst die 
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Europäische Gemeinschaft hat im Jahre 1 98 8  dieses Problem bei einer Konferenz 

erörtert,  um Ende 1 992 eine koordinierte Asylpoli tik zu erreichen. Worten m üssen 

Taten folgen, zumal Europa immer mehr auch von außereuropäischen Flücht lingen 

überschwemmt werde. 

Es werde höchste Zeit, dieses Problem durch eine Harmonisierung in den 

Gri ff zu bekommen, da in Europa auch weiterhin aus humanitärer Tradition Flücht

linge wegen direkter Gefahr für ihr Leben und ihre Freiheit in unserem Kontinent 

Aufnahme finden sollten. Jedoch w äre es unmöglich, auch alle jene Flüchtlinge, die 

ihr Heimatland aus wirtschaftlichen Gründen verlassen, hier aufzunehmen. Daher 

sei es unumgänglich - so schloß der Redner - gemeinsam mit einer guten Asylpolitik 

auch Entwicklungshilfe vers tärkt zu gewähren, damit Europa diesem Problem Herr 

werden könne. 

Mit einer ausführlichen Diskussion, bei der zahlreiche Vorschläge eingebracht 

wurden, schloß die Sit zung mit der Abstim mung über die Empfehlung 1088 sowie 

die Direktive 44Z über das territoriale Asylrecht. D arin wird dem Ministerkomitee 

empfohlen, eine aufeinander abgestimmte Asylpolitik zu verabschieden, damit das 

in einigen Staaten besonders akute Flüchtlingsproblem gemeinsam gelöst werde, 

den tatsächlichen Asylsuchern eine befristete Aufenthaltgenehm igung zu erteilen, 

die in mehreren Ländern gleichzeitig erfolgten Asylansuchen ausfindig zu machen, 

das Europäische Ubereinkommen über die Verpflichtung zur Prüfung von Asylan

suchen rasch zu verabschieden und in zweiter Phase ein Europäisches Uberein

kom men auszuarbeiten, in dem alle Fälle, in denen Asyl gewährt werden kann, 

aufgez ählt werden. Einerseits soll der Mißbrauch des Asylrechtes eingeschränkt, 

andererseits aber eine Harmonisierung dahingehend angestrebt �erden, in dem die 

Kriterien zur Anerkennung des Flüchtlingstatus in allen europäischen Ländern 

gleichzeitig anerkannt werden, um dadurch eine bessere Verteilung der Asylwerber 

auch auf die anderen europäischen Staaten zu erm öglichen. 

AKTU AUTÄTSDEBATTE - DIE LAGE IN RUM ÄNIEN 

Nach dem Artikel 48 des Reglement ist die Aktualitätsdebatte auf eineinhalb 

Stunden beschränkt . Am Ende der Debat te erfolgt keine Abstimmung über einen 

Schlußtext . Die behandelte Frage kann jedoch durch das Büro an die kompetente 

Kommission verwiesen werden, dam it ein nachträglicher Bericht und schri ftliche 

Erklärungen erfolgen können. 

Bei dieser Debat te haben alle Redner einheitlich das Vorgehen der rumäni

schen Regierung aufs schärfste verurteilt. Einige Redner bedauerten, daß der 
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Protest nicht in Form einer Entschließung erfolgen und dam it zur Abstimmung 

kom m en könne. 

Wolfgang Blenlt nannte Beispiele unbeschreiblicher Geschehnisse , bei der 

tausende von Dörfern zerstört wurden. Der Europarat könne nicht zusehen wie 

Kirchen vernichtet und Friedhöfe geschändet werden, die von historischem Wert 

wären, wie Menschenrechte verletzt und die Schlußakte m ißachtet würden. Es sei 

daher bezeichnend, daß bei der Wiener Konferenz über Sicherheit und Zusam men

arbeit in Europa, die Rumänen die Vorschläge über Rechte der Minderheiten und 

über Reise und Kommunikationsfreiheiten abgelehnt hätten. In der UNO-Kon

vention für Menschenrechte werde diese Vorgangsweise als " ethnozids",  also 

Völkermord bezeichnet . Bis August 1 988 habe Ungarn bereits ZO.OOO Flüchtlinge, 

die aus Rum änien kamen und ungarischer, deutscher, bulgarischer, serbischer und 

j üdischer Minderheiten angehören, regis trieren können. 

Mit dem Wunsch, daß im Europarat eine ähnliche Resolution zustande käme, 

wie dies im österreichischen Parlament von allen Parteien formulier t wurde, 

beschloß Wolfgang Blenk seine Rede. 

Auch Sixtus Lanner ergriff zur Aktualitätsdebat te das Wort. In seiner Rede 

knüpfte er an die Zeilen in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung über eine Reise 

der Europäischen Volkspartei nach Rumänien an. Dabei w urde zum Ausdruck 

gebracht, daß der internationale Druck auf Rum änien unbedingt aufrecht erhalten 

werden müsse. Er habe nämlich bei Gesprächen m it Kollegen im Europarat den 

Eindruck gewonnen, daß manche Parlamentarier der M einung seien, man sollte 

vorsichtig bei der Beurteilung dieser Vorkom mnisse in Rum änien sein. Er selbst 

glaube, daß dies der total falsche W eg sei. D er Europarat müsse den Mut haben, 

eine harte Sprache zu sprechen, denn das was in Rumänien passiere, wäre eine 

kulturelle Schandtat. Wenn man j edoch Zweifel über die Glaubwürdigkeit dieser 

Berichte hege, so solle doch eine Fact-Finding-Gruppe zu einem Lokalaugenschein 

entsendet werden, die die Möglichkeit habe, nicht nur mit  Regierungsvertretern, 

sondern auch m it den Betroffenen zu sprechen. D as,  was sich heute in Rumänien 

ereigne, sei nicht nur eine interne Angelegenheit dieses Landes, sondern eine 

europäische Angelegenheit , die den Europarat voll und ganz betref fe. 

EU ROP ÄISCHE KAMPAGNE FÜR DEN L Ä NDUCHEN RAUM 

- FUR EINE NEUBEWERTUNG DES L Ä NDUCHEN RAUMES 

Da der ländliche Raum 80 Prozent  des europäischen R aumes ausmacht und 

einer von drei Europäern der ländlichen Bevölkerung angehört ,  beschäftigt sich der 
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Europarat bereits seit dem Jahre 1 968 mit diesem Thema. Der Empfehlung von 

1 9 79 entsprechend, wurde nunm ehr eine Europäische Kampagne flir den ländl i c h e n  

Raum vom Europarat gestartet. D ie Agrarko mm ission hat dazu eine wicht ige 

Konferenz über "die Landwirtschaft im Jahr 2 00 0" abgehalten und dabei die 

Landwirtschaftspolitik der Europäischen Gem einschaft in Frage gestellt . Reformen 

auf dem Gebiet des Schut zes der U m w elt und der Rücksichtnahm e auf die 

Landbevölkerung müßten schnells tens herbeigeführt werden. 

Die Europäische Kampagne für den ländlichen Raum habe m it H il fe von 

Konferenzen, Kolloquien, Se minaren, Filmen, Ausstellungen etc. und in Zusam

menarbeit mit anderen internationalen Organisationen wie der UNESCO, der OECD 

und der FAO gemeinsam mit den in den Mitgliedstaaten eingerichteten National

komitees großen Erfolg bei allen vier Zielset zungen erreicht: Klarlegung der 

Gründe und Ursachen der Krise im ländlichen Raum,  Sensibilisierung der öf fentli

chen Meinung und der Behörden, Definition einer Arbeitsstrategie gegen den 

Verfall in den landwirtschaftlichen Gegenden und schließlich Festlegung der 

zukünftigen Rolle des Europarates auf diesem Gebiet. 

Im September dieses Jahres wurde eine öffentliche parlamentarische An

hörung über "die Neubew ertung des ländlichen Raumes" abgehalten, bei der drei 

Aspekte vordringlich waren: 

1 .  Das Zusam menwirken zwischen der individuellen Landwirtschaft und der 

großen Agrolandwirtschaft. Bei Let zerer wird der Boden ausgebeut et ,  ohne 

Rücksicht auf die verursachten Um weltschäden, sie führt zu einer 

Uberproduktion, zu einer Senkung des Preisniveaus, zu einem Mangel an 

Arbeitsplätzen sowie in der Folge zu einer Krise im ländlichen Raum . 

2 .  Der Landwirt ist  nicht mehr der ein zige Bewohner des ländlichen Raumes. Er 

lebt mit Menschen zusammen, die andere Tätigkeiten ausüben. So müsse m an 

versuchen, eine engere Bindung zwischen Stadt und Land herbeizuführen, um 

einen wirtschaftlichen und auch sozialen Ausgleich herstellen zu können. Dies 

könnte durch die Kom m erzialisierung ihrer Funktionen und durch die 

U m formung der landwirtschaftlichen Produkte erfolgen. 

3. Die Landwirtschaftspolitik müßte auf die Erfordernisse der einzelnen 

Landschaften abgestim mt werden. 

In weiterer Folge sprach sich der Berichterstat ter dafür aus, mit Hil fe einer 

neuen Landwirtschaftspolitik, die Vielseitigkeit der Produkte zu erhöhen, dies 

zum Schutze der Umwelt, und die Konsumenten dahingehend zu beeinflußen, 

andere, neue Eßgewohnheiten zu praktizieren. Zu diesem Zwecke sei es 
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notwendig, sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene die bei der 

Kampagne geforderten Maßnahmen zu verfolgen. 

Die von seiten der Agrarkommission diesbezügliche Stellungnahme hat Sixtus 

Lanner erarbeitet. Er meinte, es sei keinesfalls zielführend und eher deprimierend 

für j unge aktive Menschen, wenn sie immer nur von den Schwierigkeiten und N öten 

der Landbevölkerung zu hören bekämen. Wir schrecken sie damit ab und erreichen, 

daß die Besten weggehen. M an m üsse daher neben den Problem en besonders die 

Qualitäten des ländlichen Raums hervorheben. Man müßte den jungen Leuten aber 

auch die Chancen bewußt machen, die sie in der persönlichen Ent faltung, bei der 

Mitwirkung im demokratischen Leben, aber auch bei der Gestaltung der U mwelt 

haben. 

Aber auch die Agrarpolitik müsse aus einem anderen Blickwinkel betrachtet 

werden. Sie brauche die gesamtwirtschaftliche Perspektive des ländlichen Raumes 

und das Zusam menwirken aller Berufs-, Bevölkerungs- und Altersgruppen. Die 

Konsum enten in den Städten müssen wissen, daß Bauer sein seinen Preis hat, und 

auch dafür sorgen, daß eine finanzielle Absicherung dieser Interessensgruppe 

. garantiert wird. 

Und nun noch ein Wort zu den Beziehungen zwischen Land und Stadt. Ein 

prosperierender ländlicher Raum müsse Anliegen von Stadt und Land sein. Es 

handle sich dabei um eine Wechselwirkung, die man' deutlich zum Ausdruck bringen 

müsse. Nicht zulet zt  sei aber auch ein funktionierender ländlicher Raum die 

Vorausset zung für den Städter, sich erholen und dort seinen Z w eitwohnsit z auf

schlagen zu können. D er Egoismus der städtischen Menschen müsse überwunden 

werden indem sie erkennen, daß der ländliche Raum ein gemeinsames Anliegen im 

Sinne einer gem einsamen Zukunft darstelle. 

Die Kampagne des Europarates für den ländlichen Raum dürfe mit der 

Abschlußkonferenz in TravemUnde nicht zu ' Ende gehen. Sie müsse gemäß der 

Empfehlung der zuständigen Kommission fortgeset zt werden, die nationalen Aktivi

täten weitergeführt,  um das Verständnis z wischen Stadt und Land zu vertiefen und 

der ländlichen Jugend eine Chance für die Zukunft zu geben (siehe Bericht 1 98 7  

Seite • • • •  ) . 

Zu dem vorliegenden Bericht nahm auch Walter B&Icb. Stellung. Dieser 

Bericht habe die wirtschaftlichen aber auch die ökologischen Probleme aufgez eigt, 

die beachtet werden müßten, um eine gesunde Landwirt schaftspolitik machen zu 

können. Die ständige Aufgabe von Bauernhöfen führe zu einer Verwüstung der 

Landschaft und sei die Konsequenz der wachsenden Industrialisierung und der 
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landwirtschaftlichen Uberproduktion. Der Kleinbetrieb habe in diesem System 

keine Existenzberechtigung mehr. Diese Ent wicklung se i aber für den ländli c hen 

Raum verheerend. Die europäische Landwirt schaft könne einen Ausweg aus der 

Krise nur durch eine Regionalisierung finden, die Bedacht auf die wir t schaftlichen 

und sozialen Besonderheiten nähme. So habe auch die Euoropäische Kampagne für 

den ländlichen Raum bewiesen, daß der ländliche Raum nur durch die Exis tenz der 

Klein- und M ittelbetriebe erhalten werden könne. Abschließend forderte Walter 

Böseh, als Ziel dieser öffentlichen Europäischen Kampagne in Zusam menarbeit mit 

den bereits bestehenden anderen internationalen Institutionen eine ständige Ein

richtung zu schaffen. 

Die Sit zung mußte nach einer langen Diskussion vorzeitig abgebrochen 

werden, da im Anschluß daran die Rede des Paps tes auf der Tagesordnung stand. 

D aher wurde in Ubereinstim mung mit dem Präsidenten und Berichterstat tern so wie 

dem Büro der Versam mlung beschlossen, im November 1988  die Ständige Kom m is

sion über den E mpfehlungsent wurf abstimmen zu lassen. Darin wird dem Minister

komitee empfohlen, ge meinsam mit der EG die Verwirklichung der im Organisa

tionskomitee der Kampagne gem achten Vorschläge im zwischenstaatlichen Arbeits

program m 1 989  und 1 990 sicherzustellen und auch die dazu erforderlichen Mit tel 

genehmigen zu wollen, und weiters ein Bodenschut zübereinko m m en innerhalb des 

Europarates auszuarbei ten. 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert eine neue europäische Agrarpolitik, 

in der das soziale und wirtschaftliche Verhältnis z wischen S tadt- und Landbevöl

kerung ein ausgewogeneres ist, zu verabschieden, eine auf territori ale Aspekte 

ausgerichtete Vorgangsweise einzuschlagen, die Lebensbedingungen in den Dörfern 

zu verbessern, ein besseres Solidaritätsgefühl zwischen Stadt- und Landbevölkerung 

zu schaffen, die Ausbildungsmöglichkeiten der Landbevölkerung zu verbessern und 

dergleichen mehr. 

Nach einer 6 Tage andauerenden Sit zung, in der eine ganze Reihe ausgezeich

neter Berichte erörtert und abgestimmt wurden, endete schließlich die Herbstsit

zung am Sam stag, dem 8. Oktober gegen 14.00 Uhr. 

EINE REIHE VON KOM MISSIONEN DES E UROPARATES TAGEN IN ÖSTER REICH 

Das Jahr 1 9 88 war dadurch gekennzeichnet, daß die Komm issionssit zungen 

des Europarates, die traditionsgem äß zumeis t  in Paris und S traßburg stat tfinden, 

aus Protest gegen die von Frankreich ergriffenen Visamaßnahmen in anderen euro

päischen Städten abgehalten wurden. 
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Dies war ein Grund mehr, daß auch Österreich als Gastland für eine Reihe 

von Kommissionen auserwählt wurde. 

So fanden bereits im Mär z  (2 1 .  März bis 24. März) die Sit zungen der 

Unterkommission für KSZE-Fragen, der Ko mmission für die Beziehungen mit den 

Nichtmitgliedsländern, des Büros der Versam mlung, der Ständigen Kom mission, der 

Kommission für Sozial- und Gesundheitsfragen sowie der Komm ission für W issen

schaft und Technologie stat t. 

Bei der Unterkommission für KSZE-Fragen, die sich aus Mitgliedern der 

Politischen sowie der Kom m ission für die Beziehungen mit den Nichtmitgliedslän

dern zusam mensetzt,  handelte es sich um das 2. Tref fen (das 1 .  fand im Jahr 1 98 7  

in Wien statt) m i t  Delegationsleitern der 3 5  Teilnehm erstaaten der KSZE-Nach

folgekonferenz. 

Der im Jahre 1 9 87 erfolgte Informationsaustausch, der auf Initiative von 

Ludwig Steiner erfolgte, war für die Komm issionsmitglieder des Europarates sehr 

wertvoll und hatte zu einer bedeutenden Verbesserung der Beziehungen zwischen 

dem Europarat und den Staaten Osteuropas geführt. 

Bei der diesj ährigen Sit zung übernahmen der luzemburgische Botschafter 

Edouard Molitor sowie der Exekutivsekretär der KSZE-Konferenz,  Botschafter 

Helmut Liedermann, die Organisation des Tref fens der KSZE-Delegationsleiter mit 

den Europaratsparlamentariern. Von österreichischer Seite nahm Ludwig Steiner an 

den Sit zungen teil. 

Gesandter RudoIf Toronky gab eine Einleitung über die bisherigen Ergebnisse 

der KSZE-Konferenz.  Dabei nannte er u.a. drei Gründe,  die nach seiner Meinung die 

Fortschritte bei der Konferenz verzögerten, obwohl sich das Ost-West-Klima 

immer mehr verbessere: das gute Gesprächsklima zwischen den beiden Super

m ächten habe nichts an der Tatsache geändert, daß es noch im mer politische 

Differenzen und Interessensdivergenzen gäbe. D er bessere Kontakt zwischen den 

Supermächten habe bis jetzt vor allem dazu geführ t ,  die Abrüstungskontrolle, 

regionale Konflikte und bilaterale Beziehungen zu verbessern. D er "neue Gedanke" 

von Präsident Gorbatscho w habe zwar große Hoffnungen geweckt, die aber nur 

teilweise erfüllt wurden. Auf qualitativer Ebene sei m an nicht sehr weit ge

kom men; man werde dann versuchen, ein substantielles und ausgewogenes Ab

schlußdokument auszuarbeiten, das echte Vorteile für die Völker Europas bringen 

könne. Hernach erfolgten die Aussprachen mit den Delegationsleitern der w es t

europäischen Staaten, sowie der Vereinigten Staaten von Amerika. Rumänien 

wünschte eine gesonderte Aussprache. Danach erfolgten die Treffen mit den 

Delegationschefs Ungarns, Bulgariens, Polens, der DDR, der Tschechoslowakei und 

der Sowj etunion. 
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An der Kommission für die Beziehungen mit den Nichtmitgliedstaaten nahm 

von der österreichischen Delegation Friedrich Probst teil. Bei dieser S i t z ung gab 

der Vorsit zende der Kommission einen Bericht über den Stand der Zusam m enarbeit 

mit den Europäischen Nichtmitgliedstaaten. Es wurde über die Errichtung eines 

Europäischen Fonds für Osteuropastudien diskutiert, der Bericht über die Minori

täten in Rumänien angenommen und Friedrich Probst zum Berichterstatter über 

das Thema "Lage der ethnischen und moslemischen Minderheiten in Bulgarien" , 

bestimmt.  Er wurde beauftragt mit der bulgarischen Botschaft in Wien Kontakt 

aufzunehmen, damit die Kommission eine Fact-finding-mission nach Bulgarien 

unternehmen könne. 

An der Sit zung des Büros der Versammlung nahmen der Präsident des Euro

parates, der Generalsekretär, der stellvertretende Generalsekretär, der Kanzler 

der Parlamentarischen Versammltmg und von österreichischer Seite Ludwig Steiner 

teil. Bei ihr wurden Entscheidungen über die Festlegung der wichtigsten D aten der 

einzelnen Sit zungen getroffen sowie festgelegt, daß bei der nächsten Sitzung der 

Parlamentarischen Versammlung der Schwerpunkt der D ebatten auf das Thema 

Fortschritt  der Europäischen Zusam menarbeit gelegt werde, wobei besonderes 

Augenmerk auf die Erziehung und Bildung in Europa genommen werden sollte. 

An den Sit zungen der Ständigen Kom mission nahmen Ludwig Steiner, Siztus 

Lanner, Hans Hesele, Karl Pisec und Friedrich Probet teil. Bei der öffentlichen 

Sit zung wurden 1 1  Berichte geprüft,  hernach wurden u.a. 1 1  Resolutions- und 

Rekommandationsvorschläge an die einzelnen Kommissionen verwiesen. 

An der Kommission für Wissenschaft und Technologie nahmen die österreichi

schen Parlamentarier Wollgang Blenk, Marga Hubinelt und Karl Piaec teil. Buodea

minister Hans Tuppy nahm die Kom missionssitzung zum Anlaß, über die österrei

chische Wissenschafts- und Technologiepolitik zu sprechen. Die weiteren Themen 

dieser Sitzung waren u.a.: Telekommunikation mit den Vereinigten Staaten, 

Prüfung eines Empfehlungsentwurfes über die wissenschaftliche Forschung von 

menschlichen Embryonen, Abhaltung der VII. parlamentarisch-wissenschaftlichen 

Konferenz in Ottawa sowie die europäische Weltraumpolitik. 

Schließlich fanden am vierten Tag die Unterkommission für die Europäische 

Sozialcharta, an der Fritz Hochmair teilnahm, sowie die Komm ission für Sozial-und 

Gesundheit sfragen, an der Marga Hubinelt und ebenfalls Frits Hochmair teil

nahmen, statt .  In diesen zwei Komm issionen wurden das Zusatzprotokoll zur 

Sozialcharta, das vom Minis terkomitee angenomm en wurde, geprüft und über die 

Ergebnisse des Kolloquiums über die Sozialcharta gesprochen, der Europäische 

Code für soziale Sicherheit zur Uberprüfung festgelegt, sowie ein Meinungsaus

tausch mit Günther Liebswarth gepflogen. 
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Am Z6. April fanden in Innsbruck Sitzungen der Kommission für Umwelt,  

Regionalplanung und Gemeindeangelegenheiten statt ,  an denen Sixtus Lanner und 

Walter Bösch teilnahmen. Dabei wurde u.a. die Möglichkeit erörtert, aus Anlaß des 

40. Jahrestages des Europarates eine Begegnung zwischen den Europapreis Städten 

zu organisieren. Weiters hat Sixtus Lanner über die Vorbereitung der Anhörung über 

eine N eubewertung des ländlichen Raumes im Herbst dieses Jahres referiert .  Ein 

Gedankenaustausch mit Frau Weber, der Präsidentin der Umweltkommission des 

Europäischen Parlaments, und Herrn Brinkhorst ,  dem Generaldirektor der 

Umweltdirektion der Kom mission der Europäischen Gemeinschaften, beschloß den 

Sitzungsablauf. 

Schließlich fand am 14. und 1 5. September nochmals eine Sitzung der 

Kommission für die Beziehungen mit den Nichtmitgliedsländern in Schlaining statt ,  

an der Peter Schieder und Friedrich Probst teilnahmen. 

Die Mitglieder dieser Kommission waren nach Budapest eingeladen worden, 

um mit Vertretern der ungarischen Regierung über Ost-Wes t-Beziehungen und die 

Stellung des Europarates zu sprechen. Es war von den Parlmentariern daher der 

Wunsch geäußert worden, eine vorbereitende Sitzung im Burgenland abhalten zu 

können. Auf der Tagesordnung standen die Themen: die Lage der Kirchen und die 

Religionsfreiheit in Osteuropa, die Ost-West-Beziehungen, das Beitri t tsansuchen 

von San Marino, die Schaffung eines europäischen Studienfonds für Osteuropa, ein 

Bericht von Friedrich Probst über die Lage der ethnischen und moslem ischen 

Minderheiten in Bulgarien, sowie über das Aufnahmeansuchen von Finnland. 

Man war sich bei den Verhandlungen einig darüber,  daß der Europarat 

grundsätzlich auch weiterhin die demokratisch, pluralistischen Prinzipien verfolgen 

müsse und dementsprechend eine Kooperation mit den Staaten Osteuropas zunächst 

vornehmlich i m  technischen, kulturellen und sozialen Bereich anstreben solle. Die  

Kontakte könnten dann Schrit t  für Schrit t ausgebaut werden. Bei  einer pragma

tischen Kooperation könnten später auch einmal Teilabkommen des Europarates 

den osteuropäischen Staaten of fen stehen. 

SYMPOSIEN UND KONFERENZEN D E S  EUROPARATES,  AN DENEN ÖSTERREI

CHISCHE E UROPARA TSP ARLAMENT ARIER TEn.N AHMEN 

Vom 9.  bis 1 0. Mai fand in Trient die Konfereas der BergregioDeD statt,  an 

der Swus LaJmer teilnahm. 
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Vom 5.  bis 6. September fand in Straßburg ein Hearing über ein neues 

Management für die ländlichen Regionen statt ,  an der die Parlamentarier Sixtus 

Lanner und Walter Bösch teilnahmen. 

Vom 7. bis 8. September fand in München über Initiative der Agrarkom mission 

eine Konferenz zum Thema: Die europäische Landwirtschaft als Zulieferer der 

Industrie - ein Ausweg aus der Krise? stat t, an der Sixtus Lanner und Wallgang 

Blenk teilnahmen. 

Vom 1 5. bis 1 7. November fand in Triest ein Kolloquium über Administratio

nen \Dld ihr Personal statt,  an dem Martin Strimitzer teilnahm. 

EHRENMITGLIEDSCHAFr DES EUROPARATES 

Hans Hesele hat im Berichtsjahr die Ehrenmitgliedschaft des Europarates 

erhalten, die es ihm ermöglicht, an den Plenarsitzungen des Europarates auch 

weiterhin teilzunehmen und Dokumente der Kommissionen übersandt zu bekom men. 

VERLEIHUNG DER EUROP AF AHNE 

Für ihre Verdienste um den Europagedanken wurde der Gemeinde 

Wartberg/Krems die Ehrenfahne des Europarates verliehen. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)98 von 484

www.parlament.gv.at



Empfehlungen 

Nr. 1068  

Nr. 1069  

Nr .  1070  

Nr .  1 0 7 1  

Nr. 1 0 7 2  

Nr. 10 73 

Nr. 1 0 74 

Nr. 1 07 5  

Nr. 1 07 6  

Nr. 1 0 7 7  

N r .  1 078 

Nr. 1 079  

Nr.  1 080  

Nr .  1 08 1  

Nr. 1 082  

Nr .  1 083 

Nr. 1084 

Nr. 1 08 5  

Nr. 1 086  

Nr .  1 087 

- 1 -

ANGENOMMENE TEXTE 

über Kernkraftunfälle 

über die Erziehung zur Entwicklung 

über die Probleme der jugoslawischen Wanderarbeiter und über 
die Entwicklung der Beziehungen zwischen Jugoslawien und dem 
Europarat 

über den Schutz des Kindes 

über den internationalen Schutz und Transport von Kulturgütern 
und Kunstwerken 

über die Folgemaßnahmen des Europäischen Jahrs der Musik 

über die Familienpoli tik 

über kulturelle Zuam menarbeit in Europa 

über die Rolle und Tätigkeit des Wiedereingliederungsfonds des 
Europarates 

über den Zutrit t zu grenzüberschreitenden audiovisuellen Medien 
während der Wahlkampfzeit 

über die Umweltpolitik in Europa ( 1 9 84- 1 987) 

über den Schutz der Nordsee gegen Verschmutzung 

über eine koordinierte europäische Gesundheitspolitik zur 
Verhinderung der Verbreitung von AIDS in Gefängnissen 

über die Probleme der Staatsbürgerschaft bei Ehen zwischen 
Partnern verschiedener Nationalitäten 

über das Recht auf einen ständigen Wohnsi tz  für Wanderarbeiter 
und Mitglieder ihrer Familien 

über die internationalen Postgebühren 

über die Situation der Tiergärten in Europa 

über den Kampf gegen Drogen 

über die Lage der Kirche und die Religionsfreiheit in Osteuropa 

über die Verbesserung der Anwendung der Europäischen 
Menschenrech tskon ven tion 
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Nr. 1 08 8  

Nr. 1089 

Nr. 1 090 

Stellungnahmen 

Nr. 1 3 7  

N r .  1 3 8  

N r .  1 3 9  

Nr. 1 40 

Nr. 1 4 1  

Nr. 14Z 

Nr.  143 

Entschließungen 

Nr . 888 

Nr. 889 

Nr. 890 

Nr . 8 9 1  

Nr. 8 92. 

- 2. -

über das territoriale Asylrecht 

über die Verbesserung der zwischengem einschaftlichen 
Beziehungen 

über die Lage der Palästinaflüchtlinge 

über die 2.. Phase des IX. Kontrollzyklus der Anwendung der 
Europäischen Sozialcharta 

über die angenommenen Texte der ZZ. Sitzung der Ständigen 
Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas 

über die allgem einen Ausgaben und das Budget für die Jahre 
1986,  1 988 und 1 989 

über das Budgetprogramm der Parlamentarischen Versammlung 
für das Jahr 1989 

Entwurf eines Europäischen Kodex für soziale Sicherheit 

über die Entschließen Nr. 1 92. (aus 1 988) betreffend die die 
Regional- oder Minderheitensprachen in Europa, angenomm en 
von der Ständigen Konferenz der Gemeinden und Regionen 
Europas 

über das Beitrittsansuchen der Republik San Marino zum 
Europarat 

über Kernkraftunfälle 

über die Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität 

über die Ernährungspolitik und Entwicklungshilfe in afrikanischen 
Staaten 

über den Fischreichtum in Entwicklungsländern: verborgene 
Quellen 

über den Golfkrieg (Allgemeine Politik des Europarates) 
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Nr. 893 

Nr. 8 94 

Nr. 895  

Nr. 896  

Nr.  897  

Nr .  898  

Nr .  899  

Nr.  900 

Nr. 90 1 

Nr. 902  

Nr .  903  

Nr. 904 

Nr. 90 5 

Nr. 906  

Nr.  907  

Nr.  908 

Nr.  909 

Richtlinien 

Nr. 435 

Nr. 436 

Nr. 437 

- 3 -

Antwort auf den 3 2. und 33. Jahresbericht der Europäischen 
Transportministerkonferenz 

über die Rati fikation der Konventionen des Europarates 

über einige Abänderungen des Reglements der Versam mlung 

über die europäische Luftfahrtspoli tik 

über die wirtschafltichen Beziehungen und die Zusammenarbeit 
zwischen Europa und der Volksrepublik China 

über die Lage der Juden in der Sowj etunion 

über die Weltraumpolitik 

über den Zugang zu audiovisuellen Medien während der 
Wahlkampfzeit 

über die Entwicklung der wissenschaftichen und technologischen 
Zusam menarbeit in Europa: EUREKA 

über die Chancen für eine internationale N ah-Ost
Friedenskonferenz 

über die Möglichkeit eines gewerkschaftlichen 
Zusammenschlusses von Berufssoldaten 

über den Schutz von Missionen humanmedzinischer 
Hil fsorganisationen 

über die Nebenerwerbslandwirtschaft - Bestandteil der 
Landwirtschaft von morgen 

über die UNESCO 

Antwort auf den Tätigkeitsbericht der Organisation für 
wirtschaftliche Zusam menarbeit und Entwicklung (OECD)  1 9 8 7  

über die Lage der Kirche und die Religionsfreiheit in  Osteuropa 

über die Ost-West-Beziehungen (allgemeine Politik des 
Europarates) 

über den Abbruch der Sitzung 

über die rechtlichen Aspekte bei Kernkraftunfällen 

über die iranischen Flüchtlinge in der Türkei 
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Nr. 438 

Nr. 439 

Nr. 440 

Nr. 44 1 

Nr. 442 

Nr. 443 

- 4 -

über den Schutz der Nordsee gegen Verschmutzung 

über eine koordinierte europäische Politik in bezug auf AID S 

über eine gemeinsame europäische Strategie im Kampf gegen 
AIDS 

über europäische Jugend und die Parlamentarische Versammlung 

über das Asylrecht 

über die Verbesserung zwischengemeinschaftlicher Beziehungen 
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BERICHT DER ÖSTERREICmsCHEN DELEGA nON 

ZUR PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG DES EUROPARATES 

FUR DAS JAHR 1989 

EINLEITUNG 

Durch den Beitri t t  von San M arino und Finnland set zte sich die Parlamenta

rische Versam mlung im Berichtsj ahr aus 177  Mitgliedern sowie aus ebenso vielen 

Ersat z m itgliedern zusammen. Sie hat vom 30 .  Jänner bis 3.  Feber, 5. Mai und 8. 

bis 1 2. M ai sowie vom 2 1 .  bis 29. September 1 98 9  j eweils in Straßburg Plenar

si t zungen abgehalten. 

Die Ständige Kom m ission tagte während des Berichtsjahres am 1 5 .  März und 

1 6. November 1 989. 

Die Som mersi t zung des Europarates, die ursprünglich in Innsbruck hät te 

stat t finden soUen, fand vom 3. bis 7. Juli 1989  in Straßburg stat t ,  nachdem 

Präsident Michael Gorbatscho w seinen Besuch beim Europarat am 6.  7. 1 9 8 9  

angekündigt hat tee 

Während dieses Zeitraumes setzte sich die Delegation wie folgt zusam men: 

Ordentliche Mitglieder 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Wolfgang BLENK (ÖVP) 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr.  Willi FUHRMANN (SPÖ) 
( 1 . , 2. und 3. Teil der 4 1 .  Sitzungsperiode) 

Landesrat Fri t z  HOCHMAIR (SPÖ) 
(3. und 4. Teil der 40. Sitzungsperiode) 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Jolanda OFFENBECK (SPÖ) 

Mitglied des Bundesrates Dr. Karl PISEC (ÖVP) 
(3 .  und 4. Teil der 40. S i tzungsperiode) 

Abgeordneter zum Nationalrat Peter SCHIEDER (SPÖ) 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Ludwig STEINER (ÖVP) 

Mitglied des Bundesrates Dr.  Mar tin STRIMITZER (ÖVP) 
( 1 . , 2. und 3. Teil der 4 1 .  Sitzungsperiode) 
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Ersatzmitglieder 

Mitglied des Bundesrates Dr. Walter BÖSCH 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Heinz FISCHER 

Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Marga HUBINEK 

Abgeordneter zum Nationalrat Dr.  Sixtus LANNER 

Abgeordnete zum Nationalrat Mag. Evelyn MESSNER 
(bis 30.  Juni 1 989) 

Abgeordneter zum Nationalrat Friedrich PROBST 

DelegatioDSvorsi tzende 

Dr. Ludwig STEINER 
Peter SCHIEDER 

bis Mai 1 989 
ab Mai 1 989  

(SPÖ) 

(SPÖ) 

(ÖVP) 

(ÖVP) 

(SPÖ) 

(FPÖ) 

ÖSTERREICmsCHE PARLAMENTARIER IN WICHTIGEN FUNKTIONEN 

in der Parlamentarischen Versammlung 
Peter SCHIEDER ab Mai 1989  
Vizepräsident der Parlamentarischen Versammlung 

in den Kommissionen 

Dr. Sixtus LANNER 

Peter SCHIEDER 

Peter SCHIEDER 

Dr. Ludwig STEINER 

in den Politischen Gruppen 

Präsident der Agrarkommission während des laufenden 
Kalenderj ahres 

Vizepräsident des Büros der Versammlung ab Mai 1 989  

Vizepräsident der Ständigen Kommission ab Mai 1989  

Präsident der Politischen Kommission während des 
lauf enden Kalenderj ahres 

Vizepräsident der Sozialistischen Gruppe: 
Peter SCHIED ER bis Mai 1 989  
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3.TEIL DER 40. SITZUNGSPERIODE, 30. JÄNNER BIS 3 .  FEBER 1989 IN STRASSBURG 

Die Themen 

Der Schw erpunkt dieser Sit zung war die europäische Landwirtschaftspolitik, 

worüber auch der österreichische Landwirtschaftsminister Josef Riegler ein sehr 

beachtetes Referat hielt.  

Eingeleitet wurde die 5 Tage andauerende Plenarsi tzung m it der Einberufung 

der Polit ischen Gruppen, bei denen traditionsgem äß unter anderem auch das 

Abstimmungsverhal ten der Parlamentarier besprochen wird. Ihr Mandat im Europa

rat verpflichtet sie j edoch zu keinem Parteizwang. Hier gilt die freie Meinung des 

Einzelnen und so ko m m t  es auch, daß die Parlamentarier unabhängig von Partei und 

Land, alphabetisch gereiht, nebeneinander sitzen. 

Nach der Mandatsprüfung (Dok. 5989) und der Entscheidung über eine 

Dringlichkeitsdebat te zum Them a  Sicherheit im Luftverkehr, wurde schließlich der 

Tätigkeitsbericht des Büros und der Ständigen Kom m ission (Dok. 5999) abgehandelt .  

Weiters folgten die  D iskussion und Abst immung der Themen: Die  europäische 

Landwirtschaft als Zulieferer von Rohstoffen und Energie für Industrie - ein 

Ausweg aus der Krise (D ok. 5988) ,  die Notwendigkeit  e iner Reform der europä

ischen Landwirtschaftspolitik (Dok. 5983 ) ,  Berichterstat ter Walter Bösch, mit einer 

Stellungnahme der Komm ission für Soziales, Gesundheit und Familie (Dok. 59 9 1 ) ,  

die Erziehung der Einwandererkinder (Dok. 5 9 94) m it einer Stellungnahme der 

Kommission für Kultur und Erziehung (Dok. 6002) ,  die iranischen und irakischen 

Flüchtlinge und Asylwerber in der Türkei (Dok. 59 95) ,  die öffentliche Europäische 

Kampagne über Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität (Dok. 59 90) ,  der Beitritt 

Finnlands zum Europarat (Dok. 5 9 8 5) sowie die Europäische Konvention betreffend 

die grenzüberschreitende Fernsehübertragung (Dok. 6003) mit einer Stellungnahme 

der Kom m ission für Kultur und Erziehung. Von seiten der Kom mission für Wirt

schaft und Entwicklung wurde ein Bericht über die Förderung des Aufbaus eines 

südwesteuropäischen Net zes von Hauptverkehrsachsen erarbeitet (Dok. 59 92) und 

von der Polit ischen Kom m ission ein Bericht über den Tagungsort der Parlamen

tarischen Versammlung - Änderung des Artikels 33 des Statuts des Europarates 

(Dok. 5986) mit einer Stellungnahme der Geschäftsordnungskommission. 

D ie let z ten Tage waren den Themen Kino und Fernsehen - Zusammenarbeit 

zw ischen Ost und West im audiovisuellen Bereich (Dok. 5997) ,  w issenschaft liche 

Forschung im Bereich der E mbryonen und der m enschlichen Föten (Dok. 5943) m it 

einer Stellungnahme der Kom m ission für Soziales, Gesundheit und Fam ilie, die von 
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Marga Hubinek vorgetragen wurde (Dok. 5989) ,  und j ener der Juridischen Kommis

sion (Dok. 5996) gewidmet. Zum Thema öf fentliche Gesundheit lag ein Bericht über 

den Schutz der Nichtraucher (Dok. 5984) vor. Schließlich wurde über die Ergebnisse 

des Kolloquiums über die Beziehungen zwischen den internationalen Organisationen 

und ihren Mitarbeitern (Dok. 6001 )  abgestimmt.  

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Uber Initiative der Agrarkommission wurde der österreichische Bundesmi

nister für Land- und Forstwirtschaft Josef Riegler nach Straßburg eingeladen und 

ergriff im Rahmen der Agrardebat te das Wort .  D er Minister begann seine Rede mit 

der Feststellung, daß es für ihn und damit auch für sein Land eine große persönliche 

Ehre sei, hier vor einem internationalen Gremium über die Gestaltung der 

österreichischen Agrarpolitik zu sprechen. Er erachte dies aber auch als Anerken

nung für die im Europarat wirkenden österreichischen Parlamentarier, insbesondere 

Sixtus Lanner, der als Vorsitzender der Agrarkommission im Europarat tätig ist. 

Die 90  Jahre dieses Jahrhunderts werden uns tiefgrei fende gesellschaftliche, 

politische und ökologische Veränderungen bringen: Die krassen Gegensät ze zwi

schen arm und reich müssen beseitigt werden. Ganz wichtig aber sei es, die Umwelt 

durch eine akkordierte, weltweite Zusam menarbeit zu schützen • . 

Eine Neuorientierung für Land- und Forstwirtschaft werde nicht nur in 

Westeuropa, nicht nur innerhalb der EG, sondern weltweit erfolgen müssen. Solange 

wir uns in Fragen über Produktionssteigerung, Uberschußfinanzierung und derglei

chen verstricken und Agrarpolitik nicht im Sinne einer Gesellschafts-, Staats- und 

Friedenssicherungs-Politik ansehen, werden die Erfolge ausbleiben. In diesem 

Zusammenhang führte der Minister das Beispiel an, Hunger einerseits und Uber

schuß anderseits auf einen Punkt bringen zu müssen. Agrarpolitische Krisen 

bestimmen immer mehr unseren Alltag. Der enorme Druck und der Konkurrenz

kampf zwischen Agrarproduzenten und bäuerlichen Land- und Forstwirtschaftsbe

trieben, die unter anderem auch für die Sicherung eines besiedelten Kultur- und 

Erholungsraumes Sorge tragen, könne nicht länger aufrecht erhalten werden. 

Lösungsmöglichkeiten sieht der Minister darin, übersektorale Maßnahmen in 

der Agrarpolitik zu ergreifen. Die Lösungsmöglichkeiten müssen global erfolgen 

und zukunftsorientiert sein. 

Die Konflikte, der Streit über den Subventionsabbau und den freien Agrarhan

del sind das Ergebnis der Nichteinhaltung dieser Forderungen. 
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Eine weitere Forderung des Bundesminis ters war die gemeinsame Anerken

nung der Wichtigkeit einer bäuerlichen Land- und Forstwirtschaft, dies innerhalb 

der gesellschaftlichen Gruppen eines Staates, aber auch innerhalb der Staatenge

meinschaften. 

Der Minis ter skiz zierte die " l)koso ziale Agrarpolitik, die über die Grenzen 

Österreichs hinaus bekannt geworden sei " .  Als Zielsetzungen dieser Politik nannte 

er: 
1 .  Die Verstärkung der Leis tungsfähigkeit von Land- und Forstwirtschaft und 

bessere Vermarktungseinrichtungen. 

2.  Ein neue ökologische Orientierung, die die Landwirtschaft veranlaßt, ihre 

gesamte Produktion zum Z wecke einer gesunden U m welt um zustellen. 

3. Schut z der kleinen Betriebe und der benachteiligten Regionen. 

In Österreich habe man zur Erfüllung dieser Pläne pro Betrieb beispielsweise 

eine Bestandsobergrenze in der Tierproduktion eingeführt und den Anbau von 

pflanzlichen Produktionsalternativen von 2 5.000 auf 1 60.000 Hektar ausgedehnt .  

D er Minis ter erwähnte in  seiner Ansprache viele dieser Alternativen, die auch 

tiefgreifende Systemreformen im Bereich der M arktordnung für Milch und Getreide 

mit si ch gebracht haben und noch bringen werden, aber alle hat ten die schonende 

Behandlung der U m w elt bei gleichzeitiger, größt möglicher Erhaltung und Förderung 

der Land- und Fors twirtschaftsbetriebe zum Inhalt .  

In dieser zukunftsorientierten Entwicklung habe nach Meinung des Ministers, 

Wes teuropa eine besondere Rolle zu spielen, dies umso mehr, als man gerade j etzt  

sensationell anmutende Entwicklungen fests tellen könne. 

Er schloß seine Rede mit der Feststellung, daß gerade für unser kleines Land 

Österreich die Entscheidung der großen Macht- und Wirtschaftsblöcke von beson

derer Bedeutung sei. Wenngleich wir mit der Agrarpoli tik der Europäischen 

Gemeinschaft in D etailfragen nicht i mmer übereinstim men, habe sich letz tendlich 

doch gezeigt, daß sie mit ihrer internationalen Kraft die Landwirtschaft nachhaltig 

positiv beeinflussen könne. Es freue ihn daher ganz besonders, daß auch der 

Europarat diese Probleme erkannt und m it der Durchführung einer Europäischen 

Kampagne für den ländlichen Raum Lösungsvorschläge gemacht habe. Die Rede des 

österreichischen Bundesminis ters fand bei den anwesenden Parlamentariern ein 

beachtliches Echo. Hernach erklärte er sich bereit, Fragen, die die Parlamentarier 

an ihn richteten, zu beantworten. 

Auf die Fragen des deutschen Abgeordneten Peter Büchners, welche Folgen 

der Landwirtschaft durch Östereichs Annäherung an die Europäische Gemeinschaft 

entstünden, antwortete der Minis ter, er sei überzeugt , daß auch die EG im Laufe 
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des nächsten Jahres Kurskorrekturen in bezug auf mehr Betonung der ökologischen 

Verantwortung vornehmen werde. 

Auch Sinus Lanner stellte an den Bundesminister eine Frage. Er wollte 

wissen, wie es in Zukunft möglich sein wird, durch die Anerkennung der überwirt

schaftlichen Leistungen, die die Landwirtschaft für die Gesellschaft erbringe, auch 

eine finanzielle Anerkennung zu gewährleisten. Diese Frage beantwortet der 

Minister folgendermaßen. In einem so klein strukturierten Land wie Österreich sei 

es für ihn keine Frage, ob sich die Einkommen einer Bauernfamilie zu 100  Prozent 

oder nur zu 30 Prozent aus der Tätigkeit in der Landwirtschaft zusammenset zten. 

Wichtig sei einzig und allein, daß die Höhe des Einkommens stimme. Es sei daher 

notwendig, diese Einkommenskombination durch entsprechende Maßnahmen, wie 

berufliche Ausbildungsmöglichkeiten, gute Angebote am Arbeitsmarkt etc. zu 

fördern. 

Ein Problem sei es, daß die Bauern den Wert ihrer Leistungen zur Erhaltung 

der Alpenregionen und einer gepflegten Kulturlandschaft unterschätzten und alle 

Direktzahlungen noch mit schlechtem Gewissen entgegennähmen. Die Stadtbe

völkerung wieder habe noch nicht erkannt,  daß man die Kulturlandschaft nicht als 

Selbstverständlichkeit entgegennehmen könne. Er begrüßte daher die in der OE CD 

erfolgten Uberlegungen, eine Quali fizierung dieser Leistungen vorzunehmen. 

Vom niederländischen Außenminister, derzeit amtierenden Präsident des Minister

komitees M.H. VAN DEN BROEK, erfolgte die Mitteilung des Ministerkomitees. Er 

begrüßte zu Beginn seiner Rede die Initiativen des Generalsekretärs Marcelino 

Orej a  zur zukünftigen Rolle des Europarates und betonte, daß am 2 2. März dieses 

Jahres eine außerordentliche Sitzung des Ministerkomitees zu diesem Thema 

stattfinden werae. 

Der von der Europäischen Gemeinschaft erreichte Fortschrit t auf dem Weg 

zu einer europäischen Einigung erfordere eine noch engere Zusammenarbeit z wi

schen den 1 2  und j enen Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft nicht angehören. 

Bezeichnend sei es, daß die Europäische Gemeinschaft sich nach dem Gipfel 

von Rhodos klar darüber geworden sei, daß gewisse Aktivitäten einen größeren 

Rahmen der Zusammenarbeit erforderten. Dazu gehöre die Europäische Sozial

charta sowie die Konvention des Europarates über grenzüberschreitende Fernseh

übertragung. Von seiten des Europarates müßten aber Prioritäten gesetzt werden, 

eine bessere Flexibilität erreicht und vor allem politische Probleme, die auch für 

den einzelnen Bürger von Interesse seien, behandelt werden. Dies sollte sich auf 

vier Hauptachsen erstrecken: M enschenrechte , pluralistische D emokratie, Verwirk

lichung der kulturellen Identität sowie gemeineuropäische Lösungen für Probleme 
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der Gesellschaft. In weiterer Folge müßten zwischen den Exekutivorganen der 

beiden Organisationen sowie den Regierungen der Mitgliedstaaten eine größere 

Koordination erreicht werden. 

Interessant w ar der Vorschlag des Minis ters, zur Unterstüt zung des Präsi

denten des Ministerkom itees noch je ein Mitglied aus der Europäischen Gemein

schaft und eines aus einem Nichtmitglieds taat dieser Organisation zum Zw ecke der 

besseren Koordination zur Seite zu stellen. 

D ie Entwicklung in Osteuropa verdiene es unterstützt zu werden und öffne 

den Weg zur Demokratie und dem Respekt der Grundfreiheiten. Es sei daher an der 

Zeit,  Bewertungen und Abwägungen in bezug auf die Kontakte und die Zusammen

arbeit mit den verschiedenen Ländern Osteuropas anzustellen. So könnten beispiels

weise einige Länder Osteuropas gewissen Konvent ionen des Europarates beitreten, 

oder aber auch an Sitzungen und Kolloquien, die den Schutz der Menschenrechte 

oder die Entwicklung demokratischer Institutionen, oder aber das Recht der 

Familie zum Thema haben, teilnehmen. 

Im zwischenstaat lichen Bereich sei noch das 8. Zusat zprotokoll zur Europäi

schen Menschenrechtskonvention zu erwähnen, wodurch in Zukunft die Abwicklung 

der Konvention erleichtert werde. 16 Staaten hätten dieses Zusat zprotokoll berei ts 

rati fiziert . Weiters hoffe er,  daß am 5.  M ai zum 40. Geburtstag des Europarates 

der Text über die Konvention über grenzüberschreitende Fernsehübertragung von 

den Ministern unterzeichnet werden könne. D ies wäre einer der vielen Beweise, daß 

diese Organisation die vordringlichsten Probleme unserer Gesellschaft zu lösen 

imstande sei. 

Themenschwerpunkte 

T Ä TIGKEITSBERICHT DES B ÜROS UND D E R  STÄ NDIGEN KOMMISSION 

Der Präsident des Europarates Louis Jung unterbreitete persönlich diesen 

Bericht, in dem er Bilanz seiner dreijährigen Präsidentschaft zog. Viel Genugtuung 

bereite ihm der Beitritt  von San M arino und Finnland, der Erfolg der z weiten 

Demokratie-Konferenz , der Nord/Süd-Kampagne, die Schaffung eines interna

tionalen Instituts für D emokratie,  die Unterzeichnungseröffnung der Konvention 

gegen die Folter, der Besuch des Papstes und schließlich auch der Dialog, der 

nunmehr m it den Ländern Osteuropas geführt werden könne.  

Nichtsdestotrotz gäbe es aber noch viel  Probleme: D ie Beziehungen zwischen 

der Parlamentarischen Versam mlung und dem Ministerkomitee müßten verbessert 
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werden. Vor allem müßten die Begegnungen zwischen den Präsidenten dieser beiden 

Gremien institutionalisiert, die Arbeiten des Europarates in den nationalen Parla

menten viel mehr bekannt gemacht, aber auch die "gemeinsame Sprache" der 23 

Mitgliedstaaten des Europarates dem Europäischen Parlament gegenüber verstärkt 

werden. Zu diesem Zwecke schlug der Präsident ein jährliches Treffen der 

Regierungschefs der 23 Mitgliedstaaten des Europarates vor. 

Seine besondere Freude gelte aber der Entwicklung der Beziehungen des 

Europarates zu den Staaten Zentral- und Osteuropas. Bei seinen Reisen habe er 

immer wieder das übergroße Interesse dieser Menschen an den Arbeiten des 

Europarates gemerkt . Darüber hinaus dürfe man aber nicht die bilateralen Verhand

lungen vergessen, die letztendlich die Basis aller weiteren Beziehungen mit den 

osteuropäischen Staaten sein werden. Schließlich bedankte er sich besonders beim 

Generalsekretär des Europarates Marcelino Orej a für seine Unterstützung und gab 

seiner Freude darüber Ausdruck, daß er die Feier des 40.  Jahrestages des 

Europarates miterleben dürfe. 

DIE EUROPÄISCHE LAND WIRTSCHAFT ALS ZULIEFERER 

VON ROHSTOFFEN UND ENERGIE FUR DIE INDUSTRIE -

EIN AUSWEG AUS DER KRISE 

Gleich zu Beginn begrüßte der Redner das große Interesse der EG-Kommis

sion, das durch die Teilnahme von hochrangigen Vertretern an dieser Debat te zum 

Ausdruck käme. 

Wie wir alle wüßten, sei die europäische Landwirtschaft durch eine Uberpro

duktion gekennzeichnet und müsse zudem die Auswirkungen auf die U mwelt 

berücksichtigen. Weder Mengenbegrenzung noch Flächenstillegungen seien dabei 

der Ausweg. Eine Konferenz des Europarates, die in München stattfand, hat 

ergeben, daß die landwirtschaftliche Produktion zum Teil auch auf Energieversor

gung oder Gewinnung von Rohstoffen für die Industrie umgestellt werden müsse. In 

dem Bericht wurden derlei viele Vorschläge gemacht, die die Umwelt bei gleich

zeitiger Nutzung der Produktionsflächen schonen. Daher appellierte der Redner an 

die Industrie, die Verbraucher und natürlich an die Erzeuger, die neuen diesbezüg

lichen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu nutzen. Politiker und Regierungen 

müßten mutige Schrit te ergreifen, um den ländlichen Raum zu erhalten und die 

Kulturlandschaft zu pflegen, wenngleich es auch eine Zeit zur Durchsetzung 

brauchen werde. D er Europarat könne bei dieser Entwicklung eine aktive Rolle 
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spielen, indem er durch eine Vorgabe von Richtlinien die praktische Durchführung 

erleichtere. 

Walter Bösch nahm zu diesem Bericht Stellung und führte dazu aus, daß aus 

einer Statistik hervorginge, daß in der Europäischen Gemeinschaft rund 1 3  Mill.  

Hektar Ackerland aus der Produktion ausgeschieden werden müsse . Dies sei nicht 

nur ein technisches, sondern auch ein gesellschaftliches Problem.  

Das Hauptproblem bei einer Erweiterung des Angebotes von Milchnahrungs

mittelprodukten läge in der Zersplit terung der Böden, die eine Produktion er

schwerten. Einer Studie der Generaldirektion der Brüsseler Komm ission zufolge, sei 

Biomasse als Rohstof f für die wichtigsten Zwischenerzeugnisse der Chemie aber 

nicht geeignet. 

Es wirft sich nun die Frage auf ,  wie m an die Inputs synthetisch chemischer 

Art ,  die letztendlich die U m w eltprobleme verursachen, verringern und die Outputs 

bei Verringerung von schädlichen Stoffen erhöhen kann. 

D er Redner schloß seinen Beitrag zu diesem Thema mit der Feststellung, daß 

die im Bericht angeführ ten Maßnahmen zwar zu einer gewissen Marktentlastung 

führen werden, daß andererseits aber die Gefahr bestünde, daß die Landwirtschaft 

weiter in den industriellen Produktionszyklus eingebunden sei und damit öko

nomische und ökologische Strukturen konserviert werden das heißt, daß Großbe

triebe weiterhin für die neue Art der Produktion notwendig seien und erhöhte 

Produktionskosten für neue Anbaufrüchte auch neue Subventionen notwendig ma

chen. 

Sixtus Lanner ergrif f  als Präsident der Agrarkomm ission das Wort. Er selbst 

sehe es als unumgängliche Notwendigkeit  an, daß die Politik eine klare Zielvorgabe 

und klare Konzepte für die Zukunft erarbeiten müsse. 

Er erklärte in diesem Zusammenhang, daß es auch nicht angehe, daß 

umweltfreundliche Naturstoffe nur deshalb nicht Verwendung finden, weil bei der 

Erzeugung von petrochemischen Produkten keine Rücksicht auf U m weltpolitik 

genommen werden müsse und dadurch die Kosten dement sprechend preisgünstiger 

ausfallen. Wichtig wäre es, daß Landwirte nicht nur Rohstofflieferanten, sondern 

auch Nut znießer dieser Rohstoffe sein könnten. Er sei daher der Ansicht des 

Berichterstatters, daß man nicht auf per fekte Lösungen warten könne, denn es sei 

höchste Zeit zu handeln. 

In der Empfehlung 109 1  werden die Mitgliedstaaten eingeladen, einen Ge

samtplan zu entwickeln,  der es der Landwirtschaft erlauben könnte,  ein wichtiger 

Zulieferer an Rohstoffen und Energieprodukten für die Industrie zu sein, wirt

schaftliche Anreize für alle Beteiligten zu geben, in der Überzeugung, daß dies 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 111 von 484

www.parlament.gv.at



- 10  -

durch die ständige Verbesserung der Praktiken bald nicht mehr notwendig sein 

werde, umsomehr als diese Unterstützung weit weniger Kosten verursacht, als die 

heutige Landwirtschaftssubvention, und schließlich die Infrastruktur zu schaffen 

und Investitionen für den Transport und die Verarbeitung von landwirtschaftlich 

hergestellten Rohstoffen und Energie zu tätigen. In diesem Prozeß muß auch die 

Industrie eingebunden werden, um dementsprechend technische Lösungen für die 

Verwendung von selbsterzeugtem Pflanzenöl als Dieselersat z zur Verfügung zu 

stellen, etc. 

DIE NOTWENDIGE REFORM DER EUROPÄISCHEN LANDWIRTSCHAFTSPOLITIK 

Dieser Bericht wurde von Walter Bösch ausgearbeitet und den Mitgliedern der 

Parlamentarischen Versam mlung zur Kenntnis gebracht. Er wies darauf hin, daß im 

Mittelpunkt der Diskussion naturgemäß die Agrarordnung der EG und die exi

stenziellen Sorgen der bäuerlichen Klein- und Mit telbetriebe stünden. Überproduk

tion, Subventionsbedarf,  U m weltbelastung seien dabei die Schlagworte. Die Ge

samtsubventionen der EG an die Landwirtschaft seien höher als die landwirt

schaftlichen Gesam teinkommen und dennnoch fänden immer weniger Menschen 

Arbeit in der Landwirtschaft . Die steigenden U m weltbelastungen werden Boden

erosion, Rückstände der Pestizide sowie Ausrottung von Pflanzen- und Tierarten 

bewirken. Es sei daher Aufgabe des Europarates, Denkanstöße für eine Umkehr der 

europäischen Landwirtschaft aus der ökonomischen und ökologischen Sackgasse 

aufzuzeigen. Eine sozial und ökologisch abgesicherte Markt wirtschaft sei das 

vorrangige Ziel. In Klein- und Mittelbetriebe sollten direkte Einkommensübertra

gungen erfolgen. Als Marktentlastung werden die Erzeugung nachwachsender 

Rohstoffe, wie vor allem Zucker, Stärke, Öle und Fet te sowie Zellulose angesehen. 

Nach Meinung des Berichterstat ters seien aber bei dieser Art der Landwirtschaft 

Investitionen zu tätigen, deren Erfolg erst in 1 5  bis 20 Jahren zu spüren wäre. Dies 

könnten sich die Kleinbetriebe kaum leisten. Darüber hinaus müßte auch der 

Einsatz von Agrarchemikalien durch den Anbau dieser Produkte verstärkt werden, 

was wiederum ein Negativum wäre. Der Berichterstatter wies auf die Kampagne 

für den ländlichen Raum hin, bei der immer wieder auf die Erhaltung der 

gewachsenen Struktur im ländlichen Raum sowie auf die Sicherung der dort 

befindlichen Arbeitsplätze hingewiesen wird. Er sei daher für eine Intensitätsbe

grenzung der landwirtschaftlichen Nutzung, denn lange könnten wir uns den 

naturzerstörenden Landbau nicht mehr leisten. 
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Der Berichterstat ter forderte nicht nur technische Verbesserungen, sondern 

eine Änderung der sozioökonomischen Rahmenbedingungen für die Agrarwirtschaft . 

Der Europarat sei dazu berufen das Verständnis der Bevölkerung für eine neue 

Agrar- und U mweltpolitik zu mobilisieren. Es wäre aber höchste Zeit,  an diese 

Arbei t heranzugehen, denn es dürfe uns nicht gleichgültig sein, in welchem Zustand 

wir unsere Kulturlandschaft der j ungen Generation übergeben. 

Sixuts Lanner bemerkte in seiner Funktion als Vorsit zender der Agrarkom mis

sion, daß der Bericht die Notwendigkeit gezeigt habe, ein neues Verhäl tnis zur 

Natur zu suchen. Wir seien nämlich an die Grenze der Einset zbarkeit von 

Hilfss toffen gekommen. Die Frage, ob industriell oder bäuerlich in der künftigen 

Agrarpolitik eine größere Rolle spiele , sei zwar schmerzhaft, sie sei aber not

wendig. Damit die bei dieser Sit zung gemachten Vorschläge aber auch in die 

Realität umgesetzt  werden können, schlug Sixtus Lanner vor, die neuen Ent wick

lungen, die in der Zwischenzeit gesetzt  wurden, zu beobachten und in einer 

angemessenen Zeit eine neuerliche Berichterstat tung über dasselbe Thema zu 

organisieren. 

Zu dem Bericht von Walter Bösch wurde die Kom mission für Soziales, 

Gesundheit und Fam ilie aufgerufen, eine Stellungnahme abzugeben. D arin wird auf 

die verheerenden Folgen der Überdüngung hingewiesen und darauf aufmerksam 

gemacht, daß im Jahre 1 992,  wenn der gemeinsame M arkt in Kraft tri tt ,  unbedingt 

eine Änderung dieser Praxis und eine größere Nivellierung in bezug auf die 

Mit telmeerländer eintreten müsse, dies unter Berücksichtigung der Erfordernisse 

für eine gesunde U m w elt .  

In der Entschließung 911 w erden die Mitgliedstaaten des Europarates aufge

fordert ,  durch die verstärkte Anwendung von Systemen der abgestuften Preis

stützung und der Einkommensbeihil fen die Landw irte zu ermutigen, ihre Produktion 

zu begrenzen, zum Schutze der U m w elt übergroßen D üngemitteleinsatz zu vermei

den, Verwendung von Hormonen für M ast- und Zucht zwecke zu verbieten, in den 

Mitgliedstaaten des Europarates e ine Übereinkunft über die Kontrolle und über die 

Überwachung für die Anwendung von Antibiotika für therapeutische Zwecke zu 

erreichen, Klein- und M it telbetriebe zu fördern, eine natürliche Zucht zu ermög

lichen, ökologische Landwirtschaft zu betreiben, Anreize für langfristige Investi

tionen in der Landwirtschaft zu geben und schließlich die Jugend zu einem größeren 

Verständnis für die Landwirtschaft und deren Problem e  zu erziehen. 
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BEITRITTSANSUCHEN FINNLANDS ZUM EUROPARAT 

Nachdem das Minis terkomitee des Europarates das Beitrit tsansuchen Finn

lands geprüft hat, wurde es zur Stellungnahm e  an die Parlamentar ische Versam

mlung verwiesen. 

Finnland habe an vielen z wischenstaatlichen Aktivitäten des Europarates seit 

den 60 Jahren teilgenom men und ist 1 9 6 1  dem Kulturfonds beigetreten. Es war 

Gastland von Spezialministerkonferenzen des Europarates, hat jährlich an der 

OECD-D ebat te teilgenom men, die V. parlamentarisch-wissenschaftliche Konferenz 

als Gastland beherbergt und sich schließlich bereit erklärt ,  die im Artikel 3 des 

Statuts des Europarates festgelegten Prinzipien zu respektieren. 

Friedrich Probst war von der Kommission für die Beziehungen mit  den 

Nichtmitgliedsländern aufgefordert worden, dazu eine Stellungnahme abzugeben. 

Als er mit  seinem Kollegen, Herrn Lied, eine Erkundungsmission im Auftrage des 

Europarates nach Finnland gemacht habe, sei ihm klar geworden, daß m it der 

Aufnahme dieses Landes in den Europarat , es nun ein Europa vom Atlantik bis zum 

Ural gäbe.  Finnland sei auch ein besonders geeigneter Partner, um die Beziehungen 

mit  dem Osten zu pflegen. Der Redner erw ähnte in diesem Zusammenhang, daß der 

Beitritt  Finnlands zum Europarat nichts  m it Perestroj ka zu tun hät te, wenngleich 

das Land dadurch vielleicht ein wenig beeinflußt wurde ,  der schon lange ersehnten 

Wunsch trotz einiger Vorurteile der Kumm unisten und der Grünen zu realisieren. 

In der Hoffnung, daß mit dieser Aufnahme auch die Best rebungen, die Visa in 

Europa abzuschaf fen, neuen Auftrieb bekom men werden, schloß der Redner seine 

Ausführungen. 

Wallgang Blenk sprach zu diesem Thema im Namen der christdemokratischen 

Fraktion. Finnland sei seit Jahren ein Land, das die Prinzipien des Europarates 

verkörpere: Parlamentarische Demokratie, Beachtung der Grund-, und Freiheits

und M enschenrechte.  Es sei auch in die Geschichte eingegangen, da die KSZE ihren 

Ausgangspunkt in Helsinki genom men h abe.  Finnland werde ehebaldigst die Euro

päische Menschenrechtskonvention rati fizieren, und war schon lange vorher m it den 

Anliegen des Europarates verbunden. Mit dem Beitrit t Finnlands würden die 

neutralen Länder im Europarat eine wesentliche Verstärkung erhalten und besser 

als Brücke zur Europäischen Gemeinschaft fungieren. D er Europarat werde damit 

nun alle freien europäischen parlamentarischen Demokratien um fassen und hät te 

Grund genug, m ehr Selbstbewußtsein zu zeigen. 

Die Stellungnahme 144 wurde wie erwartet einheitlich angenom men. Darin 

werden alle j ene Aktivitäten Finnlands aufgezählt ,  die zu einer besseren europäi-
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schen Zusammenarbeit führen und vermerkt, daß das Land sich bereit erklärt habe, 

die Statuten des Europarates anzuerkennen. 

EUROP ÄISCHE KONVENTION BETREFFEND DIE 

GREN Z UBERSCHREITENDE FERNSEHUBERTRAGUNG 

Die Ausarbeitung dieser Konvention wurde notwendig, nachdem man den 

großen Fortschritt auf dem Gebiet der Technologie und der kulturellen Dimension, 

der durch das Fernsehen repräsentiert wird, erkannt und gesehen hat te, welche 

Rolle es in bezug auf die öffentliche Meinung spielte. Im April 1 988  fand daher in 

Wien eine große Konferenz statt ;  im November des folgenden Jahres eine Folge

konferenz in Stockholm, die schließlich ausschlaggebend war,  daß dieses Abkommen 

über grenzüberschreitende Fernsehübertragung zustande kam, in dem das Prinzip 

der freien Meinungsäußerung besondere Gültigkeit gewinnt . 

Das Direktionskomitee über die Massenkommunikationsmittel wurde daher 

beauftragt , die vorbereitenden Arbeiten zu erstellen. Durch eine Diskussion in den 

Reihen der Ständigen Vertreter kam es jedoch zu einer Verzögerung in der 

Abfassung des Konventionstextes. 

Die Kommission für Kultur und Erziehung wurde aufgefordert ,  zu diesem 

Bericht eine Stellungnahm e  abzugeben. D er Berichterstatter begrüßte die positive 

Haltung der Europäischen Gemeinschaft in Rhodos zu dieser Konvention und gab 

seiner Freude darüber Ausdruck, daß der Präsident der Europäischen Kommission 

Jacques Delors sich bereiterklärt hat ,  die Direktive der Gemeinschaft mit den 

bereits im Europarat diesbezüglich erfolgten Arbeiten übereinzustimmen, um eine 

schnelle Ausarbeitung dieser Konvention zu gewährleis ten. 

Die anschließende D iskussion fand in voller Übereinstimmung stat t ,  bis auf 

einen Redner, der der Empfehlung 1096 nicht zustimmen wollte, da er den Inhalt 

dieser Konvention nicht kannte. 

In der Empfehlung wird die dringende Notwendigkeit einer Rahmenlegung für 

die grenzüberschreitende Fernsehübertragung in Europa festgehalten, die Arbeit 

des Lenkungsausschusses für M assenmedien gewürdigt, j ene Regierungen, die dies 

noch nicht getan haben, aufgefordert ,  alle noch ausstehenden Fragen im Entwurf 

des Ubereinkommens zu klären und die endgültige Ausarbeitung dieser Konvention 

baldmöglichst zu be enden. Durch die Entscheidung des Europäischen Rates, der im 

Dezember 1 988  in Rhodos stat tfand, j ede diesbezügliche Aktivität der Gemein

schaft im Einklang mit diesem Ubereinkommen vorzunehmen, wird das Minister

komitee aufgefordert, es unverzüglich zur Unterzeichnung aufzulegen und die 

Regierungen zu einer raschen Ratifizierung zu drängen. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 115 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 -1:  -

SITZUNGSORT D E R  PARLAM ENTARIS C H E N  VERSA MMLUNG 

AB Ä N D E R U N G  D E S  A RTIKELS 33  D E S  STATUTS DES E U ROPARATES 

Ziel dieses Textes ist die St ärkung der Position der Parlamentarischen 

Versam mlung. Zu diesem Z w ecke sollte es ihr erl aub t sein zu ent scheiden, auch an 

einem anderen Ort als St raßburg ihre Tagungen abzuhalten. D a m i t  der Text nicht 

falsch vers tanden werde, hat der Berichterstat ter Abänderungsanträge eingebracht, 

die klarstellen sollen, daß m an dam it Straßburg als S i t z  des Europarates nicht in 

Frage s tellen wolle. Die M ögli chkeit ihren S i t z ungsort in Ausnah m efällen selbst 

bes t i m men zu können, w ürde der P arlamentar ischen Versammlung natürlich m ehr 

Unabhängigkeit verleihen. 

N achdem Frankreich die Visamaßnah m en gegen N i cht-EG-Länder eingeführ t 

hat te,  fühlten sich die Mitglieder der P arlamentar ischen Versammlung veranlaßt ,  

diesen Bericht z u  erstellen, um von den Ent scheidungen des Minis terkom it e es in 

bezug auf die Wahl ihres Tagungsor tes unabhängig zu w erden. Es war daher 

erstaunlich, daß mit einer Ausnah m e  auch die gesam t e  französische D elegation für 

die E mpfehlung sti m m te.  

Ludwig Steiner bemerkte zu diese m Them a, daß er froh darüber sei,  daß die 

Abänderungsvorschläge gemeinsam erarbei tet w erden konnten und von der Politi

schen Kom m ission eins t i m m ig angenom m en w urden. Auch er betont e ,  daß nie davon 

die Rede gew esen sei, Straßburg als S i t z  des Europarates in Z wei fel zu s t ellen, 

doch sei es an der Zeit ,  daß die P arlam entarische Versam mlung zumindes t theore

tisch ihre Rechte geltend mache. 

In der Empfehlung 1097 w ird darauf hinge wiesen, daß die Parlamentar ische 

Versammlung sich eigenst ändig organisieren solle und über Fragen ihrer Arbeits

bedingungen selbständig zu ent scheiden habe. Als B eispiel wurde das Europäische 

P arlament ange führt ,  das ebenfalls frei seinen Sit zungsort w ählen könne.  D e m  

Minis terko mitee wurd e gem äß Artikel 41  der Sat zung des Europarates empfohlen, 

folgende Änderung vor z unehmen:  " D ie ordentlichen Sit zungsperioden der Parla

m entarischen Versam mlung finden am Sit z des Rates s tat t ,  es sei denn , daß die 

Versamm lung unter Berücksichtigung der Besti m m ungen des Ar tikel 33 Abs. d 

anders entscheidet " .  Zur Änderung des Artikels 33  ist  eine Z w eidrittelmehrheit 

er forder lieh. 
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VERWEND U N G  VON M E N S C HLIC HEN E M B RYONEN U N D  FOETEN 

IM R A H M E N  D E R  WIS S E N S C H AFTLI C H E N  F O R S C H U N G  

Dieser Bericht wurde von der K o m m ission für W issenschaft und Technologie 

ers tellt. Die Jurdische K o m m ission sowie die Kom m ission für So ziales, Gesundheit 

und Fam ilie w urden u m  Stellungnahme aufgeforder t .  

W i e  zu erwar ten, handelte e s  sich dabei u m  einen Bericht, der sehr e m o t ional 

ge färbt war, w as unter andere m auch die 1 9  Unterabänderungsanträge zu den 8 

Abänderungsanträgen erklär t .  D as Vorhandensein dieser vielen M:einungen bew ies 

aber umsomehr, daß es notwendig w ar R ah menbedingungen auf z us t ellen, innerhalb 

der Geset z e  und R eglem entierungen ausgearbeitet w erden können. 

Die Parlamentar ische Vers a m mlung hat te sich bereits im Jahre 1 9 8 6  m i t  

diese m Problem beschäftigt,  indem sie eine E m pfehlung angenom m en h at te,  die 

eine Reihe von Verboten in bezug auf Befruchtung in Vitro aufs tellte. D iese 

E mpfehlung hat te sich auch gegen genetische M anipulation gew andt . 

Und nun zum Bericht selbs t :  gleich zu B eginn erwähnte der Berichters t at ter , 

daß sich der Europarat schon seit langer Zeit  mit  der Verw endung von E m bryonen 

und menschlichen Föten zur w issenschaftlichen Forschung beschäftigt. Die Kom

m ission für W issenschaft und Technologie w ollte aber die bereits angenom m enen 

E m pfehlungen noch ergänzen, indem sie das Problem des R espektes vor dem 

m enschlichen Leben m iteinbe zog. D ieser Gedanke mußte schlußendlich aber fallen 

gelassen w erden. Im Mär z  1 987  w urde eine öffentliche Anhörung über dieses The m a  

abgehalt en, bei der E xperten, Wissenschaftler und Juris ten aus d e n  verschiedenen 

Ländern teilnahmen. Alle zur Verfügung s tehenden Publikationen wurden geprüft, 

M:einungen angehört ,  die verschiedenen legis tischen M aßnahm en, die bereits in 

Schweden zu diesem The m a  ausgearbei tet w urden, s tudiert und auch j ene, die in 

gew issen Schweizer Kantonen so wie im Staate Ontario in Kraft s tehen. Damit  

wollte der Berichters tatter dokum entieren, w i e  vorsichtig und genau geprüft wurde 

und daß m an versucht h abe, den Respekt vor der m enschlichen W ürde und der 

N o t w endigkei t  einer w is senschaftli chen Forschung auf einen Nenner zu bringen. 

D er Annex des B erichtes enthäl t  eine anschauliche Auf z ählung der zu 

respektierenden R egeln. D arin w erden auch konkrete Punkte ange führ t ,  die unbe

dingt ein m al ausgesprochen w erden m üssen. Es w erden auch alle j ene M aßnahmen 

aufge z ählt,  die angew andt w erden könnten, u m  den E m bryo w irksam zu schüt zen. 

Die absichtliche Schaf fung von Zygoten, von E m bryonen oder menschli chen Föten 

zu anderen Z w ecken als zur Z eugung, müsse untersagt w erden. Ebenso müsse 
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beispielsweise auch der Handel und die Verwendung von Embryonen und mensch

lichen Föten für die kosmetische Industrie unterbunden werden. 

Bericht und auch Annex enthalten dergleichen Empfehlungen und Analysen 

viele und sollten die Grundlage für alle nationalen Reglementierungen sein, damit 

diese so homogen wie möglich ausgearbeitet werden könnten. D er Berichterstatter 

schloß seine Rede mit der Feststellung, daß die Erstellung dieses Textes ein Erfolg 

für den Europarat , der Ausdruck eines Konsensus zwischen den Parteien sei. 

Marga Hubinek. war aufgerufen, im Namen der Kommission für Soziales, 

Gesundheit und Familie eine Stellungnahme zu diesem Bericht abzugeben. Sie 

warnte davor, mit Hilfe der immer größeren Möglichkeiten in der wissenschaft

lichen Forschung durch Manipulation Menschen zu erzeugen, die beispielsweise in 

den Händen eines Diktators nur willige Werkzeuge sein könnten. Auch sei die 

kommerzielle Verwertung menschlicher Föten eine Form des Mißbrauches. D er 

Europarat müsse daher Grenzen ziehen und diesbezügliche Regelungen festlegen, 

die nach ethnischen Grundsätzen erfolgen. Sie wollte diesen Tagesordnungspunkt 

trotz der vielen Abänderungsanträge nicht auf einen anderen Zeitpunkt verschoben 

sehen, da man diese Fragen nicht nur dem Europäischen Parlament überlassen 

könne. Alle drei damit befaßten Kom m issionen seien sich daher einig gewesen, das 

Amendement Nr. 1 ,  das den Schutz des menschlichen Lebens vom Zeitpunkt der 

Befruchtung an gewährleistet, zu akzeptieren. Marga Hubinek unterstrich die 

Einführung, einheitliche Begriffe, die dem Politiker als Nichtmediziner, eine 

Erleichterung bei der Ausarbeitung diesbezüglicher Gesetze bringen werde. Ein 

weiteres wichtiges Anliegen war ihr, daß j egliche Manipulation an menschlichen 

Föten untersagt w erden müsse. 

Die Diskussion über eine Abtreibung wurde in diesem Bericht absichtlich 

vermieden, da es in diesem Punkt aus w eltanschaulichen Gründen j a  gar keinen 

Konsens geben könne. D er neue Text der Empfehlung, der im Abänderungsantrag 

Nr. 1 nunmehr vorlag, sei ein Konsenspapier, das durch eine  gute Kooperationsbe

reitschaft der drei Berichterstat ter zustandekommen konnte .  Das zur Abstimmung 

vorliegende Papier sei aus dem Wissen heraus entstanden, daß Forschung nicht 

aufzuhalten sei und sie letztendlich ja auch zum Wohle des Menschen erfolge, daß 

sie aber gleichzeitig auch vom Respekt für das menschliche Leben, und zwar vom 

Zeitpunkt der Befruchtung an getragen werden müsse. 

Jolanda Offenbeck. hat sich an der daran anschließenden langen und teils auch 

sehr kontroversiellen Diskussion beteiligt .  Sie war der Meinung, daß man sich heute 

bereits zum wiederholten Male mit dieser Frage beschäftige .  Thr wäre es lieber, 

man würde sich mehr mit dem fertigen Menschen, der Krone der Schöpfung, 
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beschäftigen. Es sei dabei doch zu bedenken, daß in unserer Zeit  noch i m mer 

Menschen gefoltert , daß sie verhungern und verfolgt w erden. M an m üsse daher die 

Menschenw ürde und die M enschenrechte im Europarat zur D iskussion s tellen. 

Die Gentechnologie sollte nicht im mer ins schiefe Licht gerückt w erden. 

Ohne sie könnte m an den Hunger in der W elt nicht bekämpfen. Am pharma

zeutischen Sektor lie fert si e uns M edikam ente ,  wie beispielsw eise das Interferon, 

das es heut e den Menschen erm öglicht,  Blutkrebs zu heilen und m i t  H ilfe der 

Gentechnik billig er zeugt w erden kann. Sie sei daher der Ansi cht , daß j ede 

Einschränkung der Forschungs t ätigkeit zu unterlassen sei, da es nicht Aufgabe des 

Politikers w äre,  Wissenschaft und Forschung zu bevormunden, sondern sie anzu

spornen. Sie sei daher gegen Reglementierungen und t rete für die Freiheit von 

Wissenschaft und Forschung ein. 

D ie Empfehlung 1 100 wurde in Form des Abänderungsantrages Nr.  1, der noch 

Unterabänderungsanträge enthiel t ,  angeno m men. D arin w erden die Regierungen der 

Mitglieds taaten aufgeforder t ,  mul tidisziplinäre Instanzen zu schaf fen, die so wohl 

die Öffentlichkeit als auch die Behörden über den Fortschrit t in der E m bryologie 

inform ieren sollten, um auf nationaler E bene die notw endigen Mechanis m en zur 

Perfektionierung der Kenntnis über gene tische Krankheiten oder menschliche 

Sterilität  zu schaf fen. Weiters w ird eine internationale m ultidisziplinäre Ins tanz 

geforder t ,  die beauftragt is t ,  eine grö ß t m ögliche Vereinheitlichung der auf natio

naler Ebene getrof fenen Maßnah m en zu erreichen. Die Bevölkerung sollt e genau 

über die küns tli ch e  Be fruchtung und die dam i t  verbundenen Techniken informiert 

werden, w obei auch die Arbeit mit  E mbryonen und Föten zum Z wecke der 

w issenschaftlichen Forschung zur D iskussion gebracht w erden sollte.  Weit ers wird 

die Förderung j ener Forschungsarbeiten, die in der E m pfehlung genau fes tgelegt 

sind, geforder t .  D as M inis terko m i tee wird beauftrag t ,  einen Grundsat zrahmen zu 

definieren, um auf dieser Basis um fassende und homogene nationale Gese t z e  und 

Vorschri ften ausarbeiten zu können. Mit dem Text wollte m an eine Richtlinie und 

ein Rechtsinstrument in Form einer Europäischen Konvention über Biom edi zin und 

menschliche B iologie schaffen, w elche auch den N ichtmitgliedsländern zur Unter

zeichnung o ffen s tünde. 

B E ZIE H U N GE N  Z WISC HE N  D E N  INTERNATIO NALEN O R G ANISATION E N  U ND 

IHREN MITARBEITER N  

A m  letz ten Tag der Parlam entarischen Versam mlung i n  St raßburg wurde 

aufgrund der B eschlüsse des Kolloquiums über die B e ziehungen z w ischen den 
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Administrationen Wld ihren Mitarbeitern, das vom 1 5. bis 1 7 .  November 1988  in 

Triest stat tgefWlden hat te, ein Bericht der Kommission für Budget- Wld zwischen

staatliches Arbeitsprogramm erstellt. 

An diesem Kolloquium nahmen Vertreter von Personalorganisationen, Exper

ten, Universitätsprofessoren Wld auch Politiker teil. Dieses Treffen gab den 

Teilnehmern die Möglichkeit,  die verschiedenen öffentlichen Wld nationalen FWlk

tionen, die Rechte Wld VerpflichtWlgen Wld die FWlktionäre aus den einzelnen 

Ländern kennenzulernen. Obwohl in j edem Staat andere Verhältnisse herrschen, 

gäbe es doch gewisse Probleme, die in j edem Land die gleichen wären. So haben 

beispielsweise Mitarbeiter von internationalen Organisationen kein Abspracherecht, 

was dagegen in Privatbetrieben durchaus legitim ist. 

Es gäbe auch Probleme bei der EntlohnWlg, da sie durch kein klares Gesetz 

fixiert sei, Wld zwischen den einzelnen internationalen Organisationen auch keine 

gemeinsame Basis bestünde. Es käme daher auf den politischen Willen an, diese 

Wlgeklärten Verhältnisse zu bereinigen. 

D er Berichterstatter brachte am Ende seines Referates den WWlsch zum 

Ausdruck, das Ministerkomitee möge baldmöglichst diesbezügliche EntscheidWlgen 

treffen. Dies sei zum Wohle einer gedeihlichen Arbeit im Europarat sehr dringend 

notwendig, denn diese Organisation müsse über ein gutes Wld auch arbeitswilliges 

Personal verfügen, dies umsomehr, als dem Europarat in ZukWlft sehr wichtige 

Aufgaben in bezug auf die Kontakte mit Osteuropa zukommen werden. 

Martin Strimitzer meinte in seiner Rede, daß er sich schon sehr viel mit 

dienst- Wld besoldungsrechtlichen Fragen im Bereich der Bediensteten des Europa

rates beschäftigt habe und daß er überrascht sei, daß die vom Personal des 

Europarates verfaßte Resolution Wld der offene Brief von den Mitgliedern der 

Parlamentarischen VersammlWlg bis j etzt  ignoriert worden waren. Auch er sei der 

MeinWlg, daß die Effizienz der Arbeiten des Europarates in hohem Maße von dem 

Engagement der Bediensteten abhinge. Weiters verwies der Redner auf die in der 

EG weit höhere BesoldWlg, ein Faktum, das sich ebenfalls negativ für den 

Europarat auswirke. 

Auf das gegenständliche Kolloquium im November 1 9 88 hinweisend, ver

merkte der Redner, durchaus den Eindruck gehabt zu haben, daß seitens aller 

internationalen Organisationen großes Vertrauen in den Europarat Wld in seine 

Initiative zur ErarbeitWlg einer internationalen Konvention über die RechtsstellWlg 

aller bei internationalen Organisationen Beschäftigten gesetzt werde. Er glaube, 

daß eine derartige Konvention nicht nur auf ZustimmWlg der Bediensteten der 

internationalen Organisationen, sondern auch auf j ene der internationalen Staaten

familie stoßen würde. 
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Karl Pisec lobte in seinem D iskussionsbeitrag die ausge zeichneten Vor

schläge, die in dem Bericht enthalten waren, brachte gleichzeitig aber sein 

Bedauern zum Ausdruck, daß die Arbeiten in den Ko m m issionen vom Minis ter

ko m itee zu w enig gewürdigt w ürden. M an sollte daher - dies gilt besonders für die 

Kom m ission für Budget und z w ischenstaatliches Arbeitsprogramm - anläßlich des 

40-Jahr-Jubiläums eine gemeinsame diesbezügliche D iskussion durchführen. D azu 

gehöre nat ürlich auch eine D iskussion über Budge t m it tel, denn wie könne ein 

Generalsekretär fruchtbringend arbeiten, wenn sein finanz ieller Spielraum einge

engt w äre. Er schlug daher vor, Straf fungen vor zunehmen, um auf anderen 

Gebieten m ehr investieren zu können. Weiters w ären die Fachminis t erkonferenzen 

stärker an die Arbeit des Europarates zu binden. 

Der Redner b e z w ei felte, bei einer Realsteigerung des Budgets des Europa

rates um 0 , 5 6  Pro z ent eine aktive Ö f fnungspolit i k  zu den Os tstaaten führen zu 

können. D er diskutier t e  Vorschlag, den ost europäischen Staaten Beobachterstatus 

einzuräumen, er fordere aber neue Arbeit und auch neue Mit tel. Es gäbe so viele 

Bereiche wie beispielsw eise die Kultur, den U m weltschut z und den N aturschut z ,  an 

denen die os teuropäischen S t aaten aktiv mitarbeiten könnten. Europa sei größer 

als Mitteleuropa und der Europarat habe eine historisch e Funkt ion. In diesem Sinne 

wollte Karl Pisec die Grundsa t zdiskussion aus Anlaß des 40. Jahrestages des 

Europarates verstanden w issen. 

Die Empfehlung 1 102. wurde einstim m ig angeno m men. D arin wird das Mini

sterko m itee aufgeforder t ,  j ene Vorschläge , die auf Grund des Kolloquiums von 

Triest gemacht worden waren, in die Tat um zuset zen und dem Personal des 

Europarates auch Absprachem ö glichkeit in bezug auf Gehaltsverhandlungen zu 

geben, eine Forderung, die in der Europäischen Sozialcharta verankert ist.  

M i t  dieser D iskussion endete die für fünf Tage anberaumte Jännersit zung der 

P arlam entarischen Versa m mlung des Europarates. 

Die Anti-Folter-Konvention trat in dieser W oche in Kraft.  Nachdem sie am 6 .  

J änner 1 9 8 9  von Österreich rat i f i ziert  wurde, w ird sie a m  1 .  M ai auch i n  Österreich 

in Kraft treten. Im R ah m en dieser Konvention soll in den nächsten Monaten eine 

unabhängige Kom m ission gebildet w erden, die unangem eldet in den Unterzeichner

ländern in H af tanstalten Besuche zur Überprüfung der Haftbedingungen durch

führen kann. 
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4. TEll.. DER 40. SITZUNGSPERIODE, 5. MAI 1989 IN STRASSBURG 

FESTSITZUNG ANLÄSSUCH DES 40STEN J AHREST AGES DES EUROPARATES 

1. TEIL DER 41.  SITZUNGSPERIODE, 8. BIS l Z. MAI 1989 IN STRASSBURG 

Die fünf Tage anberaumte D ebat te der Parlamentarischen Versam mlung 

stand diesmal noch ganz unter dem Eindruck der am Freitag, dem 5. Mai ,  

abgehaltenen Festsit zung und der Erklärung des  Ministerkomitees aus Anlaß des 40.  

Jahres tages der Gründung des Europarates (siehe unter Schlußkapitel) . 

Die Themen 

Nachdem der Kalender des 1 .  Teiles der 4 1 .  Sitzungsperiode angenommen wurde, 

erfolgte der Rechenschaftsbericht des Büros und der Ständigen Kom mission (Dok. 

6044) sowie die Beglaubigung der M andate (Dok. 6043) . D abei ging es wieder einmal 

um die zypriotische D elegation, die nur aus einem griechisch-Zyprioten besteht . 

D ies wurde wie gewohnt , von der türkischen Seite beanstandet. Am nächsten Tag 

standen die Berichte über die Tätigkeit des Hochkom m issariates der Vereinten 

Nat ionen für Flüchtlingsfragen (Dok.6038) ,  über die Aufnahme und Ansiedlung 

deutschstämmiger Flüchtlinge und Ansiedler aus mittel- und osteuropäischen 

Ländern in der Bundesrepublik Deutschland (Dok. 6039) ,  über die 1 .  Phase des 10 .  

Kontrollzyklus der Anwendung der Europäischen Sozia1charta (Dok. 6030) ,  über die 

zukünftige Rolle der Europäischen Sozia1charta (Dok. 6 0 3 1 )  sowie über die leer

stehenden Kirchen (Dok. 603 2)  auf der Tagesordnung. Der drit te Tag war aus

schließlich dem Thema: Die Rolle des Europarates beim Aufbau Europas gewidmet 

und wurde nur durch die Überreichung des Europapreises für Menschenrechte an 

Lech Walesa und die Internationalen Helsinki-Stiftung für Menschenrechte unter

brochen. 

Am D onnerstag, dem 1 1 . Mai, diskutierten die anwesenden Parlamentarier 

über das Thema: Gaststatus bei der Parlamentarischen Versam mlung (Dok. 6036) 

mit einer Stellungnahme der Politischen- und der Geschäftsordnungskom m ission. 

D anach wurde über die Lage im Libanon (Dok. 6049) ,  über die iranischen Be

drohungen gegenüber aus Westeuropa stammenden Menschen (als Aktualitätsde

bat te) und schließlich über die Zerstörung der Tropenwälder -Ursachen und 

Gegenmaßnahmen (Dok. 6 037)  diskutiert. 
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Der letzte Tag war den Themen: 20 Jahre Raumordnung in Europa (Dok. 6034) 

und die 8. Europäische Ministerkonferenz für Raumordnung (Lausanne 20. bis 2 1 .  

Oktober 1 9 88) (Dok. 6033)  gewidmet.  

Weiters fanden statt :  

Wahl des Präsidenten der Parlamentarischen Versam mlung: Anders Björck 

(schwedischer Konservativer) erhielt beim ersten Durchgang 1 0 5  Stimmen. 

Sein Gegenkandidat Björn Elmquist (dänischer Liberaler) erhielt 47 Stimmen. 

Wahl des Generalsekretärs: Catherine Lalumiere (sie erhielt 1 04 Stimmen und 

hatte keinen Gegenkandidaten).  

Wahl von Pet er 5chieder zum Vizepräsidenten der Parlamentarischen Ver

sammlung 

In ihrer Antrittsrede hob die neugewählte Generalsekretärin die Verantwor

tung und die Möglichkeiten hervor, die den Europaratsparlamentariern aus der 

gleichzeitigen Zugehörigkeit zu den nationalen Parlamenten erwüchsen. Sie müßten 

daher das Bindeglied zwischen den Bürgern, den europäischen Instanzen und den 

nationalen Parlamenten darstellen. Dies wäre im gegenwärtigen Zeitpunkt be

sonders wichtig. Sie forderte die Mitglieder der Parlamentarischen Versam mlung 

auf, eine bessere Zusammenarbeit zwischen den nationalen Ausschüssen und der 

Versammlung herzustellen. 

Sie wisse aber auch um die Notwendigkeit einer engeren Zusammenarbeit 

zwischen dem Ministerkomitee und der Parlamentarischen Versammlung werde 

daher den Kontakt mit den Ständigen Vertretern fördern und den Informationsaus

tausch zwischen diesen beiden Gremien intensivieren. 

U m  die Arbeiten des Europarates transparenter zu machen, werde sie die 

Informationspolitik des Europarates verbessern und mit mehr Mitteln ausstat ten. 

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

D em feierlichen Anlaß entsprechend beschäftigten sich sowohl der General

sekretär Marcelino Oreja als auch der norwegische Außenminister Thorvald 5tol

tenberg, amtierender Präsident des Ministerkomitees, in ihren Reden ausschließlich 

mit dem Thema: die Rolle des Europarates beim Aufbau Europas. 

Für M arcelino Orej a  w ar dieser Auftrit t vor der Parlamentarischen Versamm

lung zugleich ein Abschied. Er hat te beschlossen, nicht mehr als Generalsekretär 

des Europarates, dessen Mandat dieses Jahr abläuft, zu kandidieren. 
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Er nahm diese Gelegenheit zum Anlaß, eine Bilanz seiner fünfj ährigen 

Tätigkeit im Europarat zu ziehen. 

Er verwies auf seine viel diskutierte " Reflexion" , die die zukünftigen Ziele 

und Er fordernisse des Europarates zum Inhalt hatte  und die in manchen Bereichen 

auch eine sehr kritische Blianz der Arbeit des Europarates beinhaltete. Diese 

Reflexion hatte  am 5. M ai dieses Jahres, also vorige Woche,  zu einer politischen 

Deklaration und der Annahme einer ins titutionellen Resolution durch das Minis ter

komitee geführt ,  worin alle allgemeinen Orientierungshilfen fixiert  und der Rah

men für die nächste Zukunft abgesteckt worden war. Zurückblickend könne er 

heute feststellen, daß es notwendig war ,  diese Reflexion über die Zukunft des 

Europarates anzustellen, dies in Anbetracht des im Jahre 1 9 92  zu errichtenden 

gemeinsamen M arktes innerhalb der Europäischen Gemeinschaft und der neuen 

politischen Entwicklung in Osteuropa. 

D er Generalsekretär betonte,  daß nur die enge Zusammenarbeit zwischen der 

EG und dem Europarat sowie die ständige , gegenseitige Inform ation eine Kohärenz 

der europäischen Politik sichern könne. 

Einige Länder Osteuropas haben den Wunsch angem eldet,  mit dem Europarat 

Kontakte zu knüpfen und in ihren Ländern Freiheit , Recht und Menschenrechte zu 

gewähren. D iese Ent wicklung zu Frieden und Freiheit müsse vom Europarat 

wahrgenommen werden. D er Wunsch der Parlamentarischen Versam mlung, für 

manche Länder Osteuropas einen Gaststatus einzuführen, wäre der Beginn einer 

di f ferenz ierten Beziehung zu den Staaten Osteuropas. 

Auch in dieser, seiner let z ten Rede betonte der Generalsekretär wie schon 

oftmals, daß das erklär te Ziel des Europarates, D e m okratie, Menschenrechte, 

kulturelle Identität und soziale Probleme sei. Er w üßte aber, wieviel gerade noch 

im Menschenrechts-Bereich zu geschehen habe. Die kulturelle europäische Identität 

sollte vor allem als Träger eines andauernden D ialoges verstanden werden. 

Zu den großen Erfolgen der let z ten Jahre z ählte er den Beitritt von San 

Marino und Finnland zum Europarat , die zahlreichen Ministerkonferenzen, die 

beiden Zusatzprotokolle zur Europäischen Menschenrechtskonvention, das erste 

Zusatzprotokoll zur Europäischen Sozialcharta, die Europäische Konvention zur 

Vermeidung von Folter und unmenschlicher Behandlung, die Konvention über den 

Schutz des architektonischen Erbes, die Europäische Charta für lokale Autonomie,  

die Konvention gegen die Gewalt in den Fußballstadien oder beispielsweise die 

Konvention über die grenzüberschreitende Fernsehübertragung. Besonders wichtig 

erachtete er die Nord/Süd-Kampagne sowie die Kampagne für den ländlichen 

Raum . 
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Mit dem Dank an das Personal des Sekretariates und der Feststellung, daß er 

an die Zukunft dieser Organisation glaube, beendete der scheidende Generalsekre

tär seine Rede. 

Gleich anschließend trug der norwegische Außenminister und amtierenden 

Präsident des Ministerkomitees Thorvald Stoltenberg die Mitteilung des Minister

komitees vor. Er begann seine Rede mit der Versicherung, daß die Empfehlung 1 1 03  

dazu beigetragen habe, in  vermehrtem Ausmaße über die zukünftige Rolle des 

Europarates zu beraten und zu diskutieren. Dies sei aber nicht zulet zt auch auf die 

Initiative des scheidenden Generalsekretärs Oreja zurückzuführen. So habe man am 

5. Mai dieses Jahres im Ministerkomitee eine politische Erklärung über die 

zukünftige Rolle des Europarates beim Aufbau Europas sowie eine diesbezügliche 

Entschließung verabschiedet. 

In weiterer Folge berichtete der Minister darüber, wie das Ministerkomitee 

die politische Erklärung vom 5. Mai verwirklichen werde .  In Anbetracht der neuen 

Entwicklung in Europa werde eine Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und der EFT A zur Schaffung eines größeren wirtschaftlichen Frei

raumes in Europa immer dringender. Als bemerkenswerten Fortschrit t in den 

Beziehungen zwischen dem Europarat und der Europäischen Gemeinschaft be

zeichnete der Minister die Institutionalisierung der regelm äßigen Treffen zwischen 

dem Präsidenten des Ministerkomitees, dem Generalsekretär des Europarates, dem 

Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften und dem Präsidenten der 

Kommission. Eine ganz besondere Zusammenarbeit sollte zwischen dem Europarat 

und der Kommission auf kulturellem Gebiet erfolgen. Es gäbe aber auch Verhand

lungen mit der Europäischen Gemeinschaft in bezug auf die Europäische Menschen

rechtskonvention und die Sozialcharta. 

D er Europarat müsse mit den Ländern Osteuropas einen offenen Dialog unter 

Wahrung seiner Prinzipien führen. Man werde in der Zukunft eine speziell auf jedes 

einzelne osteuropäische Land zugeschnit tene Zusammenarbeit pflegen und habe 

bereits Ungarn und Polen eingeladen, der Europäischen Kulturkonvention beizu

treten. Nach 40 Jahren Abgeschirmtheit der Sowj etunion sei der Besuch des 

Präsidenten Gorbatschow am 6. Juli dieses Jahres im Europarat ein historisches 

Ereignis. 

Und nun zu den zwischenstaatlichen Aktivitäten. U m  hier konkretere Resul

tate zu erreichen, müßte eine Revision der Strukturen der zwischenstaatlichen 

Zusammenarbeit im Sinne einer größeren Vereinfachung gefunden werden. Eine 

diesbezügliche Bitte erging bereits an den Generalsekretär. Er erwarte sich aber 

auch eine effiziente Arbeit durch eine bessere Koordination zwischen dem Mini

sterkomitee und der Parlamentarischen Versammlung. 
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Am Schluß seiner Rede verwies der Minis ter auf die Europäische Konvention 

über die grenzüberschreitende Fernsehübertragung, die am 5. Mai von 1 0  Mitglied

s taaten unterzeichnet wurde und Norm en enthält, die weit über den geographischen 

Raum hinausreichen und administrative Grenzen ignorieren. Es sei daher nicht 

überraschend, daß bereits Länder, die Nicht mitgliedstaaten des Europarates sind, 

sich für sie interessieren. Diese internationale Zusammenarbeit sei die Stärke des 

Europarates. 

Themenschwerpunkte 

1 .  PHASE D E S  10.  KONTROLLZYKLUS DER AN WENDUNG DER EUROP ÄISCHEN 

SOZIALCHARTA 

Der Berichterstat ter der Kommission für Sozial- und Gesundheitsfragen 

bemerkte zu diesem Thema folgendes: der Kontrollzyklus dieser Charta, die 1 9 6 5  in 

Kraft getreten is t ,  fixiert zwischen den Vertragsparteien eine gewisse Zahl von 

Normen, die sanitäre,  soziale und wirtschaftliche Aspekte des Berufs-, Fam ilien

und persönlichen Rechtes in den Signatarstaaten um fassen. Die Unterzeichner

staaten verpflichten sich, einen Bericht über die Durchführung der Soz ialcharta zu 

erstellen, der durch ein Expertenkomitee geprüft wird und worüber die Parlamen

tarische Versammlung neuerdings eine Stellungnahm e  abgibt. 

In diesem Bericht prüfte die Versammlung die Bem erkungen des Experten

komitees in bezug auf D änemark, Island, Norwegen, Niederlande, Schweden und das 

Vereinigte Königreich. Dabei wurden fünf Punkte hervorgehoben zu denen die 

zuständige Kom mission ihre Bem erkungen machte: D as Recht auf Arbeit , das 

Recht auf Sicherheit und Hygiene am Arbeitsplatz ,  das Recht auf angemessene 

Entlohnung, das Recht auf Kollektivverhandlungen und schließlich das Recht der 

Kinder und Minderj ährigen. 

In einzelnen L ändern seien durch die Annahme von Geset zen und Praktiken 

Verbesserungen in der Anwendung der Charta  garantiert worden. In vielen Ländern 

habe durch eine angepaßte Politik die Arbeitslosigkeit insbesondere in bezug auf 

jugendliche Frauen und Wanderarbeitnehmer abgenom men, andererseits aber hätten 

manche Vertragsstaaten die Verpflichtungen der Charta nicht volls tändig eingehal

ten. Ebenfalls bestünden weiterhin Probleme im Zusam menhang mit der Beachtung 

des Rechts auf kollektive M aßnahmen, einschließlich des Streikrechtes im Falle von 

Arbeitsstreitigkeiten. In dem Bericht wird bedauert ,  daß das Minis terkomitee 

gegenüber den Mitgliedstaaten, welche die Sozialcharta noch nicht rati fiziert 

haben, zu wenig unternim m t .  
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Der Text bietet ferner eine Fülle von Teilinformationen und kann als 

wertvolles Nachschlagwerk angesehen werden. 

In der Stellungnahme 145 wird das Ministerkomitee aufgefordert ,  vor Ende 

1 9 8 9  die Nichtunterzeichnerstaaten um eine Begründung dafür zu ersuchen. Weiters 

wird eine internationale Konferenz zur Revision der Charta gefordert,  um die 

Ergebnisse einem dem unabhängigen Sachverständigenausschuß zur Verfügung zu 

stellen; ein entsprechendes Sekretariat sollte diesem Ausschuß helfen, effiziente 

Arbeit zu leis ten. Weiters werden die im Bericht angegebenen Vertragsstaaten 

aufgefordert, besondere Aufmerksamkeit auf die Tatsache zu richten, "daß es 

angebracht ist, die erforderlichen Verfahren für die Annahme der von der Ver

sam mlung untersuchten Bestimmungen der Charta einzuleiten, sofern sie dies noch 

nicht getan haben." 

GASTSTATUS BEI DER PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG 

Am vierten Tag der Sit zungen prüfte die Parlamentarische Versammlung 

einen Bericht der Kom mission für die Beziehungen zu den Nichtmitgliedsländern, 

mit einer Stellungnahme der Politischen- sowie der Geschäftsordnungskommission, 

der es den Ländern Zentral- und Osteuropas erlauben würde, an den Plenar

sit zungen der Parlamentarischen Versammlung teilzunehmen. Bei Annahme des 

Entschließungsantrages - so der Berichterstatter - würde dies einen neuen Beginn 

für den Europarat bedeuten. 

Die 1. Phase der noch unverbindlichen Kontaktnahme mit den Vertretern 

einiger osteuropäischer Länder sei abgeschlossen. Eine 2. Phase sei von seiten des 

Europarates einzuleiten. Wenngleich die Mitglieder der zuständigen Kommission 

davon überzeugt waren, daß dieser Vorschlag eine breite Unterstützung der 

Parlamentarischen Versammlung erhalten und hierauf auch eine Änderung ihres 

Reglements erfolgen werde, müsse festgehalten werden, daß an die Verleihung 

dieses Sondergaststatus auch Bedingungen geknüpft seien: Einhaltung der Schluß

akte von Helsinki sowie der nachfolgenden Dokumente des KSZE-Prozesses, Einhal

tung der beiden Menschenrechtspakete der UNO aus dem Jahr 1 966,  wobei die 

Ratifikation des Zusatzprotokolls erwünscht wäre. 

Die Einladung von Sondergästen werde durch den Präsidenten der Parlamen

tarischen Versammlung auf Antrag der Kommission für die Beziehungen mit den 

Nichtmitgliedsländern und mit Beschluß des erweiterten Präsidiums erfolgen. Die 

Zahl der Sondergäste sei auf höchstens 18 beschränkt und müsse sich auch aus 

Oppositionellen zusammenset zen. Sie könnten bei den Sitzungen der Parlamenta-
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rischen Versam mlung das Wort ergrei fen, hät ten aber kein St immrecht. In den 

Kom m issionen seien sie nicht vertreten. Sie könnten aber j eweils, wenn es sich aus 

dem Thema ergibt, für Beratungen in dieselben eingeladen werden. 

Die erste Einladung könnte bereits  am 6. Juli zur Somm ersit zung des 

Europarates erfolgen. 

D ies sei ein his torischer Augenblick, der wohl von niemandem unterschät zt  

werden könne. 

In der Stellungnahme der Politischen- sowie der Geschäftsordnungskom

mission kam zum Ausdruck, daß bereits Vorkehrungen getroffen wurden, die 

Geschäftsordnung diesbezüglich zu ändern. Darüber hinaus sei ein weiterer Schritt  

die  Öffnung mancher Konventionen des Europarates für Nichtm itgliedstaaten 

gew esen. D er zweite  Schrit t bestünde darin, die Entschließung über den Gaststatus 

anzunehmen. N atür lich müsse dabei die Qualität der beitrittswil ligen Länder genau 

geprüft werden und in weiterer Folge auch die Einhaltung der rat ifizierten 

Konventionen. D iese Prüfung sollte auf der Basis von Informationen der Helsinki

St iftung für Menschenrechte oder von Berichten der einzelnen Botschaften j ährlich 

erfolgen. 

Mit einem enthusiastischen Bekenntnis für ein größeres Europa endete die 

Berich ters tat tung. 

Peter Schieder sprach in seinem D iskussionsbeitrag von einer Phase in der 

Geschichte des Europarates, in der er enorm aufholt ,  indem er m it der rasanten 

Ent wicklung Schrit t hält .  Er selbst habe, wie alle anderen auch, i m  Österreichi

schen Fernsehen mit  Bewegung gesehen, wie  die Grenzpfosten und der Stacheldraht 

an der Österreich/Ungarischen Grenze weggerissen wurde. Nun müsse daraus 

gemacht werden, was eine gute Politik auszeichnet: "Möglichkeiten nut zen, zugrei

fen, wenn sich Chancen auftun." Diese Chancen haben der Vorsit zende der 

Polit ischen Kommission Ludwig Steiner sowie sein Kollege, der Schweizer Peter 

Sager, Vorsit zender der Komm ission für die Beziehungen mit den Nichtm it

gliedsländern, genüt zt .  

In diesem Zusam menhang warnte der Redner davor, mit den Hoffnungen von 

Menschen zu spielen, indem große und weitreichende Erklärungen abgegeben 

werden und die Durchführung dann nicht dem entsprechend erfolgen könne. Wankel

mütigkeit und Verzögerungen würden dem Ansehen des Europarates großen Schaden 

zufügen. Bei der Bewältigung dieser Aufgaben müsse der Europarat mutige Schrit te 

set zen und auch "geschäftsordnungsm äßig und statutar isch gelte, daß der , der rasch 

gibt, doppelt gibt " .  
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Schließlich richtete er an das Ministerkomitee einen Appell, analog zu den 

neuen Bestimmungen eine solche auch für die Charta der Europakonferenz der 

Gemeinden und Regionen zu finden. Dies umsomehr, als heute Politik immer 

stärker örtlich erlebt werde. Das, was die Menschen in ihrem unmittelbaren 

Bereich sehen und erfahren, ist für sie die Politik, daher müßte auch in der 

Gemeindekonferenz eine Zusammenarbeit in den Bereichen der Abfallsbeseitigung, 

der Gastarbeiterfragen, des Wahlrechtes und der Bürgerbeteiligung möglich sein. 

Hier müßte der Europarat ähnliche Maßstäbe wie bei der Einführung des Sonder

gaststatus set zen. Es wäre höchste Zeit, daß das Ministerkomitee der Gemeinde

konferenz größere Unabhängigkeit zubillige, um auch dort eine Öffnung vornehmen 

zu können. 

Ludwig Steiner meldete sich in seiner Funktion als Vorsitzender der Poli

tischen Kommission am Schluß der Debatte zu Wort und meinte, daß heute gewiß 

ein neues Kapitel in der Geschichte des Europarates beginne, indem er den 

politischen Willen gezeigt habe, neue Wege zu beschreiten. Er war der Meinung, 

daß der point of no return noch nicht gekommen sei, daß man aber mit viel Elan, 

Mut, aber auch Idealismus und Geduld an die Bewältigung dieser Aufgaben heran

gehen sollte, ohne von den Idealen und Grundsätzen des Europarates abzuweichen, 

konstruktive Ideen verfolgen müßte, um ein weiteres Zusammenwachsen eines 

freien, friedlichen und ganzen Europas zu gewährleisten. 

Der Vorsitzende Luwig Steiner schloß seine Rede mit dem Aufruf, man möge 

in dieser Stunde aber auch all jener gedenken, die für diese Freiheit ihr Leben 

ließen oder mit Folter und Gefängnis bezahlen mußten. 

Wie zu erwarten, billigten alle Parlamentarier den Entschließungsent wurf. 

Zwei Abänderungsanträge lagen nichtsdestotrot z  vor: D er eine Antrag verlangte, 

daß die Nichtmitgliedstaaten des Europarates selbst um den Gaststatus ansuchen 

müßten, der zweite bestand darin, der Politischen Kommission die Möglichkeit zu 

geben, eine Stellungnahme zum Beitrittsansuchen abgeben zu können. 

Die Entschließung 917 enthält die bereits oben im Bericht angeführten 

Bestimmungen, die zur Erreichung eines Gaststatus erforderlich sind. Zusätzlich zu 

Voraussetzungen wird in der Entschließung vermerkt, daß die Parlamentarische 

Versammlung j ährlich auch über die Verlängerung der Beglaubigungsschreiben für 

die Delegationsmitglieder von Versammlungen, die den besonderen Gaststatus 

genießen. 
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DIE ZERSTÖRUNG D E R  TROPEN WÄLD ER 

- URSACHEN UND GEGENMASSN AHMEN 

D er Europarat beschäftigte sich schon seit langer Zeit m it derart igen Pro

blemkreisen, insbesondere dann, wenn sie eine weltweite Auswirkung auf die 

U mwelt llaben. 

D ie Berichterstat terin war sich bewußt, daß dieses Thema sehr kontro

versielle Kom mentare erbringen werde. Die  Zerstörung der tropischen Wälder 

würde aber ebenso wie die Schwefeldioxydemissionen eine große Gefahr für 

unseren ganzen Planeten bedeuten. 

Jedes Jahr werden Flächen 1m Ausmaß von ganz Griechenland gerodet. 

D adurch wird das Ökosystem zerstör t ,  Tier-, aber auch Pflanzengat tungen sterben 

total aus, besonders dramatisch wirkt sich diese Rodung auf die Wasserreserven der 

ganzen Erde aus. 

In weiterer Folge z ählte die Berichterstat terin alle nur m öglichen negativen 

Konsequenzen einer weiteren derartigen Abholzung der tropischen Urwälder auf 

und stellte gleichzeitig fest ,  daß diese Entwicklung nicht nur auf die schnell 

wachsende Bevölkerung in den Entwicklungsländern und somit auf einen gestei

gerten Bedarf an landwirtschaftlichen Produkten und Brennholz zurückzuführe n  sei, 

sondern daß es sich dabei um eine sehr schlecht geplante und nicht vorausschauende 

Ent wicklung handle, bei der es der Regierung und den großen Unternehmen, aber 

auch Privatpersonen nur auf die wirtschaftlichen Aspekte ankäme.  

Wenn m an alle diese Aspekte zur D iskussion stellt, so müsse man zum Schluß 

kom men, daß die Verantwortung zum Erhalt der tropischen Wälder ein weltweites 

Anliegen sei und Gegenmaßnahmen daher nicht nur den armen Ländern überlassen 

w erden können. Eine Sensibilisierung müßte weltweit erfolgen und ein entschlos

senes politisches Auftreten auf internationaler Ebene gew ährleistet w erden. D er 

Europarat könnte dabei e ine koordinierende Funktion ausüben, indem die einzelnen 

Initiativen von ihm überwacht werden. 

D ie Berichters tat terin schloß ihre Ausführungen mit  der Aufforderung an die 

westeuropäischen Länder, mehr Großzügigkeit zu üben und beispielsweise die 

Schulden der ärmsten Länder in Finanzierungen von Program m en um zuwandeln, die 

die Erhaltung dieser Wälder sowie  eine Wiederaufforstung gew ährleis ten. Die  

öffentliche Meinung dahingehend zu mobilisieren, wäre ein weiterer Beitrag zur 

Europäischen Kampagne über Nord/Süd-Interdependenz und -Solidarität und somit 

auch eine zentrale Aufgabe des Europarates. 
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Walter Bösch nahm zu diesem um fangreichen Bericht Stellung. Es war eine 

sehr kritische Intervention, in der er gleich zu Beginn die Frage stellte, was man 

denn bis j etzt  eigentlich gemacht habe. Die flächenmäßig unendlich großen 

Brandherde in diesen Gegenden würden alleine 620 Mill.Tonnen Kohlendioxyd, 44 

Mill.Tonnen Kohlenmonoxyd, 5 Mill.Tonnen Methan und viele andere Schadstoffe 

verursachen. 

Wie weit könne aber Europa anklagen, zumal es j ährlich Mill.Tonnen Mineral

öl in Rauch und Schadstoffe umwandle, wenn wir Europäer mit dem Auto unterwegs 

sind. Wie weit können wir anklagen, wenn wir dabei sind, unsere Meere zu 

verschmutzen. 

Europa bliebe nur ein Ausweg: Es müsse den Ländern der Drit ten Welt ihre 

finanziellen Verpflichtungen uns gegenüber erlassen, damit diese nicht genötigt 

sind, ihre eigenen Lebensgrundlagen zu zerstören. Die diesbezüglichen Versuche der 

Weltbank, regulierend einzugreifen, würden weitgehend durch einen Preiskampf auf 

dem Weltagrarmarkt zunichte gemacht. Die industrielle Agrarwirtschaft führe 

letztendlich immer wieder zu einer Vernichtung der Ökosysteme. 

Durch einen Importzoll für tropische Hölzer müsse eine Beschränkung der 

Ausfuhr erfolgen, in den Ländern der Drit ten Welt der tropische Wald als eine 

Wertschöpfung, die als Lebensgrundlage der dort ansässigen Bevölkerung erkannt 

und daher auch gepflegt wird, angesehen werden. 

Zum Schluß seiner Rede ging Walter Bösch noch auf den Punkt 1 2 Absat z 1 0  

und 1 2  des Berichtes ein, in dem auf internationaler Ebene ein Walderhaltungs

programm in den tropischen Gebieten sowie eine Abgassteuer in den Industrie

ländern gefordert wird. Dies sei in seinen Augen die einzige Möglichkeit und der 

letzte Ausweg aus dem Dilemma. 

Sixtus LaDner, Vorsitzender der für diesen Bericht zuständigen Agrarkom

mission, wies im Anschluß an die allgemeine Diskussion unter anderem darauf hin, 

daß er diesen Bericht als einen wichtigen Beitrag für eine künftige Weltklimakon

vention erachte. Er habe schonungslos die Folgen eines Raubbaus an den tropischen 

Urwäldern aufgezeigt, aber es wird auch ebenso schonungslos auf den leichtfertigen 

U m gang mit fossilen Brennstoffen hingewiesen und weder in der Debat te noch in 

dem Bericht wurden leicht fertige Schuldzuweisungen ausgesprochen. 

In der Empfehlung 919,  der eine lange und eingehende Diskussion voranging, 

werden die Regierungen der Mitgliedstaaten und die Europäische Gemeinschaft 

aufgefordert,  in ihrem Kooperationsabkommen mit Tropenwaldstaaten auch Pro

gramme zur Erhaltung der Tropenwälder aufzunehmen und sich für ein internatio

nales Ubereinkommen einzusetzen, in dem die biologische Viel falt der Tropen-
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w älder und ihr Erhalt als politische Priorität festgelegt wird. Weiters werden Ent

wicklungshilfe-Proj ekte gefordert,  die zu einer besseren Bewirtschaftung der 

W älder mit  höheren Erträgen ohne Zerstörung führen sollten. Natürlich müssen 

auch Verfügungen getroffen werden, den Tropenholzhandel zu kontrollieren. 

Zahlreiche weitere Aufforderungen werden in der Entschließung zur Erhal

tung der tropischen Wälder an die Regierungen der Mitglieds taaten und an die 

Europäische Gemeinschaft gerichtet . Letztendlich wird die Ausarbeitung eines 

internationalen Übereinkom mens gefordert,  das zur Erhaltung des natürlichen 

Erdklimas beitragen sollte. So spricht man beispielsweise von einer Abgassteuer für 

C O Z ,  die zur Finanzierung der in diesem Schlußtext geforderten Proj ekte verwendet 

werden könnte .  Aber auch der von der F AO durchgeführte Tropenwald-Aktionsplan 

müsse finanziell unterstützt  werden. 

20  JAHRE RAUMORDNUNG IN EUROPA 

Dieser Bericht bildete den Abschluß der fünftägigen Frühj ahrssit zung der 

Parlamentarischen Versam mlung des Europarates und wurde von der Ko mmission 

für Umwelt ,  Regionalplan und Gemeindeangelegenheiten vorgelegt . 

D arin beklagte der Berichterstatter, daß sich der Europarat bis jetzt  zu wenig 

um Fragen der Raumordnung geküm mert habe. M an habe sich lange Zeit nur mit 

der Verbesserung der Gehälter, dem Schut z der Arbeitnehmer vor Krankheit , dem 

Problem der Invalidität,  sowie der Verbesserung von Wohnungs- und Bildungsmög

lichkeiten beschäftigt. Auch eine politische Gleichheit zwischen arm und reich, 

Mann und Frau sei erreicht .  Heute dagegen ginge es aber um ein anderes Problem:  

es  handle sich dabei um die wirtschaftliche Ungleichheit. Wenngleich auch keine 

soziale Klasse oder Berufsgruppe in Europa begünstigt oder vernachlässigt werde, 

so seien es doch die Ungleichheiten zwischen den verschiedenen Regionen, die zu 

einem Ungleichgewicht führten. D azu meinte der Berichterstat ter, daß auch die 

hohen finanziellen Mittel, die die Europäische Gemeinschaft zur Herstellung des 

Gleichgewichts zwischen den Regionen investiert habe, keine nennenswerten Er

folge bringen konnten. Er glaube daher, daß nur eine wirklich gut konzipierte 

Raumordnungspolitik Abhil fe schaffen könne. Es ging beispielsweise nicht darum , 

touris tische Zentren zu errichten, sondern man müsse mehr Arbeitsplätze schaffen, 

Bildungsm öglichkeiten und kom m unale Infrastrukturen bereit stellen, um den be

nachteiligten Regionen die Möglichkeit zu geben, ihren Rückstand gegenüber den 

besser gestellten zu eli minieren. D a  m an sich leider bis je tzt  viel zu wenig um 

diese Problem e  gekümmert  habe, müsse man heute Unmengen von Geld zur 

Wiederherstellung einer gesunden U mwelt investieren. 
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Dies sei der Beweis, daß eine gute Regionalplanung dringendst erforderlich 

sei und daher der Europarat trachten müsse, die Versäumnisse, die in der Raumord

nungspolitik gemacht wurden, durch die Erstellung eines Langzeitprogram mes 

wieder wettzumachen. Abschließend erbat der Berichterstat ter vom Generalsekre

tär und vom Ministerkomitee die Zusicherung, diesem Problem besonderes Augen

merk zu schenken, zumal das Europaparlament auf so weite Sicht im vorhinein 

nicht planen könne. 

Wieder war es Walter Bösch, der sich zum vorliegenden Bericht zu Wort 

meldete. Dabei griff  er im besonderen j ene Berichtsstelle auf, in der es heißt, daß 

in Zukunft auf dem Gebiet der Raumordnung langfristige Ziele angestrebt werden 

müßten, um die natürlichen Ressourcen erhalten zu können. Er nahm diesen Text 

zum Anlaß, um wieder einmal auf die Verkehrspolitik hinzuweisen. Die extreme 

Straßenverkehrspolitik der Europäischen Gemeinschaft führe zu Konflikten mit 

Österreich und der Schweiz,  die sich diese Politik nicht mehr aufzwingen lassen 

wollen, zumal die Widerstände der Bevölkerung in unserem Land von Tag zu Tag 

wüchsen, sodaß auch die österreichische Bundesregierung gezwungen sei, der 

Schweiz ähnliche Maßnahmen zu setzen. 

Walter Bösch brachte wiederholt zum Ausdruck, daß die EG bis heute nicht in 

der Lage war, ein wirksames und geeignetes, langfristiges Verkehrskonzept vorzu

legen und regte daher an, dieses besser im Rahmen des Europarates, also im 

größeren Rahmen durchzuführen. 

Aber nicht nur der Verkehr, sondern auch die Belastung der Gewässer, des 

Bodens und der Luft, müßten eingedämmt und ökologisch geregelt werden. Solange 

man aber den alten Wachstumsvorstellungen nachgäbe und "organisierte Teilin

teressen" weiterhin vertrete, werde es auch in Zukunft keine wirksame Umwelt

politik geben. 

D azu wird es notwendig sein, eine Bewußtseinsänderung innerhalb der Bevöl

kerung, aber auch eine neue volkswirtschaftliche Gesamtkonzeption, in der der 

Verursacher von U m w eltverschmutzung zur Kassa gebeten wird, zu erreichen. 

D as Vorsorgeprinzip müßte durch eine Einführung von Emissionsgrenzwerten, 

die nur bei höchstem ökologischen Standard genehmigt werden, viel mehr in den 

Vordergrund treten. 

Mit der Errichtung des EG-Binnenmarktes sieht Walter Bösch größte neue 

Schwierigkeiten für die zukünftige U m w eltpolitik. Er unterstützte daher vehement 

den Vorschlag des Berichterstat ters, einen Europäischen Rat für Umweltprobleme 

im Rahmen des Europarates zu schaffen. 
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Abschließend meinte der Redner , daß durch die Aufnahme der U mweltpolitik 

in den Zielkatalog der Europäischen Gemeinschaft die Lage keineswegs verbessert  

worden sei. Mit der ökonom ischen Dynamik der EG könne der Europarat nicht kon

kurrieren. Es sei daher umso wichtiger, daß er in j enen Bereichen aktiv werde, die 

die EG bis jetzt  vernachlässigt habe. 

In der Empfehlung 1 108 wird das Ministerkomitee aufgefordert ,  die zwischen

staatlichen Aktivitäten des Europarates auf diesem Gebiet als integrierenden 

Bestandteil zur Ret tung und Verbesserung unserer Lebensbereiche anzusehen und 

ein D irektionskomitee einzurichten, um die Probleme, die sich auf dem Gebiet der 

Lebensqualität und der U m w elt in Europa ergeben, zu koordinieren, bei gleichzei

tiger Abstimmung der Arbeiten der drei zuständigen Spezialminis terkonferenzen. 

Schließendlieh wird in der E mpfehlung darauf hingewiesen, daß gerade auf 

diesem Gebiet eine engere Zusammenarbeit mit den Ländern Osteuropas möglich 

w äre, was ein weiterer Grund für eine engagierte Aktivität von seiten des 

Europarates sein könnt e. 

Mit diesem Bericht schloß die fünftägige Sit zung der Parlamentarischen 

Versam mlung des Europarates schließlich am 1 2. Mai 1 98 9  um 1 3 .00  Uhr. 

2. TEIL DER 41. SITZUNGSPERIODE, 4. BIS 7. JULI 1989 IN STRASSBURG 

Im Verlauf der Sit zung der Ständigen Kommission im Jahre 1 988  in Athen 

hat te Ludwig Steiner den Vorschlag gem acht ,  der neuen Aufbruchsti m m ung in 

Osteuropa und der Sowj etunion folgend, den Präsidenten der UdSSR Michael 

Gorbatschow zu einem Besuch des Europarates nach Straßburg einzuladen. Seine 

Idee fand die Zustim mung der Ständigen Kommission. Nach intensiven Bemühungen 

des Präsidenten der Parlamentarischen Versam mlung, seiner Mitarbeiter und auch 

von Parlamentariern hat Abgeordneter Ludwig Steiner in seiner Funktion als 

Vorsit zender der Politischen Komm ission Ende November 1 988  in Moskau ausführ

liche Gespräche geführt , bei denen es vor allem um die prinzipielle Frage ging, ob 

der Besuch des Präsidenten Gorbat schow beim Europaparlament und bei der 

Parlamentarischen Versam mlung gleichzeitig erfolgen sollte, eine Vorgangsweise, 

die nicht im Interesse des Europarates gelegen w äre.  Ein o ffizieller Besuch in 

Frankreich konnte letztendlich mit  einem anschließenden Besuch beim Europarat 

verbunden werden. Als D atum war der 6. Juli vorgesehen; dies m achte eine 

Verschiebung der für dasselbe D atum in Innsbruck geplanten Sommersit zung des 

Europarates notwendig. Die  Mitglieder der Parlamentarischen Versam mlung waren 
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sich nämlich alle klar darüber, daß der Besuch am Sit z der Organisation eine 

bedeutende politische Geste gegenüber dem Europarat darstelle. 

Mit der Verleihung des Gaststatus und mit dem Besuch des Präsidenten 

Gorbatschow hat der Europarat auch nach außen hin sichtbar machen können, daß 

er bereits seit langer Zeit in Richtung zu einem größeren Europa bereit war.  

Österreichs Politiker, wie beispielsweise Karl Czernet z, Lujo  Toncic und Franz 

Karasek, haben sich bereits in einer Zeit, in der der Europarat von Osteuropa 

vehement abgelehnt wurde, um Kontakte dorthin bemüht. Es waren Bemühungen, 

die heute ihre Früchte zeigen. 

Und so haben sich fast auf den Tag genau, ein Jahr nach dem Vorschlag von 

Ludwig Steiner, Parlamentarier aus den 23 Mitgliedstaaten des Europarates in 

Straßburg versam melt, um die Vorstellungen des Präsidenten Michael Gorbatschow 

über das "gemeinsame Haus" zu hören. 

Es selbst bezeichnete seinen Auftrit t in Straßburg als Zeugnis für die Möglichkeit 

einer gesamt europäischen Entwicklung, die dem Europarat die Chance gäbe, beim 

Aufbau der Welt des 2 1 .  Jahrhunderts eine Rolle zu spielen. Die tiefgreifenden 

Veränderungen der geistigen und materiellen Werte machten nämlich die Zu

sam menarbeit in einem "unteilbaren Europa" notwendig. U m  die Zukunftsaufgaben 

zu bewältigen, sollte nach Meinung des Präsidenten vorerst einmal ein Uberdenken 

der Einigungsidee von seiten aller europäischen Nationen erfolgen. sei aber nicht 

der Meinung, daß die Uberwindung der Teilung Europas durch eine Uberwindung des 

Sozialismus erreicht werden könne. Dieser Kontinent sei eine historische Tatsache 

und daher müßten "das souveräne Recht j edes Volkes, sein eigenes Gesellschafts

system zu wählen, die wichtigste Voraussetzung für einen normalen europäischen 

Prozeß sein" . • • • • •  "Jegliche Einmischung in innere Angelegenheiten, jeder Versuch 

die Souveränität der Staaten zu beschränken, handle es sich um Freund, Verbündete 

oder andere Staaten, ist unannehmbar".  Dieser Satz konnte wohl als neuerliche 

Verwerfung der Breschnew-Doktrin durch den Präsidenten der UDSSR angesehen 

werden. 

Das Vorhaben eines "gemeinsamen europäischen Hauses" mache natürlich 

aber auch eine Neubewertung der militärischen Sicherheit notwendig. Daher wolle 

er mit allen betroffenen Staaten über die taktischen Nuklearsysteme verhandeln. 

Präsident Gorbatschow kündigte einseitige sowj etische Abrüstungsschrit te bei den 

taktischen Nuklearwaffen für den Fal l  an, daß der Westen Abrüstungsverhandlungen 

in dieser Waffenkategorie zustimme. Das Ziel Moskaus, die Welt von Nuklear

waffen frei zu machen, könne aber nur in Etappen erreicht werden. Da der Westen 

auf einer "minimalen nuklearen Abschreckung" bestehe, müsse man nun verhandeln, 
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was dieses Minimum sei, dam it nicht der Fall  eintrete, daß es als Angri f fspotential 

mißverstanden werden könne. D as Ziel der Sowj etunion sei es nämlich, eine 

vollständige Abschaffung der taktischen Nuklearwaffen zu erreichen, da von ihnen 

"nur Europäer bedroht sind, die nicht die Absicht h aben Kriege gegeneinander zu 

führen" . 

In weiterer Folge bezeugte der Präsident großes Interesse und den Wunsch 

nach engerer Zusammenarbeit mit der ältesten westeuropäischen Insti tution, dem 

Europarat. Er kündigte den Beitrit  t seines Landes zu einigen seiner Konventionen 

an und nannte beispielsweise j ene über U m weltschut z ,  Kultur, Erziehung und 

Fernsehen. Die wichtigste und älteste Konvention des Europarates, die Menschen

rechtskonvention, nannte er namentlich nicht.  Bemerkenswert  war dagegen seine 

Aussage, daß "eine Welt ,  in der die militärischen Arsenale reduziert ,  dafür aber die 

Menschenrechte verletzt  werden, kein sicherer Plat z"  sei. 

Zum wiederholten Male sprach er von einem "Europäischen Rechtsraum " als 

Grundlage des " gemeinsamen Europäischen Hauses". Er halte es zwar auf Grund der 

j ew eiligen Gesetze und auch der Traditionen im humanitären Bereich für wenig 

wahrscheinlich, daß es zu einer vollkommenen Ubereinstimmung im Rechtsbereich 

kom men werde,  räumte aber ein, daß es sicher einige weltweit anerkannte Regeln 

geben könne. Dies hät ten die Verhandlungen der Wiener KSZE-Tagung bewiesen. In 

dem Zusam menhang schlug er eine " Arbeitsgruppe oder eine Art europäisches 

Institut zum Rechtsvergleich der Menschenrechte" vor. Zum wiederholten Male 

sprach er von einem Rechtsstaat Sowj etunion. 

Schließlich lobte er die guten Ergebnisse und die ausgezeichnete Zusammen

arbeit im KSZE-Prozeß, der vor allem mit den Dokumenten von Stockholm und 

Wien viel zur N eugestaltung Europas beigetragen habe. Man konnte deutlich 

erkennen, daß er von den drei KSZE-Körben - Sicherheit , Wirt schaftskooperation 

und Menschenrechte - nach wie vor der Sicherheitspolitik den Vorrang einräum te. 

Die neutralen und nichtgebundenen Staaten als "gleichberechtigte Partner" der 

Wiener Gespräche über konventionelle Abrüstung zu bezeichnen, kann man wohl als 

Verbeugung vor dem Europarat sehen. 

Wenngleich dem Staats- und Parteichef die U mwelt-, Sprach- und Kulturaus

tauschprogramme des Europarates sehr zukun ftsweisend erschienen, so nüt zte er 

den Anlaß, eine N eugestaltung der Kooperation in die D iskussion zu werfen: er 

w isse natürlich, daß ein zu großer Wirtschaftsraum vom Atlantik bis zum Ural nicht 

sofort verwirklicht w erden könne, sprach aber trotzdem von der Idee der Hochge

schwindigkeitszüge, der Entsorgung nuklearer Abfälle, gesam teuropäischer Fern

sehsatelliten oder Glasfieberforschung, unter tatkräft iger Mitarbeit von O steuropa. 
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In diesem Zusammenhang wandte er sich vehement gegen westliche Exportverbote 

für Hochtechnologie. 

Schließlich forderte Michael Gorbatschow die Europäer auf, neben einer 

verstärkten kulturellen Zusammenarbeit die Schaf fung einer U mweltins tanz ,  die in 

verbindlicher Weise ökologische Problem e  lösen sollte, zu ermöglichen. Er gab 

seiner Uberzeugung Ausdruck, daß ein vereintes Europa, das in Frieden und 

Demokratie lebt , seinen heterogenen Charakter beibehalten und den universellen 

humanistischen Idealen treu bleiben werde. Dieses Europa werde d�n auch die 

Kraft haben, Probleme, die sich in anderen Teilen der Welt ergeben, lösen zu 

helfen. Das sei das Europa, in dem wir unsere Zukunft erblicken müßten. 

Am darauffolgenden Tag diskutierten die anwesenden Parlamentarier über 

das Thema Ost-West-Beziehungen in Europa. 

Es war das erste Mal, daß Abgeordnete aus Ungarn, Polen, Jugoslawien und 

der UdSSR einer D ebatte im Europarat teilnahmen. Nach der Rede Gorbatschows 

war dies eine "gelebte Dokumentation" der ostpolitischen Öffnung. Dabei legten 

Ungarn und Polen bewegende Bekenntnisse zur pluralistischen D emokratie und zum 

demokratischen Rechtsstaat ab. Ein ungarischer Vertreter sprach davon, daß sein 

Land ein Einparteiensystem aufbauen wolle und nach 40 Jahren eine pluralistische 

Demokratie errichten. Planwirtschaft werde durch eine Marktwirtschaft ersetzt 

werden, nationalen Minderheiten werden individuelle Rechte gew ährleistet. Auf 

diesem Wege erhoffe er sowohl moralische als auch politische Unterstützung des 

Europarates. Ein Vertreter der Solidarnosz sprach von einem gemeinsamen Euro

päischen Wertsystem der Individualrechte,  der Gleichheit vor dem Gesetz sowie der 

Freiheit der Kirchen und der Hochschulen. Der frühere Parlamentspräsident und 

derzeitiger Leiter der jugoslawischen D elegation setzte weniger klare Akzent

punkte und spielte damit wohl auf die schwierige Situation seines Landes an. D er 

sowj etische Vertreter sprach von den um fassenden Reformbemühungen in der 

Sowj etunion, vom Bemühen einer Institutionalisierung der Gewaltenteilung, von der 

Schaffung eines Verfassungsgerichtes, der Abschaffung der Todesstrafe und mehr 

Selbstbestimmungsrechte für ethnische Minderheiten. 

Die westeuropäischen Europaratsparlamentarier beschäftigten sich vor allem 

mit der Rede des Präsidenten Gorbatschow,  die sie als sehr positiv bewerteten. 

Sehr deutlich sprachen sich vor allem die Diskussionsredner der SPÖ für die 

unbedingte und strikte Einhaltung bei Verhandlungen mit osteuropäischen Staaten 

und der Sowj etunion für die unteilbaren Menschenrechte aus. Ludwig Steiner 

begrüßte die Teilnahme der Delegationen aus den osteuropäischen Staaten und 

bezeichnete den Auftrit t von Präsident Gorbatschow vor der Parlamentarischen 
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Versam mlung als einen historischen Augenblick. Parlamentarier, meinte er, werden 

nämlich einmal in der Zukunft daran gemessen werden, in welcher Weise sie es 

zustande gebracht hat ten, die guten Ideen in die alltägliche Realität um zuset zen. 

D as Bild des " gemeinsam en Hauses" wurde oft gebraucht .  Nun sei es an der Zeit , 

dieses Haus in die Wirklichkeit um zuset zen. M an müßte daher in den nächsten 

Monaten genug Realismus ent wickeln, damit das ,  was in der Parlam ent arischen 

Versam mlung geschieht , nicht falsch interpretiert werde. 

3. TEIL DER 41. SITZUNGSPERIODE, 21. BIS 29. SEPTEMBER 1989 IN STRASSBURG 

• Die Themen 

An der gegenständlichen Sit zung der Parlamentarischen Versam mlung haben 

zum ersten Mal Gastdelegationen aus Polen, Ungarn, der UdSSR und Jugoslawien 

teilgenom men und sich an den Diskussionen im Plenum beteiligt . 

An der OE CD-Debatte nahmen traditionsgemäß auch Parlamentarier aus 

Australien, Kanada, Japan und N euseeland teil. 

W ährend der achttägigen Sit zung diskutierten die anwesenden Parlamentarier 

über verschiedenste wichtige Them en von U m w elt- bis zu Minoritätenfragen. 

Zu Beginn der Sit zungen wurden die Beglaubigungen geprüft (Dok. 6 1 1 9) ,  

gefolgt vom Rechenschaftsbericht des Büros und der Ständigen Kom mission (Dok. 

6 1 2 0) .  Hernach wurde der Bericht über den Schut z der Nichtraucher im Europarat, 

der bereits im M ai dieses Jahres zur D iskussion stand, zur Abstim mung gebracht 

(Dok. 6082) ,  gefolgt von einem Bericht über die Rückkehr der Exilchilenen (Dok. 

6 1 1 1 ) sowie über ein garantiertes Mindesteinkom men (Dok.6088) .  

A m  nächsten Tag wurden die Themen über die Friedensperspektiven im Nahen 

Osten (Dok. 6 1 1 6) sowie über die europäische D i m ension der Erziehung (Dok. 6 1 1 3) 

diskutiert .  Wie allj ährlich wurde auch der Rechenschaftsbericht der EFTA und die 

Antwort der Parlamentarischen Versam mlung (Dok. 5 9 1 6 ,  6 06 8  und 6095)  auf die 

Tagesordnung gesetzt ,  gefolgt von einem Bericht über die Süd-Ausdehnung des 

wirtschaftlichen Europas Integration Zyperns, Maltas der Türkei und Jugoslawiens 

in den Europäischen Wirtschaftsraum (Dok. 6 096 ) .  Weitere The men w aren die 

Zusammenarbeit zwischen Ost und West am Ende des 2 0. Jahrhunderts (Dok. 6 1 1 7) ,  

die Gefahren einer Klimaänderung und der Schut z der O zonschicht (Dok. 6 1 1 0) ,  ein 

Bericht der von der Komm ission für Wissenschaft und Technologie erstellt wurde, 
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und zu dem die Kommission für Umwelt, Regionalplanung und Gemeindeanglegen

heiten eine Stellungnahme abgab (Dok. 6 1 1 2) .  Weiters standen auf der Tagesord

nung Informationspolitik des Europarates (Dok. 6 1 02) , die Lage der Minderheiten in 

Rumänien (Dok. 6 1 0 5) ,  die Lage der ethnischen und muselmanischen Minderheiten 

in Bulgarien (Dok. 6 1 06) , der vom österreichischen Abgeordneten Friedrich Probst 

erstellt wurde, Waf fenhandel und Menschenrechte (Dok. 6 1 1 5) mit einer Stellung

nahme der Kommission für Wirtschaft und Entwicklung, sowie die Zukunft des 

Walfanges (Dok. 6093) .  

Die Aktualitätsdebat te galt dem Thema: Flüchtlingsfragen in Zentral- und 

Osteuropa. 

Fast ein ganzer Tag war dem Rechenschaft sbericht der Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Jahre 1 988 (Dok. 

609 7) mit einer Antwort der Versammlung (Dok. 6 1 1 8) gewidmet. Dazu gaben die 

Kommission für Sozial- und Gesundheitswesen (Dok. 6 1 22) ,  die Agrarkommission 

(Dok. 6092),  die Kommission für Kultur und Erziehung (o.Dok.) , die Kommission für 

Wissenschaft und Technologie (Dok. 6 1 07) ,  die Kommission für Wanderbewegungen, 

Flüchtlinge und Demographie (Dok. 6 1 08) sowie die Kommission für Umwelt, 

Regionalplanung und Gemeindeangelegenheiten (Dok. 6 1 09) Stellungnahmen ab. Die 

Diskussion war durch ein Referat des Generalsekretärs der OE CD Jean-Claude 

Paye unterbrochen. An diesem Tag wurde noch ein Bericht über die Kontrolle der 

grenzüberschreitenden Transporte giftiger Abfälle (Dok. 6 1 14) diskutiert. 

Am letzten Tag fand eine Diskussion über den Bericht Aids und Menschen

rechte (Dok. 6 1 04) sowie über die Stellung transsexueller Personen (Dok. 6 1 0 0) 

statt .  

Abschließend sei noch vermerkt, daß die Diskussionsbeiträge von Parla

mentariern aus den osteuropäischen Staaten und der Sowjetunion dieser Sitzung 

einen besonderen Anstrich gaben, der zu neuen Aufgaben und Zielsetzungen 

beflügelte. 

Bekannte Persönlichkeiten sprechen im Europarat 

Gleich am zweiten Tag der Sitzungen der Parlamentarischen Versammlung 

des Europarates trug der norwegische Au8enminister Thorvald Stoltenberg, am

tierender Präsident des Ministerkomitees,  dessen Mitteilung vor und beantwortete 

im Anschluß daran Fragen der Parlamentarier. 

Wie nicht anders zu erwar ten, ging er vor allem auf den Wandel in den Ost

West-Beziehungen sowie auf die Entwicklung des Europarates zur EG ein. 
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Anlässlich einer D iskussion zwischen Präsident Michael Gorbatschow und 

Mitgliedern des Minis terkom itees im Juli dieses Jahres, wurde unter anderem auch 

über eine D emokratisierung Osteuropas gesprochen und eine gemeinsame Arbeit s

gruppe eingeset zt,  die zum Ziele habe, gemeinsame Interessensgebiete zu finden, 

und zu entscheiden, welchen Konvent ionen d es Europarates die UdSSR beitreten 

könne. Nach diesen "Erkundungsgesprächen" werde erst die politische Entscheidung 

erfolgen. Aus den Gesprächen m it Präsident Gorbatscho w sei seine posit ive 

Einstellung zur der Organisation des Europarates deut lich zu erkennen gewesen. Er 

sprach in dem Zusammenhang auch über die Demokratisierung in der Sowj etunion 

und unterstrich dabei seinen Willen, diese Entwicklung in allen Gesellschaftssyste

men zu unterstüt zen. 

Der Besuch des Präsidenten Gorbatschow 1m Europarat und die vom Büro des 

Ministerkomitees ergri ffene Initiative werden der Beginn eines sehr interessanten 

Prozesses sein, wobei sich aber die zukünftige Zusam menarbeit immer wieder auf 

die Traditionen des Europarates stützen müsse. 

Anläßlich einer Rede vor dem Obersten Sowj et am 1. August dieses Jahres, 

erklärte Präsident Michael Gorbatschow,  daß der Europarat als eine fundamentale 

Struktur des gemeinsamen europäischen Hauses bezeichnet w erden könne. 

Polen und Ungarn wären eben dabei, die internen Voraussetzungen zu 

schaf fen, die not wendig sind, um der Kulturkonvention des Europarates beizutre

ten. Die beiden Länder wurden auch auf gefordert ,  Beobachter zu den Sit zungen der 

Expertenkom itees auf dem Gebiet der Kultur und Erz iehung, der Universität spro

bleme, des Sports und der Jugend zu entsenden. Hernach könnten diese Länder dazu 

eingeladen werden, an Sit zungen über U m weltschut z ,  Gemeindeangelegenheiten 

und dergleichen mehr, teil zunehmen. Auch im audiovisuellen Bereich werde eine 

Gesprächsrunde mit Osteuropa s tattfinden. 

Schon seit langem bestünden aber auch Kontakte zwischen Jugoslawien und 

dem Europarat. Erst seit kurzem habe dieses Land seine Bereitschaft bekundet , die 

Kontakte mit dem Europarat , aber auch m it der EFTA und der OE CD zu 

verstärken. Zu diesem Zwecke werde ein Meinungsaustausch zwischen dem Mini

sterkomitee und dem j ugoslawischen Außenminister stat tfinden. 

Schließlich ging der Minister noch auf die Kontakte m it der Europäischen 

Gemeinschaft näher ein. Zwischen dem Präsidenten der Europäischen Gemein

schaft , dem Präsidenten der Kommission, der Generalsekretärin des Europarates 

und dem Vorsit zenden des Minis terkomitees habe eine sehr wichtige Sit zung 

stattgefunden, bei der folgende Punkte behandelt wurden: Ost-West-Beziehungen 

und die Politik der europäischen Institutionen, Menschen- und Sozialrechte und 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)140 von 484

www.parlament.gv.at



- 3 9  -

schließlich Umweltschutz. Dabei sei man der allgemeinen Uberzeugung gewesen, 

daß der Europarat Pionierarbeit auf dem Gebiet der Zusam menarbeit zwischen Ost

und Westeuropa leisten könne. Die Kontakte müßten aber adäquat der realisierten 

Reformen im Bereich der Menschenrechte sowie in Kohärenz mit dem KSZE

Prozeß erfolgen. 

Bei diesen Gesprächen erkannte die Europäische Gemeinschaft prinzipiell 

auch an, daß der Europarat mit seiner Sozia1charta einen Rahmen bilden kann, der 

über die zwölf EG-Mitgliedstaaten hinausginge. Weiters sei man übereingekommen, 

sich gegenseitig über realisierte oder ins Auge ge faßte Aktionen zu informieren und 

- wenn vorhanden - Probleme aufzuzeigen. 

Auch im U m w eltbereich gab es einen Konsens. Von nun an sollten die 

Initiativen koordiniert durchgeführt werden und die von der EG ins Leben gerufene 

Europäische Umweltdatenbank auch den Nicht-EG-Ländern und Osteuropa zur 

Verfügung gestellt werden. 

Am Schluß seiner Rede ging der Vorsitzende des Ministerkomitees noch auf 

die politische Erklärung vom 5. Mai ein, die eine Reform des Europarates zum 

Inhalt hatte. Bis zum heutigen Tag sei auf den Gebieten Erziehung, Kultur und 

Sport ,  U mweltschutz und architektonisches Erbe sowie regionale Körperschaften 

eine Evaluierung der zwischenstaatlichen Aktivitäten vorgenommen und Prioritäten 

geprüft worden. D abei werden auch die Strukturen der Zusammenarbeit auf jedem 

dieser Gebiete überdacht , aber auch j ene des Sekretariats sollten überprüft werden. 

U m  eine bessere Zusammenarbeit zwischen dem Ministerkomitee und der 

Parlamentarischen Versam mlung zu erreichen, sei eine gemeinsame Arbeitsgruppe 

gegründet worden, die ihre Arbeiten noch w ährend dieser Sitzungsperiode auf

nehmen soll. 

Catherine Lalumiere, die im Mai dieses Jahres neugewählte Generalsekre

tärin des Europarates, sprach in dieser ihrer Funktion das erste Mal vor den 

versammelten Parlamentariern. 

Als ehemaliges Mitglied der Parlamentarischen Versam mlung des Europarates 

wisse sie um die Bedeutung eines klaglosen Funktionierens des Europaratsekreta

riats, einer guten Zusammenarbeit mit dem Ministerkomitee und der Parlamentari

schen Versammlung, aber auch der Bereitstellung der dafür erforderlichen Budget

mit tel. 

Sie habe ihre Funktionen in einer Zeit erhalten, in der durch die Erklärung 

vom 5. Mai 1 989 ein wichtiger politischer Akt für die Zukunft des Europarates 

gesetzt  wurde. Dies alles sei Grund genug, sich im vermehrten Maße dafür 

einzusetzen, zur Realisierung ihres Programmes die höchstmöglichen budget ären 

Mit tel für den Europarat zu erreichen. 
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Sie werde auch konsequent j enen Aufgaben nachkommen, die in der Erklärung 

vom 5. Mai enthalten sind, und vor allem die internen Strukturen sowie die 

adminis trative Geschäftsführung den neuen Orientierungen anpassen. Gleichzeitig 

damit bekundete sie ihren festen Willen, auch mehr Augenmerk auf die Infor

mationspolitik zu legen. Die Generalsekretärin war sich dabei aber bewußt ,  daß es 

zur Bewältigung dieser neuen Aufgaben einer U mschulung, Weiterbildung und neuen 

Motivierung des Personals bedürfe. 

Vier Bereiche: Die Menschenrechte, die Demokratie, die kulturelle Identität 

und die großen Probleme der Gesellschaft nannte die Generalsekretärin als 

vordringliche Aufgaben des Europarates. 

Ihr besonderes Anliegen galt den Rechten der Bürger "der zweiten Zone",  also 

den Armen, die noch der fundamentalsten Rechte des Lebens entbehrten. Daher 

bedauerte sie, daß beispielsweise die Europäische Sozialcharta viel zu wenig 

bekannt und daher auch nicht genütz t  werde. 

In den Beziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Euro

parat wollte die Generalsekretärin eine sehr positive Entwicklung erkennen. Sie 

verwies auf die Institutionalisierung der Treffen der beiden Organisationen auf 

höchster Ebene hin, und meinte, daß diese Zusammenarbeit nun auf dem richtigen 

Wege sei. Die sehr unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten dieser beiden 

Organisationen blieben ein Problem, wenngleich sie auch davon überzeugt sei, daß 

der Europarat in manchen Bereichen weitaus m ehr zum Bau Europas beitragen 

könne, da er j a  den größeren Rah men abdecke und daher in gewissen Bereichen 

kompetenter wäre. Die z wischenstaatliche Organisation des Europarates sei gegen

über der Integrationskraft der Gemeinschaften z w ar eine Schwäche, in bezug auf 

den Respekt vor der Identität j edes einzelnen Landes sowie der neuen Zusamm en

arbeit mit  osteuropäischen Ländern aber ein Vorteil. 

Man habe daher bei den Budgetverhandlungen einen ganz neuen Ansat z 

beantragt , der ausschließlich zur Realisierung der neuen Aufgaben des Europarates 

bereitstehen sollte.  Die Generalsekretärin nannte diesbezügliche Möglichkeiten, die 

osteuropäischen Länder an den Arbeiten des Europarates teilhaben zu lassen und 

berief sich schließlich darauf, daß Präsident Gorbatschow "von einem europäischen, 

j urdischen Raum" gesprochen habe. D er Europarat wiederum könnte von den 

Kontakten mit den osteuropäischen Ländern und der Sowj etunion manche neuen 

Anregungen und Ideen erhalten. Wenn diese Expertise gelänge, so könnte der 

Europarat in Zukunft "der Rat des großen Europas" werden. 

Auch heuer wurde bei der Herbstplenarsitzung der Parlamentarischen Ver

sam mlung der Präsident der EFTA, der isländische Außenminister JOD Baldvin 

HannibalssoD eingeladen, zu den Mitgliedern des Europarates zu sprechen. 
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In seinem Referat ging er ebenfalls auf die durch die Perestroj ka veränderten 

Bedingungen ein, und meinte, daß nunmehr ein neues wirtschaftliches Gleich

gewicht geschaffen werden müsse. Gleichzeitig begrüßte er auch die Bestrebungen 

und Beschlüsse des Gipfels von Rhodos, bei dem die Europäische Gemeinschaft 

ihren Wunsch bekräftigt habe, gemeinsam mit der EFT A einen Europäischen 

Wirtschaftsraum zu schaffen. Schon im Jänner darauf habe Präsident Delors eine 

strukturiertere Zusammenarbeit zwischen der EFTA und der EG vorgeschlagen. Zu 

diesem Zwecke wurden auf dem Gebiet des freien Kapital-, Güter- und Personen

verkehrs sowie auf institutionellem und juridischem Gebiet Arbeitsgruppen ge

bildet. 

Die Beziehungen zum Europarat wolle die EFT A auf den Gebieten Erziehung, 

Kultur, Soziales und Menschenrechtsfragen verstärken. 

Dem Vorschlag der EFTA, eine globale Annäherung auf dem Gebiet der 

Zusammenarbeit mit der Europäischen Gemeinschaft anzustreben, begegnete der 

Minister mit Skepsis, indem er auf einige Schwierigkeiten verwies, die darin 

bestünden, daß die verschiedenen Mitgliedstaaten der EFT A sehr verschiedene 

Reglementierungen bewahrt hät ten und es daher schwierig sei, mit einer Stimme zu 

sprechen. Die EFTA werde aber j ede Möglichkeit prüfen, um die Zusammenarbeit 

mit der EG zu forcieren und das Ungleichgewicht in Europa zu verm indern. Dies 

wäre besonders auf sozialem Gebiet notwendig. 

Mit großer Spannung wurde schließlich am fünften Tage, nachdem an den 

Vortagen immer wieder die Beziehungen Europarat und EG zur Sprache kamen, die 

Rede vom Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaft Jacques 

Delors erwartet.  

Die einstündige Rede des Präsidenten Delors ließ wohl keine Zweifel offen. In 
einem historischen Rückblick anerkannte er die Leistungen des Europarates in der 

Vergangenheit , zwischen den Zeilen aber ließ er immer wieder "die Macht und die 

Einflußmöglichkeit der Europäischen Gemeinschaft" spüren. Er sprach zwar von 

einem gemeinsamen Ziel des Europarates sowie der Europäischen Gemeinschaft,  

wies aber darauf hin, daß die Methoden und die Aktionsfelder dieser beiden 

Organisationen sehr verschieden seien. So müsse die EG die Gesamtheit der 

Römischen Verträge erfüllen: zuerst ein politisches Proj ekt, wurde die EG nach

träglich zur wirtschaftlichen Notwendigkeit,  deren Ziel es sei, 1 9 92 den freien 

Binnenmarkt zu realisieren. D abei sei aber auch der politische Zusammenhalt 

verstärkt worden. Das Ziel nach 1 992 sei eine Wirtschafts- und Währungsunion, 

innerhalb der die Souveränität der einzelnen Staaten aufgegeben werde. Die 

Europäische Gemeinschaft wüßte nämlich um die Wichtigkeit eines politischen 
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Willens, der ihr die Kraft geben werde, die gesteckten Ziele konsequent zu 

verfolgen. Schlußendlich sei die politische Union schon im Keim vorhanden und 

werde in der Zukunft auch verwirklicht werden, da die zwölf Staaten beschlossen 

haben, ihr Schicksal gemeinsam zu bestim men, w enngleich sie auch gewisse Opfer 

bringen und mit  einer teilweisen Aufgabe ihrer Souveränität dafür bezahlen 

m üßten. 

D er Redner war sich aber auch bewußt, daß es über die zwölf  Staaten 

hinausgehend auch noch ein europäisches Gesellschaftsmodell gäbe, das den Men

schen und die Gesellschaft zum Inhalt hat .  D iese soziale Dimension Europas wolle 

er fördern. Dazu gehöre es auch, Bedacht auf die U mwelt zu nehmen. Die EG wolle 

daher gerade in diesen Bereichen mit dem Europarat zusamm enarbeiten. Aber 

selbst daran knüpfte er Bedingungen: nur die politische Integration entspräche den 

Ambit ionen der EG, weil sie allein ihr die erforderliche Engerie gäbe. Die EG sei 

nämlich eine Rechtsgemeinschaft, die ihren Mitgliedern aber auch Pflichten 

auferlege. " D as Recht sei der Garant für die Spielregeln der D emokratie und der 

Autonom ie der Personen, das ist die Konzeption, die uns von anderen z wischen

staatlichen Organisationen unterscheidet " .  Die EG hätte keine romantische 

Visionen eines großen Europas. 

Schließlich kam der Präsident auch noch auf die Beziehungen zwischen EG 

und Europarat zu sprechen, die seit  1 984 neue Wege durch eine polit ische 

Zusam menarbeit m it regelm äßigen Konsultationen gebracht hätten. Teilweise kön

ne sich die EG auch nach einigen Konventionen des Europarates orientieren. Die 

Zukunft der Beziehungen zwischen EG und EFTA würde nach den Worten des 

Präsidenten weitgehend davon abhängen, w as let ztendlich von der EFT A be

schlossen werde. Wenn die Mitgliedsländer sich nicht besser organisieren können, 

oder aber nicht in der Lage sind, ihre Strukturen zu verstärken, könnten sie auch 

bilateral der EG beitreten. 

D en Regierungen von Ungarn und Polen versprach der Präsident finanzielle 

Hilfe und M ithilfe beim Aufbau einer neuen Wirtschaft, sofern die Menschenrechte 

respektiert, eine pluralis tische D emokratie eingeführ t und substantielle Reformen 

erfolgen werden. Er begrüßte die Anwesenheit von Vertretern osteuropäischer 

Staaten im Europarat, wollte  sich aber keiner Illusion hingeben. Was auch immer in 

Europa geschehe, für die EG sei es erstes Gebot ,  den Weg in Richtung einer 

politischen Union weiterzuverfolgen. D er Redner beschloß sein Referat m it der 

Versicherung, daß der Europarat auf die Zusammenarbeit m it der EG rechnen 

könne, da er i m  Zuge der europäischen Integration eine hervorragende Rolle zu 

spielen habe, besonders j etzt ,  wo sich die osteuropäischen Staaten dem Westen 

zuzuwenden beginnen. 
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Hernach beantwortete der Präsident Fragen, die die Parlamentarier an ihn 

richteten. Dabei war sein allgemeiner Tenor, im mer wieder die alleinige Vorherr

schaft und Macht der EG herauszustellen, wobei er aber einschränkend bemerken 

mußte, daß in manchen Bereichen so wie zum Beispiel im Bereich der Medien, 

vielleicht aber auch des Sozialen die EG sich der bereits vorhandenen Konventionen 

des Europarates anschließen werde. Umweltfragen wollte der Präsident teilweise 

überhaupt den Vereinten Nationen überlassen wissen. Auf die Frage eines maltesi

schen Mitgliedes der Parlamentarischen Versammlung über die mögliche Erwei

terung der Europäischen Gemeinschaft meinte er, daß dies bis 1 992. auf keinen Fall 

möglich sei, da die zwölf sich erst einmal arrangieren müßten gemeinsam leben zu 

können. In weiterer Folge müsse darangegangen werden, die Sozialcharta, die 

Wirtschafts- und Währungsunion zu verwirklichen und erst dann könne man ent

scheiden, ob eine Erweiterung erfolgen sollte. 

Am darauffolgenden Tag sprach der türkische Premierminister Turgut Öcal 

zu den anwesenden Parlamentariern. In seiner Rede wies der Ministerpräsident zum 

wiederholten Male auf die Bindungen seines Landes an die westeuropäischen Werte 

wie Freiheit, D emokratie und Achtung der Menschenrechte, hin. Wie zu erwar ten, 

ging er auch kritisch auf die bulgarische Politik gegenüber den türkischen Minder

heiten ein und bedauerte sehr, daß alle bisherigen Bemühungen, auf dem Verhand

lungswege zu einer Einigung zu gelangen, vergeblich gewesen seien. Am Ende 

seiner Rede teilte der Premierminister mit,  daß sein Land nunmehr auch den 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte anerkennen werde. 

Traditionsgemäß sprach der Generalsekretär der OECD Jean Claude Paye vor 

der Parlamentarischen Versammlung. Gleich zu Beginn seiner Ausführungen ver

wies er auf ein anhaltendes Wirtschaftswachstum, vermerkte, daß sich der Infla

tionsdruck verringere und die Investitionstätigkeit sich weiterhin sehr positiv 

entwickle. Nur durch rigorose Strukturverbesserungen und eine den Umständen 

angepaßte Geldpolitik seien diese oben erwähnten positiven Ergebnisse erzielt 

worden, wenngleich die Auslandsschuld in der USA j ährlich wachse und sie an einer 

großen Arbeitslosigkeit leide. D er Generalsekretär ging in seinem Referat auch auf 

die osteuropäischen Staaten ein und versprach ihnen eine technische Unterstützung. 
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Themenschwerpunkte 

RECHENSC HAFTSBERICHT DES BÜROS UND DER STÄNDIGEN KOMMISSION 

Gleich zu Beginn seiner Rede betonte der Berichterstat ter den inhaltlichen 

Wert dieses Berichtes, in dem von der Neuwahl des Präsidenten und des General

sekretärs des Europarates, von der Erklärung des Ministerkomitees am 5. Mai ,  vom 

Sondergaststatus für Nicht mitgliedsländer des Europarates, vom Besuch des Präsi

denten Michael Gorbatschow ,  von den Feierlichkeiten zum 4 0 .  Jahrestag der 

Gründung des Europarates und nicht zulet zt auch von der Realisierung eines 

Kontrollmechanismus zur Anti-Folterkonvention die Rede war .  Wie schon erw ähnt , 

hätten sich auch die Beziehungen zwischen der EG und dem Europarat sehr gut 

entwickelt. 

Die anschließende Diskussion war besonders interessant,  da auch Mitglieder 

der osteuropäischen Staaten an ihr teilnehmen konnten. So sprach gleich zu Beginn 

der D ebat te ein Mitglied der Delegation der UdSSR. Er bezeichnete den Besuch 

Michael Gorbatschows im Europarat als Beginn einer neuen Ära, mit dem er auch 

die neuen großen Linien einer Zusamm enarbeit ,  die ganz Europa verändern könnte,  

darlegen wollte. Zu dieser Entwicklung habe aber auch die Wien er  KSZE-Konferenz 

einen großen Anstoß gegeben. So würden beispielsweise in seinem Land die Achtung 

der Menschenrechte i m m er mehr an Bedeutung gewinnen. Er selbst sei ein 

Vertreter eines neuen Parlaments in der UdSSR. D ort prüfe m an, in welchen 

Sachbereichen die UdSSR bereits jetzt  an den Arbeiten des Europarates teilnehmen 

könnte.  

Ein deutscher Parlament arier nahm diesen Bericht zum Anlaß, um sich bei 

der ungarischen Regierung für ihre Entscheidung, die Grenzen für D DR-Bürger zu 

ö f fnen, zu bedanken, umsomehr als sie ausschließlich von den Prinzipien der 

Menschenrechte getragen wurde. Sein D ank gelte aber auch den Ös terreichern, die 

geholfen haben, wo es nur m öglich war .  Für eminent wichtig erachtete es der 

Redner, daß eine Großmacht wie die Sowj etunion daran denke, sich aktiv an den 

Arbeiten des Europarates zu beteiligen. 

ALLGEMEINE POLITIK DES EU ROPARATES - ZUSAMMENARBEIT 

Z WISCHEN OST UND WEST AM ENDE DES 2.0. JAHRHUNDERTS 

Der Berichterstat ter be zeichnete die heutige politische Situation, in der sich 

Europa, aber auch die ganze Welt befände, als W egscheide zum Guten. Diese 
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Entwicklung sei das Ergebnis eines 40 Jahre anhaltenden Friedens. In weiterer 

Folge schilderte der Berichterstatter all j ene Vorausset zungen, die notwendig 

waren, daß eine Entwicklung zum Frieden, zum Vertrauen zu mehr Menschen

rechtswürde und zu fundamentalen Freiheiten eingetreten sei. Als zweite Konfe

renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa erwähnen. Die fast 1 5  Jahre 

andauernde Wirtschafts- und Sozialkrise sowohl in West- als auch in Mittel-und 

Osteuropa haben die Menschen zu mehr Zusammenarbeit und zu einer wirt

schaftlichen und industriellen Erneuerung veranlaßt.  Aus all dem sei "Perestroj ka" 

entstanden. 

Polen und Ungarn hät ten ihren Demokratisierungsprozeß bereits am weitesten 

vorangetrieben, dort würden bald die 40 Jahre bestehenden Grenzen fallen. Auch 

Jugoslawien habe Reformen eingeleitet. In Rußland gäbe es zwar noch keine freien 

Wahlen, doch genug Anzeichen für eine schrittweise Entwicklung zu einer plura

listischen Demokratie. 

In Zusammenhang mit dieser Entwicklung w äre es vorerst wichtig, auch die 

Grenzen und Möglichkeiten einer Zusammenarbeit zu prüfen. Die sogenannte 

"Erweiterung der Zusammenarbeit" müßte vor allem erstmals auf zwischenstaat

licher Ebene erfolgen. Er begrüße daher die Initiative der Generalsekretärin 

Lalumiere, eine Arbeitsgruppe einzuset zen, die die Möglichkeiten einer neuen 

juridischen Zusammenarbeit in Europa prüfen sollte. Ohne diese juridische Basis, 

ohne Erneuerung des Rechtsstaates könne niemals dasselbe Vertrauen entstehen, 

wie es bereits auf diplomatischer und politischer Ebene vorhanden sei. 

Aber auch auf wirtschaftlichem Gebiet hätte Westeuropa und somit die 23  

Mitgliedstaaten des Europarates eine weitere Aufgabe zu  erfüllen. Zu der bereits 

geschaffenen j uridischen Arbeitsgruppe könnte in naher Zukunft bereits eine andere 

dazukommen, die die mögliche wirtschaftliche Zusammenarbeit prüfen solle. 

Darüber hinaus gäbe es aber auch eine weltweite Solidarität. Er denke da im 

besonderen an China oder an Lateinamerika, wo es neue Probleme gäbe, die der 

Europarat auch nicht vernachlässigen dürfe. Afrika wäre ebenfalls miteinzube

ziehen. 

Der Europarat stünde heute vor völlig neuen Aufgaben; es wäre j edoch nicht 

ausgeschlossen, daß er zur Jahrtausendwende das Europa der " 3 2 "  repräsentieren 

könnte. 

Pet er Schieder war der Meinung des Berichterstat ters, daß der Europarat in 

Zukunft Gesamteuropa vertreten könne. Im Lauf der Diskussion habe er jedoch den 

Eindruck gewonnen, daß manche Parlamentarier Europa in eine östliche und in eine 

westliche Gruppe teilten. Der Europarat sei aber eine Vielfalt,  er vereinige Länder, 

die dem westlichen Bündnis angehören, Neutrale und nun auch vier Gastländer. 
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Er wisse natürlich, daß es in manchen L ändern wie in der Tschechoslowakei 

für Vertreter der Charta tmd für soz ialdemokratische Untergrtmdgruppen noch 

große Schwierigkeiten gebe, Pässe zu bekommen, um ins Ausland zu einer Veran

stalttmg zu reisen. Er bedauerte in diesem Zusammenhang auch die Entwickltmg in 

der DDR, in der die Mitglieder des "Neuen Forum" als Gruppe mit staat sfeindlichen 

Interessen eingestuft wurden, die mit bis zu 1 0  Jahren Gefängnis rechnen müßten. 

Er sei aber froh darüber, daß die osteuropäischen Länder, die den Gas tstatus i m  

Europarat erhalten haben, den Europarat mit neuem Leben erfüllen werden und, 

daß die wirtschaftliche Entwickltmg in diesen Staaten diskutiert und Hil fsmaß

nah men besprochen werden können. Für ihn sei es daher eminent wichtig, konkrete 

Arbeit in den verschiedenen Bereichen zu leis ten und er begrüßte es, daß auch das 

Ministerkomitee tmd die von ihm eingesetz te Arbeitsgruppe konkrete positive 

Schritte überlegen werden. 

Wie schon einmal erbat Peter Schieder ,  auch die Konferenz der Gemeinden 

tmd Regionen Europas für Sondergas tländer zu öffnen. 

Abschließend betonte der Redner, daß trot z des großen Fortschrit tes für 

Europarat noch viel zu ttm übrig bliebe: U m w eltpolitik, Menschenrechte tmd 

Flüchtlingsproblem atik. Bei let zterer sollte man sich überlegen, ob die Genfer 

Konvention heute noch ausreiche. 

Ludwig Steiner beteiligte sich an dieser Diskussion in seiner Ftmktion als 

Vorsitzender der federführenden Politischen Kom mission. Die enorm rasche Ent

wickltmg der Ost-West-Beziehtmgen sei für den Europarat eine Herausforderung, 

werfe aber auch eine Reihe neuer Probleme auf.  D iese wurden j a  bereit s diskutiert .  

Es liege an tmS, mit großem Enthusiasmus daranzugehen Löstmgen zu finden, 

umsom ehr als wir ja mit ten in einem " großartigen Aufbruch" stünden. An die 

Adresse der neuen Mitglieder, die im Europarat den Gaststatus genießen, gerichtet,  

meinte Ludwig Steiner, daß es Ziel  unserer Arbeit sei ,  in einem gefestigten Europa 

die Verwirklichtmg der Beschlüsse der Europäischen Sicherheitskonferenz durch

set zen zu können. D ies bedeute Respekt der Menschen- tmd der Freiheitsrechte 

der Bürger tmd eine Entwickltmg zur Demokratisiertmg. 

N eben dieser politischen Freiheit müßten die Volkswirtschaften auch im 

Interesse der Europaratsstaaten saniert werden. Es sei ebenfalls in unserem Sinne, 

zahltmgskräftigen Handelspartnern gegenüberzustehen, denn wir brauchen die gan

ze Kraft Europas, um den Ländern der Drit ten Welt hel fen zu können. 

Wir müßten aber auch die Voraussetztmgen schaffen, daß die Flüchtlings

ströme in Europa versiegen. 
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Ludwig Steiner beschloß seine Rede mit der Zusage, den osteuropäischen 

Ländern bei der Bewältigung ihrer Probleme hil freich zur Seite zu stehen und nicht 

als Besserwisser aufzutreten. 

Die Empfehlung 1 l 1Z wurde mit 3 Abänderungsanträgen einstimmig angenom

men. In dem 34 Punkte umfassenden Text werden 3 Kapitel besonders hervorgeho

ben: 

1 .  Vertiefung von Frieden, Vertrauen, Sicherheit und Freiheit in Europa. In 

diesem Kapitel wird vor allem auch auf die Erfolge der Konferenz für 

Sicherheit und Zusam menarbeit in Europa hingewiesen und zugleich vermerkt, 

daß der Europarat darauf achten werde, daß die Folgernaßnahmen des Wiener 

Schlußdokumentes in den 3 5  Teilnehmerstaaten auch praktisch umgesetzt 

werden. Bedauert wird, daß die Parlamentarische Versammlung an den ersten 

beiden KSZE-Folgetreffen der Wiener Konferenz nicht beteiligt worden war,  

obgleich sich diese ja mit Themenbereichen wie Kultur und Menschenrechte 

beschäftigten. Weiters ist in diesem Punkt auch noch von der Entwicklung in 

Polen, Ungarn und der Sowj etunion die Rede und schlußendlich wird die 

Forderung ausgesprochen, an die Unterzeichnerstaaten der KSZE in Uberein

stim mung mit den Bestimmungen von Absatz 20 des im Jänner 1989  angenom

menen Wiener Schlußdokumentes die Freizügigkeit des Personenverkehrs zu 

garantieren. 

2. Erweiterung der Zusam menarbeit. In diesem Kapitel wird festgestellt , daß 

der Präsident des Obersten Sowj ets der UdSSR seine Reder bei der Parla

mentarischen Versammlung nut zen wollte, um seine konkreten Ideen für einen 

Ausbau der Ost-West-Zusammenarbeit in Europa zu erläutern. Der Wunsch 

des Präsidenten Gorbatschow,  einen Europäischen Rechtsraum zu schaffen, 

wird begrüßt. Die in Europa geschaffene Grundlage der Freizügigkeit des 

Personenverkehrs, des freien Warenverkehrs und Kapitalflusses wäre die 

Grundlage für die Errichtung einer Marktwirtschaft,  so wie sie Präsident 

Gorbatschow in den osteuropäischen Staaten und in der Sowj etunion wünsche. 

D ie Vorschläge zur Ausarbeitung eines langfristigen Ökologieprogrammes, das 

gleichzeitig aber juridischer, wirtschaftlicher, wissenschaftlicher und er

ziehungspolitischer Art wäre, wird begrüßt .  Die von der Pompidougruppe, 

erreichten Erfolge bei der Bekämpfung des Drogenmißbrauches sowie des 

Drogenhandels werden anerkennend erwähnt, ebenso wird der Wunsch zum 

Ausdruck gebracht, den Terrorismus in mit tel- und auch osteuropäischen 

Staaten auf der Basis der Prinzipien der Europäischen Terrorismuskonvention 

zu bekämpfen. 
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3 .  Ost-West-Solidarität und gemeinsame Aktionen zur Erhaltung des Friedens in 

der Welt und zum Schutz der Erde. In diesem Kapitel wird die Entwicklung in 

den osteuropäischen Staaten in einem viel größeren Rahmen gesehen; es wird 

darauf hingewiesen, daß die demokratischen Reformen in Zentral- und 

Osteuropa durch die Ereignisse auf der ganzen Welt gekennzeichnet wären. 

Der positiven Entwicklung in Pakistan, im Iran und in Kambodscha stünde 

leider die Tragödie von China gegenüber. 

Schließlich werden die Regierungen der Mitgliedstaaten eingeladen, für eine 

Erhöhung des Budgets des Europarates, insbesondere zur Erfüllung der neuen 

Aufgaben in dem "anderen Europa" einzutreten. 

GEF AHREN EINER KLIMA ÄNDERUNG UND SCHUTZ DER OZONSCHICHT 

Wie schon so oft, beschäftigte sich die Parlamentarische Versam mlung mit 

Fragen der U mweltverschmut zung und den Möglichkeiten, dieser Herr zu werden. 

Nach einer einführenden Schilderung all der negativen Einflüsse, die zur Zerstörung 

der O zonschicht sowie zu einer weltweiten Klimaveränderung geführt haben, gab 

der Berichterstat ter seiner Hoffnung Ausdruck, diese Entwicklung noch positiv 

beeinflussen zu können. Entschließungen allein genügten aber nicht . Vor allem 

müßten die Aktionen weltweit erfolgen und Industrie- und Entwicklungsländer 

miteinbe zogen werden. D as Wiener Übereinkommen über den Schutz der O zon

schicht und das Montrealer Protokoll vom 1 6. September 1 9 8 7  reichen seiner 

Meinung nach nicht mehr aus und müßten daher stärker reglementiert werden. Es 

sei aber auch eine Erziehungssache: bereits die Jugend müsse auf die Risken dieser 

Entwicklung aufmerksam gemacht w erden. Durch eine m ögliche Kli maänderung 

würde nämlich der Meeresspiegel bis zu 1 5 0  cm ansteigen, der Rückgang der 

Wasserressourcen in einigen Regionen würde zur Versteppung führen, Verän

derungen in der Produktivität der Landwirtschaft und des Fischfanges eintreten und 

schließli ch auch zu Veränderungen der Meeresströmungen, der Winde sowie des 

gesam ten Wasserkreislaufes führen. Selbs t dann, wenn das Montrealer Protokoll von 

allen L ändern der Welt ratifiziert und auch angewandt würde, und w enn es daher zu 

einer Verringerung der gefährlichen Emissionen um 90 Prozent käme, würde es 

noch m indestens 1 0 0  Jahre dauern, die O zonschicht w ieder herzustellen. 

Er lobte die von einigen Mitgliedstaaten des Europarates diesbezüglich 

bereits ergriffenen Maßnahmen, erklärte sie aber für nut zlos, wenn sich nicht alle 

anderen Staaten derselben Politik anschlössen. Er unterstrich daher die Bedeutung 

des Abschlusses eines weltweiten Übereinko m mens über den U m w eltschutz und 
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räumte den nationalen Parlamenten einen großen Stellenwert in bezug auf die 

Ratifikationsverfahren der einzelnen diesbezüglichen Konventionen sowie auf die 

Uberwachung der für U mweltangelegenheiten bereitgestellten Haushaltsmit tel ein. 

Schließlich begrüßte der Redner noch alle Initiativen der internationalen 

Organisationen wie der ICSU, der Organisationen für Weltmeteorologie, der 

UNESCO und der OECD. 

An der anschließenden Diskussion beteiligte sich auch Walter Bösch. Er lobte 

gleich zu Beginn seiner Rede den ausgezeichneten Bericht, der seiner Meinung nach 

einen um fassenden Uberblick über die schwierigsten Probleme unserer Zeit gäbe. 

Er explizierte die Folgen und Ursachen eines Abbaues der Ozonschicht. Nachdem 

man heute wisse, daß diese Entwicklung im vermehrten Maße zu Hautkrebs und 

weiteren verheerenden Folgen führe, äußerte er den Wunsch, daß die einzelnen 

Staaten gegenüber der Industrie mehr Durchsetzungskraft aufbringen mögen, um 

dieser Entwicklung Herr zu werden. In diesem Bestreben sollte auch der Europarat 

lenkend eingreifen und auf die europäischen Minister diesbezüglich einwirken. Ein 

weiterer Faktor, der das Weltklima entscheidend verschlechtere, sei die Abholzung 

großer Waldflächen. So sei beispielsweise die dreifache Fläche des deutschen 

Waldes notwendig, um das in der Bundesrepublik Deutschland freigesetzte CO Z zu 

eliminieren. 

Walter Bösch beschloß seine Rede mit der Feststellung, daß der Europarat 

sich nicht als Sprecher des kleinsten gemeinsamen Nenners verstehen dürfe, 

sondern ökologische Grundsätze in der Wirtschafts- und Sozialpolitik festlegen und 

hernach auch in die Realität umsetzen müsse. 

D ie einzelnen Redner, die sich zu Wort meldeten, zählten alle j ene Maß

nahmen auf, die in ihren eigenen Ländern bereits in Kraft getreten sind bzw.  noch 

erarbeitet werden, um die Ozonschicht zu schützen und eine Klimaveränderung zu 

verhindern. Dabei wurden auch M einungen laut, daß die Kernenergie sicherer 

gemacht werden müsse, da man auf sie nicht verzichten werde können. 

In der Entschließung 9Z6 werden die Regierungen aufgefordert ,  baldmöglichst 

ein neues Zusatzprotokoll zum Wiener Ubereinkommen über den Schutz der 

Ozonschicht zu verabschieden, in dem auch ein Herstellungsverbot für Fluor, Chlor 

etc. beinhaltet und eine drastische Reduzierung der Emissionen von Kohlendioxyd 

verankert ist .  Die Energiequellen müßten effizienter eingesetzt  und fossile Brenn

stoffe durch andere Energiesysteme erset zt werden. Die Mitgliedsländer werden 

weiters dazu aufgefordert ,  ein umfassendes, weltweites Ubereinkommen zu erar

beiten, das als Rahmen-Protokoll zum Schutz der Atmosphäre dienen soll. Die auf 

diesem Gebiet tätigen internationalen Organisationen werden angehalten, ihre 

diesbezüglichen Forschungsarbeiten zu koordinieren und zu intensivieren. 
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INFORMATIONSPOLITIK DES EUROPARATES 

Im Europarat ist seit einigen Jahren ein gewisser Aufbruch zu merken, der 

vorerst durch die Konkurrenzsituation zur EG, nun aber auch durch die neue 

Aufgabenstellung in Hinsicht auf die Mitarbeit osteuropäischer Länder und der 

Sowj etunion entstanden is t .  

Die sogenannte " Colombo-Komm ission" hat Priorit äten für d ie  Zukunft des 

Europarates aufge zeigt . Der ehemalige Generalsekretär M arcelino Orej a  hat in 

einer vielbeachteten Rede seine Vors tellungen über die Zukunft des Europarates 

festgelegt und auch das Minis terkomitee w ar diesbezüglich tätig. 

So hat auch die Kom mission für Parlamentarische Beziehungen und Öffent

lichkeit über Möglichkeiten nachgedacht , die Informationspolitik des Europarates 

zu verbessern. 

Jeder wisse, daß der Europarat wertvolle Arbeit leiste.  D och sei dies in der 

Öffentlichkeit  viel zu wenig bekannt.  Die Medien wüßten über diese Organisation 

und deren Arbeit zu wenig Bescheid, nicht zulet z t ,  w eil sich der Europarat zu 

wenig gut verkaufen könne .  Die neue Generalsekretärin habe daher die  Initiative 

ergrif fen, die Informations- und Kom munikationspolitik des Europarates auf ein 

besseres Niveau zu bringen. 

Aber auch formale und technische Änderungen der Berichte sowie der 

abschließenden Texte werden notwendig sein, dam it sie von der Presse auch zur 

Kenntnis genommen w erden. In diesem Zusam menhang schlägt der Berichterstat ter 

vor, die Berichte zu modernisieren und die Beratungen zu straffen. Es sei auch 

not wendig, die Arbeit in den Komm issionen der Öffentlichkeit zugänglich zu 

m achen und mehr als bisher, die nichtstaatlich gebundenen Organisationen an den 

Kom missionssit zungen teilnehmen zu lassen. Wichtig wäre es auch, die Zusam men

arbeit zwischen den nationalen Parlamenten und dem Europarat durch gegenseitige 

Kur z informationen und, wenn nötig, auch die Teilnahme an wicht igen Sit zungen zu 

in tensi vieren. 

Die Parlamentarische Versam mlung müßte - so der Berichterstat ter - dem 

M inis terkomitee sowohl politisch als auch protokollarisch gleichgestellt,  die Ent

scheidungen der Parlament arischen Versam mlung vom Ministerkomitee unver

züglich geprüft und eine Begründung für eine negative Beurteilung angegeben 

werden. 

All diese M aßnahmen würden aber wenig Erfolg bringen, wenn man nicht 

gleichzeitig versuche, Themenschwerpunkte zu setzen, indem man über aktuelle 

Ereignisse, politische Entwicklungen in den Mitgliedstaaten etc.  berichte t .  
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Zur allgemeinen Verbesserung der Informationspolitik schlug der Berichter

statter einen besser funktionierenden Besucherdienst vor, wobei auch das Werbe

material verbessert werden könnte. Ebenso wichtig wäre es, mit Journalis ten sowie 

mit der Informationsabteilung der Parlamente und mit nicht-regierungsgebundenen 

europäischen Organisationen eine engere und systematische Zusammenarbeit zu 

pflegen. 

N ach der Diskussion wurde die Empfehlung 1 1 13 sowie die Richtlinie 450 

einheitlich angenommen. D arin wird dem Ministerkomitee neben den oben ange

führten Vorschlägen empfohlen, Dokumente zu erstellen, die auch für die Allge

meinbevölkerung von Interesse sein könnten. Die Kommunikation mit der Öffent

lichkeit zu verbessern, einen Logo und Slogan für den Europarat zu schaffen, 

aktuelle Pressedokumente herauszugeben und eine Professionalisierung der Infor

mationsabteilung anzustreben. 

In der Richtlinie werden die Kommissionen aufgefordert ,  die Gestaltung der 

Berichte nach folgenden Kriterien vorzunehmen: auf dem Vorblat t sollten das 

Thema, der Name und das Herkunftsland des Berichterstatters, seine politische 

Partei, ein kurzer Text über die Problemstellung und auch die Lösungsvorschläge 

aufscheinen. Die zur Abstimmung vorgelegten Texte sollten möglichst kurz und 

einfach abgefaßt sein, sodaß sie auch für den Laien verständlich sein können. Die 

Begründung sollte ein kurzes politisches Memorandum und allgemein verständlich 

sein. 

Zu den Sit zungen der Parlamentarischen Versammlung sollten viele Journa

listen eingeladen, und die D ebatten mit den Ministern konstruktiver gestaltet 

werden. 

AKTUALIT ÄTSDEBATTE - MENSCHENRECHTE: 

FLÜC HTLINGE IN ZENTRAL- UND OSTEUROPA 

Die Debat te wurde gemäß Artikel 48 der Geschäftsordnung auf die Tagesord

nung gesetzt.  

Zu diesem Thema lag kein Bericht vor und auch kein Schlußtext wurde zur 

Abstimmung gebracht. 

Die anschließende Diskussion, an der sich vor allem Parlamentarier aus der 

Bundesrepublik D eutschland zu Wort meldeten, enthielt vor allem die Forderung 

nach Einhaltung der Schlußdeklaration von Helsinki, durch die sich die Signatar

staaten verpflichten, einen freien Personenverkehr zu gew ährleisten. D as Wiener 

Abkommen hat dieses Recht auf freie Zirkulierung noch deutlicher formuliert .  
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Besonderes Lob wurde der ungarischen Regierung gezollt, die aus humani

tären Gründen ihre Grenzen für D DR-Flüchtlinge geöffnet habe. Die D D R  wurde 

dagegen aufs Schärfste verurteilt und ihr das Recht auf Gaststatus beim Europarat 

abgesprochen. 

Nach Meinung der D ebat tenredner sei es vordringlichs tes Gebot, jene Voraus-

set zungen zu schaf fen, die es den Menschen erlauben, in ihren Heimatländern zu 

bleiben, zumal auch in Westeuropa ein Wirtschaft sgefüge herrsche, in dem es große 

Arbeitslosigkeit gäbe und daher eine übergroße Zahl an Flüchtlingen gar nicht 

aufgenommen werden könnte. 

Ein deutscher Abgeordneter erklärte,  daß seit vielen Jahren D eutsche und 

Deutschstäm m ige aus vielen Teilen des Ostblocks in die Bundesrepublik kämen. In 

let z ter Zeit w ären 20.000 DD R-Flüchtlinge auf dem Weg über Ungarn in die 

Bundesrepublik gelangt . D iese Menschen kämen nicht,  um an den Wohls tand 

Deutschlands teilzuhaben, sie kom men nur deshalb weil sie frei sein wollen. 

Bei der D ebat te wurde auch das Problem eines vereinten D eutschlands 

angesprochen: Die D DR-Bürger möchten ihr Land nicht verlassen, und es auch nicht 

destabilisieren, sondern sie möchten Veränderungen herbei führen. Es ginge auch 

nicht um ein vereintes Deutschland, sondern um ein freies Volk. 

DIE LAGE DER MINDERHEITEN IN RUM ÄNIEN 

In dem Bericht wird Rumänien beschuldigt , Menschenrechtsverlet zungen zu 

begehen und die Geheimpolizei mit  aller Entschiedenheit verurteilt , insbesondere 

auch in Hinsicht auf die Massaker an ungarischen Minoritäten und Zigeunern. 

Weiters wird der Systematisierungsplan des Präsidenten Ceaucescu, dem die 

Zerstörung von 8.000 rum änischen D örfern zugrunde liegt , verurteilt. D er ungari

schen Regierung wird eine Unterstützung für die Aufnahme von Flüchtlingen aus 

Rumänien von seiten der Parlament arischen Versam mlung zugesagt und ein Lebens

mittelhil fsprogram m  für die notleidende Bevölkerung in Rumänien in Aussicht 

gestellt. In dem Bericht wird weiters gefordert ,  einer Gruppe von Mitgliedern der 

Kom mission für die Beziehungen m it den N ichtmitgliedstaaten ohne Überwachung 

eine Erkundungsmission in Rumänien zu ermöglichen. 

Ein ungarischer D ebattenredner nannte den Bericht sehr gut , weil er alle 

Aspekte der Beziehungen zwischen Ungarn und Rumänien abdecke und auch 

zahlreiche angeordnete Menschenrechtsverlet zungen, aufzeige. D ies sei aber nur 
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die Spit ze des Eisberges, denn "wie könne man da von einem gemeinsamen Haus 

sprechen, wenn solche Dinge passieren" . Gute nachbarschaftliche Beziehungen 

setzen Achtung vor den Menschenrechten voraus. Der Dialog zwischen Ungarn und 

Rumänien sei nun aber nicht mehr möglich. Für ihn gäbe es nur zwei Möglichkeiten: 

entweder den Prozeß der D emokratisierung verstärken oder größten Druck auf 

Rumänien auszuüben. Dieser Bericht sei daher ein sehr wertvoller Beitrag auf dem 

Weg zu einer Verbesserung der Lage in Rumänien. 

Friedrich Probst, Mitglied der Kommission für die Beziehungen mit den 

Nichtmitgliedsländern, hat zu diesem Bericht das Wort ergri ffen. Er betonte, daß in 

Rumänien heute die gleiche Situation wie früher in den übrigen Oststaaten 

herrsche. Was in der Verfassung über Menschenrechte und religiöse Freiheit oder 

Minoritätenrechte auch immer stünde, die Wirklichkeit sehe ganz anders aus. In 

j enen Ländern, in denen reformwillige Kräfte dokumentieren konnten, daß sowohl 

das politische als auch das wirtschaftliche System in einer Sackgasse sei, seien 

erste Reformen gelungen. Selbst in Bulgarien gäbe es bereits eine Tendenz zu 

dieser Entwicklung. 

In weiterer Folge gab er einen kurzen Uberblick über die Greueltaten, die 

Repressionen und die unendlichen Not,  denen die Bevölkerung ausgesetzt wäre. Er 

berichtete auch über unzählige Schwierigkeiten bei der E in- und Ausreise nach und 

von Rumänien. 

Nördlich der Karpaten sei die Versorgung jedoch besser, da die Infrastruktur 

besser wäre. Dies sei , so schloß der Redner, der in kurzen Worten geschilderte 

Alltag in Rumänien. 

In der Empfehlung 1 1 14, die von der Parlamentarischen Versammlung ein

stimmig angenom men wurde, wird darauf hingewiesen, daß der Europarat wieder

holt den Dialog mit den rumänischen Behörden gesucht, ein diesbezüglicher 

Kontakt aber nie stattgefunden habe. Das Vorgehen der Sekuritate und der 

Systematisierungsplan des Präsidenten Ceaucescu wird aufs Schärfste verurteilt, 

Menschenrechtsverletzungen in diesem Land, insbesondere gegen die ungarische 

Minderheit und gegen die Zigeuner werden verurteilt, das rumänische Regime an 

die E inhaltung seiner internationalen Verpflichtungen erinnert und Ungarn Unter

stützung von seiten des Europarates angesichts des zunehmenden Flüchtlings

stromes zugesagt. Wenngleich sich das rumänische Regime auch zunehmend von 

den übrigen Unterzeichnerstaaten der Schlußakte von Helsinki isoliere, wäre es 

unklug, Rumänien aus dem KSZE-Prozeß auszuschließen. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten werden aufgefordert,  Sanktionen gegen 

das rumänische Regime zu ergreifen und ein Hilfsprogramm für die Nahrungs-

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 155 von 484

www.parlament.gv.at



- S-t -

mittelversorgung der Bevölkerung zu organisieren, alles zu unternehmen, um die 

von der Zerstörung bedrohten rum änischen D örfer zu ret ten und von den Möglich

keiten, die im Schlußdokument der Wiener Konferenz vom Jänner 1 98 9  formuliert 

wurden, Gebrauch zu machen, um den vorgesehenen Kontrollm echanismus in bezug 

auf die menschliche Dimension einzuset zen. Schließlich wird der Europarat aufge

fordert,  den Dialog zwischen den ungarischen und rumänischen Behörden zu 

fördern. 

LAGE DER ETHNISCHEN UND MOSLEMISCHEN MINDERHEITEN 

IN BULGARIEN 

Am Vorabend der Rede des türkischen Premierministers beschäftige sich die 

Parlamentarische Versam mlung m it einem vieldiskutierten Bericht, der von Fried

rieb Probst ausgearbeitet wurde, nachdem er gemeinsam mit zwei weiteren 

Mitgliedern der Parlamentarischen Versam mlung eine einwöchige Erkundungs

mission nach Bulgarien unternom men hat te. 

In seinen Ausführungen betonte der Berichterstat ter, er habe gemeinsam mit 

seinen beiden Kollegen in Bulgarien massive Menschenrechtsverletzungen feststel

len können. Wie allgemein bekannt , habe der Europarat in den letz ten Jahren 

vergeblich versucht,  eine offizielle Einladung nach Bulgarien zu erhalten. Die 

plötzliche Sinnesänderung sei daher als ein positives Zeichen einer Veränderung zu 

werten. Positiv sei auch, daß er die Möglichkeit hat te,  Gespräche mit hunderten 

Angehörigen der Minderheiten zu führen. Die Reiseroute wurde ad hoc besti m m t  

und daher sei es ein ungerechter Vorwur f  von seiten mancher Parlamentarier,  auf 

eine "bulgarische Show"  hereingefallen zu sein. Von den Behörden sei ihnen dagegen 

oftmals der Vorwurf gem acht worden, daß m an Bulgarien den so sehr gewünschten 

Gaststatus beim Europarat verweigere,  obwohl L änder , in denen nachweislich 

Menschenrechtsverletzungen vorkämen, Vollmitglied dieser Organisation seien. 

Auch Vorwürfe his torischer Natur wurden bei diesen Gesprächen vorgebracht. 

Im mer wieder habe er m it seinen Kollegen aber versucht , der Regierung klarzu

m achen, daß Druck immer wieder Gegendruck hervorrufe und eine m ögliche 

Assim ilierung dadurch verhindert werde. Er glaube aber, daß diese Gespräche einen 

posit iven Beitrag zur Verbesserung der Lage der Minderheiten in Bulgarien ge

bracht hätten. Er werte  es auch als positiv, daß zirka ein Monat vor dieser besagten 

Reise alle Moscheen wieder geöffnet und religiöse Feste gefeiert werden konnten. 

M an erlaubte den Einwohnern, wieder türkisch zu sprechen. D er wichtigste 

Fortschrit t sei aber die Ausgabe von Pässen an alle Bürger, denn dies sei ebenfalls 
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eine Entscheidung im Sinne der KSZE-Beschlüsse .  Ein weiterer wichtiger Fort

schritt sei die Beschlußfassung des Parlamentarischen Komitees für die Vertretung 

der gesellschaftlichen Interessen und Rechte der Bürger in der Volksversammlung 

der Volksrepublik Bulgarien vom 2. 1 .  September 1 989,  wo über eine Lösung des 

zurückgebliebenen Vermögens der Emigranten diskutiert wurde. Noch wichtiger 

erschiene ihm die Feststellung, daß die Geset ze, die den Gläubigen Gewissens- und 

Religionsfreiheit garantieren, in Zukunft eingehalten werden müssen und der freie 

Gebrauch verschiedener Mundarten und Sprachen geduldet und geachtet werden 

sollte. 

Diese Entscheidung sei ein großartiger Erfolg der Mission im Auftrage des 

Europarates. 

Der Berichterstat ter schloß seine Ausführungen mit dem Ausdruck seiner 

Uberzeugung, daß nach einem oder zwei Jahren auch die türkischen Kollegen 

diesen, j etzt  so sehr in Zweifel gestellten Text mit anderen Augen sehen werden. 

Dem Bericht folgte eine sehr lange Debat te .  1 3  Abänderungsanträge und 2. 

Unterabänderungsanträge mußten diskutiert und abgestimmt werden. Verschieden

ste Meinungen prallten aufeinander. Der Grundkonsens war aber positiv: so 

bescheinigte man dem Berichterstat ter, einen ausgewogenen Bericht erstellt zu 

haben, der die türkische Seite zwar keineswegs befriedigte, der aber der bulga

rischen Regierung die Türen nicht verschloß und bei Beherzigung der Grundbe

dingungen eine Aufnahme als Gastmitglied in den Europarat ermögliche. 

Die Entschließung 9Z7 wurde mit Mehrheit angenommen. Es wird darauf 

hingewiesen, daß die Moslems das Land verlassen, weil sie schwerwiegenden 

Einschränkungen ihrer Rechte ausgesetzt  seien und daß sie sich dem Angebot der 

türkischen Medien folgend in der Türkei niederlassen. Obwohl im Mai 1989  einige 

Fälle von Vertreibungen vorkamen, sei - obwohl angeblich freiwillig - ein Massen

exodus daraus geworden. Weiters wird darauf hingewiesen, daß die Parlamentari

sche Versammlung bereits ab 5. Juli 1 989 eine Entschließung verabschiedet hat ,  in 

der dem Minis terkomitee empfohlen wird, der Türkei konkrete Hilfe bei der 

Bewältigung des Flüchtlingsstromes aus Bulgarien anzubieten. Die bulgarische 

Regierung wird dringend ersucht , ihre Assimilierungspolitik zu beenden, eine 

Nam ensrückführung vorzunehmen, Religionsfreiheit zu gewähren und die türkische 

Sprache wieder benützen zu können. Türkische Behörden werden aufgefordert,  jede 

diesbezügliche Propaganda zu verm eiden und getrennte Familien entsprechend 

ihrer Wünsche wieder zusammenzuführen. Die Mitgliedstaaten des Europarates 

werden aufgefordert, die Verhandlungen zwischen Bulgarien und der Türkei zum 

Zwecke des Abbaus von Spannungen zu unterstützen. Die Kommission für Wander-
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bewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen wird angewiesen, an Ort und 

Stelle zu prüfen, wie die Moslems aus Bulgarien in der Türkei angesiedelt werden, 

und der Versammlung einen Bericht vorzulegen, und vor allem auch zu prüfen, 

welche Hilfe die Mitgliedstaaten des Europarates der türkischen Regierung ge

währen könnten. 

WAFFENVERK ÄUFE UND MENSCHENRE CHTE 

In dem Bericht wird darauf hingewiesen, daß j edes Land gem äß Artikel 51 der 

Charta der Vereinten Nationen im Falle eines bewaffneten Angriffes das Recht auf 

kollektive Verteidigung hat und auch um Unterstützung bit ten kann. N atürlich 

wisse man, daß beim internationalen Waffenhandel politische, wirtschaftliche und 

auch kom m erzielle Interessen befriedigt werden. D abei spielten die Arbeitsplat zer

haltung, die posit ive Zahlungsbilanz und auch die Außenpolitik eine große Rolle. 

Wenngleich die Rüstungsexporte in ihrer Zahl abgenom men hät ten, so sei man sich 

klar darüber, daß viele Länder Waffen keineswegs nur zur Selbstverteidigung 

ankaufen und, daß diese Käufe ohne Rücksicht auf die Wirtschaftslage oder auf die 

soziale Entwicklung des Landes getätigt werden. D er Berichterstatter betonte ,  er 

wisse natürlich, daß es für ein waffenexportierendes Land schwer sei , die mög

lichen M enschenrecht sverlet zungen, die durch die Waffenexporte verursacht wer

den, zu kontrollieren, es sei denn, das Land lehne es ausdrücklich ab, "Waffen, die 

zur Unterdrückung im Inneren eines Landes dienen könnten", zu exportieren. Es 

w äre daher wichtig, wenn die Parlamente und auch die Öffentlichkeit mehr und 

ausführlicher über die Zahlen der internationalen W af fenkäufe und auch über die 

endgültigen Bestim mungsorte der Waffen informiert würden, denn die Praxis lehre 

uns ganz andere Vorgangsw eisen. 

D urch die in let zter Zeit erfolgten guten Beziehungen zwischen Ost und West,  

die zu einer effektiven Rüstungskontrolle geführt haben, wäre auch eine Rüstungs

verkaufskontrolle leichter durchzuführen. Die  Gefahr liege heute allerdings in den 

Staaten der Dritten Welt,  w ohin Rüstungsexporte in hohem Maße durchgeführ t 

werden. Diese Empfängerstaaten sollten durch mehr vertrauensbildende Maß

nah men davon überzeugt werden, daß ihre wirtschaftliche Lage durch die Ab

rüstung verbessert werden könne. 

Ludwig Steiner sprach in seiner Funktion als Vorsitzender der Poli tischen 

Kom mission zu diesem Thema, dankte den anwesenden Parlamentariern für ihre 

D iskussionsbeiträge und auch für die konstruktiven Vorschläge. Ludwig Steiner 

begrüßte es, daß der Bericht auf plakative Schlagworte verzichte,  aber auch keine 
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Diskussionsbeiträge und auch für die konstruktiven Vorschläge. Ludwig Steiner 

begrüßte es, daß der Bericht auf plakative Schlagworte verzichte , aber auch keine 

illusionistischen Vorstellungen enthielte. Um die Forderungen dieser Resolution in 

die Tat umzusetzen, sei ein politischer Wille notwendig, da es sich ja zumeist  um 

Entscheidungen auch von enormen wirtschaftlichen Folgen handle. Seiner Meinung . 

nach müßten die von einem Parlament diesbezüglich beschlossenen Gesetze mit 

anderen Ländern harmonisiert werden, weil ansonsten einschränkende Geset ze für 

den Waffenexport ja  gar nicht wirksam werden können. 

In der Entschließung 9Z8 werden die Mitgliedstaaten des Europarates aufge

fordert, ein frei zugängliches Register über Produktion und Handel konventioneller 

Waffen in Zusammenarbeit mit den bereits bestehenden Sondergremien zu befür

worten, einheitliche Kriterien und Definitionen für Rüstungsverkäufe festzulegen 

und die internationalen Verpflichtungen im Bereich der Menschenrechte zu be

rücksichtigen. Weiters wird die Abhaltung einer internationalen Konferenz unter 

der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen gefordert ,  die unter aktiver Beteili

gung aller wichtigen Rüstungsexportländer eine Begrenzung von Rüstungsexporten 

zum Ziele haben sollte. In dem Zusammenhang wird angeregt, vertrauensbildende 

Maßnahmen besonders in den Empfängerstaaten zu verstärken. Schlußendlich wird 

unter anderem auch die Forderung erhoben "die Glaubwürdigkeit und Beachtung der 

Endnutzerzertifikate für Rüstungsexporte in Verbindung mit einem Höchstmaß an 

parlamentarischer Kontrolle und Uberwachung zu gewährleisten".  

Mit einem Bericht über Aids und Menschenrechte endete schließlich die für 

acht Tage anberaumte Sitzung der Parlamentarischen Versammlung des Europa

rates. 

SYMPOSIEN UND KONFERENZEN DES EUROPARATES, AN DENEN ÖSTERREI

CInSCHE EUROPARATSPARLAMENTARIER TEILNAHMEN 

Am 9. März fand in Lausanne ein Hearing über die Zerstörung der tropischen 

Wälder statt unter dem Vorsit z  von Sixtus Lanner statt .  

Vom 4 .  bis 7 .  September fand in  Barcelona ein Europäisches Kolloquium über 

die Finanzierung der Universitäten statt ,  an der Jolanda Offenbeck teilnahm. 

Vom 20. bis 2. 1 .  November fand in Paris eine Anhörung über den Schut z der 

Nordsee und der Atlantikküste statt ,  an der Sixtus Lanner teilnahm. 
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DER EUROPÄISCHE MENSCHENRECHTSPREIS WIRD AN LECH W ALESA 

UND AN DIE ·INTERNATIONALE HELSINKI-STIFfUNG 

FtlR MENSCHENRECHTE" (WIEN) tlBERGEBEN 

D ieser alle drei  Jahre zu verleihende Preis wurde am 10 .  Mai 19 89 in 

Anwesenheit des amtierenden Präsidenten des Ministerkomitees Thorwald Stolten

berg, des Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung Anders Bj örck so wie des 

Generalsekretärs des Europarates Marce1ino Orej a  an Lech Walesa und den Präsi

denten der Internationalen Helsinki-Stiftung, Fürst Schwarzenberg, überreicht . Die 

Persönlichkeiten hielten aus diesem Anlaß bemerkenswerte Reden. 

WAHL DES ANTI-FOLTER-KOMITEES 

Im Rahm en der Europäischen Konvention zur Vermeidung von Folter und 

unmenschlicher Behandlung wurde im Jahre 1 9 8 7  ein internationales Spezial

komitee geschaffen, das dazu berechtigt ist,  ohne vorherige Ankündigung die 

Verhältnisse in öffentlichen Gefängnissen zu kontrollieren, um Gefangene von 

unmenschlicher Behandlung zu schützen. Aus dem von Österreich präsentierten 

Dreiervorschlag (Dr. Rudolf Machacek, Dr. Wolfram Karl und Dr. Stefan Rudas) 

wurde Dr. Rudolf Machacek vom Ministerkomitee zum österreichischen Mitglied 

des Anti-Folter-Komitees ernannt . 

EHRENMITGLIEDSCHAFT DES EUROPARATES 

Hilde Hawlicek, Karl Reinhart und Hans Windsteig haben im Berichtsj ahr die 

Ehrenmitgliedschaft des Europarates erhalten, die es ihnen ermöglicht, an den 

Plenarsit zungen des Europarates auch weiterhin teil zunehmen und Dokumente der 

Kom missionen übersandt zu bekommen. 

40 JAHRE EUROPARAT - AUFBRUCH ZU EINEM GRÖSSEREN EUROPA 

In Anwesenheit prom inenter Gäste feierte der Europarat am 5. Mai 1 9 89  sein 

40j ähriges Bestehen. Auch der fran z ösische Präsident Francois Mitterand w ar nach 

Straßburg gekom m en, um an der feierlichen Sit zung der Parlamentarischen Ver

sammlung teil zunehmen. Österreich w ar durch den Präsidenten des Nationalrates 

Rudolf Pöder und den Vi zepräsidenten des Bundesrates Walter Strutzenberger ver

treten. 
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Gerade an diesem 5. M ai 1 989  war es dem Europarat mit der Aufnahme von 

Finnland in seine Reihen gelungen, alle westeuropäischen Demokratien unter einem 

Dach zu vereinen. Was liegt daher näher, als die Gelegenheit zu ergreifen und die 

Stunde zu nützen, um mit der "anderen Seite Europas" Kontakte zu knüpfen. 

Es hat sich im Laufe der letzten Jahre, j a  Monate erwiesen, daß diese 

Organisation am besten von allen anderen internationalen europäischen Organi

sationen dafür geeignet ist, die Zusammenarbeit mit den mit tel- und osteuropäi

schen Staaten zu intensivieren und ihnen beizustehen, den Weg zu einer demokra

tischen Entwicklung zu erleichtern. 

Die Grundlagen für diese positive Ausgangslage wurden aber schon in den 

Jahren zuvor gelegt . Vielleicht war es der übergroße Druck, den die EG auf den 

Europarat ausübte, vielleicht waren es die überalterten Strukturen dieser ältesten 

westeuropäischen Organisation, daß man daranging, diese zu erneuern, Prioritäten 

zu setzen und eine manchmal sehr harte Diskussion über die Zukunft des Europa

rates und dessen erklärte Ziele einzuleiten. 

Aber auch die Beziehungen zur EG haben eine wesentliche substantielle 

Verbesserung erfahren. Die Treffen auf höchster Ebene zwischen der EG und dem 

Europarat sind institutionalisiert worden. Dies allein würde aber noch nicht 

genügen, wenn es dem Europarat nicht gleichzeitig auch gelungen wäre, gute 

effiziente Arbeit beispielsweise mit Konventionen wie der " Anti-Folterkonvention" 

oder der Konvention über grenzüberschreitende Fernsehübertragung zu leisten. 

Angefacht durch die Aufforderung des früheren Generalsekretärs Marcelino 

Oreja, Reformen durchführen zu müssen und unterstützt durch die Ergebnisse einer 

Sondersit zung des Minsterkomites im März 1 989, ging die Parlamentarische Ver

sammlung daran, eine politische zukunftsweisende Entscheidung zu treffen, indem 

sie durch die Einräumung eines "Gaststatus" für osteuropäische Staaten bei 

Erfüllung gewisser Bedingungen das Recht auf Teilnahme an der Parlamentarischen 

Versam mlung etc. gewährte. Dieser Entscheidung gingen vielseitige Kontaktnah

men zwischen dem Europarat und den Regierungen der osteuropäischen Staaten und 

der UdSSR voraus. Auch Parlamentarier aus Ost und West setzten sich im 

Europäischen Jugendzentrum mit Jugendvertretern aus Ost und West an einen Tisch 

und diskutierten über vielerlei Fragen. Zur Unterstützung der Reformen für mehr 

Demokratie und auch mehr Menschenrechte hat das Ministerkomitee schon Ende 

1 988 Ungarn eingeladen, der Europäischen Konvention zum Schutz der Tier- und 

Pflanzenwelt sowie jener zu Auskünften über ausländisches Recht beizutreten. So 

kam es zur Feier des 40. Jahrestages der Gründung des Europarates nicht von 

ungefähr, daß die Parlamentarische Versammlung die Entschließung über die 
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Möglichkeit eines Gaststatus einst immig annahm und somit die osteuropäischen 

Staaten Ungarn, Polen, die Tschechoslowakei, Jugoslawien und auch die UdSSR 

bereits für den 6. Juli 1 989 ,  an dem der sowj etische Staats- und Parteichef Michael 

Gorbatschow vor dem Europarat sprechen wird, eingeladen wurden, an den 

Sitzungen teilzunehmen. D ie pluralist ische Zusammensetzung der Gastdelegationen 

sowie die Respektierung und Erfüllung der KSZE-Schlußakte von Helsinki sowie der 

Folgekonferenzen wurden als Voraussetzung für die Zuerkennung dieses Gaststatus 

fixiert. 

Diese Bestrebungen der Parlamentar ischen Versam mlung wurden am 5. Mai 

anläßlich einer Sitzung der Außenminis ter der 23 Mitglieds taaten des Europarates, 

voll und ganz unterstüt zt .  In der Erklärung über die zukünftige Rolle des Europa

rates beim Aufbau Europas sowie in der Entschließung des Minis terkom itees, 

werden Verbesserungsmöglichkeiten aufgezählt,  um die institutionellen Strukturen 

der Organisation zu reformieren und den polit ischen Dialog zu intensivieren. 

Konform der Vereinbarungen der Parlamentarischen Versammlung wird in dieser 

Erklärung auch die Vorgangsweise einer schrit tweisen Annäherung an die osteuro

päischen Staaten fixiert.  

So kam es nicht von ungefähr , daß Ungarn und Polen bereits Ende des Jahres 

1 98 9  einige Konventionen des Europarates unterzeichneten und an manchen ande

ren Aktivitäten des Europarates teilnahmen. Bei dieser rasanten positiven Ent

wicklung mutet es keineswegs erstaunlich an, daß der ungarische Außenminis ter ,  

der gemeinsam m i t  seinem polnischen und j ugoslawischen Kollegen a n  der 8 5 .  

Sitzung des Ministerkom itees im November 1 9 89 teilnah m ,  offiziell den Antrag 

Ungarns auf Vollmitgliedschaft im Europarat stellte. 

An der Wende zu einem neuen Jahrzehnt in der Geschichte des Europarates 

sind die D inge tatsächlich in Bew egung geraten. D er Europarat hat gegenüber der 

EG aufgeholt und wird seine Chancen, die sich auch durch die neuen osteuro

päischen Aufgabenbereiche ergeben, nüt zen. Es wird nun aber auch noch davon 

abhängen, welchen politischen Wert ihm seine Mitgliedstaaten zubilligen und wie 

weit sie bereit sind, seine Initiativen auch finanziell zu unterstützen. Jeder weiß, 

daß es nicht genügt , gute Vorschläge zu unterbreiten und Zielvorstellungen zu 

präzisieren ohne für die Beschaffung der dafür notwendigen Geldmit tel zu sorgen. 

Aber die neugewählte Generalsekretärin des Europarates Catherine Lalumiere 

scheint Entschlossenheit und Energie genug zu haben, die institutionellen Verän

derungen i m  Europarat durchzusetzen und zu einem guten Ende führen zu können. 

Der vorliegende Jahresbericht hat aber auch gezeigt, daß durch die aktive 

und engagierte Mitarbeit der Mitglieder der österreichischen Delegation unerhört 
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wichtige Denkanstöße geliefert wurden, die zum Nutzen der ganzen Organisation, 

aber auch unseres Landes Österreich gereichten. 

Der Europarat wird zwar auch in Zukunft nicht im Zentrum der Integrations

bestrebungen Europas stehen, er kann aber durch seine größere Flexibilität als die 

EG, seine größere Bürgernähe durch die Einbindung der nichtstaatlich gebundenen 

Organisationen, durch das Doppelmandat seiner Mitglieder, aber auch durch seine 

größere Wendigkeit in manchen spezi fischen Bereichen einen äußert wertvollen 

Beitrag zum Aufbau Europas liefern. Mit diesem Glauben und dem Wunsch nach 

einer Verwirklichung eines "humaneren Europas" steht der Europarat an der Wende 

eines neuen Jahrzehnts. 
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Empfehlungen 

Nr. 1 09 1  

Nr. 1 09 2  

Nr. 1 093 

Nr. 1 094 

Nr. 1 09 5  

Nr. 1 09 6  

Nr. 1 097 

Nr. 1 098  

Nr. 1 09 9  

Nr. 1 1 00  

Nr. 1 1 0 1  

Nr. 1 1 0 2  

Nr. 1 1 03 

Nr. 1 1 04 

Nr. 1 1 0 5 

Nr. 1 1 0 6  

N r .  1 1 07  

- 1 -

ANGENOMMENE TEXTE 

über die europäische Kampagne für den ländlichen Raum -
für eine Neubewer tung der Raumordnung 

über die europäische Landwirtschaft als Zulieferer von 
Rohstoffen und Energie für die Industrie - ein Ausweg aus der 
Krise 

über die Erziehung der Einwandererkinder 

über die iranischen und irakischen Flüchtlinge und Asylwerber in 
der Türkei 

über die Europäische Kampagne über Nord/Süd-Interdependenz 
und -Solidarität 

über die Europäische Konvention über grenzüberschreitende 
Fernsehübertragung 

über die Abänderung des Artikel 3 3  des Statuts des Europarates 

über Kino und Fernsehen - Zusam menarbeit zwischen Ost und 
West im audiovisuellen Bereich 

über die Sicherheit im Luftraum 

über die Verwendung menschlicher Embryonen und Föten für 
w issenschaftliche Forschung 

über den Schut z der Nichtraucher 

über die Ergebnisse des Kolloquiums über die Beziehungen 
zwischen den int ernationalen Organisationen und ihren 
Mitarbeitern 

über die zukünftige Rolle des Europarates beim Aufbau Europas 

über den Tanz 

über den 2 5. Tätigkei tsbericht des Hochkommissariats der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge ( 1 9 8 7) 

über die Aufnahme und Ansiedlung deutschstäm miger Flüchtlinge 
und Ansiedler aus m it tel- und osteuropäischen Ländern in der 
Bundesrepublik D eutschland 

über die zukünftige Rolle der Europäischen Sozialcharta 
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Nr. 1 1 08 

Nr. 1 1 09 

Nr. 1 1 1 0 

Nr. 1 1 1 1  

Nr. 1 1 1 2 

Nr. 1 1 1 3 

Nr. 1 1 14 

Nr. 1 1 1 5  

Nr. 1 1 1 6 

Nr. 1 1 1 7 

Stellungnahmen 

Nr. 144 

Nr. 1 4 5  

Nr. 146 

Nr. 1 47 

Nr. 1 48 

Entschließungen 

Nr. 9 1 0  

Nr. 9 1 1  

Nr. 9 1 2  

Nr. 9 1 3  

- 2 -

über 20  Jahre Raumordnung in Europa 

über die Lage der bulgarischen Flüchtlinge in der Türkei 

über das Fernstudium 

über die europäische Dimension der Erziehung 

über die europäische Zusam menarbeit zwischen Ost und West 
am Ende des 20. Jahrhunderts 

über die Informationspoli tik des Europarates 

über die Lage der Minderheiten in Rumänien 

über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Transport giftiger 
Abfälle 

über AIDS und Menschenrechte 

über die Stellung transsexueller Personen 

über die Beitrittserklärung von Finnland zum Europarat 

über die 1 .  Phase des X. Kontrollzyklus bei der Anwendung der 
Europäischen Sozialcharta 

über die allegemeinen Ausgaben und und das Budget des 
Europarates für die Jahre 1 98 7 ,  1 989  und 1 9 9 0  

über das Budgetprogam m der Parlamentarischen Versam mlung 
im Jahre 1 99 0  

über die bei der 24. Sitzung der Ständigen Konferenz der 
Gemeinden und Regionen Europas angenommenen Texte 

über die Landwirtschaftspolitik in Rumänien 

über eine Reform der europäischen Landwirtschaftspoli tik 

über die Förderung des Aufbaus eines südwesteuropäischen 
Netzes von Verkehrs achsen 

über die Erhöhung der Zahl der Vizepräsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung von 1 3  auf 14  

• 
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Nr. 9 14 

Nr. 9 1 5  

Nr.  9 1 6  

Nr.  9 1 7  

Nr .  9 1 8  

Nr.  9 1 9  

Nr . 9 2 0  

N r .  9 2 1  

Nr. 9 2 2  

Nr. 9 2 3  

Nr. 9 24 

Nr. 9 2 5  

Nr. 926  

Nr .  927  

Nr. 928  

Nr . 929  

Nr.  9 3 0  

Richtlinien 

Nr. 444 

Nr. 445 

- 3 -

über die Antwort auf den 25.  Tätigkeitsbericht des 
zwischenstaatlichen Kom itees für Flüchtlinge 

über die zukünftige Rolle der Europäischen Sozialcharta 

über die leers tehenden Kirchen 

über den Gaststatus bei der Parlamentarischen Versam mlung 

über die Lage im Libanon 

über die Zerstörung der Tropenwälder - Ursachen und 
M aßnahmen 

über den Gaststatus bei der Parlamentarischen Versam mlung 
(Änderung der Geschäftsordnung der Versam mlung) 

über die Tätigkei t des Internationalen Komitees für das Rote 
Kreuz ( 1 987  - 1 988) 

über die Rückkehr der Exilchilenen 

über die Friedensaussichten im N ahen Osten 

über die Antwort auf den 2 7 .  und 28. Jahresbericht ( 1 98 7 ,  1 988) 
der EFTA 

über die Süd-Ausdehnung des wirt schaftlichen Europas -
Integration Zyperns, M altas,  der Türkei und Jugoslawiens in den 
europäischen Wirtschaft sraum 

über die Gefahr einer Kli maänderung und den Schut z der 
Ozonschicht 

über die Lage der ethnischen und moslemischen Minderhei ten in 
Bulgarien 

über den Waffenhandel und Menschenrechte 

über die Zukunft des Wal fanges 

Antwort auf den Rechenschaftsbericht der Organisation für 
wirtschaftliche Zusam menarbeit und Entwicklung (OE C D )  1 988  

über die zukünftige Entwicklung be i  der Verwendung von 
Embryonen und Föten und auf dem Gebiet der Bioethik im 
allgemeinen 

über die Flüchtlinge aus Z entral- und Osteuropa 
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Nr. 446 

Nr. 447 

Nr. 448 

Nr. 449 

Nr. 4 5 0  

- 4 -

über die Lage der Zivilbevölkerung im Libanon 

über die budget ären Prioritäten der Parlam entarischen 
Versam mlung 

über den Schut z der Nichtraucher im Europarat 

über die Rückkehr zur Demokratie in Chile 

über die Verbesserung der Aktivitäten der Parlamentarischen 
Versam mlung des Europarates 

DIE VORSITZENDEN DER a ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION ZUR PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG: _ 

� �, / . 
Dipl.-Vw . Dr. !udWig STEINER 
Abgeordneter zum Nationalrat 

Peter SCHIEDER 
Abgeordneter zum Nationalrat 
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I N T E R P A R L A M E N T A R I S C H E  
O S T E R R E I C H I S C H E  G R U P P E  

Wien, 1990.A1"Zl>6 

Sehr geehrter Herr Präsident!  

Im Sinne des § Z l  Abs. 1 der Geschäftsordnung des N ationalrates legen die 

österreichischen Mitglieder des Interparlamentar ischen Rates hiem it den Bericht 

der zu Veranstaltungen der Interparlamentarischen Union entsendeten Mitglieder 

des Nationalrates und des Bundesrates für die Jahre 1 98 7  bis 1989  vor.  

statt:  

Im Berichtszeitraum fanden folgende Interparlamentarische Konferenzen 

77. Interparlamentar ische Konferenz, M anagua, 
Z7 . April b is Z. M ai 1 987  

140.  Session des  Int erparlamentarischen Rates 

78. Interparlamentar ische Konferenz ,  Bangkok, 
l Z. bis 1 7 .  Oktober 1 987 

1 -1: 1 .  Session des Interparlam entarischen Rates 

79. Interparlamentar ische Konferenz ,  Guatemala-Stadt , 
1 1 . bis 1 6 . April 1 988  

14Z. Session des Interparlamentarischen Rates 

80. Interparlamentarische Konferenz ,  Sofia, 
1 9 . bis Z4. September 1 9 8 8  

1 4 3 .  Session des Interparlamentarischen Rates 

8 1 .  Interparlamentarische Konferenz ,  Budapest ,  
1 3 .  bis 1 8 .  Mär z  1989  

144. Session des Interparlamentar ischen Rates 

8 Z. Interparlamentar ische Konferenz ,  London, 
4. bis 9. September 1 989  

145. Session des Interparlamentarischen Rates 

Dr. Karl Renner - Ring 3, 1017 Wien, Parlament ; Telefon 48 04 
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Weiters haben österreichische Parlamentarier an der 

Interparlamentarischen Tourismuskonferenz vom 10 .  bis 14.  April 1989  

in  Den Haag 

und an dem 
Interparlamentarischen Symposium über die Teilnahme von Frauen am 

politischen und parlamentarischen Entscheidungsprozeß vom 20.  bis 24. 

November 1989  in Genf 

teilgenommen. 
Was die bilateralen Kontakte der österreichischen Gruppe anbelangt, haben in 

den Jahre 1 987 bis 1 989 D elegationen der Volkskammer der D eutschen Demokrati

schen Republik, des Obersten Sowj ets der UdSSR, des D eutschen Bundestages und 

der Schweizerischen Bundesversammlung Österreich besucht. Österreichische 

Parlamentarierdelegationen unternahmen Besuche in Frankreich, Luxemburg, 

Jugoslawien, Spanien, Belgien und Albanien. • 
Der dem Bericht angeschlossene Anhang enthält die am 25.  Feber 1 987 neu 

beschlossenen Statuten der österreichischen Gruppe der IPU sowie eine Zusammen-

stellung der bestehenden parlamentarischen Freundschaftsgruppen. 

Mit dem Ausdruck der vorzüglichsten Hochachtung 

Mag. Dr. Josef HÖCHT 
Mitglied des 

In t erpar lam entarischen 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Rudolf PÖDER 

Parlament 
Dr. Karl Renner-Ring 3 
1 0 1 7  W i e  n 

, 1 / 

Dr. �H e�� 
Mitglied de�

��
r 

Interparlamentarischen Rates 
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I P U - B E R I C H  T 1987 - 1989 

Bericht der zu Veranstaltungen der IPU entsendeten 
Mitglieder des Nationalrates und des Bundesrates 
für die Jahre 1987 bis 1989 
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ÖSTERREICHISCHE GRUPPE DER IPU Wien, 1 9 90 0 2  05 

Im Sinne des § 2 1  Abs. 1 der Geschäftsordnung des Nationalrates b z w .  des § 
1 6  Abs. 1 der Geschäftsordnung des Bundesrates legen die österreichischen 

Mitglieder des Interparlamentarischen Rates hiemit den Bericht der zu 

Veranstaltungen der Interparlamentarischen Union entsendeten Mitglieder des 

Nationalrates und des Bundesrates für die Jahre 1 98 7  bis 1 98 9  vor .  

statt:  

Im Berichtszeitraum fanden folgende Interparlamentarische Konferenzen 

7 7 .  Interparlamentar ische Konferenz ,  Managua, 
27 .  April bis 2 .  Mai 1 987  

140. Session des Interparlamentarischen Rates 

7 8 .  Interparlamentarische Konferenz ,  Bangkok, 
1 2. bis 1 7 . Oktober 1 9 8 7  

1 4 1 .  Session des Interparlamentarischen Rates 

7 9 .  Interparlamentarische Konferenz ,  Guatemala-Stadt , 
1 1 .  bis 1 6. April 1 988  

142 .  Session des Interparlam entarischen Rates 

80. Interparlamentarische Konferenz ,  Sofia, 
1 9 .  bis 24. September 1 988  

1 43 .  Session des Interparlamentarischen Rates 

8 1 .  Interparlamentarische Konferenz,  Budapest, 
1 3 .  bis 1 8 .  M ärz  1 9 8 9  

144. Session des Interparlamentarischen Rates 

8 2 .  Interparlamentarische Konferen z ,  London, 
4 .  bis 9 .  September 1 9 8 9  

1 4 5 .  Session des Interparlamentarischen Rates 
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Weiters haben österreichische Parlamentarier an der 

Interparlamentarischen Tourismuskonferenz vom 10 .  bis 14. April 1 9 8 9  

in Den Haag 

und an dem 

Interparlamentarischen Symposium über die Teilnahme von Frauen am 

politischen und parlamentarischen Entscheidungsprozeß vom 2.0. bis 2.4. 

November 1 9 8 9  in Genf 

teilgenommen. 

Was die bilateralen Kontakte der österreichischen Gruppe anbelangt, haben in 

den Jahre 1987  bis 1 9 8 9  Delegationen der Volkskammer der Deutschen Demokrati

schen Republik, des Obersten Sowj ets der UdSSR, des Deutschen Bundestages und 

der Schweizerischen Bundesversam mlung Österreich besucht . Österreichische 

Parlamentarierdelegationen unternahmen Besuche in Frankreich, Luxemburg, 

Jugoslawien, Spanien, Belgien und Albanien. 

Der dem Bericht angeschlossene Anhang enthält die am 25. Feber 1 9 8 7  neu 

beschlossenen Statuten der österreichischen Gruppe der IPU sowie eine Zusammen

stellung der bestehenden parlamentarischen Freundschaftsgruppen. 

Mag. Dr. Josef HÖCHTL 
Mitglied des 

. Interparlamentarischen Rates 

Dr. Heinz FISCHER 
Mi tglied des 

Interparlamentarischen Rates 
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11. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, MANAGUA, 

21. April bis 2. Mai 1981 

Die 7 7 .  Interparlamentarische Konferenz wurde am 27. April 1 987  in Anwe

senheit des Präsidenten der Republik Nikaragua, Kommandant der Revolution 

Daniel Ortega Saavedra im Kongreßzentrum Olof Palme, das kurz vor Beginn der 

Konferenz fertiggestellt worden war, eröffnet . Außer dem nikaraguanischen 

Staatspräsidenten ergriffen der Präsident der nikaraguanischen Gruppe der IPU und 

der Nationalversam mlung Nikaraguas Carlos Nunez Tellez sowie der Präsident des 

Interparlamentarischen Rates Dr. Hans Stercken das Wort.  

In der ersten Sit zung der Konferenz wurde der Präsident der nikaraguanischen 

Gruppe der IPU Carlos Nunez Tellez zum Konferenzpräsidenten, die Leiter der 

anderen Delegationen - unter ihnen DDr. Hans Hesele - zu Vizepräsidenten 

gewählt. 

Teilnehmer 

Die Konferenz um faßte 7 1 0  Teilnehmer aus 90 Mitgliedsstaaten der IPU,  

darunter 430 Parlamentarier und 3 3  Beobachter. 

Ös.terreichische Delegation 

DDr. Hans Hesele 
Ersatzmitglied des Interparlamentarischen Rates, 
D elegationslei ter 

Dkfm.  DDr. Friedrich König 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
stellvertretender Delegationsleiter 

Dr. Harald Ofner 

Dr. Andreas Khol 

Günter Dietrich 
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Tagesordnung 

Auf der Tagesordnung standen folgende inhaltliche Punkte: 

a) Der Beitrag der Parlamente zur weltweiten Kampagne für die Veranstaltung 
einer Friedenskonferenz über den Nahen Osten, die Durchführung der vom 
Sicherheitsrat der Vereinten N ationen gefaßten Beschlüsse in bezug auf den 
Libanon und zur Unterstützung der internationalen Bemühungen um 
Beendigung des Krieges zwischen Iran und Irak und ihre Auswirkungen auf den 
Frieden in diesem Gebiet, im Mittelmeerraum und in der Welt 

b) Der Beitrag der Parlamente 

- zur Verwirklichung fairer internationaler Handelsbeziehungen in allen 
Bereichen, einschließlich des Handels mit landwirtschaftlichen Produkten 

- zum Abbau von Zöllen und anderen Hindernissen 

- zum besseren Verständnis der sozio-ökonomischen Auswirkungen des Pro
tektionismus, insbesondere auf die Entwicklungsländer 

c) Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in der 
Welt 

Zu Beginn der Konferenz lagen insgesamt fünf Anträge auf Behandlung 

zusätzlicher Tagesordnungspunkte vor. Es handelte sich hiebei um Anträge der 

Interparlamentarischen Gruppen Israels, Panamas, Spaniens, Sri Lankas und 

Venezuelas. 

Die Anträge betrafen folgende Themenbereiche: 

1 .  Der Beitrag der Parlamente zur wirksamen Durchführung des Aktionspro
gramms für das von der Generalversammlung der Vereinten N ationen für 1 987 
ausgerufene Jahr zur Beschaffung von Unterkünften für Obdachlose (Sri 
Lanka) 

2 .  Lateinamerika: 
Mit telamerika und die Falkland-Inseln - Situationen, die den Frieden bedrohen 
(Panama) 

3 .  die Notlage der Juden in  der Sowj etunion und die ständige Verschlechterung 
ihrer Situation (Israel) 

4. D er Beitrag der Parlamente zur Schaffung eines Klimas des Friedens in 
Mittelamerika durch Unterstützung der Suche nach einer umfassenden Ver
handlungslösung für die Region auf der Grundlage der von der Contadora
Gruppe unternommenen Bemühungen (Spanien) 

5.  D er Beitrag der Parlamente zur Verwirklichung der Friedensziele in Mittel
amerika und in anderen Spannungsgebieten Lateinamerikas (Venezuela) . 
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Israel und Sri Lanka begründeten zunächst ihre Anträge im Plenum , zogen sie 

später j edoch zurück. Die  Gruppen Panamas, Spaniens und Venezuelas kamen 

überein, ihre Anträge zurückzuziehen und einen gemeinsam von allen getragenen 

Antrag "Der Beitrag der Parlamente zur Verwirklichung der Friedensziele in 

Mit telamerika" einzubringen. 

D ie Konferenz beschloß, diesen Punkt zusätzlich auf die Tagesordnung zu 

setzen. 

Sitzungen der Kom missionen 

Der Tagesordnungspunkt "Der Bei trag der Parlamente zur Verwirklichung der 

Friedensziele in Mittelamerika" wurde von der I.  Kommission (Kommission für 

poli tische Fragen, internationale Sicherheit und Abrüstung) am 28 .  April und 1 .  Mai 

behandelt. Nach Vorberatung in einem Redaktionskom itee wurde der Konferenz ein 

m it 34 Sti mmen bei einer Enthaltung beschlossener Entwur f  vorgelegt .  

Der Punkt "Der Beitrag der Parlamente zur weltweiten Kampagne für die 

Veranstaltung einer Friedenskonferenz über den Nahen Osten, die Durchführung der 

vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gefaßten Beschlüsse in bezug auf den 

Libanon und zur Unterstützung der internationalen Bemühungen um Beendigung des 

Krieges zwischen Iran und Irak und ihre Auswirkungen auf den Frieden in diesem 

Gebiet,  im Mit telm eerraum und in der Welt " wurde von der I. Kom m ission am 29 .  

April und 1 .  Mai beraten. Nach Vorberatung in  einem Redaktionskomitee wurde der 

Konferenz ein m it 40 Stim men bei 2 Gegenst immen und 2 Enthaltungen 

beschlossener Text unterbreitet.  

Der Punkt "Der Bei trag der Parlamente zur Verwirklichung fairer 

internationaler Handelsbeziehungen in allen Bereichen, einschließlich des Handels 

mit  landwirtschaftlichen Produkten, zum Abbau von Zöllen und anderen 

Hindernissen, zum besseren Verständnis der sozio-ökonomischen Auswirkungen des 

Protektionismus,  insbesondere auf die Entwicklungsländer" wurde von der UI. 

Kommission (Ko m m ission für wir tschaftliche, soziale, kulturelle und 

U m w eltfragen) am 3 0. April und 2 .  Mai beraten. Nach Vorbehandlung in einem 

Redaktionskom itee wurde der Konferenz ein mit 3 2  Stimmen bei 1 Gegenst imme 

und 2 Enthaltungen beschlossener Resolutionsent wurf vorgelegt. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 175 von 484

www.parlament.gv.at



- 7 -

RESOLUTIONEN DER KONFERENZ 

Am Nachmit tag des 2. Mai beschloß die Konferenz auf Grund der Berichte 

der Kom missionen folgende Resolutionen: 

I. Der Beitrag der Parlamente zur welt weiten Kampagne für die Veranstaltung 
einer Friedenskonferenz über den Nahen Osten, die Durchführung der vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen getroffenen Beschlüsse in bezug auf 
den Libanon und zur Unterstüt zung der internationalen Bemühungen um 
Beendigung des Krieges zwischen Iran und Irak und ihre Auswirkungen auf den 
Frieden in diesem Gebiet,  im M it telmeerraum und in der Welt 

(Mit 83 2 St immen bei 46 Gegenstimmen und 79 Enthaltungen angenomm en, 
Österreich 7 Ja, 5 Nein) 

Die 7 7. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an alle einschlägigen von der Interparlamentarischen Union, der 

Generalversam mlung der Vereinten Nationen, dem Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen angenommenen Ent

schließungen, Erklärungen und Bemühungen in Bezug auf die Situation im Nahen 

Osten im allgemeinen, sowie auf den Libanon, die palästinensische Frage und auf 

den Krieg zwischen Iran und Irak im besonderen; 

wird geleitet von der gem äß der Charta der Vereinten Nationen bestehenden 

Verpflichtung aller Mitgliedstaaten, ihre Strei tigkeiten mit  friedlichen Mit teln und 

in einer Weise zu lösen, die den Frieden in der Welt und die internationale 

Sicherheit nicht gefährdet, und in ihren internationalen Beziehungen von der 

Androhung oder Anwendung von Gewalt  gegen die territoriale Integrität oder 

politische Unabhängigkeit eines Staates abzusehen; 

ist zutiefst besorgt über die gespannte Lage im Nahen Osten, die nun seit fast  

vier Jahrzehnten andauer t und über Israels fortdauernde Besetzung der eroberten 

arabischen Territorien und seine Weigerung, die unveräußerlichen Rechte des 

palästinensisch-arabischen Volkes anzuerkennen; 

erkennt den Anspruch aller Staaten des Gebiets, einschließlich Israels, auf ein 

Leben in Frieden und Sicherheit sowie die unveräußerlichen Rechte des paläs tinen-
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sischen Volkes auf Selbstbestimmung, nationale Unabhängigkeit und Gründung 

seines eigenen, unabhängigen souveränen Staates an; 

betont , daß die Fortsetzung des arabisch-israelischen Konflikts im Nahen 

Osten die Aussichten auf Frieden und Stabilität in der Region und in der Welt 

gefährdet; 

ist überzeugt, daß eine umfassende, gerechte und dauerhafte Regelung des 

Nahost-Problems nur durch gemeinsame Anstrengungen unter Beteiligung aller 

betroffenen Parteien, einschließlich der Palästinensischen Befreiungsorganisation 

und Israels, die zu einer gegenseitigen Anerkennung der Existenz der jeweiligen 

anderen Seite gelangen müssen, gefunden werden kann; 

stellt fest,  daß weiterhin Hindernisse bestehen, die bislang die Einberufung 

einer internationalen Friedenskonferenz über den Nahen Osten, wie von der 

Generalversammlung der Vereinten N ationen gefordert,  verhindert haben; 

unterstreicht ihre Auffassung, daß die Vereinten Nationen durch die Einberu

fung einer solchen Konferenz einen wichtigen Beitrag zu der Suche nach einer 

gerechten Lösung für die N ahost-Frage leisten werden; 

äußert tiefe Besorgnis über die zunehmenden Spannungen im Südlibanon, 

Israels andauernde militärische Präsenz in diesem Gebiet sowie über die Schaffung 

von Hindernissen, die die Truppen der Vereinten N ationen daran hindern, das ihnen 

vom Sicherheitsrat übetragene Mandat zu erfüllen; 

äußert ebenfalls nachdrückliche Unterstützung für die Einheit, territoriale 

Integrität,  Souveränität und Unabhängigkeit des Libanons innerhalb seiner interna

tional anerkannten Grenzen; 

betont die Dringlichkeit und Bedeutung von Maßnahmen, die UNIFIL in die 

Lage versetzen können, das ihnen durch die Entschließungen 4 2 5  und 426 ( 1 978)  und 

587 ( 1 986) vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen übertragene Mandat sicher 

und erfolgreich auszuführen; 
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äußert tiefe Besorgnis über die j üngste Eskalation von Gewalt im Libanon, 

von der die Z ivilbevölkerung in den palästinensischen Flüchtlingslagern und deren 

U mgebung betroffen wird; 

appellier t  an alle Beteiligten, größtm ögliche Zurückhaltung z u  üben, u m  der 

Gewalt ein Ende zu set zen, Schritte zu ergrei fen, um das Leiden der Zivilbevölke

rung zu erleichtern und dabei mitzuhelfen, die Bemühungen des Hil fswerks der 

Vereinten N ationen für Palästina-Flüchtlinge im N ahen Osten (UNRWA) und 

verschiedener anderer H il fsorganisationen um Bereitstellung von hum anitärer Hilfe 

zu erleichtern; 

bedauert die Ergreifung von Geiseln durch die im L ibanon und anderswo 

operierenden Gruppen; 

ist t ief besorgt über ständige Militäroperationen im Mittelmeerraum und die 

von ihnen ausgehende Bedrohung für den Frieden und die Sicherheit in diesem 

Gebiet;  

bestätigt, wie wichtig es ist,  Frieden, Sicherhei t  und Zusam menarbeit i m  

M it telmeerraum z u  gew ährleisten; 

erinnert an die Entschließungen früherer Interparlamentarischer Konferen

zen, insbesondere der 7 5. Konferenz ,  in bezug auf den Krieg z w ischen Iran und Irak, 

in welchen größte Unterstützung für einen unverzüglichen Waffenstills tand, für die 

Beendigung aller Kampfhandlungen sowie für den Rückzug aller Truppen hinter die 

international anerkannten Grenzen als ersten Schritt  in Richtung auf die Beilegung 

des Konflikts m it friedlichen M it teln gemäß den Prinzipien der Gerechtigkeit und 

des Völkerrechts zum Ausdruck gebracht wurde; 

unterstütz t  die von den Vereinten N ationen, die Bewegung der blockfreien 

Staaten und der Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) unternomm enen 

Bem ühungen bei der Suche nach einer friedlichen, umfassenden und gerechten 

Lösung für den Konflikt zwischen Iran und Irak durch Ver m it tlung oder j ede andere 

Möglichkeit einer friedlichen Beilegung des Konflikts ,  ausgehend von den 

Entschließungen und Erklärungen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, den 

Entschließungen der Generalversammlung und der OIC sowie den Bemühungen und 

Vorschlägen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen; 
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ist tief besorgt über den andauernden Konflikt zwischen den beiden Ländern, 

der zu schwerwiegenden Verlusten an Menschenleben und erheblichen Sachschäden 

geführt hat und den Frieden in der Welt und die internationale Sicherheit 

gefährdet; 

ist zutiefst besorgt darüber, daß die Zivilbevölkerung in beiden Ländern in 

jüngster Zeit durch die Bombardierung von Städten direkter als bisher durch den 

Krieg betroffen wurde; 

bedauert die Verletzungen des humanitären Kriegsvölkerrechts und fordert 

die Konfliktparteien zur strikten Einhaltung und Durchführung dieser Vorschri ften 

auf, insbesondere des Genfer Protokolls von 1 9 2 5  und der Genfer Abkommen von 

1 949;  

stellt mit Besorgnis fest, daß trotz der seit dem Ausbruch des bewaffneten 

Konflikts zwischen Iran und Irak von internationalen Organisationen und einzelnen 

Ländern unternom menen Bemühungen dem Blutvergießen bis j etzt  noch keine Ende 

gesetzt  wurde und die kriegführenden Parteien bis jetzt  noch keine Friedensver

handlungen aufgenommen haben, um den Konflikt beizulegen; 

bestätigt die wichtige Rolle und den Beitrag der Parlamente und Parlamenta

rier in bezug auf die Schaffung einer Atmosphäre von Vertrauen und Verständnis in 

der Region. 

A. In bezug auf die Einberufung einer N ahost-Konferenz 

Die 7 7 .  Interparlamentarische Konferenz,  

1 .  fordert Parlamente und Regierungen aller Länder auf, alles zu unternehmen, 

um unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen die baldige Einberu

fung einer internationalen Friedenskonferenz über den Nahen Osten zu 

ermöglichen unter Beteiligung aller betroffenen Parteien, einschließlich 

Israels, Jordaniens, Syriens, Ägyptens, der Palästinensischen Befreiungsorga

nisation, der UdSSR, der Vereinigten Staaten von Amerika sowie der anderen 

ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen; 
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2.. unterstützt den Aufruf der Generalversammlung der Vereinten Nationen in 

ihrer Entschließung 41/43 D zur sofortigen Einberufung einer internationalen 

Friedenskonferenz für den Nahen Osten und unterstützt  die Forderung nach 

Schaffung einer vorbereitenden Kommission unter der Schirmherrschaft des 

Sicherheitsrates und unter Beteiligung aller ständigen Mitglieder des UN

Sicherheitsrates, um die erforderlichen Schritte für die Einberufung dieser 

Konferenz einzuleiten; 

3 .  bekräftigt ihre Ansicht, daß eine gerechte und um fassende Regelung des 

Konflikts im Nahen Osten Israels vollständigen und bedingungslosen Rückzug 

aus allen seit 1 967 besetzten arabischen Territorien anstreben sollte, die 

Sicherung der unveräußerlichen Rechte des palästinensisch-arabischen Volkes, 

einschließlich seiner Rechte auf Selbstbestimmung und auf Gründung seines 

eigenen Staates sowie die Garantie einer friedlichen und sicheren Existenz 

und unabhängigen Entwicklung für alle Staaten und Völker in dieser Region, 

einschließlich Israels; 

4. ruft Parlamente und Regierungen auf, auf wirksame Weise dazu beizutragen, 

die Konfliktsituation im Nahen Osten zu entschärfen, indem sie die baldige 

Schaffung einer vorbereitenden Kom mission fördern, denn auf diese Weise 

könnten Fortschritte beim Abbau des gefährlichen Spannungsfelds im Nahen 

Osten erreicht werden; 

5 .  fordert den Interparlamentarischen Rat auf, einen parlamentarischen Unter

stützungsausschuß zu gründen, der zur weltweiten Kampagne für die erfolg

reiche Veranstaltung einer internationalen Friedenskonferenz über den Nahen 

Osten beitragen kann. 

B.  In bezug auf den Libanon und die Durchführung der Beschlüsse des Sicher

heitsrates der Vereinten N ationen über dieses Land 

Die 77 .  Interparlamentarische Konferenz, 

6 .  wiederholt ihre Forderung nach dem unverzüglichen und bedingungslosen 

Abzug der israelischen Truppen aus dem Libanon und nach Schaffung von 

Vorausset zungen, die es UNIFIL ermöglichen, ihre in Anwendung der Ent

schließungen 42.5 und 42.6 ( 1 978) ,  508 und 509 ( 1 9 82.) , 587 ( 1986) und anderer 

Beschlüsse des UN-Sicherheitsrates vorgesehene Mission zu erfüllen; 
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7 .  unterstützt die vom Generalsekretär der Vereinten N ationen ergrif fenen 

M aßnahmen mit dem Ziel, größtmögliche Sicherheit für die UNIFIL-Truppen 

sowie für die Durchführung der Beschlüsse des Sicherheitsrates in bezug auf 

die Stationierung dieser Truppen bis hin zur nach dem Waffenstillstandsab

kommen von 1 949 international anerkannten Südgrenze des Libanons zu 

gewährleisten; 

8. fordert Parlamente und Regierungen auf, ihre ganze Autorität und sämtliche 

Ressourcen einzusetzen, um bei der Durchführung der Beschlüsse des UN

Sicherheitsrates in bezug auf den Libanon mitzuwirken; 

9 .  appelliert an alle Beteiligten, dem Teufelskreis der Gewalt im Libanon ein 

Ende zu setzen und die Arbeit der internationalen Hilfsorganisationen zur 

Erleichterung des Leidens der Zivilbevölkerung zu unterstützen; 

1 0. fordert alle Regierungen auf, denen es möglich ist, Einfluß auf Gruppen 

auszuüben, die Geiseln gefangen halten, sich für deren Freilassung vermit

telnd einzusetzen; 

1 1 .  unterstützt den Libanon und seine rechtmäßige Regierung bei der Errichtung 

von Sicherheit,  Stabilität und nationaler Einheit auf libanesischem Staatsge

biet und ruft dazu auf,  die libanesische Souveränität und Unabhängigkeit zu 

respektieren. 

c .  In bezug auf die internationalen Bemühungen zur Beendigung des Krieges 

zwischen Iran und Irak 

Die 7 7 .  Interparlamentarische Konferenz, 

1 2. fordert den Iran und den Irak auf, ihren Konflikt durch Verhandlungen und 

Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär der Vereinten Nationen im Rah

men seiner Bemühungen und Vorschläge in Anwendung der Entschließung 582 

( 1 986) des Sicherheitsrats der Vereinten N ationen beizulegen; 

1 3. fordert alle anderen Staaten auf, alle Handlungen, die zu einer Fortsetzung 

des Konflikts führen könnten, zu unterlassen und fordert weiterhin 
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Parlamente und Regierungen auf, alle ernsthaften und konstruktiven 

Anstrengungen, einschließlich der im Rahmen der Vereinten Nationen 

unternom menen Bemühungen bei der Suche nach einer friedlichen Lösung für 

diesen Konflikt , zu unterstützen; 

14 .  bringt erneut ihre Unterstüt zung für die Bemühungen der Vereinten Nationen, 

der Bewegung der Blockfreien und der Organisation der Islamischen Konfe

renz � Ausdruck, deren Ziel eine friedliche, um fassende und gerechte 

Regelung des Streits zwischen Iran und Irak ist ;  

1 5. erklärt die Unzulässigkeit bewaffneter und anderer Interventionen in die 

Angelegenheiten der Golfstaaten unter Verlet zung des Völkerrechts, ganz 

• 
gleich, unter welchem Vorwand sie geschehen; 

1 6. fordert den Iran und den Irak auf, ihre Angriffe auf Handelsschiffe in den 

Staaten der Region einzustellen und sich den für alle Staaten, einschließlich 

des Irans und des Iraks, geltenden Regeln der freien Schi ffahrt zu unterwer

fen; 

1 7 .  fordert die internationale Gemeinschaft und insbesondere die beiden 

kriegführenden Parteien zur Einhaltung und Durchführung der Genfer 

Abkommen von 1 949 über den Schut z von Kriegsgefangenen und Kriegsopfern 

sowie der von diesen Par teien am 1 2. Juni 1 984 beim Generalsekretär der 

Vereinten N ationen eingegangenen Verpflichtung, keine zivilen Ziele 

anzugreifen und das Genfer Protokoll von 1 925  über die Verwendung von 

chemischen Waffen zu beachten, dringend auf ;  

1 8 .  erklärt ,  daß dem Anliegen des Friedens und der Sicherheit im Nahen Osten in 

großem M aße Rechnung getragen werden könnte, wenn man den Mit telmeer

raum zu einer Zone des Friedens, der Sicherheit und Zusam menarbeit machen 

würde und fordert Parlamente und Regierungen auf ,  zur Verwirklichung 

dieses Ziels' beizutragen. 

* * * * * 
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zur VerwirklichWlg fairer internationaler HandelsbeziehWlgen in allen 
Bereichen, einschließlich des Handels mit landwirtschaftlichen Produk
ten; 

zum Abbau von Zöllen Wld anderen Hindernissen; 

zum besseren Verständnis der sozio-ökonomischen AuswirkWlgen des 
Protektionismus Wlter besonderer BerücksichtigWlg der EntwicklWlgslän
der 

(Ohne AbstimmWlg angenommen) 

Die 77 .  Interparlamentarische Konferenz ,  

ist beWlruhigt über die Tatsache, daß sich die Weltwirtschaft weiterhin in 

einer prekären Lage befindet ,  die durch Ungleichgewichte Wld durch niedrige 

Wachstumsraten gekennzeichnet ist; 

is t darüber hinaus beWlruhigt über die Tatsache, daß viele Länder, insbeson

dere die EntwicklWlgsländer, fortgesetzt  unter extrem Wlgünstigen Wirtschaftsbe

dingWlgen leiden, vor allem in bezug auf ihre BeteiligWlg am Welthandel; 

stellt fest,  daß eine internationale Handelskrise besteht , die den weltweiten 

Handel mit Agrarerzeugnissen, Erzeugnissen tropischer HerkWlft, Rohstoffen Wld 

den damit zusammenhängenden Industrieprodukten gefährdet; 

stellt darüber hinaus fest, daß auch für andere Industriezweige, vor allem in 

den EntwicklWlgsländern, eine Krise besteht; 

ist der Ansicht, daß die inländischen Hilfs- Wld SubventionsvorkehrWlgen 

einiger großer Industrieländer wesentlich zu dieser Krise beitragen; 

erkennt �, daß es dringend erforderlich ist, die Subventionen für Agrarer

zeugnisse Wld den Export zu reduzieren Wld gegebenenfalls völlig einzustellen, vor 

allem,  wenn diese Subventionen den Weltmarkt destabilisieren; 

verweist auf den Inhalt der von den Organisationen des Systems der Vereinten 

Nationen, insbesondere der UNCTAD, angenommenen EntschließWlgen, die günstige 

VoraussetzWlgen für den Welthandel schaffen; 

• 
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ist  sich bewußt , daß das multinationale Handelssystem zunehmend ver fällt 

und der Protektionismus sich, vor allem in einigen Industrieländern, ausbreitet, und 

daß einseit ia  diskriminierende M aßnahmen angewandt werden, die eine Verlet zung 
o 

der Normen und Prinz ipien der Weltwirtschaftsbeziehungen darstellen, wie dies im 

Fall des Vereinigten Königreichs auf den Falkland-Inseln (M alvinas) geschieht ; 

ist sich der nachteiligen A uswirkungen einer anhaltenden währungs- und 

f inanzpolitischen Instabilität auf die W eltwirtschaft sowie der Verschuldung vieler 

weniger entwickelter Vertragsstaaten bewußt und berücksichtigt den Zusammen

hang zwischen Handel, Währung, Finanzwesen und Entwicklung; 

begrüßt mit  Befriedigung die im September 1 98 6  in Punta deI Este  abgege

bene Minis tererklärung zur Eröffnung multilateraler Handelsgespräche (Uruguay

Runde) sowie das einstimmige Bekenntnis der Vertragsparteien zum Standstill und 

Rollback protektionistischer M aßnahm en (Verzicht auf neue und Abbau bestehender 

protektionistischer M aßnahmen);  

ist der Meinung, daß die vor kurzem von den Ländern der Gruppe der 7 7  

angenom mene Erklärung von Havanna bekräftigt , daß die Rückzahlung der Außen

handelsschulden unter den gegebenen U m ständen unm öglich ist, und betrachtet 

diese Schulden als unzulässige Last,  die viele Entwicklungsländer dazu gezwungen 

hat , restriktive Wirtschaftsprogram me zu verabschieden, die ihre wirt schaftliche 

Entwicklung beeinträchtigt haben; 

ist zutiefst beunruhigt über die zunehmende Anwendung restriktiver und 

diskriminierender Maßnahmen aus polit ischen Gründen, die das multilaterale 

Handelssystem stark beeinträchtigen und eine gerechtere Entwicklung des W elthan

dels verhindern, wie das seit M ai 1 9 8 5  von der Regierung der Vereinigten Staaten 

von Amerika gegen Nikaragua verhängte um fassende Handelsembargo, das vom 

Internationalen Gerichtshof (Urteil vom 27 .  Juni 1 98 6) für illegal erklär t  und von 

der Generalversammlung der Vereinten Nationen und anderen int ernat ionalen 

Instanzen,  wie dem vor kurzem in Havanna erfolgten sechsten Ministertreffen der 

Gruppe der 7 7 ,  verurteilt wurde; 
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stellt mit tiefer Befriedigung fest, daß das Problem der Dienstleis tungen und 

des Schutzes des geistigen Eigentums zum ersten Mal in der Erklärung von Punta 

deI Este enthalten ist; 

1 .  fordert die Parlamente auf, ihre Regierungen zu ersuchen, bei der Lösung der 

Probleme des Protektionismus konstruktiv vorzugehen, um die ungehinderte 

Entwicklung des Welthandels zu erleichtern, und Schwierigkeiten auszuräu

men, die bei den Handelsbeziehungen zwischen den verschiedenen Ländern 

und Regionen entstehen; 

2.  begrüßt die Entscheidung von Punta deI Este, die Agrarwirtschaft zum ersten 

Mal in die multilateralen Handelsgespräche aufzunehmen, und fordert die 

Parlamente und Regierungen der Länder, die gegenwärtig diesbezügliche • 
Politiken im Bereich von Agrarproduktion und Agrarhandel betreiben, drin-

gend auf, Maßnahmen zu ergreifen 

a) zur Erweiterung ihrer Binnenmärkte für Agrarprodukte, Erzeugnisse 

tropischer Herkunft und Rohstoffe durch die Aufhebung aller Handelsbe

schränkungen für diese Erzeugnisse, für die im Rahmen des GATT 

wirksamere Regelungen und Vorschriften getroffen werden sollten, 

b) zur Reduzierung und evtl. Abschaf fung von Subventionen, die sich 

nachteilig auf die Produktion, die Bestände und den Handel im Agrarbe

reich auswirken; 

c) zur Ausarbeitung eines Katalogs wirksamer Regelungen und Vorschriften 

für den Agrarhandel in einem echten multilateralen Rahmen; 

3.  fordert die Verabschiedung besonderer Maßnahmen zugunsten der Entwick-

lungsländer in bezug auf: 

die Stabilisierung ihrer Exporterlöse durch die Anwendung von Mechanis

men, wie sie von der EG im Rahmen des Lome-Abkommens eingesetzt  

wurden; 

ihren Zugang zu neuen Dienstleistungen und Technologien durch die 

Festlegung von M aßnahmen, die es ihnen ermöglichen, ihre eigene 

Produktion in diesem Bereich zu fördern und zu festigen; 
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4. fordert alle Regierungen dringend auf ,  eine Handelspoli tik zu betreiben, die 

zu einer größeren Transparenz im Welthandel beiträgt , indem sie protektio

nistische, diskriminierende und restriktive Hindernisse abbaut,  und die den 

Entwicklungsländern eine Steigerung ihrer Exporterlöse erm öglicht ,  was eine 

notw endige Voraussetzung ist,  ihre wirtschaftliche Entwicklung zu sichern 

und ihren ungeheuren finan ziellen Verpflichtungen nachzuko mmen; 

5. fordert die Parlamente und Regierungen auf, neue Anstrengungen zu unter

nehmen, um die in der Ministererklärung über die Uruguay-Runde enthaltenen 

Prinzipien hinsichtlich einer dif ferenzierten und wohlwollenderen Behandlung 

der Entwicklungsländer wirksamer in die Praxis umsetzen; 

6.  verpflichtet ferner die Parlamente aller beteiligten Staaten, ihre j eweiligen 

Regierungen dringend aufzufordern, sich streng an ihre in bezug auf die 

Standstill  und Rollback-Vereinbarungen eingegangenen Verpflichtungen zu 

halten und ein reibungsloses Funktionieren der multilateralen Überwachungs

mechanismen zu garantieren, wie es in der von den Vertragsparteien des 

GATT angenommenen Erklärung von Punta deI Este vorgesehen is t;  

7 .  ruft die entwickelten Länder auf, ihre bereits eingegangenen Verpflichtungen 

in bezug auf das allgemeine Präferenzensystem erneut zu bekräftigen; 

8 .  betont , daß es besonders wichtig ist,  z u  verhindern, daß einige ent wickelte 

Länder davon absehen, das Problem des Protektionismus und der Strukturan

passung innerhalb der U N CTAD zu untersuchen; 

9 .  bestätigt , daß alle Parlam ente und Regierungen ganz besondere Aufmerksam

keit auf die legit ime  Forderung der Entwicklungsländer richten sollten, nach 

einer angemessenen Lösung für das Problem der Außenhandelsverschuldung zu 

suchen; 

1 0. rati fiziert das Prinzip, dem zufolge kein Staat wirtschaftliche Restriktionen 

gegenüber einem anderen Staat anwenden oder fördern darf,  verurteilt das 

von den Vereinigten Staaten von Amerika auferlegte um fassende Handelsem

bargo gegenüber Nikaragua und fordert diese Regi erung dringend auf, dieses 

Embargo unverzüglich auf zuheben, dam it die Prinzipien und Vorschr iften des 

Völkerrechts eingehalten werden; 
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1 1 . fordert die Parlamente der großen Wirtschaftsstaaten dringend auf, bei ihren 

Regierungen auf die Verabschiedung von Maßnahmen zu drängen, die zur 

Errichtung eines stabilen und vorhersehbaren Währungssystems erforderlich 

sind, in dem die Währungskurse frei von plötzlichen und schnellen Schwankun

gen sind; 

1 2.. ersucht ferner die Parlamente der Entwicklungsländer, sich bei ihren Regie

rungen für die Förderung der Handelsbeziehungen zwischen diesen Ländern zu 

verwenden; 

1 3 .  fordert die Parlamente und Regierungen der Entwicklungsländer auf: 

a) nationale Entwicklungsprogramme zu initiieren sowie alle erdenklichen 

Mittel zur Intensivierung einer Zusammenarbeit einzusetzen, deren Ziel 

die wirtschaftliche und soziale Entwicklung ist; 

b) die Erstellung einer gemeinsamen Strategie für Wirtschafts- und Sozial

entwicklung und die Einführung einer Süd-Süd-Zusammenarbeit zu unter

stützen; 

14.  fordert darüber hinaus die Parlamente der großen Wirtschaftsstaaten drin

gend auf, einen Appell an ihre Regierungen zu richten, anläßlich des OECD

Ministertreffens im Mai 1 987,  des Wirtschaftsgipfeltreffens von Venedig im 

Juni 1987 ,  der 7 .  Tagung der UNCTAD im Juli 1 987  und der laufenden 

multilateralen Verhandlungen im Rahmen des GATT die Initiative zu ergrei

fen, indem sie sich entschlossen im Sinne der oben aufgeführten Empfehlun

gen einsetzen. 

* * * * * 

lIl. Der Beitrag der Parlamente zur Verwirklichung der Friedensziele in Mit tel
amerika 

(Ohne Abstimmung angenommen) 

Die 7 7 .  Interparlamentarische Konferenz 

ist tief besorgt über die ernsthafte Verschlechterung der Lage in Mit telame

rika, die gekennzeichnet ist durch eine bewaffnete Eskalation und einen Stillstand 

der diplomatischen Verhandlungen; 
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stellt fest, daß weiterhin Haltungen und Situationen andauern, die den 

Abschluß eines allgemeinen Übereinkommens erschweren, welches es ermöglicht, 

das Klima der Feindseligkeiten zu überwinden und dem Wettrüsten, der Ein

mischung von außen und der Machtpolitik Einhalt zu gebieten; 

vertritt  die Auffassung, daß die mit telamerikanische Krise im wesentlichen 

eine politische Krise ist ,  die darüber hinaus tief in wirtschaftlichen und sozialen 

Mißständen, die beseitigt werden müssen, verwurzelt ist; 

vertritt die Auffassung, daß es dringend notwendig ist ,  friedliche Beziehungen 

auf der Grundlage der Beachtung und AnwendWlg der GrWldsätze des Völkerrechts 

Wld der in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Prinzipien zu fördern; 

ist überzeugt , daß die mit telamerikanische Krise auf politischem Wege gelöst 

werden muß Wld eine LösWlg nicht mit Gewalt herbeigeführt werden kann Wld daß 

die diplomatischen BemühWlgen der Contadora-Gruppe Wld ihrer Unterstützungs

gruppe die Option Lateinamerikas darstellen Wld die beste Möglichkeit bieten, auf 

dem VerhandlWlgswege eine friedliche Lösung des mit telamerikanischen Problems 

zu erreichen; 

ist überzeugt, daß es dringend notwendig ist, dem von der Contadora-Gruppe 

geförderten Verhandlungsprozeß, der so schnell wie möglich zu der UnterzeichnWlg 

der Contadora-Akte für Frieden Wld Zusam menarbeit in Mit telamerika führen muß, 

neue Anstöße zu verleihen, da dies die beste Möglichkeit ist ,  ein allgemeines 

politisches Übereinkommen zu erreichen, welches zu friedlichen Wld konstruktiven 

Beziehungen zwischen allen Staaten der Region führen kann, die gekennzeichnet 

sind durch gegenseitige Achtung; 

betont , daß alle Länder Mit telamerikas das Recht auf ein Leben in Frieden 

Wld Sicherheit, frei von allen Einmischungen und Interventionen von außen haben; 

ist tief besorgt, daß Nikaragua weiterhin Ziel einer aggressiven und rechts

widrigen Politik ist ,  die durch Akte des diplomatischen, politischen und wirtschaft

lichen Drucks, in VerbindWlg mit militärischen Maßnahmen, die nationale Souverä

nität Wld Würde des Landes beeinträchtigt und die im Völkerrecht festgelegten 

VerpflichtWlgen verletzt;  

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)188 von 484

www.parlament.gv.at



- 20  -

ist entschlossen, eine friedliche, regionale und globale Verhandlungslösung zu 

unterstützen und die Wahrung der Grundsätze des Völkerrechts, der Menschen

rechte, der sozialen Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Entwicklung sowie der 

Grundfreiheiten zu fördern; 

ist überzeugt, daß eine solche friedliche Lösung ausgehen muß von den in der 

Charta der Vereinten N ationen, der Sat zung der Organisation Amerikanischer 

Staaten, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte , der Amerikanischen 

Erklärung über Rechte und Pflichten des Menschen und den in der Amerikanischen 

Menschenrechtskonvention verankerten Grundsätzen sowie den Zielen der Conta

dora-Gruppe, die von den Präsidenten der mittelamerikanischen Staaten verab

schiedet wurden; 

ist ebenfal ls überzeugt , daß die Beachtung des humanitären Kriegsvölker

rechts, besonders der Genfer Abkommen von 1 949 und ihrer Zusatzprotokolle von 

1 97 7, ein wesentlicher Beitrag zur Suche nach Frieden in Mit telamerika ist; 

unterstützt die dauerhaften Grundlagen für Frieden in Mittelamerika, die von 

den Außenministern der Contadora-Gruppe und ihrer Unterstützungsgruppe in dem 

Aufruf von Caraballeda zu Frieden, Sicherheit und Demokratie in Mit telamerika 

festgelegt wurden; 

ist der Auffassung, daß die Konferenz der Präsidenten der fünf mit telameri

kanischen Staaten, die im Juni in Esquipulas (Guatemala) abgehalten werden soll, 

zur Wiederbelebung der Verhandlungen und zu ihrem erfolgreichen Abschluß in 

Ubereinstimmung mit dem Contadora-Plan beitragen kann; 

erkennt den im Friedensprozeß für Mittelamerika erzielten Fortschrit t an, 

der herbeigeführt wurde durch das Treffen von Caraballeda, durch das Treffen von 

Esquipulas, den Vorschlag des Präsidenten von Guatemala zur Gründung eines 

mittelamerikanischen Parlaments, die Vorlage eines überarbeiteten Ent wurfs der 

Contadora-Schlußakte an die mit telamerikanischen Staaten durch die Contadora

Gruppe, die von den Außenministern der Contadora-Gruppe und ihrer Unterstüt

zungsgruppe, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und dem Generalsekre

tär der Organisation der Amerikanischen Staaten ausgeführte Mission in den fünf 

mit telamerikanischen Staaten, und durch das Gemeinsame Aide-Memoire des 

Generalsekretärs der Vereinten Nationen und des Generalsekretärs der Organisa-
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tion Amerikanischer Staaten und durch die Gemeinsame Politische Erklärung der 

Minis terkonferenz von Guatemala über den politischen Dialog und die wir tschaft

liche Zusam menarbeit zwischen den Ländern der Europäischen Gemeinschaft und 

ihren Mitglieds taaten, den Staaten Mittelamerikas und der Contadora-Gruppe; 

ist sich bewußt, daß der Frieden eine unerläßliche Vorausset zung für die 

Überwindung der mit telamerikanischen Krise is t ,  die verschärft wird durch das 

Wettrüsten, Grenzzwischenfälle, Waffenhandel, die Anwesenheit ausländischer 

Militärberater, die Existenz von ausländischen Stüt zpunkten, Ausbildungsstätten, 

militärischen Anlagen und durch andere Formen der m ilitärischen Präsenz von 

ausländischen Mächten, sowie durch die Benutzung des Territoriums besti mm ter 

Staaten der Region durch irreguläre Truppen; 

ist sich bewußt,  daß verschiedene Entw ürfe der Contadora-Akte für Frieden 

und Zusammenarbeit in Mit telamerika, einschließlich des let z ten Entwur fs vom 

Juni 1 98 6 ,  bes tätigen, daß die mit telamerikanischen Staaten M aßnahmen ergreifen 

müssen, um volle Beteiligung aller politischer Parteien bei Wahlen zu garantieren 

sowie die Beachtung der Menschenrechte in ihrem vollen Um fang, einschließlich 

der Meinungsfreiheit sowie der Presse-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit;  

1 . bekräftigt ihre Überzeugung, daß es not wendig is t, ein Kli ma des 

gegenseitigen Vertrauens zu schaffen, um die Verhandlungsbereitschaft 

wiederherzustellen und den poli tischen Willen in die Tat um zuset zen, indem 

die für die Suche nach einer lateinamerikanischen Lösung des Konflikts 

ausschlaggebenden Prinzipien, d.h. Nichteinmischung in die inneren 

Angelegenheiten anderer Staaten, Selbstbesti m mung, territoriale Integrität ,  

pluralis tische Demokratie,  Gewaltverzicht und Beachtung der Menschenrechte 

tatsächliche Befolgung finden, damit die als Endziel angestrebte 

Unterzeichnung und Einhal tung der Contadora-Akte für Frieden und 

Zusammenarbeit in Mit telam erika verwirklicht werden kann; 

2 .  äußert Sympathie und Solidarität gegenüber den Bemühungen der Contadora

Gruppe und ihrer Unterstüt zungsgruppe, Frieden im mit telamerikanischen 

Raum zu schaffen; 

3 .  weist darauf hin, daß es dringend notwendig ist, die Verhandlungen über die 

Unterzeichnung der Contadora-Akte für Frieden und Zusammenarbeit in 
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M ittelamerika wiederaufzunehmen und zu einem Abschluß zu bringen; 

4. fordert diejenigen Staaten mit Bindungen an diese Region und Interessen in 

dieser Region auf, ein Friedensabkommen zu unterstützen; 

5.  fordert nachdrücklich eine Beendigung der ausländischen Unterstützung von 

irregulären Truppen und Aufstandsbewegungen, die in der Region operieren; 

6 .  fordert eindringlich eine Einstellung aller Waf fenkäufe, der internationalen 

Militärmanöver und die stufenweise Verringerung der Zahl der ausländischen 

Militärberater und militärischen Einrichtungen bis hin zu ihrem völligen 

Abzug; 

7 .  fordert den Abschluß eines Nichtangrif fspakts durch die fünf mit telamerika

nischen Staaten durch einseitige Erklärung; 

8 .  empfiehlt die Verabschiedung wirksamer M aßnahmen zur nationalen Aussöh

nung mit dem Ziel, die volle Beachtung der Menschenrechte und Grundfrei

heiten des Einzelnen zu garantieren; 

9. appelliert mit aller Dringlichkeit an die Regierung der Vereinigten Staaten 

von Amerika, im N amen des Friedens dem Urteil des Internationalen 

Gerichtshofs in Den Haag vom 27 . Juni 1 986  in bezug auf militärische und 

paramilitärische Aktivitäten in und gegenüber Nikaragua, welche eingestellt 

werden müssen, weil sie geltende Rechtsverpflichtungen verlet zen, zu ent

sprechen; 

1 0. unterstützt die Förderung regionaler und internationaler Zusammenarbeit zur 

Milderung der drängenden wirtschaftlichen und sozialen Probleme, die die 

mit telamerikanische Region beeinträchtigen; in diesem Zusammenhang ist 

eine umfassende Entwicklungshilfe für die betroffenen Länder unbedingt 

erforderlich; 

1 1 . unterstützt  alle parlamentarischen Initiativen, die zu der Errichtung von 

Frieden und regionaler Integration beitragen können, indem sie den Plan für 

ein mittelamerikanisches Parlament unterstützen, das als Forum mit dazu 

beitragen kann, die Probleme der Region zu untersuchen und zu lösen und 
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dam it die Län der der Region näher zueinander bringt und eine wirksamere 

Zusam menarbeit z w ischen ihnen fördert ;  

1 2. begrüßt die bevorstehende in Esquipulas (Guatemala) abzuhaltende Gipfelkon

ferenz der mit telam erikanischen Staatsoberhäupter, welche eine willkom

mene Initiative und einen Schr i t t  auf dem Weg der Suche nach einer 

friedlichen Lösung der m it telamerikanischen Krise und der Schaffung eines 

günstigen Klimas für Zusam menarbeit und Verständnis unter den beteiligten 

Parteien darstellt ; 

1 3 .  erinnert daran, daß alle Völker Mit telamerikas das Recht haben, in einer 

Atmosphäre des Friedens, der Zusam menarbeit,  der Sicherheit und Demokra

tie zu leben - gem äß den leitenden Grundsätzen des Contadora-Prozesses 

und daß es die Pflicht aller Länder ist ,  die Bindungen an und Interessen in der 

Region haben, größtmögliche Unterstützung für die Verwirklichung dieser 

Ziele zu gew ähren; 

H. bekräftigt ihre Unterstützung für die Friedensbemühungen der Contadora

Gruppe und ihrer Unterstüt zungsgruppe, welche eine echte lateinam erikani

sche Initiative bei der Lösung der mittelamerikanischen Probleme mit fried

lichen Mitteln darstellen; und fordert die betroffenen Par teien auf , ihre 

Bemühungen um einen Verhandlungsabschluß zu verstärken und ersucht die 

Staaten, welche  Interessen in der Region haben, dringend, sich diesen 

Bemüh ungen anzuschließen; 

1 5. fordert die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und die Regierung 

von Nikaragua dringend auf ,  bilaterale Verhandlungen, in der die Sicherheits

belange beider Nationen behandelt werden, aufzunehmen; 

1 6 .  appelliert an die Regierungen und Parlamente Lateinamerikas und an die 

ganze Welt , die unverzügliche Wiederaufnahme des politischen Dialogs und 

die Reaktivierung des Verhandlungsprozesses als die einzigen realistischen 

Möglichkeiten für die Errichtung des von den Völkern Lateinam erikas ersehn

ten Friedens zu unterstüt zen. 

* * * * * 
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78. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, BANGKOK, 

l Z. bis 17. Oktober 1987 

Die 78. Interparlamentar ische Konferenz wurde am 1 2. Oktober 1 987 in 

Anwesenheit Seiner M aj estät des Königs Bhumibol Adulyadej von Thailand im Hotel 

Hyatt Central Plaza eröffnet. Im Rahmen der Eröffnungsfeierlichkeit  richteten der 

Stellvertretende Premierminister Bhichai Rat takul, der Präsident des Interpar la

mentarischen Rates Dr.  Hans Stercken, der Stellvertretende Generalsekretär der 

Vereinten N ationen und Exekutivsekretär der Wirtschaftskomm ission für Asien und 

den Pazifik S.A.M.S.  Kibria namens des Generalsekretärs der Vereinten N ationen 

Javier Perez de Cuellar , der Präsident des Senat s und der N ationalversam mlung 

von Thailand Ukrit Mongkolnavin als Präsident der thailändischen Gruppe der IPU 

sowie Seine Majestät König Bhumibol Adulyadej das Wort an die D elegierten. 

In der ersten Sit zung der Konferenz wurde der Präsident der thailändischen 

Gruppe der IPU, Nationalversam mlungspräsident Dr.  Ukrit Mongkolnavin zum Kon

ferenzpräsidenten, die Leiter der anderen Delegationen - unter ihnen DDr. Hans 

Hesele - zu Vizepräsidenten gewählt. 

Teilnehmer 

Die Konferenz um fa/3te 683 Teilnehmer aus 93 Mitgliedsländern der Interpar

lamentar ischen Union, darunter 409 Parlamentarier und 5 1  Beobachter. 

Österreichische D elegation 

DDr. Hans Hesele 
Ersat z m itglied des Interparlamentarischen Rates, 
Delegationsleiter 

Dkfm.  DDr .  Friedrich König 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
stellvertretender Delegationslei ter 

Ing. Gerulf Murer 

Bundesrat Ing. Leopold M aderthaner 
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Tagesordnung 

Auf der Tagesordnung standen folgende inhaltliche Punkte: 

a) Der Beitrag der Parlamente zur 

Wahrung, Weiterentwicklung und Förderung der Menschenrechte; 

Beachtung der für die zwischenstaatlichen Beziehungen gültigen Grundregeln, 
Verträge und Verpflichtungen mit dem Ziel, das Flüchtlings- und Vertriebe
nenproblem zu lösen 

b) Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühungen um Verwirklichung der 
Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker und zur Abschaffung der Apartheid und aller Formen des Rassismus 

c) Generaldebat te über die politische, wirtschaftliche und soziale Weltlage. 

Zu Beginn der Konferenz lagen insgesamt vier Resolutionsanträge zur Be

handlung als zusätzlicher Tagesordnungspunkt vor. Es handelte sich hiebei um 

Anträge der Interparlamentarischen Gruppen Guatemalas und Nikaraguas, der 

Islamischen Republik Iran, des Irak und Italiens. 

Die Anträge betrafen folgende Themenbereiche; 

1 .  Die Abkomm en von Esquipulas II - Eine Hoffnung auf Frieden in Zentral
amerika (Guatemala und Nikaragua) 

2.  Sicherheit im Persischen Golf und die Notwendigkeit des Abzuges ausländi
scher Truppen (Islamische Republik Iran) 

3 .  Der Beitrag der Parlamente zur Anwendung der Resolution 598 ( 1 987) des 
Sicherheitsrates der Vereinten N ationen über die Einstellung der Feindselig
keiten und die Herbeiführung eines gerechten und umfassenden Friedens 
zwischen dem Irak und dem Iran (Irak) 

4 .  Initiative der Parlamente zum Kampf gegen Drogen und, angesichts der 
Verschärfung des Problems, insbesondere zur Förderung eines angemessenen 
Vorgehens der internationalen Gemeinschaft bei der Bekämpfung des organi
sierten Verbrechens, einer Umstellung der Bodennutzung im Ackerbau und zur 
Unterstützung der Aktivitäten des Fonds der Vereinten Nationen zur Be
kämpfung des Drogenmißbrauchs (Italien) 

Die Konferenz beschloß einvernehmlich - nachdem Guatemala und Nikaragua 

sowie Italien ihre Anträge zurückzogen - die von der Islamischen Republik Iran und 

dem Irak eingebrachten Anträge zu einem Resolutionsantrag zusammenzufassen 

und als zusätzlichen Tagesordnungspunkt zu behandeln. 

• 
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Beide Antragsteller hat ten der N eufassung, die nunmehr folgenden Wortlaut 

aufwies, zugestim m t: 

"Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung eines gerechten und um fas
senden Friedens zwischen dem Iran und dem Irak und zur Sicherheit der 
Schif fahrt im Golfgebiet in Anwendung der Resolution 598  ( 1 9 8 7) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen" . 

Statutenänderung 

Weiters hat te die Konferenz über eine Abänderung des Artikels 23 Absat z 1 

und 2. der Statuten zu entscheiden. Auf Vorschlag des Interparlamentarischen Rates 

wurde durch diese Statutenänderung die Zahl der Mitglieder des 

Exekutivkomitees von 1 0  auf 1 2  erhöht . 

Ebenso beschloß die Konferenz auf Vorschlag des Interparlamentarischen 

Rates einstim mig eine Änderung des Artikels 23 Absat z 1 und 2 der Regeln für die 

Interparlamentarische Konferenz . Demnach können im Rahmen der Generaldebat te 

oder einer D ebat te über einen noch von einer Komm ission zu beratenden Gegen

stand höchs tens zwei Vertreter j eder D elegation das Wort ergreifen. Jeder 

Delegation stehen zehn Minuten Gesamtrede zeit zu; wenn zwei Redner das Wort 

ergrei fen, teilen sie sich diese Zeit.  

Sit zungen der Komm issionen 

D er Tagesordnungspunkt "Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung 

eines gerechten und umfassenden Friedens z w ischen dem Iran und dem Irak und zur 

Sicherheit der Schiffahrt im Golfgebiet in Anwendung der Resolution 598  ( 1 9 8 7) des 

S icherheitsrates der Vereinten Nationen" wurde von der I .  Komm ission (Kommission 

für politische Fragen, internationale Sicherheit und Abrüstung) am 1 3. und 1 6 .  

Oktober behandelt . Nach Vorbehandlung in einem Redaktionskom itee konnte dem 

Plenum der Konferenz ein im Konsenswege angenommener Text unterbreitet 

werden. 

Der Tagesordnungspunkt "Der Beitrag der Parlamente zur Wahrung, 

Weiterentw icklung und Förderung der Menschenrechte,  Beachtung der für die 

zwischenstaatlichen Beziehungen gültigen Grundregeln, Verträge und 

Verpflichtungen mit dem Ziel, das Flüchtlings- und Vertriebenenproblem zu lösen" 
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wurde von der H. Kommission (Kom mission für parlamentarische, juridische und 

Menschenrechtsfragen) am 14.  und 1 6. Oktober beraten. Nach Vorbehandlung in 

einem Redaktionskomitee konnte der Konferenz ein ohne Abstimmung 

angenom mener Resolutionsent wurf vorgelegt werden . 

Der Tagesordnungspunkt "Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühungen um 

Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 

Länder und Völker und zur Abschaffung der Apartheid und aller Formen von 

Rassismus" wurde von der IV. Kommission (Kommission für Gebiete unter 

Fremdverwaltung und ethnische Fragen) am 1 5. und 1 7 .  Oktober behandelt.  Nach 

Verhandlung in einem Redaktionskomitee wurde der Konferenz ein mit 3 0  Stimmen 

bei 4 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen beschlossener Entwurf vorgelegt . 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)196 von 484

www.parlament.gv.at



- 28  -

RESOL UTIONEN DER KONFERENZ 

Am N achmit tag des 1 7 .  Oktober beschloß die Konferenz auf Grund der 

Berichte der Kommissionen folgende Resolutionen: 

1. D er Beitrag der Parlam ente 

zur Wahrung, Weiterent wicklung und Förderung der Menschenrechte; 

zur Beachtung der für die zwischenstaatlichen Beziehungen gültigen 
Grundregeln, Verträge und Verpflichtungen m it dem Ziel, das 
Flüchtlings- und Vertriebenenproblem zu lösen 

(Ohne Abstim m ung angenommen) 

A. In bezug auf die Wahrung, Weiterent wicklung und die Förderung 

der Menschrechte 

D ie 78. Interparlamentarische Konferenz 

bekräftigt , daß die weltweite und wirksame Achtung der Menschenrechte ein 

wichtiger Faktor zur Herstellung des Friedens und der Sicherheit sowie die 

Grundlage für Freiheit , Gerechtigkeit und Wohlergehen ist ,  und daß sie 

unentbehrlich ist für die Weiterent wicklung der freundschaftlichen Beziehungen 

und eine z wischenstaatliche Zusammenarbeit, die allen Beteiligten zum Vorteil 

gereicht; 

ist sich der Notwendigkeit bewußt , die weltweite und wirksame Achtung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Menschen, ungeachtet ihrer Rasse, ihres 

Geschlechts, ihrer Sprache oder Religion, gem äß den Zielen der Interparlam entari

schen Union zu fördern; 

verweist darauf, daß alle Völker der Vereinten N ationen in der Char ta erneut 

ihren Glauben an die elementaren Menschenrechte, die Würde und den Wer t  der 

menschlichen Person, die rechtliche Gleichheit von M ann und Frau bekräftigt und 

ihre Entschlossenheit bekundet haben, den sozialen Fortschritt zu fördern und 

bessere Lebensbedingungen in einer größeren Freiheit zu schaffen; 
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ist darüber im Bilde, daß die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte den 

Anspruch aller Menschen auf die Realisierung der für ihre Würde und die freie 

Entwicklung ihrer Persönlichkeit unentbehrlichen bürgerlichen, politischen, wirt

schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte vorsieht; 

verweist auf die Präambel der Internationalen Menschenrechtspakte, die 

anerkennt, daß das Ideal vom freien Menschen, der frei von Furcht und Not lebt , 

nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in denen j eder 

seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ebenso wie seine bürger

lichen und politischen Rechte genießen kann; 

ist der Uberzeugung, daß die uneingeschränkte Ausübung der bürgerlichen und 

politischen Rechte untrennbar mit der Ausübung der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte verbunden ist; 

erkennt �, daß die Realisierung des Rechts auf Entwicklung die Ausübung 

der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 

fördern könnte; 

bekräftigt erneut das unveräußerliche Recht aller Völker, über ihre eigene 

Regierungsform zu entscheiden und ihr eigenes wirtschaftliches, politisches und 

soziales System frei von fremder Einmischung, U msturz,  Zwang oder j eder Form 

von Einengung zu wählen, wobei der Hinweis auf die Mißachtung der internationa

len Verpflichtungen in bezug auf die Menschenrechte nicht als Einmischung in die 

inneren Angelegenheiten eines Staates zurückgewiesen werden kann; 

is t sich der Bedeutung bewußt, die der Beachtung der in der Schlußakte von 

Helsinki sowie in anderen regionalen Menschenrechtsverträgen aufgeführten Prinzi

pien über Menschenrechte und Grundfreiheiten zukommt;  

ist sich ferner bewußt , daß die Verhinderung des atomaren und konventionel

len Krieges und die Konsolidierung des Friedens in der Welt und der internationalen 

Sicherheit Grundvoraussetzungen für die volle Realisierung der Grundrechte und -

freiheiten der Menschen sind; 

stellt fest, daß die Menschenrechte ein um fassender weltweiter und unteil

barer Begriff sind und ein Ideal verkörpern, von dem kein Staat behaupten kann, es 

erreicht zu haben; 

• 
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ist j edoch besorgt über die Menschenrechtsverlet zungen in der Welt und 

insbesondere über die Fälle massiver und flagranter Verletzungen dieser Rechte, 

die in einigen Fällen eine Bedrohung für den Frieden in der Welt und die 

internationale Sicherheit darstellen; 

stellt mit Bedauern fest, daß die Zahl der Terrorakte wächst; 

ist fest entschlossen, das Gewicht und das Ansehen der Parlamente zu nutzen, 

um das The ma der Menschenrechte aus dem Bereich von Polemik und Propaganda in 

das Feld einer fruchtbaren internationalen Zusammenarbeit zu rücken, die im 

Gesamt zusammenhang mit der Suche nach Lösungen für die weltweiten humanit ä

ren Probleme steht; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, die Parlamente zu einer größeren Mitwir

kung bei der wirksamen Realisierung der Menschenrechte in der ganzen Welt zu 

veranlassen und dadurch die internationale Zusam menarbeit im humanit ären Be-

reich zu fördern und das gegenseitige Vertrauen und Verständnis der Staaten und 

Völker bei ihrer Suche nach einer Welt ohne Gewalt und nukleare Bedr ohung zu 

stärken; 

is t sich der wichtigen Rolle bewußt ,  die die nat ionalen Institutionen bei der 

Förderung und dem Schut z der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie bei der 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit für diese Rechte und Freiheiten spielen können; 

bekr äftigt erneut die Bedeutung der Aktivitäten im Bereich der Öffentlich

keitsinform ation, einschließlich der Bildungsprogram me ,  für die wirksame Förde

rung und den wirksamen Schutz der wirtschaftlichen, bürgerlichen, polit ischen, 

sozialen und kulturellen Rechte,  und die Rolle, die die nichtstaatlichen Organisa

tionen in dieser Hinsicht spielen können; 

erkennt �, daß auf nationaler Ebene in Zukunft diej enigen M aßnahmen 

vorrangig ausgearbeitet werden sollten, die eine wirksame Anwendung der interna

tionalen Vorschri ften im Bereich der Menschenrechte gewährleis ten; 

1 .  richtet an alle Staaten, die noch nicht Vertragsparteien des Internationalen 

Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie anderer 
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internationaler Menschenrechtsinstrumente sind, den dringenden Appell, die

sen Pakten beizutreten, um ihnen eine weltweite Gültigkeit zu verleihen; 

z. fordert die nationalen Parlamente auf, wirksam dafür Sorge zu tragen, daß 

die nationale Geset zgebung diesen Instrumenten entspricht; 

3 .  fordert diejenigen Staaten, die dies noch nicht getan haben, dringend auf, 

gemäß ihren j eweiligen Verfassungssystemen und den internationalen Abkom

men im Bereich der Menschenrechte den wirksamen Schutz der Grundrechte 

und Grundfreiheiten, einschließlich der wirksamen Einlegung eines Rechts

mittels im Falle der Mißachtung dieser Rechte, zu garantieren; 

4. fordert alle Staaten dringend auf, die Wahrung und den Schutz der Menschen

rechte zu garantieren und diejenigen Personen unverzüglich freizulassen, die 

aufgrund der Ausübung dieser Rechte, wie sie in den internationalen Pakten 

über bürgerliche, politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

aufgeführ t sind, inhaftiert wurden; 

5 .  bekräftigt, daß die Apartheid, j ede Form von Rassendiskriminierung, der 

Kolonialismus, die Fremdherrschaft und Fremdbesetzung, die Aggression und 

die Bedrohung der nationalen Souveränität ,  der nationalen Einheit und der 

territorialen Integrität sowie die Weigerung, das elementare Recht aller 

Völker auf Selbstbestimmung und das Recht aller Nationen auf uneinge

schränkte Ausübung ihrer Souveränität über ihre Ressourcen und ihr natür

liches Erbe anzuerkennen, massive und flagrante Verletzungen der Menschen

rechte und der Grundfreiheiten der Völker und des Einzelnen nach sich 

ziehen; 

6. wiederholt ihren Appell an die Mitgliedstaaten, keine Mühe zu scheuen bei 

der Ausarbeitung wirksamer rechtlicher und anderer Verfahren und Mechanis

men, die eine bessere Anwendung der internationalen Menschenrechtsvor

schri ften, vor allem in der Rechtspflege, garantieren; 

7 .  betont die Bedeutung von Bildungs- und Informationsprogram men auf dem 

Gebiet der Menschenrechte, vor allem für Studenten der Rechtswissenschaf

ten, Juristen und alle für die Rechtspflege verantwortlichen Personen; 

8. begrüßt das vor kurzem erfolgte Inkrafttreten der Afrikanischen Charta der 

Menschenrechte und Rechte der Völker als einen wichtigen Beitrag zur 

Verbesserung des Internationalen Menschenrechtsschutzes; 
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9.  empfiehlt die Veranstaltung parlamentarischer Sondersi tzungen über Men

schenrechte , vor allem anläßlich des alljährlich am 1 0 .  Dez ember begangenen 

Tages der Menschenrechte; 

1 0. fordert die Parlamente auf,  gem einsam konstruktive Anstrengungen auf 

int ernat ionaler Ebene zu unternehmen, um die Menschenrechte zu fördern, 

nach Einigung und gegenseitigem Verständnis zu suchen, die allgemeine 

psychologische Atmosphäre der internationalen Beziehungen zu verbessern, 

und sich um Lösungen für die weltweiten Probleme,  wie Hunger, Krankheit , 

Armut, Obdachlosigkeit und Zerstörung der U m welt, zu bemühen, und 

dadurch zur Schaffung der moralischen Garantien bei zutragen, die zur 

Erhaltung des Friedens und des sicheren Ubergangs der Menschhei t in das 

dritte Jahrtausend erforderlich sind; 

1 1 . fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten auf, bei ihren j e weiligen Regie

rungen darauf hinzuwirken, daß sie ihre Aktivitäten im Rahmen der Vereinten 

Nationen weiterführen und intensivieren; 

1 2. fordert die internationale Gemeinschaft auf ,  die Wirksamkeit der internatio

nalen und multinationalen Einrichtungen zum Schut z der Menschenrechte 

ständig zu überprüfen und Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten; 

1 3 .  spricht den Organen der Vereinten N ationen für die im Bereich des Menschen

rechtsschutzes geleis tete Arbeit ihre Anerkennung aus; 

1 4. ermahnt alle Staaten, im Rahmen der Vereinten Nationen die m ögliche 

Errichtung eines internationalen Gerichtshofs zu erw ägen, der mit  der 

Untersuchung von Menschenrecht sverlet zungen befaßt würde. 

B. In bezug auf die Beachtung der für die zwischenstaatlichen Beziehungen 
gültigen Grundregeln, Verträge und Verpflichtungen mit dem Ziel, das Pro
blem der Flüchtlinge und Vertriebenen zu lösen 

Die Konferenz 

verweist auf den Inhal t der von der 67 .  Interparlamentarischen Konferenz 

1 980 in Berlin (Deutsche D e mokratische Republik) einstim mig angenommenen 

Resolution; 
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bringt ihre tiefe Besorgnis � Ausdruck über die massiven und anhaltenden 

Flüchtlingssträme in mehreren Regionen der Welt und das alarmierende Ausmaß, 

das dieses Phänomen angenommen hat; 

ist sich bewußt, daß ein Zusammenhang besteht zwischen der wachsenden 

Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen und dem Ansteigen der Menschenrechtsver

let zungen in der Welt, dem Andauern nationaler und internationaler mili tärischer 

Konflikte, der fremden Einmischung, der Fremdbesetzung, den sozialen und wirt

schaftlichen Schwierigkeiten sowie den natürlichen Phänomenen, wie Erdbeben, 

Uberschwemmungen, Trockenheit und Ausbreitung der Wüste; 

is t besonders besorgt über die Tatsache, daß in verschiedenen Regionen 

militärische oder bewaffnete Angriffe,  Piraterie und andere Formen von Brutalität, 

die oft auf die Herkunftsländer der Flüchtlinge zurückzuführen sind, weiterhin eine 

starke Bedrohung für die Sicherheit und das Wohlergehen der Flüchtlinge und 

Vertriebenen sowie der Asylbewerber darstellen; 

verweist auf die Verpflichtungen, die sich aus den internationalen und 

regionalen Rechtsinstrumenten über Flüchtlinge und Vertriebene ergeben; 

bekräftigt erneut den rein humanitären und unpolitischen Charakter der 

Aktivitäten des Hohen Kom missars der Vereinten Nationen (UNHCR), des Hilfs

werks der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge (UNRWA) , des Internatio

nalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) und der Organisation der Vereinten 

Nationen für Hilfsmaßnahmen im Grenzgebiet (UNBRO) bei der Verbesserung der 

Rechte, der Lebensbedingungen und des Schutzes der Flüchtlinge und Vertriebenen; 

ist besorgt darüber, daß die in einigen Staaten bestehenden wirtschaftlichen 

Schwierigkei ten und Sicherheitsprobleme seit einigen Jahren unkontrollierte Bevöl

kerungsbewegungen verursacht haben und daß die Tatsache, daß die Opfer solcher 

Zustände durch bestimmte Kanäle geschleust wurden, zu einer Unterwanderung der 

liberalen Asylpolitik der Aufnahmeländer geführt hat; 

bedauert indessen die zunehmend restriktive Politik einiger entwickelter 

Länder in bezug auf die Flüchtlinge; 
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bedauert ebenfalls, daß einige Länder den Vertriebenen- und Flücht lingshil fe

organisationen und -program men keine finanzielle Unterstüt zung zuteil werden 

lassen und den Flüchtlingen die Wiederansiedlung in ihrem Hoheitsgebiet untersa-

gen; 

beklagt , daß sich politische Erwägungen immer mehr über den rein humanitä

ren Aspekt der Lage der Flüchtlinge und Vertriebenen hinwegset zen; 

beklagt ebenfal ls die von einigen Ländern begangenen Verlet zungen der 

internationalen Schut z- und Hilfsinstrumente für Flüchtlinge und Vertriebene , vor 

allem die Einschränkungen des Asylrechts und der Freizügigkeit der Flüchtlinge; 

stellt mit Besorgnis fest ,  daß die meisten Flüchtlinge von armen Ländern 

aufgenom m en werden, deren M öglichkeiten und Ressourcen nicht einmal die 

ausreichende Ernährung ihrer eigenen Bevölkerung sicherstellen, und die deshalb 

zusätzliche Anstrengungen unternehmen müssen, durch die ihre Entwicklung beein

trächtigt wird und ihre politische und soziale Stabilität gefährdet werden kann; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, zur Verbesserung des Schicksals der 

Flüchtlinge und Vertriebenen beizutragen und ihnen vor allem die Ausübung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten in m öglichst großem U m fang zu sichern; 

ist sich der bedeutenden Rolle bewußt ,  die den Parlamenten in all diesen 

Bereichen als oberste gesetzgebende Organe zuko m m t ,  die einen entscheidenden 

Einfluß auf die vom Staat betriebene Innen- und Außenpolitik ausüben; 

1 .  fordert alle Regierungen dringend auf,  zu einer dauerhaften Lösung des 

Flüchtlings- und Vertriebenenproblems beizutragen, w as die Beseitigung der 

Hauptursachen dieses Problems, insbesondere der massiven und flagranten 

Menschenrechtsverlet zungen, der inneren und internationalen militärischen 

Konflikte und der Beset zung anderer Länder sowie die Zustimmung und den 

politischen W il len der Par teien, den Ausbau der regionalen Zusam menarbeit 

und die Hil fe für die zuständigen internationalen Organisationen erfordert ,  

und bekräftigt erneut das Recht aller Flüchtlinge, in Würde und Sicherheit in 

ihr Land zurückzukehren; 

2 .  fordert alle Regierungen und Parlamente auf, sich ihrer Verant wortung 

bewußt zu werden, Flüchtlingen Schut z zu gewähren und die Opfer polit ischer 
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Verfolgungen gemäß dem Genfer Abkommen von 1 9 5 1  über die Rechtsstellung 

der Flüchtlinge aufzunehmen; 

3 .  fordert die Regierungen dringend auf,  die internationalen und regionalen 

Rechtsinstrumente über Flüchtlinge und Vertriebene zu rati fizieren oder 

gegebenenfalls ihre Vorbehalte zurückzuziehen, mit denen sie ihre in diesen 

Instrumenten eingegangenen Verpflichtungen eingeschränkt haben; 

4 .  veraniaßt die Parlamente, von ihren j eweiligen Regierungen die wirksame 

Anwendung dieser Texte zu verlangen; 

5 .  verurteilt die bilateralen Abkommen und Vereinbarungen, die eine Einschrän

kung des Asylrechts und der Freizügigkeit der Flüchtlinge und Vertriebenen 

zum Ziel haben; 

6 .  unterstützt  die Bemühungen um eine bessere Koordinierung der Asylverfah

ren, der Asylgewährung und der Flüchtlingshilfe in den ent wickelten Auf

nahmeländern, um so eine Verlagerung der Flüchtlinge in die Nachbarländer 

zu verhindern, die bei den Asylsuchenden unerträgliche Angst auslöst; 

7. fordert den Abschluß einer "Konvention über territoriales Asyl" , durch die die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge verbessert und auf einen weltweiten einheit

lichen Standard gebracht wird, und die Erwägung einer neuen Definition des 

Begriffs "Flüchtling" und "Erstaufnahmeland"; 

8. verpflichtet die Parlamente, in Zusammenarbeit mit ihren j ew eiligen Exeku

tivorganen Verfahren für die formale Definition der Rechtsstellung der 

Flüchtlinge in j edem Staat einzuführen; 

9 .  fordert die Staaten dringend auf, in bezug auf die "Verteilung der Last" ,  die 

die Flüchtlinge und Vertriebenen darstellen, eine größere Solidarität zu 

zeigen, und bittet sie, den Aufnahmeländern durch die Gewährung finanzieller 

und organisatorischer Unterstützung bei der Bewältigung der durch die 

Anwesenheit dieser Flüchtlinge und Asylbewerber entstandenen zusätzlichen 

Schwierigkeiten zu helfen; 
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1 0 .  fordert die Parlamente und die internationale Gemeinschaft auf, ganzen 

Bevölkerungsgruppen, denen ihr Heim atland durch Annektierung, Besetzung 

oder auf andere Weise genom men wurde, Beis tand zu leis ten, um ihnen die 

Selbstbestimmung zu ermöglichen und die Zahl der Flüchtlinge und Vertriebe

nen zu senken; 

1 1 . fordert die Parlamente auf, sich dafür einzuset zen, daß dem Problem der 

Flüchtlinge und Vertriebenen in der Wirtschafts- und Entwicklungshil fe sowie 

in anderen Bereichen der internationalen Zusam menarbeit eine größere 

Aufmerksam keit beigem essen wird, dam it in den Herkunftsländern der 

Flüchtlinge Voraussetzungen geschaffen werden, die ihnen die Rückkehr in ihr 

Heimatland ermöglichen; 

1 2.. fordert die Staaten auf, das besondere Los der Ver triebenen, die keinen 

internationalen rechtlichen Schut z genießen, zu erwägen, und die Ausarbei

tung geeigneter Rechtsins trumente,  die ihnen einen solchen Schut z gewähr

leisten können, in Betracht zu ziehen; 

1 3 .  richtet die Aufmerksamkeit der Staaten auf das Los der Kriegsgefangenen, 

der Inhaftierten und der Zivilbevölkerung in Gebieten bewaffneter Konflikte 

und anderer Spannungsherde und fordert sie auf, die Aktivitäten des IKRK 

zum Schutz solcher Personen zu unterstützen; 

14 .  spricht den internationalen Hilfsorganisationen im humanitären Bereich, vor 

allem dem UNHCR, dem IKRK und der UNRWA für ihre zum Schut z der 

Flüchtlinge und Vertriebenen geleistete Arbeit ihre Anerkennung �, fordert 

alle Staaten auf,  diese Organisationen in ihren Bemühungen um dauerhafte 

Lösungen des Flüchtlings- und Vertriebenenproblem s  zu unterstützen, und 

z w ar  in erster Linie durch die freiwillige Repatriierung mit der Zustimmung 

und der Unterstützung der Betroffenen, aber auch gegebenenfalls durch die 

Integration in die Asylländer, jedoch nur mit vorheriger Zust immung dieser 

Länder , oder durch die Niederlassung in Drit tländern, und forder t alle Staaten 

ebenfalls auf,  ihre m aterielle Hilfe für diese Organisationen zu verstärken; 

1 5. begrüßt ebenfalls die von seiten der nichtstaatlichen Hilfsorganisationen für 

Flüchtlinge und Vertriebene geleistete Hilfe, und besteht auf der Notwendig

keit einer Unterstüt zung dieser Organisationen durch die Mitgliedstaaten. 

* * * * * 
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H. Der Beitrag der Parlamente zu den Bemühungen um die Verwirklichung der 
Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker und zur Abschaffung der Apartheid und aller Formen des Rassismus 

(Mit 7 9 1  Stimmen bei 1 22 Gegenstimmen und 207 Enthaltungen angenommen; 
Österreich: 6 Nein, 6 Enthaltungen) 

Die 78.  Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die in der Resolution 1 5 14 der Generalversam mlung der 

Vereinten Nationen vom 1 4. Dezember 1 9 6 0  enthaltene Erklärung über die Gewäh

rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker und die Resolution 262 1 

vom 1 2. Oktober 1970 ,  die das Aktionsprogramm für die uneingeschränkte Anwen

dung der Erklärung um faßt, sowie auf die Resolution 3 5/ 1 1 8 vom 1 1 . Dezember 

1 980, deren Anhang den Aktionsplan für die uneingeschränkte Anwendung der 

Resolution enthält;  

ni mmt die Resolution 40/56  der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

vom 2. Dezember 1 9 8 5  über den 25.  Jahrestag der oben genannten Erklärung zur 

Kenntnis; 

nimmt insbesondere die in der Resolution 40/ 5 6  der Generalversam mlung der 

Vereinten Nationen erw ähnte Feststellung � Kenntnis, daß eine große Zahl 

ehemaliger Kolonialgebiete ihre Unabhängigkeit erreicht hat und viele ehemalige 

Treuhandgebiete und Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung ihr Recht auf Selbstbe

stimmung und Unabhängigkeit im Sinne der Erklärung ausüben; 

erkennt die bedeutende Rolle �, die die Vereinten N ationen allgemein und 

insbesondere die oben genannte Erklärung in bezug auf die Gewährung der 

Unabhängigkeit an zahlreiche ehemalige Kolonien, Treuhandgebiete und Hoheitsge

biete ohne Selbstregierung gespielt haben; 

bekräftigt das Recht der durch Kolonialismus, Neokolonialismus, Rassendis

kriminierung und die Apartheid unterdrückten Völker auf Unabhängigkeit, nationale 

Souveränität und Selbstbestimmung, sowie ihr Recht, sich mit allen ihnen zur 

Verfügung stehenden Mitteln, einschließlich des bewaffneten Kampfes, für die 

Verwirklichung ihrer Ziele einzusetzen; 
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ist sich der Tatsache bewußt, daß dem Begriff  des Neokolonialismus seit der 
- -- --

Verabschiedung der oben genannten Erklärung eine zunehmende Bedeutung beige

messen wird; 

betont , daß die Anerkennung des Rechts auf Selbs tbesti mmung und des 

Prinzips der territorialen Integrität gleichermaßen die Grundlage für eine befriedi

gende Lösung des Problems der Entkolonialisierung bilden; 

verweist  auf die bedeutende Rolle,  die die Parlamente in allen Ländern bei 

der Durchführung des Entkolonialisierungsprozesses gespielt haben, indem sie die 

Wahrung der In teressen der Kolonial völker sichers teIlen; 

bekräftigt ihre feste Entschlossenheit ,  den Rassismus in allen Erscheinungs

formen sowie die Rassendiskriminierung und die Apartheid uneingeschränkt und 

vorbehaltlos zu beseitigen; 

erklärt ihre Solidarität für die von der internationalen Gemeinschaft gemäß 

dem Prinzip der Selbstbestimmung unternommenen Bemühungen zur Förderung der 

Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Entkolonialisierung, sowie zur Ab

schaffung der Apartheid und jeder Form von Rassendiskriminierung; 

verurteilt j ede Politik, die auf der Überlegenheit einer Rasse oder einer 

ethnischen Gruppe beruht;  

ist  zutiefst besorgt über das unveränderte Los der ethnischen Minderheiten/ 

Mehrheiten in einigen Ländern, die benachteiligt werden und keine Chancengleich

heit besit zen; 

betont, daß es wichtig und dringend erforderlich is t, die Aufmerksamkeit der 

internationalen Gemeinschaft auf die unzulässige Unterdrückung und den Rassismus 

in Südafrika und Namibia zu richten; 

ist besorgt über die Tatsache, daß ein Großteil der auf der Pariser Weltkonfe

renz gutgeheißenen E mpfehlungen über die Verhängung von Sanktionen gegen das 

rassistische Südafrika noch nicht verwirklicht wurde, was in erster Linie auf 

egoistische Wirtschaftsinteressen einiger westlicher Länder in Südafrika und N ami

bia zurückzuführen ist; 
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bringt ihre Bewunderung für diejenigen Personen zum Ausdruck, die unter 

großen persönlichen Opfern jurist ischen, medizinischen und finanziellen Beistand 

leisten, um das Leiden der Kinder zu mildern und die Welt über die barbarische 

Behandlung zu unterrichten, die das rassistische Regime den schwächsten seiner 

Bürger zuteil werden läßt; 

ist der Überzeugung, daß es in Südafrika keine positive Entwicklung geben 

kann ohne die Freilassung aller Inhaftierten und aller politischen Gefangenen und 

ohne eine Beteiligung der Befreiungsbewegungen an allen Verhandlungen, die eine 

Machtübernahme durch die Mehrheit zum Ziele haben; 

bringt ihre Anerkennung .!!:!!!! Ausdruck für den wachsenden Widerstand der 

Schwar zen gegen die rassistischen Gesetze und die vor kurzem von südafrikani

schen weißen Liberalen ergrif fene Initiative, mit dem Afrikanischen Nationalkon

greß (ANC) ins Gespräch zu kommen, - Tatsachen, die beide Anzeichen dafür sind, 

daß der rassistische staat liche Propagandaapparat und der Einsat z von Brutalität 

zur Einschüchterung der Massen immer mehr versagen; 

ist der Meinung, daß die internationale Gemeinschaft die Pflicht hat ,  den 

Namibiern in ihrem Kampf um Selbstbestimmung und Unabhängigkeit beizustehen, 

der in keiner Weise mit den auf internationaler Ebene bestehenden Problemen in 

Zusammenhang steht; 

weist die Bemühungen des rassistischen südafrikanischen Regimes um die 

Annektierung einiger namibischer Gebiete zurück; 

bekräftigt erneut, daß die SWAPO (Südwestafrikanische Volksorganisation) 

die einzige legitime Vertretung des namibischen Volkes ist; 

ist zutiefst besorgt über die Tatsache, daß das Verhalten des Apartheid

regimes gegenüber den schwarzen Mehrheiten in Südafrika und N amibia immer 

gewalttätiger und unerträglicher wird, weil versucht wird, j ede oppositionelle 

Regung im Keim zu ersticken; 

is t bestürzt  über die Taktik Südafrikas bei seinem mit  allen Mitteln geführten 

Angriff auf die unabhängigen schwarzen Nachbarstaaten, durch die für die Volks-
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wirtschaften dieser Staaten Zerstörungen in Höhe von mehreren Milliarden Dollar 

entstehen und Tausende unschuldiger Bürger direkt oder durch gedungene Ver

brecherbanden der UNITA und der MNR getötet und verstümmelt werden; 

ni m m t  Kenntnis von friedensfördernden Initiativen, die von der Volksrepublik

Angola zur Herbei führung einer ehrenhaften, gerechten und dauerhaften Lösung der 

Probleme Südafrikas vorgeschlagen wurden und in der Plat tform umfassender 

Verhandlungen enthalten sind, die dem Generalsekretär der Vereinten N ationen, 

Javier Perez de Cuellar, im Jahre 1 984 vom Präsidenten der Volksrepublik Angola, 

Jose Eduardo dos Santos, unterbreitet wurden, sowie von dem von Angola, Kuba, 

Südafrika und der S W APO unterbreiteten Vorschlag eines um fassenden Überein

kommens, das unter der Schirmherrschaft des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen oder seiner ständigen Mitglieder ausgearbeitet und der j et zigen Regierung 

der Vereinigten Staaten von Amerika am 4. August 1987  von der angolanischen 

Regierung vorgelegt wurde; 

begrüßt die Flexibilität und den politischen Willen der angolanischen Regie

rung bei der Suche nach einer friedlichen Regelung der Probleme Südafrikas; 

ist sich der Tatsache bewußt, daß die Ursache für die Armut des namibischen 

Volkes auf die durch die süd afrikanische Kolonialherrschaft erfolgte Mißachtung 

der Bestim m ungen des D ekrets Nr.  1 der Vereinten Nationen zum Schut z der 

natürlichen Ressourcen Namibias zurückzuführen ist ;  

unterstüt zt  das Recht des Volkes in  der Demokratischen Arabischen Republik 

e 
Sahara (D ARS) auf den Kampf um Selbstbestim m ung und Unabhängigkeit ; 

unterstütz t  die vom Generalsekretär der Vereinten N ationen und dem Präsi

denten der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) unternom menen Bemü

hungen um die Verwirklichung der einschlägigen Entschließungen über das Recht 

des saharauischen Volkes auf Selbstbest immung und Unabhängigkeit,  um durch ein 

demokratisches Referendum eine gerechte und friedliche Lösung dieses Problem s  

herbeizuführen; 

bringt ferner ihre tiefe Besorgnis � Ausdruck über die anhaltenden 

Spannungen im Nordwesten Afrikas, die auf den Konflikt in der westlichen Sahara 

zurückzuführen sind und eine schwere Bedrohung für den Frieden und die Stabilität 

in der Region darstellen; 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 209 von 484

www.parlament.gv.at



- 4 1 -

verweist auf die Resolutionen 38/40, 39/40, 40/ 5 0  und 41/ 1 6  der General

versammlung der Vereinten Nationen über die Frage der westlichen Sahara, die den 

Friedensplan der Organisation für afrikanische Einheit (OAU) wiederaufgreifen, der 

in der Resolution AHG/ I 04 (XIX) über die westliche Sahara enthalten ist,  die von 

der Konferenz der Staats- und Regierungschefs der OAU auf ihrer 1 9 .  ordentlichen 

Sitzung (Addis Abeba 6. - 1 2. Juni 1 983) durch Konsens angenommen wurde; 

wiederholt den von der Interparlamentarischen Union auf ihren letzten 

Konferenzen zum Ausdruck gebrachten Appell zur Bekräftigung des unveräußer

lichen Rechts des saharauischen Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit; 

erkennt die Polisario-Volksfront als alleinige legitime Vertretung des 

saharauischen Volkes an, das sein legitimes Recht verteidigt, in Frieden zu leben 

und seinen rechtmäßigen Plat z unter den unabhängigen Staaten einzunehmen; 

verweist auf die von der 76. Interparlamentarischen Konferenz in Buenos 

Aires im Oktober 1986  angenommene Resolution über die Falklandinseln (Malwi

nen) ; 

ist der Ansicht, daß die Situation in Osttimor Anlaß zu Besorgnis gibt; 

ist zutiefst besorgt über den weiterhin bestehenden Kolonialismus in Puerto 

Rico, Guam, auf den Britischen und Amerikanischen Jungferninseln, in den Treu

handgebieten im Pazi fischen Ozean, auf den Bermudas und in anderen sogenannten 

kleinen unter Fremdherrschaft stehenden Territorien, über die zahlreiche Ent

schließungen von der Generalversammlung und anderen Organen der Vereinten 

Nationen verabschiedet wurden; 

1 .  würdigt die von den Vereinten Nationen zur Förderung der Unabhängigkeit 

der Kolonialvölker geleistete Arbeit , die auf den Prinzipien der Erklärung 

über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker 

beruht; 

2. ist weiterhin entschlossen, Mittel und Wege für die uneingeschränkte Unter

stützung des gerechten Kampfes der Völker zu finden, die noch unter Kolo

nialismus, fremder Einmischung, Interventionismus, Hegemonie, Destabilisie

rung und anderen Formen der Beherrschung leiden; 
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3 .  bedauert das Fortbestehen gewisser kolonialer Verhältnisse, erkennt j edoch 

den i m  Bereich der Entkolonialisierung erreichten Fortschrit t an und erklärt,  

daß das Fortbestehen des Kolonialismus in allen Erscheinungsformen so wie 

j eder Form von Rassismus und der Apartheid unvereinbar ist mit der Charta 

der Vereinten Nat ionen, der Erklärung und den Prinzipien des Völkerrechts; 

4. bekräftigt erneut die aufgrund der Char ta und der Erklärung für alle 

Verwaltungsmächte bestehende Verpflichtung, in den von ihnen verwalteten 

Gebieten wirtschaftliche, soziale und andere Bedingungen zu schaffen, die 

diesen Territorien die Herbei führung einer w irklichen Unabhängigkeit und 

wirtschaftlichen Eigenständigkeit  ermöglichen, und fordert die Verwaltungs

mächte dringend auf, einen verbindlichen Zeitplan für die Gewährung des 

Rechts auf Selbstbestimmung an alle noch unter Kolonialherrschaft stehenden 

Völker aufzustellen; 

5. fordert die Verwaltungsm ächte auf, die kulturelle Identität sowie die nationa

le E inheit der von ihnen verwalteten Gebiete zu  erhalten und die volle 

Ent faltung der einheimischen Kultur zu fördern, um die Ausübung des Recht s 

auf Selbstbest immung und Unabhängigkeit durch die Völker dieser Gebiete zu 

erleichtern; 

6 .  erklärt erneut, daß alle Form en des Rassismus und der Rassendiskrim inierung, 

vor allem in ihrer institutionalisierten Form wie der Apartheid oder als 

Ergebnis offizieller Doktrinen der Überlegenheit einer Rasse oder der Ras

sentrennung, zu den schw ersten Menschenrechtsverlet zungen unserer Zeit 

zählen und m it allen Mit teln bekämpft w erden müssen; 

7.  appelliert an alle Regierungen so wie an alle internationalen und nicht staat

lichen Organisationen, ihre Aktivitäten im Kampf gegen den Ras sismus, die 

Rassendiskri minierung und die Apartheid zu intensivieren und den Opfern 

dieser Mißstände beizustehen; 

8. bekräftigt erneut, daß die Politik der Apartheid und die Verweigerung 

gleicher Rechte für bes tim m te ethnische Gruppen eines Landes Formen von 

Rassismus sind, die verurteilt und abgeschafft werden müssen; 

9 .  appelliert an alle Staaten, rechtliche und andere Hindernisse unverzüglich 

auszuräumen, durch die einer ethnischen oder anderen Gruppe die uneinge

schränkte Ausübung ihrer bürgerlichen Rechte versagt wird; 
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1 0. bestätigt erneut die moralische und rechtliche Legiti mität des nationalen 

Befreiungskampfes in Südafrika und Namibia als einen Akt der Selbstverteidi

gung, der den materiellen und moralischen Beistand der internationalen 

Gemeinschaft verdient; 

1 1 . begrüßt die im September 1 987 in Harare veranstaltete internationale Konfe

renz über Kinder, Unterdrückung und Recht im Apartheidregime Südafrikas 

sowie die Auswirkungen der von ihr gemachten Beobachtungen und Vorschlä

ge; 

1 2. verurteilt die Verbantustanisierung ganzer Regionen Afrikas und die Errich

tung von M arionettenregierungen in den Bantustans; 

1 3. weist j eden Versuch des rassistischen Regimes, gemäßigten schwarzen Grup

pen die Beteiligung im vorgeschlagenen Nationalrat zu ermöglichen, als eine 

Maßnahme zurück, die zu einer Spaltung der Massen führen kann und ihren 

Erwartungen nicht entspricht; 

14. weist ebenfalls j ede Reform des Apartheidregimes als einen beschämenden 

und vergeblichen Versuch zurück, die Aufmerksamkeit der internationalen 

Gemeinschaft von dem ungeheuren Ausmaß der Gewalt und der gegen 

Millionen unschuldiger Südafrikaner begangenen Verbrechen abzulenken; 

1 5. befürwortet die Freilassung aller politischen Gefangenen, einschließlich 

Nelson Mandelas und anderer Führer, als eine Voraussetzung für Verhandlun

gen, an denen alle politischen Organisationen beteiligt sind, und die zur 

Abschaffung des repressiven und unmenschlichen Apartheidregimes und der 

Schaffung einer Gesellschaft führen, die frei von Rassismus ist und an deren 

Spitze eine Regierung steht, die von allen mündigen Südafrikanern eines 

vereinigten Südafrikas in Ausübung ihres allgemeinen Wahlrechts bestimmt 

wird; 

1 6. wendet sich gegen die Verhängung des Ausnahmezustands und die Inhaftierung 

von Führern politischer Vereinigungen, Gewerkschaften, Jugend-, Studenten-, 

und Frauenorganisationen; 
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1 7 . weist die Rechtm äßigkeit  des ausschließlichen Wahlrecht s für Weiße, w odurch 

8 5  % der Bevölkerung ausgeschlossen wurden, als Farce und Mißachtung des 

demokrat ischen Prinzips zurück; 

1 8 .  bringt ihre Anerkennung für die Bem ühungen zum Ausdruck, die unter 

indischem Vorsi t z  von den Staatschefs aus sechs Nationen und den Blockfrei

en zur Schaffung eines Afrika-Fonds unternom men wurden, der den gerechten 

Kampf der unter Kolonialherrschaft und rassis tischer Unt erdrückung leiden

den Völker unters tützen soll; 

1 9 . fordert die Vers tärkung des nationalen und internationalen Drucks im Zusam

menhang mit dem weltweiten Aufruf zur Verhängung um fassender, verbind

licher und wirksam er Sanktionen durch den Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen, gem äß Kapitel VII der Charta, sowie die D urchführung wirtschaft

licher Sanktionen gegen Südafrika bis zum völligen Abbruch der H andelsbe

ziehungen und der diplomatischen Beziehungen; begrüßt die bereits von 

einigen Ländern in diesem Sinne ergrif fenen einschlägigen Init iativen und 

verurteilt diej enigen Länder, die das Apartheidregime durch die Nichtbefol

gung dieses Appells unterstüt zen; 

20.  fordert ebenfalls die Aufhebung des Geset zes über die innere Sicherheit,  des 

rassistischen und nazist isch geprägten Registrierungsgesetzes sowie anderer 

repressiver Geset zestexte über das Versam mlungsrecht, die Zensur und die 

Poli zeigewalt; 

2 1 .  verdam mt das rassistische Regime Südafrikas, weil es seinem staatlichen 

Sicherheitssystem die uneingeschränkte Macht verliehen hat, die Presse zu 

kontrollieren, öf fentliche Versam mlungen zu verbieten und Beerdigungen in 

den Townships der Schwar zen zu überwachen, und weil es ihm die volle 

Immunität verschaf ft hat ,  ungestraft Unterdrückungsmaßnahmen zu ergrei

fen; 

2 2 .  verurteilt das rassistische Regime Südafrikas ebenfal ls,  wenn es als Unter

zeichnerstaat des Zusat zprotokolls ( 1 9 7 7 )  zu den Genfer Abkommen von 1 949 

politische Aktivisten und gefangengenom m ene Widerstandskämpfer des Afri

kanischen Nationalkongresses (ANC) hinrichtet; 
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23.  befürwortet eine extensivere Auslegung der Grundsätze von Nürnberg zur 

Ahndung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit,  dam it ihr Anwendungs

bereich auch auf das Verbrechen der Apartheid im Sinne des internationalen 

Ubereinkommens über die Bekämpfung und Bestrafung des Verbrechens der 

Apartheid erstreckt wird; 

24. appelliert an die internationale Gemeinschaft, den Befreiungsbew egungen und 

der Bevölkerung Südafrikas und Namibias den für ihr Wohlergehen und ihre 

Rehabilitierung erforderlichen Beistand zuleisten; 

2 5 .  appelliert ferner an die Organisationen, die willkürlichen Masseninhaftierun

gen und -einkerkerungen, insbesondere von Kindern unter 18  Jahren, in 

Gefängnissen, Polizeizellen und " Umerziehungslagern" sowie die Ausbeutung 

von Kinderarbeit genau zu verfolgen und zu bekämpfen; 

26 .  erklärt ,  daß die Wal fischbai, die Pinguin-Inseln und alle vor der Küste dieser 

Bucht gelegenen Inseln gemäß der einschlägigen Entschließungen der Verein

ten Nationen integraler Bestandteil von Namibia sind; 

27 .  erklärt, daß die Verhängung von um fassenden und verbindlichen Sanktionen 

durch den Sicherheitsrat in Anwendung der Bestimmungen von Kapitel VII der 

Charta der Vereinten Nationen das einzige verbleibende friedliche Mit tel ist, 

um Südafrika wirksam zu zwingen, die Apartheid abzuschaffen, seine gegen 

die Frontstaaten, die friedliche und legitime Länder sind, gerichteten 

Aggressionshandlungen einzustellen und seine illegale Beset zung Namibias zu 

be enden; 

28.  weist nochmals j eden Zusammenhang zwischen der Unabhängigkeit Namibias 

und der Präsenz kubanischer Truppen in der Volksrepublik Angola kategorisch 

zurück und bekräftigt, daß allein der souveräne Staat der Volksrepublik 

Angola über die Präsenz der kubanischen Truppen in diesem Land oder über 

ihren Rückzug befinden kann; 

29 .  verurteilt nachdrücklich alle vom südafrikanischen Apartheidregime und 

seinen westlichen Verbündeten unternommenen Versuche, die Aufmerksam

keit der internationalen Gemeinschaft von dem Hauptproblem , nämlich der 

Dekolonialisierung Namibias, dadurch abzulenken, daß in zynischer Weise eine 
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Ost-West-Rivalität ins Spiel gebracht wird, die nur ein Vorwand is t und die 

Leiden des Volkes nur noch verlängert ;  

30 .  fordert die sofortige Auflösung der vorläufigen Marionet tenregierung in 

Namibia und bekräftigt ihre bedingungslose Unterstützung der Resolution 5 6 6  

( 1 9 8 5) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, i n  der die Errichtung 

einer "provisorischen" Regierung in Namibia durch das rassistische Regi m e  

Südafrikas als eine Verlet zung der Resolution 43 5/ 7 8  des Sicherheitsrates der 

Vereinten Nationen für illegal, null und nichtig erklär t  wird; 

3 1 .  fordert alle westlichen Länder auf, die Unterstüt zung des Apartheidregimes 

im nuklearen Bereich oder die diesbezügliche Zusammenarbeit einzustellen; 

3 2. verurteilt die gegenwär tige Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 

auf das Schärfste wegen ihrer flagranten und unannehmbaren Einm ischung in 

die inneren Angelegenheiten der Volksrepublik Angola und ihrer sogenannten 

Politik des " constructive engagement" ;  

33 .  fordert den sofortigen Abzug aller rassis tischen südafrikanischen Truppen aus 

angolanischem Hoheitsgebiet und die Achtung der Souveränität und der 

territorialen Integrität der Volksrepublik Angola durch Süd afrika; 

34. ersucht die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und die südafri

kanische Regierung, sich gemäß den von der angolanischen Regierung am 4. 

August 1 9 8 7  vorgelegten Initiativen ernsthaft und ohne Ausflüchte für den 

Frieden im südlichen Afrika einzuset zen; 

3 5. fordert alle Staaten dringend auf, den Frontstaaten und den Mitgliedsländern 

der Konferenz über die Koordination der Entwicklung im südlichen Afrika 

(SAD CC) wirtschaftlichen, finanziellen und militärischen Beistand zu leis ten, 

mit dem Ziel, die Apartheid wirksam zu bekämpfen, die Sicherheit dieser 

Staaten zu garantieren und ihre durch Aggressionshandlungen, D estabilisie

rungsmaßnahmen und Abhängigkeit geschw ächte Wirtschaft zu stärken; 

36. fordert alle Parlamente der Welt auf, ihre j eweiligen Regierungen zur 

Verabschiedung geeigneter Maßnahmen zu veranlassen, um die uneinge-
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schränkte Durchführung und Beachtung der Bestimmungen des Dekrets Nr. 1 

zum Schutz der natürlichen Ressourcen Namibias durch alle ihrer Recht

sprechung unterliegenden Privatpersonen und Gesellschaften zu gewährlei

sten; 

37 .  ersucht ferner alle Parlamente in der Welt, ihre jew eiligen Regierungen darin 

zu bestärken, ihre Hilfe und ihren Beistand für das namibische Volk im 

Bildungs- und Weiterbildungsbereich auf dem Weg über die für solche Zwecke 

geschaffenen Nebenorgane der Vereinten Nationen zu verstärken und diesem 

Volk in Anbetracht seiner bevorstehenden Unabhängigkeit technische Hilfe zu 

leisten; 

38 .  fordert die unverzügliche Realisierung der auf der 1 9 . Konferenz der Staat s

und Regierungschefs der OAU angenommenen Resolution AHG/ 104 und der 

Resolutionen 40/ 5 0  und 4 1/ 1 6  der Generalversam mlung der Vereinten 

Nationen, um dem Volk der westlichen Sahara die Ausübung seines unver

äußerlichen Rechts auf Selbstbesti mmung und Unabhängigkeit zu ermögli

chen; 

3 9 .  verweist auf die Resolutionen 38/40, 39/40, 40/ 5 0  und 4 1/ 1 6  der General

versam mlung der Vereinten Nationen und die von den Blockfreien auf ihrem 

8. Gipfel in Harare angenommenen Resolutionen über die Frage der 

westlichen Sahara, die den in der Resolution AHG/ 1 04 (XIX) enthaltenen 

Friedensplan der OAU aufgreifen; 

40. fordert die bei den Konfliktparteien - das Königreich Marokko und die Polisa

rio-Volksfront - auf, so schnell wie möglich direkte Verhandlungen über die 

Herbeiführung eines Waf fenstillstands aufzunehmen, um die erforderlichen 

Voraussetzungen für ein gerechtes und friedliches Referendum zu schaffen, 

das unter die Schirmherrschaft der OAU und der Vereinten Nationen gestellt 

wird und die Selbstbestimmung des Volks in der westlichen Sahara ohne j eden 

administrativen oder militärischen Zwang ermöglichen soll, und die Bedin

gungen dafür fest zuset zen; 

4 1 .  begrüßt die von Seiten des amtierenden Präsidenten der Organisation für 

Afrikanische Einheit und des Generalsekretärs der Vereinten Nationen erfolg

ten Bemühungen um die Herbeiführung einer gerechten und endgültigen 

Lösung in der Frage der westlichen Sahara; 
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42. fordert alle Parlamente auf, die Vereinten Nationen und die Organisation für 

die Afrikanische Einheit in ihren Bemühungen um die Realisierung der 

entsprechenden Resolutionen über die Entkolonialisierung der westlichen 

Sahara zu unterstützen; 

43.  ersucht Marokko, die internationalen Bemühungen um eine friedliche Lösung 

nicht zu kompromittieren und seine auf die Störung des demographischen 

Gleichgewichts in der westlichen Sahara ausgerichtete Besiedlungspolitik zu 

beenden, die eine Verletzung aller internationalen Übereinkünfte über be

setzte Gebiete darstellt; 

44. bekräftigt erneut das Recht der argentinischen Republik auf das Gebiet der 

Falkland-Inseln (M alwinen) , Südgeorgiens und der Sandwich-Inseln und wieder

holt ihren Appell für eine friedliche Beilegung des Streits zwischen diesem 

Land und dem Vereinigten Königreich und verurteilt die von letzterem 

einseitig getroffene Entscheidung über die separate Wirtschaftszone; 

45 .  begrüßt die Tatsache, daß Spanien und das Vereinigte Königreich im Anschluß 

an die Brüsseler Erklärung einen Verhandlungsprozeß in Gang gebracht haben, 

um alle ihre Streitigkeiten über Gibraltar, einschließlich der Fragen über die 

Souveränität, beizulegen; 

46.  fordert die von der Osttimor-Frage betrof fenen Parteien auf, mit dem 

Generalsekretär der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, um so bald wie 

möglich eine Lösung zu finden, die den Interessen der Bevölkerung dieser 

Gebiete entspricht und mit dem Prinzip der Selbstbestimmung in Einklang 

steht ; 

47 .  bekräftigt erneut das Recht des puertoricanischen Volkes auf Selbstbestim

mung, Unabhängigkeit und Souveränität gemäß der Resolution 1 5 1 4  (XV) der 

Generalversam mlung der Vereinten Nationen sowie die volle Gültigkeit dieser 

Resolution im Fall von Puerto Rico; 

48. unterstützt die Beschlüsse und Resolutionen der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen über die Gebiete von Guam, die Treuhandgebiete im 

pazifischen O zean, die britischen und amerikanischen Jungferninseln und alle 

anderen sogenannten kleinen Territorien, die noch unter Kolonialherrschaft 

stehen; 

* * * * * 
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Der Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung eines gerechten und um fassen
den Friedens zwischen dem Iran und dem Irak und zur Sicherheit der 
Schiffahrt im Golfgebiet ,  in Anwendung der Resolution 589 ( 1 987) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 

(Ohne Abstimmung angenommen) 

Die 78. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf alle einschlägigen von der Interparlamentarischen Union sowie 

von der Generalversam mlung und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

angenommenen Resolution in bezug auf den Konflikt zwischen dem Iran und dem 

Irak; 

verweist ferner auf die Erklärungen und Bemühungen des Sicherheitsrates und 

des Generalsekretärs der Vereinten Nationen; 

wird geleitet von der gemäß der Charta der Vereinten Nationen bestehenden 

Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ihre Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln und 

in einer Weise zu lösen, die den Frieden in der Welt und die internationale 

Sicherheit nicht gefährdet, und in ihren internationalen Beziehungen von der 

Androhung oder Anwendung von Gewalt  gegen die territoriale Integrität oder 

politische Unabhängigkeit eines anderen Staates abzusehen; 

bekräftigt erneut ihre in den Resolutionen früherer Interparlamentarischer 

Konferenzen in bezug auf den Konflikt z wischen dem Iran und dem Irak bekundete 

entschiedene Unterstützung für einen unverzüglichen Waffenstillstand, für die 

Beendigung aller Kampfhandlungen sowie für den Rückzug aller Streitkräfte hinter 

die international anerkannten Grenzen als ersten Schritt in Richtung auf die 

Beilegung des Konflikts; 

unterstützt die von den Vereinten Nationen, der Bewegung der blockfreien 

Staaten und der Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) unternommenen 

Bemühungen bei der Suche nach einer friedlichen, um fassenden, dauerhaften, 

gerechten und ehrenhaften Lösung des Konflikts zwischen dem Iran und dem Irak, 

ausgehend von der Resolution 598 ( 1 9 8 7) des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen, deren Prinzipien bei der internationalen Gemeinschaft eine breite 

Zustimmung gefunden haben; 
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ist überzeugt , daß diese Lösung nur durch gem einsame Anstrengungen der 

beiden Konfliktparteien erfolgen kann; 

bedauert den Ausbruch und die Fortset zung des Konflikts; 

ist zutiefst besorgt über die anhaltende Eskalation und die Ausweitung des 

Konflikts, die eine Gefahr für den Frieden in der Welt und die internationale 

Sicherheit darstellen; 

ist ebenfalls zutiefst besorgt über die Bom bardierung ziviler Bevölkerungs

zentren und die Angri ffe auf Schif fe neutraler Staaten und Flugzeuge der Zivilluft

fahrt ;  

bedauert die Verlet zungen des humanitären Kriegsvölkerrecht s W1d fordert 

die Konfliktparteien zur strikten Einhaltung und Durchführung der geltenden 

Rechtsnormen auf,  insbesondere des Genfer Protokolls vom 1 7 .  JW1i 1 9 25 über die 

Verwendung von chem ischen Waffen W1d der Genfer Abkom men vom 1 2. August 

1 949 über den Schut z von Kriegsgefangenen und Kriegsopfern; 

stellt mit Besorgnis fest ,  daß der Konflikt zwischen dem Iran W1d dem Irak 

trot z der von internationalen Organisationen und einzelnen Ländern unternom

menen Bemühungen mit unverminderter Intensität fortgesetzt  wird und die beiden 

Staaten bis je tz t  noch keine Friedensverhandlungen aufgenom men haben, um ihre 

Strei tigkei ten beizulegen; 

bekräftigt das im Völkerrecht verankerte Recht auf eine sichere W1d freie 

Schiffahrt und bedauert die gegen Handelsschiffe und z ivile Flugzeuge gerichteten 

Bedrohungen und Angriffe ,  die zum Teil zu einer Verstärkung der militärischen 

Präsenz in der Region beigetragen haben, einer Entwicklung, die die Suche nach 

einer Lösung des Konflikt s nicht leichter gemacht hat ;  

bekräftigt erneut ihre Überzeugung, daß die Parlamente und die Parlamenta

rier Verant wortung tragen in bezug auf die Schaffung einer Atmosphäre von 

Vertrauen und Verständnis in der Region; 
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1 .  fordert den Iran und den Irak auf, ihren Konflikt durch Verhandlungen, mit 

friedlichen Mitteln und in weiterer Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär 

der Vereinten Nationen im Rahmen seiner Bemühungen und Vorschläge, und 

insbesondere durch die uneingeschränkte Anwendung der Resolution 598 

( 1 987) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, beizulegen; 

z. fordert den Iran und den Irak auf, ihre Angriffe auf zivile Schiffe und 

Flugzeuge einzustellen und das Prinzip der freien Schiffahrt für alle Staaten 

zu beachten; 

3 .  fordert die Wiederherstellung einer sicheren und freien Schif fahrt in der 

Region sowie den Rückzug aller militärischen Streitkräfte; 

4. appelliert an alle anderen Staaten, alle Handlungen, die zur Fortset zung, 

Eskalation oder Ausweitung des Konflikts beitragen könnten, zu unterlassen; 

5 .  fordert alle Parlamente und Regierungen auf,  alle konstruktiven Anstren

gungen, insbesondere die im Rahmen der Vereinten Nationen unternommenen 

Bemühungen zur Herbeiführung einer friedlichen, um fassenden, dauerhaften, 

gerechten und ehrenhaften Beilegung des Konflikts zu unterstützen und zu 

fördern; 

6. bringt erneut ihre entschiedene Unterstützung für die von den Vereinten 

Nationen, der Bewegung der blockfreien Staaten und der Organisation der 

Islamischen Konferenz unternommenen Bemühungen � Ausdruck, deren 

Ziel eine friedliche Beilegung des Konflikts ist ;  

7 .  begrüßt die Bemühungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, gemäß 

der in der Resolution 598 ( 1987)  des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 

vorgesehenen Weise und Reihenfolge der Maßnahmen festzustellen, wo die 

Verantwortung für den Konflikt zu suchen is t; 

8. betont die Notwendigkeit, auch die s triktesten der in Kapitel VII der Charta 

der Vereinten Nationen vorgesehenen Folgemaßnahmen zu ergreifen, wenn 

das Verhalten einer der beiden Parteien nach Abschluß der laufenden Ver

handlungen von der Resolution 598 ( 1987)  des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen abweicht , die von der Weltöffentlichkeit als wichtigstes Instrument 

zur Beilegung des Konflikts angesehen wird; 
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9 .  fordert die internationale Gem einschaft und insbesondere die beiden Kon

fliktpar teien dringend auf, das humanitäre Völkerrecht einzuhalten und 

durchzuführen, vor allem das Genfer Protokoll vo m 1 7 .  Juni 1 9 2 5  über die 

Verwendung von chemischen Waf fen und die Genfer Abkommen vom 1 2 .  

August 1 949 über den Schutz von Kriegsgefangenen und Kriegsopfern; 

1 0 .  äußert ihre Unterstüt zung für den Vorschlag eines Wiederaufbauplans, der 

nach Beilegung des Konflikts mi t  entsprechender internationaler Hil fe durch

geführt werden soll, und für die Verabschiedung von Maßnahmen zur Förde

rung der Sicherheit und Stabilität in der Region. 

* * * * * 
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79. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, GUA TEMALA-ST ADT, 

1 1. bis 16. April 1988 

Die 79. Interparlamentarische Konferenz wurde am 1 1 .  April 1 988 im Miguel 

Angel Asturias Kulturzentrum in Anw esenheit des Präsidenten der Republik 

Guatemala Dr. Marco Vinicio Cerezo Arevalo eröffnet. Außer dem Präsidenten 

Cerezo ergrif fen der Präsident des Kongresses der Republik Guatemala Al fonso 

Alonso Bar illas, der Präsident des Interparlamentarischen Rates Dr.  Hans Stercken 

sowie der Stellver tretende Generalsekretär der Vereinten Nationen J. Jonah, der 

eine Grußbotschaft des Generalsekretärs der Vereinten Nationen Javier Perez de 

Cuellar überbrachte, das Wort.  

In der ersten Sit zung der Konferenz wurde der Präsident des Kongresses der 

Republik Guatemala Alfonso Alonso Barillas zum Konferenzpräsidenten, die Leiter 

der anderen D elegationen - unter ihnen der österreichische D elegationsleiter Abge

ordneter Josef Pfei fer - zu Vizepräsidenten gewählt.  

Teilnehmer 

D ie Konferenz um faßte 689 Delegier te aus den nationalen Gruppen von 93 

Staaten , darunter 427 Parlament arier und 1 1  Beobachter .  

Österreichische D elegation 

Josef Pfei fer 
Ersatzmitglied des Interparlam entarischen Rates, 
D elegationslei t er 

Dkfm.  DDr.  Friedrich König 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
stellvertretender D elegationsleiter 

Mag. Dr. Josef Höchtl 

Mag. Walter Guggenberger 

Mag. Herbert Haupt 
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Tagesordnung 

a) 

b) 

c) 

Auf der Tagesordnung standen folgende inhaltlichen Punkte: 

Frieden und Entwicklung in der Welt durch die Schaf fung einer Atmosphäre 
des Ver trauens in den zwischenstaatlichen Beziehungen, auf deren Grundlage 
militärische Konzeptionen verabschiedet werden können, die einen aus
schließlich defensiven Charakter haben 

Förderung und Entwicklung von Umweltstrategien auf nationaler und interna
tionaler Ebene zur Verwirklichung einer dauerhaften Entwicklung, gekoppelt 
mit der verstärkten Erhaltung des natürlichen und kulturellen Erbes der Welt 

Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in der 
Welt. 

Weiters lagen der Konferenz zwei Anträge auf Erweiterung der Tagesordnung 

vor. Der erste dieser Anträge w ar von der tunesischen Gruppe namens der 

arabischen Gruppen unter dem Titel " Die Rolle der Parlamentarier bei der 

Unterstüt zung der Erhebung des palästinensischen Volkes gegen die israelische 

Okkupation" gestellt worden; der zweite Antrag wurde gemeinsam von den Gruppen 

der Bundesrepublik D eutschland und Norwegens mit dem Titel "Aussichten für 

Frieden, Demokratie und wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Mit telamerika" 

vorgelegt. 

Der Antrag der tunesischen Gruppe erhielt 5 53 Ja-Stimmen gegen 224 Nein

Stimmen bei 3 27 Enthaltungen. Der Antrag der Gruppen der Bundesrepublik 

Deutschland und Norwegens erhielt 883 Ja-Stimmen gegen 1 2 1  Nein-Stimmen bei 

84 Enthaltungen, somit die erforderliche Zweidrittelmehrheit und das höhere 

Ausmaß an Unterstüt zung gegenüber dem erstgenannten Antrag. Er wurde daher 

auf die Tagesordnung gesetzt.  

Sit zungen der Kom missionen 

Der Tagesordnungspunkt "Aussichten für Frieden, Demokratie, wirtschaft

liche und soziale Entwicklung in Mittelamerika" wurde von der I. Kommission 

(Kommission für politische Fragen, internationale Sicherheit und Abrüstung) in 

Sitzungen am 1 2. und 1 5. April erörtert .  Nach Ausarbeitung eines Resolutionsent

wurfs durch ein Redaktionskomitee konnte der Konferenz ein einstimmig angenom

mener Text unterbreitet werden. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 223 von 484

www.parlament.gv.at



- 5 5  -

Der Tagesordnungspunkt "Frieden und Entwicklung in der Welt durch die 

Schaffung einer Atmosphäre des Vertrauens in den zwischenstaatlichen Beziehun

gen, auf deren Grundlage mil itärische Konzeptionen verabschiedet werden können, 

die einen ausschließlich defensiven Charakter haben" wurde ebenfalls von der 1. 
Kommission in Sitzungen am 1 3 .  und 1 5 . April beraten. Aufgrund der Arbeit eines 

Redaktionskomitees wurde der Konferenz ein einsti m m ig angenom mener Resolu

tionsentwurf vorgelegt. 

D er Tagesordnungspunkt "Förderung und Ent wicklung von Umweltstrategien 

auf nationaler und internationaler Ebene zur Verwirklichung einer dauerhaften 

Ent wicklung, gekoppelt mit der verstärkten Erhaltung des natürlichen und kulturel

len Erbes der Welt" wurde von der II!. Kom m ission (Kommission für wirtschaftliche , 

soziale , kulturelle und U mweltfragen) am 14. und 1 6 .  April unter Einsetzung eines 

Redaktionskomitees behandelt .  D er Konferenz wurde ein ohne Abstimmung ange

nom mener Resolutionsent wurf vorgelegt.  
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RESOLUTIONEN DER KONFERENZ 

Am Nachmittag des 1 6. April beschloß die Konferenz auf Grund der Berichte 

der Kommissionen folgende Resolutionen: 

1.  Frieden und Entwicklung in der Welt durch die Schaf fung einer Atmosphäre 
des Vertrauens in den z wischenstaatlichen Beziehungen, auf deren Grundlage 
mili tärische Konzeptionen verabschiedet werden können, die einen 
ausschließlich defensiven Charakter haben 

(Im Konsensverfahren verabschiedet) 

D ie 79 .  Interparlamentar ische Konferenz 

erinnert daran, daß eine Atmosphäre des Vertrauens z wischen Völkern und 

Staaten, die durch die Förderung von umfassender Zusammenarbeit auf der 

Grundlage der Grundsät ze der Charta der Vereinten Nationen herbeigeführt wird, 

eine unerläßliche Voraussetzung ist für die Entwicklung von dauerhaftem Frieden 

und kollektiver Sicherheit in einer Welt ,  in der große Uneinigkeit herrscht ; 

erkennt ,  daß die Bewahrung von Frieden und Stabilität in der Welt die 

wichtigste Vorausset zung für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung aller 

Völker ist ;  

ist  sich bewußt, daß die Schaffung einer Atmosphäre des Vertrauens eng 

verbunden ist m it wirtschaftlichem Fortschritt und Wohlstand insgesam t  sowie mit  

der Verwendung der durch Abrüstung freiwerdenden Ressourcen zur F örderung des 

Friedens auf der Grundlage der Gesam tentwicklung aller Völker und ganz besonders 

der Entwicklungsländer; 

ist davon überzeugt, daß in unserer Zeit die verläßliche Sicherheit aller 

Länder in säm tlichen Bereichen der internationalen Beziehungen nur auf 

politischem Wege und durch gemeinsame Anstrengungen aller Staaten 

sichergestellt werden sollte;  

betont , daß ein nuklearer Krieg nicht gewonnen werden kann und niemals 

ausgelöst werden darf; 
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ist sich darüber im klaren, daß die Tatsache, daß die Entdeckung der 

Atomwaffen nicht rückgängig gemacht werden kann, es erfordert,  eine weltweite 

Atmosphäre des Vertrauens zu schaffen, in der eine neue Eskalation des Wettrü

stens ausgeschlossen ist; 

weiß, daß die Schaffung eines Systems der vertrauens- und sicherheitsbilden

den Maßnahmen eine Voraussetzung für Abrüstung ist; 

zeigt sich befriedigt über die von den Vereinigten Staaten und der UdSSR 

vorgenommene Unterzeichnung des Vertrags über die Beseitigung der Mit tel- und 

Kurzstreckenwaffen, mit dem eine neue geostrategische Lage geschaffen wird, die 

gekennzeichnet ist von Entspannung, und fordert eine konstruktive Antwort aller 

Nationen, die zeigt, daß es möglich is t, wirkliche Abrüstungsmaßnhmen zu ergrei

fen und Verfahren zur Verifizierung dieser Maßnahmen fest zulegen; 

betont, daß noch immer ungeheure Arsenale von nuklearen und konventionel

len Waffen existieren und daß daher weitere konzertierte internationale Anstren

gungen erforderlich sind, um in erster Linie ein um fassendes Verbot von Atomwaf

fentests, die völlige Ächtung chemischer Waffen, die Beseitigung der taktischen 

Nuklearwaf fen, die Begrenzung und Beseitigung strategischer Nuklearwaffen sowie 

die weitere Begrenzung konventioneller Waffen zu erreichen; 

weiß, daß ein wirkliches System vertrauens- und sicherheitsbildender M aßnah

men nicht allein durch Abrüstung im nuklearen und chemischen Bereich erreicht 

werden kann, sondern daß auch eine Abrüstung bei den konventionellen Waffen und 

die Schaffung eines Rüstungsgleichgewichts in Angriff genommen werden muß; 

bekräftigt, daß die Hauptverantwortung für nukleare Abrüstung bei den 

Atomwaffenstaaten liegt; 

bekräftigt ihre Uberzeugung, daß die Schaffung atomwaffenfreier Zonen in 

verschiedenen Regionen der Welt eine der M aßnahmen ist ,  die wirksam dazu 

beitragen können, das gesetzte Ziel der Nichtverbreitung von Atomwaffen sowie 

eine generelle und umfassende Abrüstung zu erreichen; 

befürwortet als wesentlichen Bestandteil der Bemühungen, generelle und 

völlige Abrüstung herbeizuführen, die Ausarbeitung und Einführung defensiver 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)226 von 484

www.parlament.gv.at



- 5 8 -

m ilitärischer Konzeptionen als innenpolitische Maßnahme auf der Grundlage unver

minderter Sicherheit auf niedrigstm öglichem Rüstungsniveau; 

weist darauf hin, daß politische Doktrinen und Ansichten zwar rasch verän

dert werden können, militärische Potentiale aber auf Streitkräftepositionen, Sta-

tionierungen und Strukturen basieren , für deren Veränderung ein sehr viel längerer 

Zei traum er f order lieh w ärej 

betont, daß es nicht al lein genügt, ein quantitatives Gleichgewicht der 

Streitkräfte und m ilitärischen Systeme herbeizuführen; 

weist darauf hin, daß es unmöglich ist, einige Waffensysteme schem atisch als 

"of fensiv" und andere als "defensiv" zu bezeichnen; 

is t über zeugt, daß die Doktrin des Vertrauens auf die Überlegenheit der 

Kräfte Ausgangspunkt für die Anhäufung und Perfektionierung von Waffen ist ,  

insbesondere der nuklearen Waf fen, und daher eine Bedrohung des Friedens in der 

Welt darstellt; 

unters treicht die bedeutende Funktion, die den Vereinten Nationen im Be

reich der Abrüstung zuko m m t; 

bekräftigt die Rolle der Genfer Abrüstungskonferenz als einziges multilatera

les Verhandlungsgremium für Abrüstung sowie die Notwendigkeit, Arbeit und 

Verhandlungen der Konferenz verstärkt fortzuführen; 

ist überzeugt , daß bilaterale und multilaterale Verhandlungen über Abrüstung 

einander ergänzen sollten; 

begrüßt daher die Einberufung der D rit ten Sondersit zung der Generalver

sam mlung der Vereinten Nationen über Abrüstung (3 1 .  Mai bis 2.5 .  Juni 1 988 ) ,  wo 

für alle \.1itglieder konkrete Ziele und Verpflichtungen im Rahmen bilateraler und 

multilateraler Aktivitäten festgelegt werden sollen und nim m t  die anläßlich der 

Ersten Sondersit zung verabschiedete Abrüstungsstrategie sowie die Notwendigkeit 

der Verabschiedung eines um fassenden Abrüstungsprogramm s  � Kenntnis; 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 227 von 484

www.parlament.gv.at



- 59 -

nimmt in diesem Zusammenhang die von der 8. Gipfelkonferenz der Block

freien Staaten in Harare verabschiedete politische Erklärung � Kenntnis, in der 

die Staaten u.a. dringend ersucht werden, das gefährliche Streben nach einseitiger 

Sicherheit durch Aufrüstung aufzugeben und sich der Zielsetzung der kollektiven 

Sicherheit durch Abrüstung anzuschließen; 

nimmt ebenfalls die von den Staats- und Regierungschefs Argentiniens, 

Griechenlands, Indiens, Mexikos, Schwedens und der Vereinigten Republik Tansania 

am 2 1 .  Januar 1 988 an die Atomwaffenstaaten gerichtete Stockholmer Erklärung 

zur Kenntnis, in der u.a. von allen Staaten eine sofortige Einstellung der Atomwaf

fentests gefordert wird; 

begrüßt die Verabschiedung des Schlußdokument s der 1987  in New York 

abgehaltenen Abrüstungskonferenz über den Zusammenhang zwischen Abrüstung 

und Ent wicklung als eine bedeutende Entwicklung im Prozeß der multilateralen 

Uberprüfung dieses immer wichtiger werdenden Problems auf politischer Ebene; 

ist sich der engen Verbindung zwischen Abrüstung, Ent wicklung und Sicher

heit bewußt; 

äußert Befriedigung über die bemerkenswerten Fortschrit te,  die bei den 

Verhandlungen der Genfer Abrüstungskonferenz im Hinblick auf die völlige Ab

schaffung der chemischen Waffen erzielt wurden; 

erinnert an die positive Rolle, die die Konferenz für Sicherheit und Zusam

menarbeit in Europa (KSZE) bei der Konsolidierung von Sicherheit und Zusam men

arbeit auf diesem Kontinent und in der ganzen Welt gespielt hat; 

betont , daß seit der Verabschiedung des Dokuments der Stockholmer Konfe

renz für vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa 

im Jahre 1 986  zahlreiche in diesem Dokument vorgesehene Maßnahmen mit Erfolg 

verwirklicht wurden, durch welche die besondere Bedeutung dieses Dokuments bei 

der Förderung einer Atmosphäre des wachsenden Vertrauens zwischen den europäi

schen Staaten bestätigt wird; 

äußert die Hoffnung, daß die im KSZE-Prozeß vereinbarten Grundprinzipien 

und Maßnahmen auch für die Mittelmeerregion Anwendung finden werden; 
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erinnert nachdrücklich daran, daß die Beachtung des Recht s der Völker auf 

Selbstbesti m m ung und die Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Grundlage für eine wesentliche Verbesserung der Beziehungen zwischen den Staa

ten sind; 

vertritt nachdrücklich die Auf fassung, daß das Wet trüsten eine Stabilisierung 

des internationalen Währungssystems erschw ert hat und die gesunde Entwicklung 

des Welthandels verzerrt hat ,  wodurch die Bemühungen zur Schaf fung einer 

gerechten und stabilen Wirtschaftsordnung durchkreuzt wurden; 

1 .  ersucht die Parlam ente der Vereinigten Staaten und der UdSSR dringend, den 

Vertrag über die Beseitigung der Mittel- und Kurzstreckenwaf fen zu bestäti

gen und zu ratifizieren; 

2.  fordert die UdSSR und die Vereinigten Staaten von Amerika auf, m it 

Nachdruck und noch mehr Beharrlichkeit wei terzuverhandeln, mit dem Ziel, 

ein Abkommen über eine beträchtliche Reduzierung der strategischen Of fen

sivpotentiale sowie über die Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum 

abzuschließen; 

3 .  betont ihre nachdrückliche Überzeugung, daß alle Nuklearwaffenstaaten sich 

zum geeigneten Zeitpunkt an substantiellen Verhandlungen über die völlige 

Abschaf fung nuklearer Waffen auf der ganzen Welt beteiligen sollten; 

4 . unterstüt zt  nachdrücklich alle Bemühungen, die bestehenden Ungleichgewich

te und Asymmetrien in einigen Rüstungsbereichen zu beseitigen und nach 

Mit teln zu suchen, um bestehende Ungleichgewichte in einigen Bereichen zu 

reduzieren, damit die Seite,  die gegenüber der anderen Seite einen Vorteil 

besi t z t ,  angem essene Kürzungen vorni m m t  und empf iehlt allen Staaten und 

militärischen Bündnissen, M ilitärdoktrinen zu verabschieden, die einen aus

schließlich defensiven Charakter haben (Dokument des Gipfeltreffens der 

W arschauer-Pakt-Staaten vom 29.  Mai 1 987,  Ost-Berlin) ; 

s.  betont die Tatsache, daß eine ausschließlich defensive Militärdoktrin, wenn 

sie das gegenseitige Vertrauen zwischen den Staaten fördern soll,  auch die 

Art der Waf fensysteme, Ausbildung, Kom mandos trukturen, Logistik und 
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M anöver genau spezif izieren und die Staaten zum Verzicht auf Angrif fe auf 

andere Staaten und Beset zung ihres Territoriums bewegen muß; 

6. nimmt die Vorstellung der schrit tweisen Schaffung einer Zone des Vertrauens, 

der Zusammenarbeit und der gutnachbarschaftlichen Beziehungen zwischen 

den Mitgliedern des Warschauer Pakts und denen des Nordatlantischen 

Bündnisses zur Kenntnis; 

7 .  betont insbesondere die Bedeutung rigoroser Verifizierungsmaßnahmen, damit 

gewährleistet wird, daß Militärdoktrinen, die zur Verabschiedung rein defen

siver Konzeptionen führen, in der Tat zu wirksamen Abrüstungsmaßnahmen 

und zur Vernichtung aller Offensivpotentiale führen; 

8. ruft alle Staaten auf,  die Öffentlichkeit um fassend über Struktur, Größe und 

Aufbau ihrer Streitkräfte zu informieren; 

9 .  ersucht alle Staaten dringend, auf der Grundlage des Prinzips von Offenheit 

und Transparenz die D urchsetzung zusätzlicher Maßnahmen in Erwägung zu 

ziehen, wie z.B. die Schaf fung eines internationalen standardisierten Be

richtssystems für Verteidigungsausgaben; 

1 0. fordert die Parlamente und Regierungen auf, die rasche Verabschiedung eines 

umfassenden Atomwaffen-Teststoppvertrags zu unterstützen; 

1 1 . fordert ebenfalls alle Staaten auf, besonders die Atomwaffenstaaten, alles in 

ihrer Kraft Stehende zu tun und guten Willen zu zeigen, damit die General

versammlung der Vereinten Nationen zu einem erfolgreichen Abschluß ihrer 

vom 3 1 .  Mai bis 25.  Juni 1 988 in New York stat tfindenden Drit ten Sondersit

zung über Abrüstung gelangen kann; 

1 2. fordert darüber hinaus alle Staaten auf, das Genfer Protokoll aus dem Jahre 

1 925  über das Verbot der Verwendung von erstickenden, gi ftigen oder 

ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen Mit teln im Krieg strikt einzu

halten und die rasche Verabschiedung eines Ubereinkommens durch die 

Genfer Abrüstungskonferenz über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, 

Lagerung und des Einsatzes aller chemischen Waffen und über deren 

Vernichtung sowie die Vorlage dieses Ubereinkommens an die 

Generalversammlung der Vereinten Nationen zu unterstützen; 
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1 3 . begrüßt die von der Stockholmer Konferenz für vertrauens- und sicherheits

bildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa (KVAE) erzielten Ergebnisse ; 

14.  vertri t t  die Ansicht, daß der Prozeß der konventionellen Abrüstung in Europa 

sobald wie möglich unter der Schirmherrschaft der Konferenz für Sicherheit 

und Zusam menarbeit in Europa (KSZE ) eingeleitet werden sollte; 

1 5 . vertri t t  die Auffassung, daß es notwendig ist, rasch konkrete Verhandlungen 

über konventionelle Abrüstung einzuleiten und Anstrengungen zu 

unternehmen, um alle Staaten für eine Beteiligung zu gewinnen und den vollen 

Beitrag der Großmächte und der militär isch bedeutsamen Staaten zu sichern; 

1 6 .  vertri t t  ebenfalls die Ansicht, daß man alle auf den europäischen Schauplatz 

bezogenen Sicherheits- und Abrüstungsmaßnahmen auch auf die 

Mit telmeerregion und andere Regionen der Welt ausdehnen sollte; 

1 7 . appellier t an die Staaten, einzusehen, daß die Verabschiedung nicht

offensiver Verteidigungsdoktrinen nicht nur der wirksamste Weg ist ,  

gegenseitiges Mißtrauen in den Beziehungen z wischen den Großmächten zu 

beseitigen, sondern daß derar tige D oktrinen auch in allen Regionen der Welt 

anwendbar sind und daß die Schaf fung regionaler Verhandlungsgremien hierfür 

der geeignetste Weg ist ;  

1 8 .  fordert alle Staaten auf, die vertrauens- und si cherheitsbildenden Maßnahmen 

auf den politischen Bereich auszudehnen und der Achtung der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten, der gemeinsamen Bekämpfung des Terrorismus 

einschließlich des staatlich unterstützten Terrorismus sowie der 

Zusammenarbeit i m  kulturellen und wirtschaftlichen Bereich höchste 

Priorität einzuräumen; 

1 9. fordert die Staaten auf, die Schaf fung eines von allen Seiten anerkannten 

Systems zur friedlichen Regelung von Streitigkeiten zu prüfen; 

20 .  fordert alle Parlamente und Regierungen auf, sich dafür einzuset zen, daß die 

Verabschiedung von defensiven m ilitär ischen Konzeptionen als nationale 

Poli tik erreicht wird, aufbauend auf dem Prinz ip der unverminderten 

Sicherheit auf niedrigstmäglichem Rüstungsniveau; 
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2 1 .  fordert ebenfalls Regierungen und beteiligte Parteien auf, i m  Rahmen der 

weltweiten KVAE unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ihre 

Bemühungen zu koordinieren mit dem Ziel, regionale Konflikte und Spannun

gen abzubauen, wie z .B.  den arabisch-israelischen Konflikt, den Krieg 

zwischen Iran und Irak, die Situation im Südlichen Afrika, in der Westsahara, 

in Zentralamerika, auf den Falklandinseln {M alwinen} {einschließlich der 

Einstellung der Militärm anöver in dieser Region} und in Südostasien, und in 

Ubereinstimmung mit der Charta und den Resolutionen der Vereinten 

Nationen die letzten Relikte des Kolonialismus in der ganzen Welt 

auszurotten; 

22.  ruft außerdem die Regierungen der Industrieländer auf,  zusät zliche Ressour

cen, die durch Abrüstungsmaßnahmen freiwerden, für die Entwicklung in den 

En t wi cklungsländern ein zuset zen; 

23.  fordert die Schaffung einer Sonderbehörde, die unter der Schirmherrschaft 

der Vereinten Nationen Möglichkeiten prüfen soll, um die durch die Verab

schiedung von ausschließlich defensiven Militärdoktrinen freiwerdenden 

Humanressourcen und m ateriellen Ressourcen in den weltweiten Kampf gegen 

Hunger, Unterentwicklung und U mweltverschlechterung um zuleiten; 

24. empfiehlt ständige Bereitschaft zum Dialog, um das gegenseitige Vertrauen 

bei der Suche nach Lösungen für die Probleme der Menschheit zu verstärken. 

* * * * * 
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II. Förderung und Entwicklung von U mweltstrategien auf nationaler und interna
tionaler Ebene zur Verwirklichung einer dauerhaften Entwicklung, gekoppelt 
mit der verstärkten Erhaltung des natürlichen und kulturellen Erbes der Welt 

(Im Konsensverfahren verabschiedet) 

Die 79 .  Interparlamentarische Konferenz 

ist besorgt über die rasch um sich greifenden U mweltschäden, die Er

schöpfung der natürlichen und genetischen Resourcen und die sowohl in den 

Industrie- als auch in den Entwicklungsländern zu verzeichnende Zunahme ökologi

scher Probleme, die nachteilige Auswirkungen auf die wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung haben; 

is t ebenfalls besorgt über die jüngsten Anzeichen von Veränderungen in der 

Atmosphäre, insbesondere den Abbau der Ozonschicht , der das Wohlergehen der 

Menschen in allen Ländern bedroht; 

verweist auf die von der Interparlamentarischen Konferenz im Jahre 1 984 

angenommenen Empfehlungen über U mweltfragen sowie auf die anderen Empfeh

lungen, die 1987  von der Ad-hoc-Kommission zur Uberwachung der von dieser 

Konferenz gefaßten Beschlüsse verabschiedet wurden; 

verweist ebenfalls auf die am 1 1 . D ezember 1 987 von der Generalversamm

lung der Vereinten Nationen verabschiedete Resolution 42/ 1 87,  die den unter dem 

Titel " Unsere gemeinsame Zukunft" veröffentlichten Bericht der Weltkommission 

für U mwelt und Entwicklung an alle Regierungen sowie an die leitenden Organe der 

Einrichtungen, Organisationen und Program me der Vereinten Nationen übermit telt 

hat; 

betont , daß eine dauerhafte Entwicklung darin besteht, die Bedürfnisse der 

heutigen Generation zu erfüllen, ohne gleichzeitig späteren Generationen diese 

Möglichkeit zu nehmen; 
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fordert die Parlamente,  die Regierungen, den öf fentlichen und privaten 

Sektor sowie die Einrichtungen und Organe der Vereinten Nationen dringend auf, 

dauerhafte Entwicklung zu ihrem Leitprinzip zu erklären und dabei die in dem 

Bericht "Unsere gemeinsame Zukunft"  enthaltene Analyse sowie die Empfehlungen 

zu berücksichtigen. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele sollten folgende Maßnahmen ergrif fen werden: 

A. Weltwirtschaft,  Zusammenarbeit und Entwicklungshil fe 

1 .  Alle Regierungen und internationalen Einrichtungen sollten in ihren Beratun

gen und Beschlüssen die Auswirkungen der im Bereich der Weltwirtschaft zu 

verzeichnenden Tendenzen, Politiken und M aßnahmen im Hinblick auf Aus

sichten für eine dauerhafte Entwicklung berücksichtigen; 

2.. alle Regierungen und Kreditinstitute sollten M aßnahmen zur Erleichterung 

und ggf. zum Erlaß der Schulden der Entwicklungsländer ergreifen und die 

Möglichkeit einer Schuldenstreichung oder -reduzierung für solche Länder in 

Betracht ziehen, die sich ihrerseits zur Durchführung von Programmen zur 

Erhaltung der Umwelt verpflichten; 

3 .  die Regierungen sollten ihre Zusam menarbeit verstärken, mit dem Ziel, die 

internationalen Umweltprobleme besser erkennen, analysieren und lösen zu 

können und ihre nationalen umweltpolitischen Maßnahmen zur Früherkennung 

und Vermeidung von U m w eltschäden soweit wie möglich zu harmonisieren; 

4. die Regierungen sollten Anregungen zum Schutz der W älder - vor allem der 

tropischen Wälder - geben, da diese für die Erhaltung zahlreicher Pflanzen

und Tierarten unentbehrlich sind; 

5 .  die Regierungen sollten sich für eine großzügigere Finanzierung und die 

Anwendung des von den Vereinten Nationen erstellten Aktionsplans zur 

Bekämpfung der Wüstenausbreitung sowie für die Förderung der Welterhal

tungsstrategie einset zen und dabei zu der Einsicht gelangen, daß Armut zu 

Problemen wie Uberweidung und Abholzung führt ,  welche zu den Ursachen 

für die Ausbreitung der Wüstengebiete zählen. 
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B.  Nationale Analyse, Planung und Handelspoli tik 

1 .  Die Regierungen sollten eine Lis te rückblickender und vorausschauender 

Indikatoren erst ellen, um die ökologischen Konsequenzen der geplanten 

Program me und Projekte wirksam analysieren zu können; 

2 .  die Regierungen sollten die erforderlichen Verfahren zur Berechnung und 

Bekanntgabe derj enigen Kosten ausarbeiten, die zur Beseitigung von U mwelt

schäden aufgebracht werden müßten; 

3 .  die Regierungen sollten sich bemühen, ökologische Gesichtspunkte in ihre 

Wirtschafts-, Technologie-, Energie-, Verkehrs-, Außenhandels-, Industrie-, 

Außen- und Verteidigungspolitik miteinzubeziehen; 

4. die Regierungen sollten ihre internationale Ent wicklungshil fe im Rahmen 

ihrer multilateralen und bilateralen Beziehungen überprüfen und neu ausrich

ten, um sicherzus tellen, daß ihre Maßnahmen aktiv zu den Bemühungen 

beitragen, die von der internationalen Gemeinschaft zur Herbei führung einer 

dauerhaften Entwicklung unternommen werden; 

5. die Regierungen sollten die in bezug auf die Quantität und die Qualität ihrer 

ökologischen Ressourcen eingetretenen Veränderungen analysieren, über

wachen und j edes Jahr bekannt geben; 

6. die Regierungen sollten für Fischerei,  Forstwirtschaft ,  Landwirt schaft ,  Ener

gie und für andere natürliche Ressourcen eine Politik festsetzen, die eine 

dauerhafte Entwicklung gewährleis tet ;  

7 .  die Regierungen sollten dafür Sorge t ragen, daß säm tliche Bodennutzungs-und 

Stadtentwicklungspläne unter dem Aspekt der dauerhaften Entwicklung er

neut überprüft werden, daß bei  der S tadterneuerung die Anlage von Grünflä

chen entsprechend der B evölkerungszahl erfolgt und der Bau mit telgroßer 

Städte gefördert wird; 

8. die Vert ragsparteien des GATT sollten bei den Verhandlungen über eine 

Reform des Welthandels gleichzeit ig Umweltschutzregelungen ausarbeiten. 
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c .  Rolle der Generalversam mlung und der Einrichtungen der 
Vereinten Nationen sowie der regionalen Organisationen 

1 .  Die Regierungen sollten die Rolle der Organe und Einrichtungen der Verein

ten Nationen verstärken, um den Entwicklungsländern dabei zu helfen, ihre 

im Hinblick auf die Umwelt und die Ressourcen bestehenden Probleme unter 

Berücksichtigung ihrer nationalen Pläne, Prioritäten und Entwicklungsziele 

identifizieren, analysieren, weiterverfolgen, vermeiden und bewältigen zu 

können; 

2. die Parlamente und Regierungen sollten Druck ausüben auf die leitenden 

Organe der Einrichtungen, Organisationen und Programme der Vereinten 

Nationen sowie auf die leitenden Organe entsprechender anderer multilatera

ler Entwicklungshilfeorganisationen und Finanzierungseinrichtungen, damit 

diese sich zur Förderung einer dauerhaften Entwicklung verpflichten und 

diesem Ziel bei der weiteren Festsetzung ihrer Politik, Programme, Haushal

te und Aktivitäten Rechnung tragen; 

3 .  die Parlamente und Regierungen sollten beim Generalsekretär der Vereinten 

Nationen darauf drängen, in Zusammenarbeit mit den zuständigen anderen 

Organisationen unter dem Vorsitz  des Generalsekretärs der Vereinten Natio

nen ein Leitungszentrum für die weltweite Anwendung umweltpolitischer 

Maßnahmen einzusetzen, um so zur Verwirklichung des Ziels der dauerhaften 

Entwicklung beizutragen; 

4. die Konferenz spricht sich dafür aus, das Jahr 1 992,  das mit dem 20.  

Jahrestag der Stockholmer U mweltkonferenz zusammenfällt, zum Internatio

nalen Jahr für den Schut z der Biosphäre zu erklären. 

D .  Frieden, Wettrüsten und Abrüstung 

1 .  Die Regierungen sollten ihre Bemühungen fortset zen, um dem Rüstungswett

lauf Einhalt zu gebieten, die Gefahr bewaffneter Konflikte zu beseitigen, 

eine nukleare Katastrophe zu verhindern, politische Stabilität und eine 

Atmosphäre der Offenheit und des Vertrauens in der Welt zu schaffen, 

welches die Voraussetzungen dafür sind, daß die natürliche Umwelt des 

Menschen j etzigen und zukünftigen Generationen erhalten bleibt und eine 

stabile sozio-ökonomische Entwicklung gew ährleistet wird; 
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2.  die Regierungen und Parlamente sollten ihre Bemühungen in bezug auf 

Abrüstung, insbesondere im nuklearen Bereich, Beseitigung der Spannungs

herde in der Welt, Beilegung der internationalen Konflikte und Neuverteilung 

der gegenwär tig für Rüstungszwecke verwendeten Ressourcen verstärken, 

mit dem Ziel, eine dauerhafte Entwicklung herbeizuführen; 

3 .  die Parlamentarier sollten alles in  ihren Kräften Stehende tun, um alle 

Nationen zur Einleitung eines Abrüstungsprozesses zu ermutigen, der sich an 

dem von den Vereinigten Staaten von Amerika und der Sowj etunion verfolgten 

nuklearen Abrüstungsprozeß orientiert und konventionelle, biologische und 

chemische Waffen um faßt,  damit eine um fassende, schrittweise und überprüf

bare Reduzierung der für militärische Beschaffung und Forschungszw ecke 

verwendeten Ausgaben erreicht wird und dadurch finanzielle und menschliche 

Ressourcen für Umweltschutz- und Entwicklungsmaßnahmen freiwerden kön-

nen; 

4. die Parlamente und Regierungen der betreffenden Länder sollten die Nicht

militarisierung und die Nichtnuklearisierung der Antarktis durch wirksame 

Inspektionssysteme sicherstellen, um so die Konfliktgefahr in der Region zu 

verringern und einen wirksamen Schutz der gesamten bedeutenden U mwelt 

der Antarktis zu gewährleisten. 

E. Rechtliche Maßnahmen 

1 .  Die Parlamente sollten dringend aufgefordert werden, die Generalversamm

lung der Vereinten Nationen um Ausarbeitung einer universellen Erklärung 

zum U m w eltschutz zu ersuchen und die erforderlichen Maßnahmen zu ergrei

fen, um die Erhaltung der Umwelt zu einem in der Verfassung verankerten 

Gesetz zu machen; 

2. die Parlamentarier werden aufgefordert, in ihren jeweiligen Parlamenten die 

Initiative zur Einsetzung von Sonderausschüssen für U mwelt- und Entwick

lungsfragen zu ergreifen, um die frühestmögliche Verabschiedung von Geset

zen und gesetzlichen Regelungen zu gewährleisten, die für die Anwendung der 

verschiedenen internationalen Instrumente im Hinblick auf den Schut z, die 

Erhaltung und die Verbesserung der U mwelt erforderlich sind. 
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F.  Energiepolitik, Umweltverschmutzung, klimatische Verhältnisse 

1 .  Die Regierungen sollten dauerhafte energiepolitische M aßnahmen anwenden, 

die der Notwendigkeit Rechnung tragen, die Energieversorgungsquellen so zu 

vermehren, daß der Energiebedarf der Menschheit gedeckt, eine effiziente 

Energienutzung und -einsparung gefördert sowie die öffentliche Gesundheit 

und Sicherheit und der Schutz der Biosphäre verstärkt angestrebt werden 

können; darüber hinaus sollten die Regierungen die effiziente Energienut zung 

zum ausdrücklichen Ziel ihrer Energiepreispolitik erklären; 

2. die Regierungen und die nichtstaatlichen Ent wicklungshilfeorganisationen, die 

sich mit einer Verbesserung der Brennholzsituation in den Entwicklungslän

dern befassen, sollten sich bemühen zu verstehen, welche Rolle das Brennholz 

in den ländlichen Gebieten spielt ,  wie seine Herstellung und Verbrauch von 

den sozialen Verhältnissen bestimmt werden, und nach Möglichkeiten zu 

suchen, wie es zu einer dauerhaften Ressource gemacht werden kann; 

3 .  die Parlamente sollten ihre Regierungen auf die dringende Notwendigkeit 

aufmerksam machen, nationale Energieprogramme auf der Grundlage von 

Energieef fizienz zu entwickeln, wobei verstärkt erneuerbare Energiequellen 

berücksichtigt werden; 

4. · die Parlamente werden dringend aufgefordert,  zum Gesundheitsschut z der 

Bevölkerung, insbesondere der älteren Menschen und der Kinder, strenge 

Luftverschmutzungskontrollen für Kraftfahrzeuge und Industrieanlagen ein

zuführen und energieeffiziente Transportmittel zu fördern; 

5. die Parlamentarier werden dringend aufgefordert, bei ihren j ew eiligen Regie

rungen gemäß den im Protokoll von Helsinki ( 1 9 8 5) festgesetzten Richtlinien 

auf die Bekämpfung der grenzüberschreitenden Umweltverschmutzung zu 

drängen; 

6 .  die Regierungen sollten der Formulierung und Verabschiedung einer Politik 

zum Schutz der Atmosphäre Priorität einräumen, um dadurch u.a. die 

Möglichkeit zu erhalten, 
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Untersuchungen über die Auswirkungen von Schadstof fen auf die 

Atmosphäre zu beschleunigen; 

die für den Treibhauseffekt mitverantwortlichen Faktoren zu 

messen, die Em issionsquellen ausfindig zu machen und interna

tionale M aßnahmen zur Verringerung dieser Emissionen zu er

greifen; 

eine auf einer Wasserstoff-Fusion beruhende Energiequelle als 

Bestandteil einer Strategie zu entwickeln, deren Ziel es ist ,  den 

zunehm enden Verbrauch fossiler Brennstoffe einzudäm men, um 

dadurch die weltweit festzustellende Tendenz der Erderwärmung 

um zukehren; 

die internationale Zusammenarbeit für die dauerhafte Nut zung 

und Erhaltung der tropischen Wälder zu verstärken und Aus

gleichsprogram me für die betroffenen Länder zu ent wickeln; 

Notstandspläne aufzustellen, dam it die einzelnen Länder der 

weltweit fest zustellenden Klimaveränderung, die negative 

Auswirkungen auf D ürregebiete, Landwirtschaft, küstennahe 

Städte, Wälder, usw .  hat , entsprechende Maßnahmen 

entgegenset zen können; 

7 .  die Parlamentarier sollten in ihren jeweiligen Ländern Öffentlichkeitskam

pagnen fördern, die auf Probleme im Bereich der U m w eltschädigung und der 

Entwicklung, insbesondere auf die Verunreinigung der Biosphäre und ihre 

N ebenwirkungen (Abbau der O zonschicht,  saurer Regen, Treibhauseffekt ) ,  die 

Abholzung der W älder und Ausbreitung der Wüste aufmerksam machen; 

8 .  d ie  Parlamentarier werden aufgefordert, im  gegebenen Fall  bei ihren Regie

rungen darauf zu drängen, das Protokoll von Montreal über Stoffe , die zu 

einem Abbau der Ozonschicht führen und das Wiener Übereinkommen zum 

Schutz  der O zonschicht zu unterzeichnen und insbesondere zu rati fizieren 

oder diesen Abko m m en bei zutreten und damit einen ersten Schritt  zur 

vollständigen und raschen Beseitigung solcher Stoffe zu unternehmen, mit 

dem Z iel, den weiteren Abbau der O zonschicht zu verhindern. 
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G.  Bevölkerungsentwicklung 

1 .  Die Regierungen der Entwicklungsländer sollten langfristige politische Maß

nahmen zur Kontrolle des Bevölkerungswachstums ergreifen, um den Bevölke

rungszuwachs, der sich negativ auf die Umwelt auswirkt , zu senken; 

2 .  die Parlamentarier sollten ihre Regierungen auffordern, Aktionen durchzu

führen, die stärkere soziale, kulturelle und wirtschaftliche Anreize für die 

Familienplanung enthalten und den betref fenden Personen notwendige Auf

klärung und Informationen über Empfängnisverhütung und entsprechende 

Dienstleistungen anbieten. 

H.  Umwelterziehung 

1 .  Die Parlamentarier werden aufgefordert, Programme zu erstellen, die in 

allen Stufen des Unterrichts das Umweltbewußtsein von Schülern verstärken 

sollen, da dies der beste Weg ist, um Verständnis für die Komplexität und die 

vielfältigen Aspekte im Bereich der U mwelt, die sich aus der Wechselbezie

hung zwischen den physikalischen, biologischen, sozialen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Umweltfaktoren ergeben, zu erwecken und das Bewußtsein für 

die weltweiten Realitäten zu verschärfen; 

2. zur wirksamen Durchset zung von Strategien zur Bekämpfung von Umweltpro

blemen, insbesondere auf nationaler Ebene, sollten Parlamente und Regierun

gen auf kommunaler Ebene Kampagnen zur Umwelterziehung und Ver tiefung 

des U m weltbewußtseins veranstalten, um das Interesse der Bevölkerung für 

den Schutz und die Erhaltung der Umwelt und des kulturellen Erbes zu 

erwecken und eine Mitwirkung zu erreichen; 

3 .  die Parlamentarier sollten die Regierungen, insbesondere die der Industrielän

der auffordern, Maßnahmen zur Förderung eines Konsumverhaltens zu ergrei

fen, das vor allem durch die Reduzierung von Verpackungsmaterial, Plastik 

und Abfällen sowie durch eine bessere Abfallverwertung zu einer dauerhaften 

Entwicklung führt.  
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I. Transport giftiger Abfälle 

Die Regierungen und die Parlamentarier werden aufgefordert, internationale 

Vereinbarungen über den grenzüberschreitenden Transport gi ftiger und radio

akt iver Industrieabfälle zu tref fen und dadurch den verant wortungslosen 

Transfer dieser Abfälle, der eine Gefahr für andere Länder, insbesondere für 

die Entwicklungsländer, darstellt , zu verhindern. 

J .  Artenvielfalt und epidemiologische Untersuchungen 

Die Parlamentarier sollten die Regi erungen und die internationalen 

Entwicklungsorganisationen auffordern: 

1. D as Problem der vom Aussterben bedrohten Arten und der gefährdeten 

Ökosysteme in ihre poli tischen Program me aufzunehm en und die Erstellung 

eines Aktionsplans mit Vorrang zu berücksichtigen; 

2.  sich vom Erfolg des Ubereinkom mens über den internationalen Handel mit  

gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES) leiten zu lassen 

und ein internat ionales Ubereinko m m en zum Schut z aller bedrohten Arten zu 

verabschieden; 

3 .  Gesetze und polit ische M aßnahmen zu verabschieden, durch die der Einzelne, 

die Gemeinschaft und die G esellschaft zum Schutz der genetischen Ressour

cen veranlaßt w erden; 

4. 1m Einklang mit der Welterhaltungsstrategie politische Maßnahmen zur 

Erhaltung der Arten und der Ökosysteme zu entwickeln; 

5.  epidemiologische Untersuchungen über den Zusammenhang zwischen U mwelt

schädigung und Gesundheitslage durchzuführen. 

K. Kulturelles Erbe 

Die Parlamentarier sollten die Regierungen dringend auf fordern, sich mit 

dem Problem der zunehmenden Verlet zungen der einschlägigen Ubereinkom

men zu befassen - insbesondere mit der Verletzung des 1 9 7 0  von der UNESCO 
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verabschiedeten Haager Ubereinkommens über Maßnahmen zum Verbot und 

zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Ubereignung von Kultur

gut sowie der Haager Konvention von 1 954 zum Schutz von Kulturgut bei 

bewaffneten Konflikten - und sich von der Notwendigkeit zu überzeugen, 

wirksamere M aßnahmen zum Schutz des künstlerischen und kulturellen Eigen

tums zu ergreifen, welches das gemeinsame Erbe der Menschheit verkörpert 

und durch die zunehmende Umweltverschlechterung bedroht ist. 

L. Folgemaßnahmen 

1 .  Die Parlamente sollten ihre Bemühungen um die Durchset zung der Empfeh

lungen und Schlußfolgerungen fortsetzen, die von der 1 9 84 in N airobi veran

stalteten Interparlamentarischen Konferenz über Umw eltfragen und von der 

Ad-hoc-Kommission zur Uberwachung der auf dieser Konferenz getroffenen 

Maßnahmen verabschiedet wurden (Nairobi, Februar 1 987) ; 

2. die 79.  Interparlamentarische Konferenz empfiehlt ,  die Frage der dauerhaf-

ten Entwicklung auf die Tagesordnungen der entsprechenden Sitzungen 

der Interparlamentarischen Union zu set zen, die auf regionaler Ebene 

stattfinden; 

3 .  die Konferenz empfiehlt weiterhin die Einset zung eine!' Ad-hoc-Kommission 

durch den Interparlamentarischen Rat , deren Aufgabe darin bestehen soll,  die 

U mweltfragen regelmäßig zu untersuchen, die M aßnahmen zu prüfen, die von 

den Regierungen und Parlamenten zur Förderung einer dauerhaften 

Entwicklung auf nationaler und internationaler Ebene ergriffen wurden, und 

der Interparlamentarischen Union darüber Bericht zu erstat ten. 

* * * * * 
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III. Aussichten für Frieden, D emokratie, wirtschaftliche und so ziale 
Entwicklung in Mittelamerika 

(Im Konsensverfahren verabschiedet) 

Die 7 9 .  Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die früheren einschlägigen Resolutionen, insbesondere die 

Resolution der 7 7 .  Interparlamentarischen Konferenz über den Beitrag der 

Parlam ente zur Verwirklichung der Friedensziele in Mit telamerika, und m acht sie 

sich � eigen: 

is t zutiefst besorgt über die seit Jahren in dieser Region herrschenden 

Spannungen; 

ist beunruhigt über die in einigen mit telam erikanischen Ländern herrschenden 

anhaltenden sozialen und poli tischen Gegensätze; 

vertritt  die Auffassung, daß die in Mit telamerika bestehenden Konf likte auf 

politische Spannungen sowie wirtschaftliche und soziale Ungerechtigkeiten zurück

zuführen sind, die beseitigt werden müssen, um die Grundlagen für Frieden und 

wirtschaftliche Entwicklung in der Region zu schaffen; 

ist besorgt darüber, daß eine gerechte und friedliche Beilegung dieser 

Konflikte weiterhin durch Aufstände und Unterdrückung verhindert wird und daß 

sich diese Spannungen durch Einmischung und Interventionen von außen in die 

Region verschärft  haben; 

is t bes türzt  über den Verlust von vielen tausend Menschenleben in  der Region 

und die Vergeudung wertvoller und knapper Ressourcen, die dadurch der friedlichen 

Entwicklung der Region nicht mehr zur Verfügung stehen; 

ist überzeugt , daß die Völker M it telam erikas das Recht haben, Frieden, 

Aussöhnung, wirtschaftliche und so ziale Entwicklung und Gerechtigkeit ohne Ein

m ischung von außen zu realisieren, und z w ar auf der Grundlage ihrer eigenen 

Ent scheidung und ihrer eigenen Geschichte und ohne die Prinzipien der Selbstbe

stimmung und der Nichteinmischung aufzugeben; 
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verweist auf die von den Regierungen der mittelamerikanischen Staaten 

abgegebene Erklärung, in der darauf hingewiesen wird, daß sich die Völker 

Mit telamerikas vor allem selbst um die Lösung der in ihrer Region herrschenden 

Krise bemühen wollen, und in der sie um die Zusammenarbeit der internationalen 

Gemeinschaft bei der Suche nach einer solchen Lösung gebeten haben; 

erkennt die von den Regierungen Mittelam erikas zur Lösung ihrer Probleme 

unternom menen Bemühungen an, durch die Instrumente geschaffen und Maßnahmen 

verabschiedet wurden, deren Ziel es ist ,  Vertrauen, nationale Aussöhnung, gegen

seitige Achtung sowie die Verstärkung der demokratischen Institutionen und eine 

striktere Beachtung der Menschenrechte zu fördern, als Voraussetzungen für die 

Herbeiführung eines dauerhaften Friedens und der wirtschaftlichen und sozialen 

Entwicklung in der Region; 

ist besorgt über die Menschenrechtsverletzungen in der Region; 

ist zutiefst besorgt darüber, daß es in einigen mit telamerikanischen Ländern 

weiterhin Zwangsverschleppungen gibt,  daß es den Familien nicht möglich ist, 

Informationen über ihre vermißten Verwandten zu erhalten und die Regierungen 

offensichtlich nicht in der Lage sind, die für diese Verschleppungen verant wortli

chen Personen strafrechtlich zu verfolgen; 

ist der Ansicht , daß die große Zahl der in Mit telamerika zu verzeichnenden 

Flüchtlinge und Vertriebenen eine Bedrohung für die soziale, wirtschaftliche und 

politische Stabilität der Region darstellt , daß die freiwillige und sichere Rückfüh

rung der Flüchtlinge und die gefahrlose Rückkehr der Vertriebenen in ihre 

Heimatorte für die Fortset zung des Friedensprozesses von höchster Bedeutung sind 

und daß andere multilaterale, bilaterale oder Nichtregierungsorganisationen die 

internationale Gemeinschaft durch Vermit tlung des Hohen Flüchtlingskommissars 

der Vereinten Nationen ermutigen sollten, die Programme zur Lösung des Flücht

lings- und Vertriebenenproblems zu unterstützen; 

nimmt mit Anerkennung den von der Contadora-Gruppe und ihrer Unterstüt

zungsgruppe geleisteten Beitrag zum Friedensprozeß in Mittelamerika sowie die 

Tatsache � Kenntnis, daß die Vermittlung durch diese Gruppe einerseits weit

gehend verhindern konnte, daß Mit telamerika zum Schauplat z eines allgemeinen 

bewaffneten Konflikts wurde, und andererseits dazu beigetragen hat , die Verhand

lungen zwischen den mit telamerikanischen Regierungen in Gang zu setzen; 
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unterstüt zt  nachdrücklich die im " Plan zur Herbeiführung eines sicheren und 

dauerhaften Friedens in Mittelamerika" enthaltenen Vereinbarungen, die von den 

Präsidenten Mit telamerikas am 7. Augus t 1 9 87 in Guatemala (Republik Guatemala) 

unterzeichnet wurden, sowie die am 1 6 .  Januar 1 988 in Alaj uela (Republik Costa 

Rica) formulierte gemeinsame Erklärung der Staats- und Regierungschefs, die 

historische Herausforderung, eine friedliche Zukunft für Mittelam erika zu schaf

fen, anzunehmen; 

spricht sich insbesondere für eine rasche Anwendung des Vertrags über die 

Schaffung eines mittelamerikanischen Parlaments �, das ein geeignetes parla

mentarisches Forum ist, um die Probleme Mit telamerikas eingehend und ernsthaft 

zu erörtern und Lösungsvorschläge für die Probleme in der Region zu empfehlen, 

die den in den verschiedenen Gebieten �it telamerikas vertretenen Standpunkten 

Rechnung tragen; 

stellt mit Anerkennung fest, daß dieser Plan neue Möglichkeiten für Frieden, 

Freiheit sowie wirtschaftliche und soziale Entwicklung in der Region eröffnet hat ; 

ist ermutigt durch den kürzlich am 23 .  März 1 988 in Sapoa (Rivas, N ikaragua) 

erfolgten Abschluß eines Waffenst illstandsabkom mens, des sogenannten "Sapoa

Abkommens" ,  zwischen der verfassungsm äßigen Regierung von Nikaragua und der 

nikaraguanischen Widerstandsbewegung, dessen Wortlaut besagt , daß es als Beginn 

eines um fassenden Verhandlungsprozesses mit dem Ziel eines endgültigen Waffen

st illstandes zu verstehen ist ,  der gleichzeitig m it den anderen in den Esquipulas II

Abkom men zur Beendigung des Krieges eingegangenen Verpflichtungen erfolgen 

soll; 

n immt m it Anerkennung die Bemühungen zur Kenntnis , die gegenwärtig 

gemäß den Bestimmungen der Esquipulas II-Abkom men zugunsten der baldigen 

Erri chtung der Internationalen Kom mission für Verifizierung und Folgemaßnahmen 

erfolgen; 

1 .  bekräftigt ihre volle Unterstützung für das von den m i t telam erikanischen 

Präsidenten am 7.  August 1 987 in Guatemala unterzeichnete Übereinkom m en 

m it dem Titel "Plan zur Herbei führung eines sicheren und dauerhaften 

Friedens in Mittelamerika"; 
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2. empfiehlt die Fortsetzung des Dialogs zwischen den Ländern des mit telameri

kanischen Raums, damit die Weiterführung des Friedensprozesses gewährlei

stet wird, und bekräftigt erneut das Recht aller Völker auf Selbstbesti mmung 

sowie das Recht eines jeden Staates auf Unabhängigkeit, ohne Einm ischung 

von außen; 

3.  begrüßt die von den Völkern und Regierungen Mittelamerikas gezeigte 

Bereitschaft ,  ihre Probleme auf dem Wege friedlicher Verhandlungen zu 

lösen, sowie die zu diesem Zweck unternommenen Anstrengungen; 

4. appelliert an alle Regierungen und Parlamente, insbesondere an die Mitglie

der der Interparlamentarischen Union, den Friedensprozeß in Mittelamerika 

aktiv zu fördern und die Völker in der Region bei der Schaffung stabiler 

demokratischer Strukturen und bei ihrer wirtschaftlichen Entwicklung durch 

materielle Hilfe zu unterstüt zen; 

5. ruft zur Unterstützung der von den mit telamerikanischen Ländern unternom

menen Bemühungen auf, um einer ungünstigen wirtschaftlichen und sozialen 

Lage durch Integration und Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaft und 

des Sozialwesens entgegenzutreten; 

6. spricht den Ländern der Region, vor allem der Contadora-Gruppe und ihrer 

Unterstüt zungsgruppe, ihren Dank aus und ersucht sie, die von den mittel

amerikanischen Ländern unternommenen Bemühungen um die Herbeiführung 

von Frieden, Freiheit,  D emokratie und Gerechtigkeit in der Region nachhaltig 

zu unterstützen; 

7 .  appelliert an alle Regierungen und politischen Gruppierungen Mit telamerikas, 

die im Arias-Plan und in den Esquipulas II-Abkommen aufgeführten Punkte in 

vollem U m fang anzuwenden und vor allem eine Politik der Gewaltlosigkeit 

und des Dialogs nach außen und innen zu betreiben und die Menschen- und 

Bürgerrechte strikt zu achten; 

8. fordert die Regierungen und Parlam ente Mittelamerikas dringend auf, sobald 

wie möglich ein mittelamerikanisches Parlament als eine politische Autorität 

zu schaffen, deren Mitarbeit wesentlich zur Suche nach einer Lösung für die 

Probleme in der Region beitragen würde, und fordert darüber hinaus die 

Regierungen und Parlamente in der Welt auf, die Funktionsfähigkeit eines 

solchen Parlaments aktiv zu unterstützen; 
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9 .  unterstützt  die von den Staaten in  der Region unternommenen Bemühungen, 

um in Zusamm enarbeit mit dem Hohen Flüchtlingskom m issar der Vereinten 

N ationen dauerhafte Lösungen für das Problem der Flüchtlinge und Vertriebe

nen zu suchen, die ihnen ihre Grundrechte gewährleisten; 

1 0. fordert alle Konfliktparteien in Mit telamerika auf, praktische M aßnahmen 

zur Beachtung des humanitären Völkerrechts zu ergreifen, insbesondere durch 

die Anwendung der in den Genfer Abkom men von 1 949 und ihren Zusatzproto

kollen von 1 9 7 7  festgeset z ten Vorschriften sowie durch die Unterstüt zung der 

humanitären Aktivit äten, die das Internationale Komitee vom Roten Kreuz in 

der Region unternom men hat; 

1 1 .  begrüßt das kürzlich am 23.  März  1 9 88 zwischen der verfassungsmäßigen 

Regierung Nikaraguas und der nikaraguanischen Widerstandsbewegung ge

schlossene sogenannte "Sapoa-Abko m m en" , das einen konkr eten Schritt  i m  

Hinblick auf die Anwendung der Esquipulas lI-Abkommen und einen beacht

lichen Fortschritt  im mit telamerikanischen Friedensprozeß dars tellt , und 

fordert die beiden Konfliktpar teien auf ,  die zur vollständigen Verwirklichung 

des Friedensprozesses in Nikaragua erforderlichen Anstrengungen zu unter

nehmen; 

1 2. fordert  alle Regierungen dringend auf, den durch die Esquipulas lI-Abkom men 

in Gang geset zten Verhandlungsprozeß zu unterstützen, und bestärkt die 

Vereinigten Staaten von A m erika und die Republik Nikaragua darin, die 

zwischen ihnen bestehenden Strei tigkeiten beizulegen; 

1 3 .  fordert alle Staaten in der Region auf, w eiterhin konkrete und entscheidende 

Maßnahmen im Sinne des Arias-Plans zu ergreifen mit  dem Ziel, die Demo

kratisierung ihrer politischen Systeme voranzutreiben, wobei auf die nationa

le Aussöhnung und die absolute Beachtung der Rede- und Versammlungsfrei

heit sowohl auf die freie und tatsächliche Ausübung aller bürgerlichen und 

politischen Rechte besonderer Wert zu legen ist ;  

14. fordert die Regierungen Mit telamerikas dringend auf ,  dafür Sorge zu tragen, 

daß ihre Völker von der Gefahr von Zwangsverschleppungen befreit werden 

und über j eden Fal l  der Z wangsverschleppung eine unparteiische und einge

hende Untersuchung durchgeführt wird und Maßnahmen ergrif fen werden, die 
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eine strafrechtliche Verfolgung der für die Verschleppungen verantwortlichen 

Personen gew ährleisten; 

1 5. begrüßt die von der Organisation Amerikanischer Staaten und der Innerameri

kanischen Menschenrechtskommission gezeigte Entschlossenheit zu einer 

wirklichen Zusammenarbeit bei der Realisierung des mit telamerikanischen 

Friedenspro z esses; 

1 6. fordert die internationale Gemeinschaft und u.a. die Europäische Wirtschafts

gemeinschaft dringend auf, ihre technische, wirtschaftliche und finanzielle 

Hilfe für die mit telamerikanischen Länder zu verstärken, um deren Anstren

gungen zugunsten des Friedens und der wirtschaftlichen und sozialen Ent

wicklung zu unterstüt zen, weil dies einen unbedingt erforderlichen Schrit t zur 

Sicherung des Wohlergehens für die Völker im mittelamerikanischen Raum 

bedeutet; 

1 7 .  appelliert an die Regierungen und Parlamente in Lateinamerika und in der 

ganzen Welt, den politischen Dialog und die Reaktivierung des Verhandlungs

prozesses in und zwischen den mittelamerikanischen Ländern zu unterstützen, 

weil dies der einzige realistische Weg zur Herbeiführung des von den Völkern 

dieser Region ersehnten Friedens is t; 

1 8 .  fordert die politischen Kräfte außerhalb der Region dringend auf, den bereits 

begonnenen Prozeß zur Herbeiführung eines dauerhaften Friedens im mittel

amerikanischen Raum gemäß den Bestimmungen der Esquipulas II-Abkommen 

zu unterstützen; 

1 9. bekräftigt erneut das Recht des panamaischen Volkes auf Souveränität und 

Selbstbestimmung, fordert dringend zur weiteren Befolgung der Torrij os

Carter-Verträge und zur Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 

Panamas auf und bringt die inständige Hoffnung � Au.sdruck, daß sich die 

Situation dieser Länder in der nahen Zukunft normalisieren wird und die 

demokratischen Rechte sowie die Menschenrechte uneingeschränkte Beach

tung finden werden. 

* * * * * 

• 
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80. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, SOFIA, 

19. bis 24. September 1988 

D ie 80. Interparlamentarische Konferenz wurde am 1 9 .  September 1 9 8 8  in 

Anwesenheit des Präsidenten des Staatsrates der Volksrepublik Bulgarien Todor 

Schiwkow im N ationalen Kulturpalast in Sofia eröffnet. Im Verlauf der 

Feierlichkeit sprachen außer dem Präsidenten des Staatsrates Schiwkow der 

Präsident der bulgarischen interparlamentarischen Gruppe Dr.  Peter Voutov, der 

Präsident des Interparlam entarischen Rates Dr. Hans Stercken sowie der 

Untergeneralsekretär für Menschenrechte Jan M artenson, der eine Grußbotschaft 

des G eneralsekretärs der Vereinten Nationen Javier Perez de Cuellar überbrachte.  

Zum Präsidenten der Konferenz wurde der Präsident der bulgarischen Gruppe 

der Interparlamentarischen Union Dr.  Peter Voutov, zu Vizepräsidenten die Leiter 

der einzelnen Delegationen - unter ihnen der österreichische D elegationsleiter Dr.  

Heinz Fischer - gew ählt .  

Teilnehm er 

Die Konferenz um faßte 7 7 0  Teilnehmer aus 9 5  Staaten, darunter 4 5 5  Parla

mentarier und 4 1  Beobachter. 

Österreichische Delegation 

D r .  Heinz Fischer 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
D elegationslei ter 

M ag. Dr. Josef Höchtl 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
S tellvertretender Delegationslei ter 

Alois Roppert 

Hermann Eigruber 

Regina Heiss 
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Tagesordnung 

Auf der Tagesordnung standen folgende inhaltlichen Punkte: 

a) Die Tätigkeit der Parlam ente zur Weiterentwicklung der internationalen 
Zusammenarbeit im humanitären Beeich und zur Angleichung der nationalen 
Geset zgebung an die internationalen Vorschriften, Prinzipien und Instrumente 
im Bereich der Menschenrechte 

b) Der Beitrag der Parlamente zur Durchführung der Resolutionen der Vereinten 
Nationen über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und zur 
Abschaf fung von Kolonialismus, Rassismus und Apartheid 

c) Generaldebat te über die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in der 
Welt 

Bei Eröffnung der Konferenz lagen dieser vier Anträge auf Behandlung 

zusätzlicher Tagesordnungspunkte vor. Während der Sitzung zog die Delegation der 

Islamischen Republik Iran ihren Antrag zugunsten eines von der Gruppe der Syrisch

Arabischen Republik gestellten Begehrens zurück. Uber die drei verbliebenen 

Anträge wurde wie folgt abgestimmt:  

Ein Antrag der kanadischen Gruppe auf Behandlung eines Punktes: "Die für 

alle Staaten bestehende Notwendigkeit der Verabschiedung und Durchführung 

strenger Kontrollmaßnahmen im Hinblick auf den Export von militärischem Gerät 

und Wehrtechnik in Länder, in denen Feindseligkeiten herrschen oder unmit telbar 

bevorstehen" erhielt 422 Stimmen bei 3 7 2  Gegenstimmen und 368  Enthaltungen 

(Österreich: 1 2  Ja-Stimmen) ; ein Antrag der italienischen Gruppe auf Aufnahme 

eines Punktes: "Initiativen der Parlamente zur Förderung internationaler Strategien 

zur Bekämpfung des Drogenhandels" erhielt 588 Stimmen bei 257  Gegenstimmen 

3 20 Enthaltungen (Österreich: 1 2  Ja-Stimmen) ; ein Antrag der Syrisch-Arabischen 

Republik auf Einfügung eines Punktes: "Der Volksaufstand in den von Israel 

besetzten arabischen Gebieten" erhielt 6 59 Stimmen bei 1 83 Gegenstimmen und 

296 Enthaltungen (Österreich: 1 2  Enthaltungen).  D er letztgenannte Antrag erhielt 

somit die erforderliche Zweidrittelmehrheit und das größte Ausmaß an Zustimmung 

und wurde nach den Verfahrensregeln der Konferenz auf die Tagesordnung gesetzt .  

Weiters hatte die irakische Gruppe einen Antrag betreffend "Die gegenwär

tige Lage nach dem Waffenstillstand z wischen den kriegführenden Parteien am 

Golf" zur Erörterung als dringlich zu behandelnder zusätzlicher Tagesordnungs-
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punkt , dessen Annahme nach den Statuten 

vorgelegt. 

einer Vierfünftelm ehrhei t bedar f, 

Auf Vorschlag des Exekutivkomitees beschloß die Konferenz, diesen Punkt 

nicht in Verhandlung zu nehmen, sondern den Konferenzpräsidenten zu beauftragen, 

w ährend der Konferenz Konsultationen mit einem breiten Spektrum von nationalen 

Gruppen, einschließlich derer der direkt betroffenen Parteien, zu  pflegen und der 

Schlußsitzung einen Resolutionsent wurf vorzulegen. Im Einvernehmen mit den 

beteiligten Delegationen gelang es dem bulgarischen Konferenzpräsidenten einen 

Resolutionsent wurf auszuarbeiten, der in der Schlußsitzung am 24. September 1 988 

im  Konsenswege angenommen wurde. 

Statutenänderung 

Auf Antrag des Interparlamentarischen Rates (s. Seite 1 6 9) beschloß die 

Konferenz eine Änderung des Artikels 3 Abs. 5 der Statuten, der gemäß internatio

nale parlamentarische Versam mlungen, die auf Grund des Völkerrechts von S taaten 

gegründet wurden, die in der Union durch eine nationale Gruppe vertreten sind, auf 

Antrag und nach Beratung mit den zuständigen nationalen Gruppen vom Interparla

mentarischen Rat als assoziierte Mitglieder der Union zugelassen werden können. 

Assozi ierte Mitglieder können an der Konferenz und den Sitzungen d er 

Kommissionen mit  den gleichen R echten wie ordentliche Mitglieder teilnehmen ,  

haben jedoch kein Stimmrecht und kein passives Wahlrecht . D ie  Vertreter von 

assoziierten Mitgliedern können die Arbeiten des Interparlamentarischen Rates 

verfolgen. 

Eine Änderung des Artikels 23 Abs. 2 der Statuten sieht vor, daß von den 1 2  

gew ählten Mitgliedern des Exekutivkomitees wenigstens zwei  M itglieder Frauen 

sein müssen. 

Sitzungen der Kom missionen 

Der Tagesordnungspunkt "Die Tätigkeit der Parlam ente zur Weiterentwick

lung der internationalen Zusammenarbeit im humanitären Bereich und zur Anglei

chung der nationalen Gesetzgebung an die internationalen Vorschri ften, Prinzipien 
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und Instrumente im Bereich der Menschenrechte" wurde von der H. Kommission 

(Kom mission für parlamentarische, juridische und Menschenrecht sfragen) am 2 I .  

und 23.  September verhandelt . Nach Beratung in einem Redaktionskomitee wurde 

der Konferenz ein einstimmig beschlossener Resolutionsent wurf vorgelegt . 

Der Tagesordnungspunkt "Der Beitrag der Parlamente zur Durchführung der 

Resolutionen der Vereinten Nationen über die Gewährung der Unabhängigkeit an 

koloniale Länder und zur Abschaffung von Kolonialismus, Rassismus und Apartheid" 

wurde von der IV. Kommission (Kommission für Gebiete unter Fremdverwaltung 

und ethnische Fragen) am 2 2. und 24. September beraten. Nach Verhandlung in 

einem Redaktionskomitee wurde der Konferenz ein mit Mehrheit ( 2 5  Ja, 1 Nein, 3 

Enthaltungen) beschlossener Text unterbreitet. 

Der zusätzlich auf die Tagesordnung gesetzte Punkt " Der Volksaufstand in 

den von Israel besetzten arabischen Gebieten" wurde von der I. Kommission 

(Kommission für politische Fragen, internationale Sicherheit und AbrüstJmg) am 2 0. 

und 23 .  September behandelt. Nach Beratung durch ein Redaktionskomitee wurde 

der Konferenz ein. mit Mehrheit (27 Ja, 1 0  Nein, 2 Enthaltungen) beschlossener 

Resolutionsentwurf vorgelegt . 
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RESOLUTIONEN DER KONFERENZ 

Am N achmit tag des 2 4 .  September beschloß d ie  Konferenz auf Grund der 

Berichte der Kommissionen bzw.  i m  Sinne des Beschlusses vom 1 9. September, im 

Konsultationswege einen Ent wurf auszuarbeiten, folgende Resolutionen: 

1 .  D i e  Täti gkeit der Parlamente zur Weiterentwicklung der internationalen 
Zusam menarbeit i m  humanitären Bereich und zur Angleichung der nationalen 
Geset zgebung an die internationalen Vorschriften, Prinzipien und Instrumente 
im Bereich der Menschenrechte 

(Ohne Abstim m ung angenom men) 

A Im Hinblick auf die AngleichWlg der nat ionalen Geset zgebung an die interna
tionalen Vorschriften, Prinzipien und Instrumente i m  Bereiche der Menschen
rechte 

D ie 80.  Interparlamentarische Konferenz 

unter Hinweis darauf, daß eines der Z iele der Vereinten Nationen darin 

besteht , eine internationale Zusam menarbeit herbeizuführen, um internationale 

Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller Wld humanitärer Art zu lösen Wld 

die Achtung der Menschenrechte Wld Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der 

Rasse, des Geschlechts,  der Sprache oder der Religion zu fördern Wld zu festigen; 

in dem Bestreben, in allen Bereichen Wld in Übereinst immung mit den Zielen 

Wld GrWldsätzen der Char t a  der Vereinten N ationen die Wleingeschränkte D urch

führung der Besti m m ungen der Allgemeinen Menschenrechtserklärung zu fördern 

Wld die Staaten zu ermutigen, die von ihnen in den grWldlegenden internationalen 

Instrumenten über Menschenrechte und humanitäre  Fragen, wie z.B.  in  den 

internationalen Menschenrechtspakten und den Konventionen über Völkermord, 

Apartheid, Rassendiskriminierung, Sklaverei, Folter, D iskrim inierWlg der Frau 

usw ., eingegangenen Verpflichtungen einzuhalten; 

besorgt über die zwischen Industrie- Wld Ent wicklungsländern ent standene 

wirtschaftliche Kluft Wld in Bekräftigung, daß das Recht auf Ent w icklung ein 

Wlverlet zliches Recht ist,  dessen Realisierung die Ausübung der bürgerlichen, 

polit ischen, wirtschaftlichen, sozialen Wld kulturellen Rechte fördern könnte; 
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� Hinweis darauf, daß im Jahr 1 9 88 der 40. Jahrestag der Verabschiedung 

der Allgemeinen Menschenrechtserklärung begangen wird; 

eingedenk der Tat sache, daß im nächsten Jahr ( 1 989) das 1 0 0j ährige Bestehen 

der IPU gefeiert wird, zu deren Zielen insbesondere die Förderung von Frieden und 

von Zusam menarbeit zwischen den Staaten gehört und deren Arbeit sich durch 

besondere Aktivitäten im Bereich der Menschenrechte auszeichnet; 

in der Uberzeugung, daß alle Menschenrechte und Grundfreiheiten unteilbar 

und interdependent sind und daß der Durchführung, Förderung und dem Schutz der 

bürgerlichen und politischen Rechte sowie der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte gleichwertige Aufmerksamkeit und umgehende Berücksichtigung 

gebührt ;  

in  der Erkenntnis, daß die uneingeschränkte Achtung der M enschenrechte in 

allen Teilen der Welt eine Voraussetzung für die Aufrechterhaltung des Weltfrie

dens und der internationalen Sicherheit ist und die Schaffung von Freundschaft und 

Zusammenarbeit zwischen den Staaten fördert;  

t ief  besorgt über die fortgeset zten massiven und flagranten Verlet zungen der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten in einigen Teilen der Welt und entschlossen, 

ihre Bemühungen zu verstärken, um mitzuhelfen, daß es zu keinerlei derartigen 

Verletzungen mehr kommt; 

im Bewußtsein, daß es nicht möglich ist, mit Glaubwürdigkeit vom Schutz der 

Menschenrechte zu sprechen, ohne zu erw ähnen, daß die große M ehrheit der fünf 

Milliarden Männer, Frauen und Kinder auf dieser Welt unter ständiger Armut und 

mehr als eine Mil liarde Menschen unter ständigem Hunger leiden und daß nicht 

einm al die Mindestbedürfnisse dieser Menschen im Hinblick auf Ernährung, Gesund

heit , Unterkunft, Bekleidung und Bildung erfüllt werden; 

in Bekräftigung des unveräußerlichen Rechts aller Völker, ihre Regierungs

form selbst zu bestim men und ihr wirtschaftliches, politisches und soziales System 

frei von j eder Einmischung, Subversion, Nötigung oder Einschränkung j edweder Art 

selbst zu bestimmen; 
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erneut erklärend, daß die in Ubereinsti m m ung m it dem Völkerrecht unter

nommenen friedlichen Bemühungen zur Gewährleistung der Achtung der \1enschen

rechte, besonders der Hinw eis auf die einschlägigen internat ionalen Instrumente ,  

keine Einmischung in  die inneren Angelegenheiten anderer Staaten darstellen; 

In Bekräftigung ihrer Unterstützung für die Bemühungen der Vereinten 

N ationen und anderer internationaler und multinationaler Gremien um die Einhal

tung der M enschenrechte; 

unter Hinw eis auf die von der 78.  Interparlamentarischen Konferenz verab

schiedete Resolution, in der besondere Betonung auf die N otwendigkei t nationaler 

Maßnahmen zur wirksamen Durchführung der internat ionalen Bestimmungen im 

Bereich der Menschenrechte gelegt wird; 

in Bekräftigung der Tatsache, daß Parlamenten und Parlam entariern eine 

besondere Rolle zuko m m t  bei der Lösung humanitärer Probleme,  der D e finition, 

Verteidigung und dem kontinuierlichen Schut z der M enschenrechte und Grundfrei

heiten in ihren j eweiligen Ländern und daß sie zur Erfüllung dieser Aufgabe die 

ihnen von ihren W ählern übertragene Befugnis unter Berücksichtigung der öffent

lichen Meinung und der Interessen aller Bevölkerungskreise dazu verwenden können, 

entscheidenden Einfluß auf die Politik ihrer Regierungen auszuüben; 

in der Uberzeugung, daß die Achtung der Menschenrechte langfris tig nur in 

einem recht sstaatlichen System mit verfassungsrechtlichen Garantien gew ährlei

stet werden kann; 

1 .  appel liert an alle Staaten,  die noch nicht Vert ragsparteien des Internat ionalen 

Pakts über wirtschaftliche, so z iale und kulturelle Rechte sowie des Interna

tionalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte sowie der anderen 

internationalen Instrumente über Menschenrechte sind, diesen Pakten beizu

treten, um ihnen wirkliche , welt weite Gültigkeit zu verleihen; 

2 .  fordert alle Staaten auf, unverzüglich die notwendigen Schrit te zur Ratifizie

rung der Konvention aus dem Jahre 1 984 gegen Folter und andere grausame, 

unmenschliche und erniedrigende Behandlung oder Strafe zu ergreifen,  und 

fordert die Interparlamentarische Union auf ,  die Liste der Länder zu ver

öffent lichen, die dieses Ubereinkom m en ratifiziert haben; 
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3 .  fordert die Staaten auf, in Übereinstim mung mit ihren j ew eiligen Verfas

sungssystemen und den internationalen Instrumenten im Bereich der Men

schenrechte den wirksamen Schut z der Grundrechte und Grundfreiheiten zu 

garantieren; 

4. ersucht alle Staaten dringend, die Rechte nationaler Minderheiten und 

ethnischer Gruppen zu beachten und sie in ihren Bemühungen um Erhaltung 

ihrer Sprache und ihres Glaubens, ihrer nationalen Kultur und ihres Erbes zu 

unterstützen; 

s .  appelliert an alle Regierungen, ihre Paß- und Visabestimmungen zur Erleich

terung direkter zwischenmenschlicher Kontakte anzugleichen; 

6. fordert die Parlamente auf, gemeinsam konstruktive Anstrengungen auf 

internationaler Ebene zu unternehmen zur Förderung der Menschenrechte, 

Herbeiführung von Übereinstimmung und gegenseitigem Verständnis, ver

stärkter Bereitschaft zur Zusammenarbeit und zur Lösung weltweiter Proble

me wie Hunger, Krankheit, Armut, Obdachlosigkeit und U mweltzerstörung 

sowie zur Schaffung eines gerechten und demokratischen Weltwirtschafts

systems; 

7 .  betont, daß es wichtig ist, daß die Regierungen die rechtliche und praktische 

Gleichstellung von Mann und Frau herstellen, die Frauen durch verbesserte 

Möglichkeiten in den Bereichen Bildung und Beschäftigung ermutigen, bei  der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung eine aktivere Rolle zu übernehmen 

und das Nötige veranlassen, damit alle Frauen frei und verantwortungsbewußt 

die Zahl ihrer Kinder und den zeitlichen Abstand z wischen den Geburten 

bestimmen können, indem Informationen und besondere Beratungsstellen für 

Familienplanung bereitgestellt werden; 

8 .  erkennt das Recht aller Staaten an, sich entsprechend ihren sozialen und 

wirtschaftlichen Notwendigkeiten und kulturellen Werten in tlbereinstimmung 

mit ihrer nationalen Gesetzgebung und den internationalen Abkommen zu 

entwickeln, sowie das Recht eines jeden Bürgers, aus dieser Entwicklung 

Nutzen zu ziehen; 
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9 .  besteht auf der Notwendigkeit , die N ahrungsmit telproduktion in den Ländern 

der Drit ten Welt zu erhöhen und die Verteilung der Ressourcen dieser Länder 

zu verbessern zur Gewährleis tung der wirtschaftlichen, so zialen und kulturel

len Rechte ihrer Völker; 

1 0. bestätigt , daß es notwendig ist,  gem äß der nationalen Gese t zgebung nationale 

Institutionen, die die Menschenrechte wirksam fördern und schüt zen können, 

zu errichten und deren Unabhängigkeit und Integrität zu gew ährleisten; 

1 1 . betont, daß es notw endig ist,  daß jeder Staat im Rahmen seiner nat ionalen 

Geset zgebung und in Übereinsti m m ung m it seinem Verfassungssystem für den 

Fall  der Mißachtung dieser Rechte die Einlegung wirksamer Recht smit tel 

vorsieht; 

1 2 . empfiehlt ,  daß alle Staaten geeignet e  M aßnahmen ergreifen zur Verbreitung 

obj ektiver Informationen im Bereich der Menschenrechte  und zur Erarbeitung 

und Verabschiedung von Richtlinien für eine Erziehung, die von Frieden, 

Toleranz ,  Verständnis zwischen den Völkern und Achtung der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten geprägt ist; 

1 3 .  fordert alle Staaten auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um ihre 

Polizeikräfte, S trafvollzugspersonal, Streitkräfte und andere zus t ändige 

Dienststellen über alle Aspekte der ihnen nach dem Übereinkom men gegen 

die Folter aus dem Jahre 1 9 84 obliegenden Pflichten und Verantwortlichkei

ten zu unterrichten; 

14. fordert weitere Verbesserungen hinsichtlich der internationalen Kontrolle 

über die Einhaltung international verbindlicher Verpflichtungen zur Achtung 

der Menschenrechte; 

1 5 . fordert die Staatengem einschaft auf, die Wirksamkeit bestehender internatio

naler und mult inat ionaler Gremien zum Schutze  der Menschenrechte fortlau

fend zu überprüfen und notwendige Verbesserungen vorzuschlagen; 

1 6 .  bekräftigt die Notwendigkeit von Berichten über die Lage der Menschenrech

te in den jeweiligen Ländern, die die Staaten gem äß den ihnen obliegenden 

internationalen Verpflichtungen vorlegen soUten; 
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1 7 .  fordert die industrialisierten Länder auf, den Entwicklungsländern auf Ersu

chen finanzielle, technische und/oder andere Unterstützung zu gewähren und 

diesen Ländern dabei zu helfen, die Rat if izierungsbedingungen zu erfüllen und 

der Verpflichtung einer regelmäßigen Berichterstattung nachzukommen; 

1 8. fordert die Vereinten Nationen auf, die Möglichkeit einer Verstärkung der 

Wirksamkeit des Menschenrechtszentrums der Vereinten Nationen zu prüfen; 

1 9. betont, daß ein weiterentwickeltes Konzept der Menschenrechte eine gene

relle Abschaffung der Todesstrafe verlangt oder - im Hinblick hierauf 

zumindest eine schrit tweise Reduzierung der Verbrechensarten, auf die noch 

immer die Todesstrafe s teht; 

20 .  erinnert daran, daß die 78. Interparlamentarische Konferenz alle L änder 

dringend ersucht hat , unter allen Aspekten und im Rahmen der Vereinten 

Nationen die Möglichkeit der Schaf fung eines internationalen Gerichtshofes 

zu prüfen, der für die Untersuchung von Menschenrechtsverlet zungen zustän

dig sein sollte, die nicht unter die Zuständigkeit regionaler Instanzen mit 

gleicher Aufgabenstellung fallen. 

B Im Hinblick auf die internationale Zusammenarbeit im humanitären Bereich 

Die 80. Interparlamentarische Konferenz 

in der Uberzeugung, daß die Würde des Menschen unantastbar is t und daß die 

Achtung der elementaren Menschenrechte die Grundlage j eder menschlichen Ge

meinschaft ist und als solche eine Voraussetzung für den inneren Frieden der 

Staaten und für friedliche Zusammenarbeit; 

tief besorgt über die Fortset zung bewaffneter Konflikte und über deren 

schwerwiegende Folgen im humanitären Bereich; 

mit Bedauern feststellend, daß nicht nur durch Kriege, sondern auch durch 

zahllose Katastrophen - sowohl Naturkatastrophen als auch durch Menschen verur

sachte Katastrophen - Notsituationen entstehen; 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)258 von 484

www.parlament.gv.at



- 90 -

� Betonung der unerläßlichen Notwendigkeit der Gewährung von Schut z 

und Unterstüt zung für die Opfer von Konflikten, Naturkatastrophen und durch 

Menschen verursachte Katastrophen, Krankheit ,  Epidemie und Hunger in der Welt ;  

feststellend, daß die internationale Zusammenarbeit im humanitären Bereich 

durch die Auswirkungen der wirt schaftlichen und so zialen Krise in der Welt 

geschwächt wird; 

unter Hinweis auf die internationalen Übereinkom men im humanitären Be

reich, besonders die vier Genfer Abko m m en vom 1 2.. August 1 949 betref fend den 

Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte und ihre beiden Zusat zpro

tokolle vom 8. Juni 1977 ;  

ebenfalls unter Hinweis auf das Abkom m en aus dem Jahre 1 9 5 1  über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge und das Protokoll zu diesem Abkom men aus dem 

Jahre 1 967;  

fes tstellend, daß verschiedene internationale Organisat ionen, wie die Rot

Kreuz- und die Rot-Halbmond-Bew egung, das Amt des Koordinators der Vereinten 

Nationen für Katas trophenhil fe (UN D RO ) ,  die Europäische Wirtschaftsgemein

schaft, die Organisation Am erikanischer Staaten usw ., bei N atur katastrophen und 

anderen Katastrophen Hilfe anbieten und daß mehrere dieser Organisationen sich 

bereiterklärt haben, den Ent wurf eines Übereinkom mens zur Erleichterung der 

Katastrophenhil fe auszuarbeiten; 

in Anerkennung der Rolle, die den internationalen humanitären Sonderorgani

sationen der Vereinten Nationen sowie den nichtstaatlichen humanitären Organisa

tionen bei der internationalen Zusam menarbeit im humanitären Bereich zuko m m t ;  

unter Betonung der bedeutenden Rolle des Internationalen Fonds für Land

w irtschaftliche Entwicklung (IF AD) ;  

in besonderer Anerkennung der Tätigkeit des Internationalen Komitees vom 

Roten Kreuz (IKRK) und der weltweiten Gültigkeit der seinem Wirken zugrundelie

genden Grundsät ze der Menschlichkeit ,  Neutralität und Unparteil ichkeit ;  
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in erneuter Bekräftigung des rein humanitären und unpolitischen Charakters 

der Aktivitäten des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 

(UNHCR) ,  des Hil fswerks der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen 

Osten (UNR W A) und der Organisation der Vereinten Nationen für Hil fsmaßnahmen 

im Grenzgebiet (UNBRO); 

in der Uberzeugung, daß humanitäre Hilfe ein Akt der Solidarität ist und daß 

wirksame internationale Zusam menarbeit im humanitären Bereich eine Zusammen

arbeit zwischen den Beteiligten und eine Koordinierung ihrer Aktivitäten voraus

setzt; 

unter Betonung des Beitrags, den die Parlamente zur Weiterent wicklung der 

internationalen Zusammenarbeit im humanitären Bereich leisten können und müs-

sen, und der Notwendigkeit einer Fortsetzung ihrer Bemühungen in diesem Bereich; 

eingedenk des Inhalts  der von der 7 6 .  und 78 .  Interparlamentarischen Konfe

renz verabschiedeten Resolutionen; 

1 .  ruft dazu auf, die Bestimmungen des humanitären Völkerrechts und die 

weltweit anerkannten humanitären Grundsätze j ederzeit und unter allen 

U mständen einzuhalten; 

2. ersucht die Staaten dringend, den Dialog zwischen Geber- und Empfängerlän

dern, zwischen nichtstaatlichen humanitären Organisationen sowie zwischen 

diesen Organisationen und den von ihnen unterstützten Ländern zu fördern, 

damit dringende Ziele festgelegt und Uberschneidungen vermieden werden 

können; 

3 .  betont die Notwendigkeit einer Verstärkung der derzeit auf internationaler 

Ebene vorgesehenen Vorkehrungen, um umgehende und wirksame Antworten 

auf Probleme humanitärer Art, denen sich die Staatengemeinschaft gegen

übersieht, sicherzustellen; 

4. fordert Parlamente und Regierungen auf, alles in ihrer Macht Stehende zu 

tun, damit die Bestimmungen des humanitären Völkerrechts im Fall bewaff

neter Konflikte beachtet und eingehalten werden, und insbesondere 

a) alle notwendigen gesetzlichen und anderen Maßnahmen zu ergreifen; 

• 
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b) die Zivilbevölkerung zu schüt zen, Kriegsgefangene sofort nach Einstel

lung der Feindseligkeiten freizulassen und zerstörte Gebiete wieder 

aufzubauen; 

c) dem IKRK j ede erforderliche Unterstützung zu gew ähren, die für die 

D urchführung seiner humanit ären Mission erforderlich ist ;  

d) Bemühungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Arbeit der 

Rot-Kreuz- und Rot-Halbmond-Bewegung und besonders für die der eige

nen nationalen Gesellschaften zu verstärken; 

e) gewissenhaft ihren in den Genfer Übereinkom men eingegangenen Ver

pflichtungen nachzukom m en, die Grundsät ze  des humanitären Völker

recht s zu verbreiten, besonders bei den Streitkräften; 

f) den Prozeß der Ratifizierung der beiden am 8. Juni 1 9 7 7  angenom m enen 

Zusat zprotokolle der Genfer Übereinkom men vom 1 Z. August 1 949, von 

denen das eine den Schut z der Opfer internationaler bewaffneter Kon

flikte und das andere den Schut z der Opfer nicht-internationaler bewaff

neter Konflikte betri f ft ,  oder das Beitrit tsverfahren zu diesen Instru

menten zu beschleunigen; 

5 .  empfiehlt die E insetzung einer Arbeitsgruppe , die sich aus Vertretern der 

wichtigsten internationalen und regionalen Hilfsorganisationen für N aturkata

strophen und andere Katastrophen (Internationale Rot-Kreuz- und Rot-Halb

mond-Bew egung, UNHCR,  UNDRO ,  EG, OAU usw .) zusam mensetzt  und die 

Ausarbeitung eines internationalen Übereinkom m ens koordinieren und be

schleunigen soll,  das bei Katastrophen - sowohl bei N aturkatastrophen als 

auch bei vom M enschen verursachten Katastrophen - schnelle und wirksame 

Hilfe für die Opfer ermöglicht; 

6. betont, wie notwendig es is t, die Kontinuität der Strukturen und der Tätigkeit 

des Internationalen Fonds für Landwirtschaftliche Ent wicklung (IF AD) zu 

garantieren, ersucht die industrialisierten Länder dringend, einen wesent

lichen Beitrag zur dritten Aufstockung seiner Ressourcen zu übernehmen und 

fordert die Entwicklungsländer, die sich traditionsgem äß an diesem Fonds 

beteiligen, auf, zu der dritten Kapitalaufstockung einen ebenso hohen Beitrag 

wie zu der zweiten Aufstockung zu leisten; 
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7 .  fordert darüber hinaus Parlamente und Regierungen auf, nicht staatliche 

humanitäre Organisationen zu unterstützen; 

8 .  fordert alle Regierungen und Parlamente auf, die Ursachen für das Flücht

lings- und Vertriebenenproblem zu beseitigen, insbesondere massive und 

flagrante Menschenrechtsverletzungen, nationale und internationale militäri

sche Konflikte und Fremdbesetzung; 

9 .  ersucht die Staaten dringend, die weltweiten und regionalen Rechtsinstru

mente über Flüchtlinge und Vertriebene zu rati fizieren bzw.  ihre Vorbehalte 

aufzugeben, mit denen sie ihre in diesen Instrumenten eingegangenen Ver

pflichtungen eingeschränkt haben; 

1 0. fordert alle Regierungen und Parlamente auf, sich ihrer Verantwortung 

bewußt zu werden, Flüchtlingen Schutz zu gewähren und die Opfer politischer 

Verfolgung gemäß dem Genfer Abkommen von 1 9 5 1  über die Rechtsstellung 

der Flüchtlinge aufzunehmen; 

1 1 . fordert alle Staaten dringend auf,  den Aufnahmeländern durch Gewährung 

finanzieller und organisatorischer Unterstützung bei der Bewältigung der 

durch die Anwesenheit der Flüchtlinge und Asylbewerber entstandenen zu

sätzlichen Schwierigkeiten zu helfen; 

1 2.. fordert alle Parlamente auf, zusammen mit ihren j ew eiligen Regierungen 

einen Beitrag zur Errichtung eines Soforthilfe- und Solidaritäts fonds für die 

Opfer von Naturkatastrophen zu leisten oder andere geeignete Schrit te zur 

umgehenden und wirksamen Unterstützung der Opfer einzuleiten; 

1 3. ermutigt die Regierungen, die erforderlichen Mittel für die auf internationa

ler Ebene durchgeführten humanitären Aktivitäten bereitzustellen. 

* * * * * 
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11. D er Beitrag der Parlam ente zur D urchführung der Resolut ionen der Vereinten 
Nationen über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und zur 
Abschaffung von Kolonialismus, Rassismus und Apartheid 

(Mit 8 7 8  Ja-St immen gegen 4 Nein-Stim men bei 1 4 1  Enthaltungen 
angenommen; Österreich: 1 2  Enthaltungen) 

Die 80.  Interparlamentarische Konferenz 

nim m t  die in der Resolution 1 5 14 (XV) der Generalversam mlung der Vereinten 

N ationen vom 14.  D e zember 1 9 60 enthaltene Erklärung über die Gewährung der 

Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker � Kenntnis; 

verweist auf die Resolution 2 6 2 1 (XXV) der Generalversam mlung der 

Vereinten Nationen vom 1 2. Oktober 1 9 70 und das darin enthaltene Aktionspro

gram m für die uneingeschränkte D urchführung der Erklärung sowie auf die Resolu

tion 3 5/ 1 1 8 vom 1 1 . D ezember 1 980,  deren Anhang den Aktionsplan für die 

uneingeschränkte D urchführung der Erklärung enthält;  

ni m m t  die Resolution 4 0/ 5 6  der G eneralversam mlung der Vereinten Nationen 

vom 2. D ezember 1 9 8 5  über den 2 5ten Jahrestag der Verabschiedung der oben 

genannten Erklärung zur Kenntnis; 

bekräftigt alle bislang von der Interparlamentarischen U nion verabschiedeten 

Entschließungen hinsichtlich der Durchführung der Erklärung und der Abschaffung 

der Apartheid und aller Formen von Rassismus; 

nim m t  mit  tiefer Besorgnis die Exis tenz kolonialis t ischer Länder zur Kennt

nis, durch die die Bemühungen zur Abschaffung von Kolonialism us,  Apartheid und 

Rassendiskriminierung in Gebieten unter der Hoheitsgewalt dieser Länder verhin

dert und die Prinzipien der Charta sowie die Resolutionen der Generalversammlung 

der Vereinten N ationen verletzt  w erden; 

ist sich bewußt, daß alle Form en von Kolonialismus und Rassismus in A frika, 

Lateinamerika, der Karibik, Asien und dem Südpazifik ausgerot tet w erden müssen; 
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erkennt die bedeutende Rolle �, die die Vereinten Nationen bei der Durch

führung der Resolution 1 5 14  (XV) der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

gespielt haben, insbesondere im Hinblick auf die Gewährung der Unabhängigkeit an 

zahlreiche ehemalige Kolonial-, Treuhand- und Hoheitsgebiete ohne Selbst regie-

rung; 

ist sich der dringenden Notwendigkeit wirksamer Maßnahmen zur umgehenden 

Beseitigung der letz ten Uberreste von Kolonialismus und Rassendiskriminierung 

bewußt; 

erinnert daran, daß die Völker Namibias und Südafrikas trotz zahlreicher von 

der Generalversammlung und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verab

schiedeter Resolutionen weiterhin einer höchst unmenschlichen Politik des Kolo

nialismus, Rassismus und der Apartheid unterworfen sind; 

verweist auf die Resolution der Vereinten Nationen über die Aufhebung des 

südafrikanischen Mandats über Namibia, zu dessen Territorium die W alfischbucht 

und die Pinguin-Inseln als integrale Bestandteile gehören, sowie auf die Resolution 

43 5 ( 1 987)  des Sicherheitsrates, mit der die Grundlagen für eine gerechte, 

friedliche und dauerhafte Lösung des Namibia-Konfliktes gelegt wurden; 

bekräftigt ihre Unterstützung für den unter der Führung seiner nationalen 

Befreiungsbewegungen geführten Kampf des südafrikanischen Volkes zur Ausübung 

seines Rechts auf Selbstbestimmung und Schaffung eines freien, demokratischen, 

geeinten und nicht-rassistischen Südafrika; 

verurteilt nachdrücklich die fortdauernde illegale und koloniale Besetzung 

Namibias durch das rassistische Südafrika, die den Beschlüssen des Sicherheitsrates 

der Vereinten Nationen zuwiderläuft; 

bekräftigt das unveräußerliche Recht des namibischen Volkes auf Freiheit ,  

Selbstbestimmung und nationale Unabhängigkeit in einem geeinten N amibia; 

begrüßt die konstruktive Haltung der Südwestafrikanischen Volksorganisation 

(SWAPO) gegenüber Initiativen auf diplomatischer Ebene sowie die Bemühungen der 

Vereinten Nationen, eine gerechte und friedliche Lösung für die Namibia-Frage auf 

dem Verhandlungswege zu finden; 
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w eist darauf hin, daß die ständigen Versuche Südafrikas, die Frage der 

Gewährung der Unabhängigkeit an Namibia m it irrelevanten und nicht zur Sache 

gehörenden Fragen zu verknüpfen, weltweit  verurteilt und von der Generalver

sam mlung und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zurückgewiesen wurden; 

bekräftigt , daß Namibias Ressourcen ausschließlich dem namibischen Volke 

gehören und daß die Ausbeutung dieser Ressourcen durch ausländische Wirtschafts

kreise unter dem Schut z des südafrikanischen Kolonialregimes il legal ist und das 

Besat zungsregime ermutigt, eine noch unnachgiebigere und arrogantere Politik 

fort zuset zen; 

äußert ihr Bedauern darüber, daß Süd afrika das Territorium Namibias als 

Sprungbrett für neue Aggressionsakte gegenüber unabhängigen afrikanischen Staa

ten benut zt ;  

ist zutiefst besorgt über die fortgeset zten Verlet zungen des mit der Resolu

tion 4 1 8  ( 1 9 77 )  des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen festgelegten bindenden 

Waf fenembargos und über die Zusam m enarbeit einiger westlicher Staaten und 

Israels mit dem rassis tischen Regi m e  Südafrikas im nuklearen Bereich; 

begrüßt die von der 23 .  Konferenz der Staats- und Regierungschefs der 

Organisation der Afrikanischen Einheit (O AU ) in Addis Abeba im Juli 1 9 8 7  

getroffenen Beschlüsse i m  Hinblick auf das südliche A frika; 

nim m t  m it Befriedigung die Einleitung von Verhandlungen zur Kenntnis, die 

eine politische Lösung für Südw estafrika anstreben; 

ist bestürzt  über die alarmierende Zahl getöteter und verstüm melter Men

schen und über das Ausmaß zerstörter wirtschaftlicher und sozialer Infras trukturen 

m it Schäden in H öhe  von mehreren Mil liarden D ollar ,  welche noch dadurch 

vers tärkt werden, daß Pretoria, insbesondere in Angola und M osambik, gedungene 

Verbrecherbanden einsetzt ;  

ist  in tiefer Sorge über die konstante Weigerung besti m mter westlicher 

Länder, den Resolutionen der Vereinten Nationen über umfassende und bindende 

Saktionen gegenüber Süd afrika Folge zu leisten, welche die einzigen der internatio

nalen Gemeinschaft zur Verfügung stehenden wirksamen und friedlichen M it tel zur 
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Ausmerzung der Apartheid und Beschleunigung der Unabhängigkeitserlangung durch 

Namibia sind; 

betont , daß es dringend notwendig is t, die internationale Gemeinschaft auf 

den in Südafrika und Namibia herrschenden unannehmbaren Zustand der Unter

drückung und des Rassismus aufmerksam zu machen; 

ist überzeugt, daß es ohne Freilassung aller politischen Gefangenen und 

Inhaftierten und Beteiligung der Befreiungsbewegungen an allen Verhandlungen 

keine positiven Entwicklungen in Südafrika geben kann; 

bekräftigt ihre nachdrückliche Entschlossenheit, uneingeschränkt und bedin

gungslos Rassismus in j eder Form, Rassendiskriminierung, Apartheid sowie jede Art 

von Diskriminierung auf der Grundlage von Hautfarbe, Religion oder ethnischer 

Herkunft zu bekämpfen; 

wird ermutigt durch die Vier-Parteien-Treffen der Regierungen von Angola, 

Kuba, Südafrika und der Vereinigten Staaten von Amerika, deren Ziel die Herbei

führung einer friedlichen Beilegung des Konflikts in Südwestafrika ist sowie die 

Gewährung der Unabhängigkeit an Namibia innerhalb eines Jahres in tibereinstim

mung mit der Resolution 43 5 ( 1 97 8) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen; 

ist zutiefst besorgt über die seit langem im südlichen A frika herrschenden 

Spannungen aufgrund der fortdauernden Beset zung N amibias durch das südafrikani

sche Regime und die Weigerung Südafrikas, das unveräußerliche Recht des namibi

schen Volkes auf Unabhängigkeit anzuerkennen und seine rassistische Politik der 

Apartheid zu beenden; 

verweist darauf, daß die Konferenz der Außenminister der blockfreien 

Staaten in Nikosia, Zypern, in einem Appell die Einberufung einer Sondersit zung 

der Generalversammlung der Vereinten Nationen im Jahre 1 989  gefordert hat ,  die 

sich mit der Frage der Apartheid und ihrer destruktiven Auswirkungen in Südafrika 

befassen soll; 

nimmt das Recht des Volkes der Westsahara auf Selbstbestimmung und 

Unabhängigkeit sowie den vom Generalsekretär der Vereinten N ationen vorgeschla-
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genen Friedensplan für eine politische Lösung der Westsahara-Frage, die den 

berechtigten Hof fnungen des Volkes Rechnung trägt, zur Kenntnis; 

verweist auf die Resolutionen 38/40, 3 9/40, 40/ 50, 4 1/ 1 6  und 42/78 der 

G eneralversammlung der Vereinten Nationen über die Westsahara-Frage, welche 

den in der Resolution AHG/ l 04 enthaltenen Friedensplan aufgrei fen, der im 

Konsensverfahren im Verlaufe der 1 9 .  Konferenz der Staat s- und Regierungsche fs 

der OA U verabschiedet wurde; 

unterstüt zt die Bem ühungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen und 

des Vorsitzenden der OAU,  die D urchführung der Resolutionen über das Recht des 

Volkes der Saharauis auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit durch die Abhal

tung eines demokratischen Referendums zu fördern, das ohne j ede m ilitärische oder 

administrative Beschränkung unter der Schirmherrschaft der Vereinten N at ionen 

und der OA U durchgeführt werden soll; 

ni m m t  mit Befriedigung die von den Mitgliedern des Sicherheitsrates der 

Vereinten Nationen einstimmig verabschiedete Resolution 6 2 1  über die Westsahara 

zur Kenntnis, welche die BemühWlgen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 

Wld des Vorsit zenden der OAU im Hinblick auf die Durchführung eines Referen

dums über die Selbstbestimmung Wlter der Aufsicht der Vereinten Nationen Wld in 

Zusam menarbeit mit der OAU unterstüt zt ;  

1 .  bekräftigt , daß die ErklärWlg über die Gewährung der Unabhängigkeit an 

koloniale Länder Wld Völker Wleingeschränkt Wld ohne Ausnahme durchge

führt w erden sollte; 

2 .  erklärt ,  daß der Fortbestand des Kolonialismus in al l  seinen Form en und 

Erscheinungen - insbesondere Rassismus, Apartheid und Aktivitäten ausländi

scher Wirtschafts- und anderer Kreise, die im Widerspruch zu der Charta der 

Vereinten Nationen und der Erklärung über die Gewährung der Unabhängig

keit an koloniale Völker und Länder stehen, sowie die Verlet zung des Rechts 

auf Selbstbestim mWlg und anderer Grundrechte der Völker der kolonialen 

Gebiete und fortgeset zte  Polit iken und Praktiken der Unterdrückung legiti

mer nationaler BefreiWlgsbewegungen - mit der Charta der Vereinten Natio

nen, der Allgemeinen Menschenrechtserklärung und der ErklärWlg über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker unvereinbar 
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ist und eine große Gefahr für den Weltfrieden und die internationale 

Sicherheit darstellt; 

3. bekräftigt das Recht der durch Kolonialismus, Neokolonialismus und Rassis

mus unterdrückten Völker, sich mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 

Mitteln, einschließlich des bewaffneten Kampfes, für die Erlangung der 

Freihei t einzuset zen; 

4. verurteilt die Versuche der Kolonialmächte, den Fortbestand ihrer militäri

schen Präsenz durch Aufrechterhaltung angeblich souveräner Basen und 

Zersplit terung ihrer Kolonialgebiete zu sichern sowie die Benutzung dieser 

Gebiete für Zwecke, die mit den Interessen der einheimischen Bevölkerung 

und mit der Aufrechterhaltung der internationalen Sicherheit und des Frie

dens in der Welt unvereinbar sind; 

5 .  bekräftigt , daß der Fortbestand des Kolonialismus in all seinen Formen, 

insbesondere Fremdherrschaft und Zwangsumsiedlung, mit  den Bestimmungen 

der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen M enschenrechtserklä

rung und der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 

Länder und Völker unvereinbar ist; 

6. würdigt die anerkennenswerten Bemühungen des Generalsekretärs der Verein

ten Nationen, der seine guten Dienste für einen Abbau der Spannungen und 

eine Beilegung der Konflikte angeboten hat ,  insbesondere durch Gewährlei

stung der Einhaltung der Grundsätze der Charta und der Resolutionen der 

Vereinten N ationen; 

7 .  verurteilt nachdrücklich die Politik der Apartheid, die der Mehrheit der 

Bevölkerung Südafrikas ihre staatsbürgerlichen Rechte, Grundfreiheiten und 

Menschenrechte vorenthält;  

8 .  fordert die südafrikanischen Behörden auf, 

a) Nelson Mandela und alle anderen politischen Gefangenen unverzüglich 

und bedingungslos freizulassen; 

b) die illegale Hinrichtung der Sechs von Sharpeville auszusetzen; 

c) unverzüglich den Ausnahme zustand aufzuheben; 
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d) den über demokratische Massenbewegungen, insbesondere über die Verei

nigte Demokratische Front (UDF) und den Kongreß der Südafrikanischen 

Gewerkschaften (COSATU) verhängten Bann, der polit ische Bet ätigung 

untersagt , aufzuheben; 

e )  diskriminierende Gesetze sowie Beschr änkungen der M assenmedien und 

Pressezensur abzuschaffen; 

f) ohne j ede Vorbedingung den politischen Dialog mit den wirklichen 

Führern der Mehrheit auf zunehmen, mit dem Ziel der unverzüglichen 

Abschaffung der Apartheid und Errichtung einer repräsentativen Regie-

rung; 

g) die Bantustan-Strukturen aufzulösen; 

h) Akte, deren Ziel die poli tische und wirtschaftliche D estabilisierung der 

Frontstaaten und anderer Staaten is t ,  einzustellen; 

9 .  verurteilt das rassistische Regime Pretorias m it Nachdruck w egen seiner 

illegalen Beset zung Namibias,  hofft  jedoch, daß Südafrika der Resolution 43 5 

( 1 9 7 8) des Sicherheitsrates Folge leisten wird in Erfüllung der von ihm 

übernommenen Verpflichtungen bei dem kürzlich erfolgten Vier-Parteien

Treffen, dem direkte Verhandlungen m it der S WAPO vorausgegangen waren; 

1 0 . verurteilt das südafrikanische Regi me mit Nachdruck wegen seiner gegen die 

Frontstaaten gerichteten fortgesetzten Akte der Aggression, D estabilisierung 

und des s taatlich unterstüt zten Terrorismus,  die ein Kli m a  des Terrors , der 

Instabilität und Unsicherheit im gesamten Südlichen Afrika schaffen; 

• 1 1 . bekräftigt die Forderung der Außenminis ter der blockfreien Staaten anläßlich 

ihrer Konferenz in Nikosia, Zypern, nach einer 1 9 8 9  einzuberufenden Sonder

sitzung der Generalversammlung der Vereinten Nationen, die sich m it der 

Frage der Apartheid und ihrer destruktiven Auswirkungen in Südafrika 

befassen soll; 

1 2. fordert die Parlam ente auf ,  die Einberufung einer Sondersit zung der Verein

ten Nationen über das Problem der Apartheid und ihrer destruktiven Auswir

kungen in Südafrika eindringlich zu unterstüt zen; 

1 3 .  verurt eilt das südafrikanische Regime ausdrücklich wegen seiner fortgesetz

ten illegalen Beset zung von N amibia, die in Verletzung der Resolutionen der 

Vereinten Nationen über N am ibia geschieht; 
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14.  bestätigt, daß der in den Resolutionen 385  ( 1 9 7 6) und 43 5 ( 1 9 78) des 

Sicherheitsrates der Vereinten Nationen enthaltene Plan der Vereinten Natio

nen für die Gewährung der Unabhängigkeit an Namibia die einzige internatio

nal annehmbare Basis für eine friedliche Beilegung des Namibia-Problems ist 

und fordert seine unverzügliche Durchführung ohne j ede Vorbedingung und 

Änderung; 

1 5. erklärt erneut feierlich, daß die Gewährung der Unabhängigkeit an Namibia 

mit der Erhaltung seiner territorialen Integrität verbunden sein sollte, zu der 

die Wal fischbucht und die vor der Küste gelegenen Inseln als wesentliche 

Bestandteile gehören; 

1 6 .  bekräftigt die Rechtm äßigkeit des Kampfes des namibischen Volkes um 

SelbstbestimmWlg sowie sein Recht, alle ihm zur Verfügung stehenden Mit tel, 

einschließlich des bewaffneten Kampfes, hiefür einzuset zen; 

1 7 .  nimmt mit Befriedigung die von einigen Staaten, internationalen Organisatio

nen, Parlamentariern, Institutionen und Nicht-Regierungsorganisationen er

grif fenen Maßnahmen � Kenntnis, mit denen Druck auf das rassis tische 

Regime Südafrikas ausgeübt werden soll,  Wld fordert sie auf, ihre Anstren

gWlgen zu verdoppeln, um das rassistische Regime dazu zu bewegen, den 

Resolutionen und Beschlüssen der Vereinten Nationen über Namibia und 

Südafrika Folge zu leisten; 

1 8. fordert den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dringend auf, unverzüglich 

die Frage der Verhängung umfassender und bindender Sanktionen gegenüber • 
Südafrika zu erörtern; 

1 9. fordert alle Parlamentarier auf, ihre jeweiligen Regierungen zu ersuchen, 

Maßnahmen zu ergrei fen, um sicherzustellen, daß alle ihrer Jurisdiktion 

unterliegenden Unternehmen und Privatpersonen die Bestimmungen des 

D ekrets Nr. 1 über den Schut z der natürlichen Ressourcen von Namibia 

uneingeschränkt beachten und durchführen; 

ZO.  ist der Ansicht, daß ein unabhängiges Namibia nicht verpflichtet ist, nach 

dem kürzlich festgelegten Verfahren zur Erlangung der Unabhängigkeit oder 
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nach einschlägigen Übereinkorn men über Rechte und Pflichten der Rechts

nachfolge bei Erlangung der Unabhängigkeit , die sehr hohen Auslandsschulden 

Südafrikas einzulösen; 

2 1 .  fordert die Gläubiger auf, sich an das südafrikanische Regime zur Beglei

chung der Auslandsschulden zu halten, die dieses zum Zweck der illegalen 

Beset zung Namibias und zur Aufrechterhaltung seiner Präsenz in diesem Land 

aufgenommen hat und verpflichtet ist ,  zu begleichen; 

2 2. appelliert an die internationale Gem einschaft ,  die SWAPO zu unters tüt zen, 

damit sie nach einem 2 2j ährigen Kampf nach N am ibia zurückkehren und sich 

an den unter der Kont rolle der Vereinten Nationen durchgeführten freien und 

gerechten Wahlen beteiligen kann; 

23 .  appelliert darüber hinaus an die internationale Gemeinschaft ,  einem unabhän

gigen N amibia materielle und finanzielle Unterstüt zung im Hinblick auf den 

Wiederaufbau seiner Wirtschaft zu gew ähren; 

24. appelliert ebenfalls an alle Parlament e, ihre Regierungen zu ersuchen, den 

Aufruf zur Verhängung bindender Sanktionen gegenüber Südafrika energisch 

zu unterstüt zen und Investitionen in diesem Land sowie Unterstützung für 

dieses Land einzustellen; 

2 5 .  zeigt vorsichtigen Opt imis m us im Hinblick auf das kür zlich zwischen Angola, 

Kuba und Südafrika getroffene Übereinkom men vom 8. August 1 9 8 8 ,  dem -

auf Vermit tlung der Vereinigten Staaten von Amerika - Verhandlungen über 

eine friedliche Lösung für das Problem des Unabhängigkeitskampfes N am ibias 

und der Besetzung des südlichen Teils Angolas durch südafrikanische Truppen 

vorausgegangen w aren; 

26 .  fordert die Regierungen der Vereinigten Staaten von A merika und von 

Südafrika auf, ihre finanzielle, m ilitärische und polit ische Unterstützung der 

UNIT A einzustellen, damit  die Volksrepublik Angola in Frieden leben und ihre 

Politik der Nachsicht und der nationalen Aussöhnung im verstärkten M aße 

anwenden kann; 

2 7 .  bekräftigt das Recht des puertoricanischen Volkes auf Selbstbesti m m ung, 

Unabhängigkeit und Souveränität in Ü bereinstim m ung m it der Resolution 
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1 5 14  (XV) der Generalversam mlung der Vereinten Nationen sowie die volle 

Gültigkeit dieser Resolution im Fall von Puerto Rico; 

28.  bekräftigt, daß die Westsahara-Frage eine Frage der Entkolonisierung is t, die 

auf der Grundlage der Ausübung des unveräußerlichen Rechts des saharaui

sehen Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zum Abschluß ge

bracht werden muß; 

29 .  fordert die unverzügliche Durchführung der von der 1 9 .  Konferenz der Staats

und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der OAU verabschiedeten Resolu

tion AHG/ 1 04 sowie der Resolutionen 40/ 50, 4 1/ 1 6  und 42/78  der Generalver

sammlung der Vereinten Nationen, um dem Volk der Westsahara die Ausübung 

seines Rechts auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zu ermöglichen; 

3 0. fordert erneut die beiden am Konflikt beteiligten Parteien - das Königreich 

Marokko und die Polisario-Front - auf, so schnell wie mögli.ch direkte 

Verhandlungen über die Herbeiführung eines Waffenstills tands aufzunehmen, 

um die im Friedensplan der OAU und der Vereinten N ationen festgelegten 

Voraussetzungen für einen Volksentscheid über die Selbstbestimmung in der 

Westsahara zu schaffen unter der Schirmherrschaft der OAU und der Verein

ten Nationen ohne j ede militärische oder administrative Beschränkung; 

3 1 .  begrüßt die grundsätzliche Zustimmung der beiden Konfliktparteien - des 

Königreiches Marokko und der Polisario-Front - zu den Vorschlägen des 

Vorsitzenden der OAU und des Generalsekretärs der Vereinten Nationen und 

vertritt die Ansicht, daß mit der am 20. September 1988  vom Sicherheitsrat 

verabschiedeten Resolution 6 2 1  eine Konsolidierung des Prozesses erreicht 

wurde, der mit der uneingeschränkten Durchführung des Friedensplans der 

OAU und der Vereinten Nationen zum Abschluß gebracht w erden soll; 

32. begrüßt ebenfalls die Verbesserung der Beziehungen in der Maghreb-Region, 

die eine schnellstmögliehe Verwirklichung des vom Generalsekretär der 

Vereinten Nationen vorgelegten und von allen Parteien akzeptierten Frie

densplans fördern kann; 

33 .  fordert alle Parlamente auf, die Bemühungen des Generalsekretärs der 

Vereinten Nationen um umgehende Verwirklichung der Resolution 6 2 1  des 

Sicherheitsrates zu unterstützen; 
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34. verur teilt die Weigerung Großbritanniens, der Resolution 4 1/40 der General

versammlung der Vereinten N ationen Folge zu leisten, in der die legitimen 

Rechte der Argentinischen Republik auf das Gebiet der Falkland-Inseln 

(Malwinen) , auf Südgeorgien, die Sandwich-Inseln und deren Hoheitsgewässer 

bekräftigt werden; 

3 5. bekräftigt nachdrücklich das Recht der Argentinischen Republik auf Wieder

erlangung der Falkland-Inseln (Malwinen) , Südgeorgiens und der südlichen 

Sandwich-Inseln; weist Versuche des Vereinigten Königreiches zurück, das 

Prinzip des Selbstbestimmungsrechts im Fall  der Falkland-Inseln (Mal winen) 

anzuwenden, und erinnert daran, daß die j etz igen Bewohner dieser Inseln 

nicht als ein kolonisier tes Volk im Sinne der Resolution 1 5 14 (XV) der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen anzusehen sind. 

* * * * * 
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In. D er Volksaufstand in den von Israel bese t z ten arabischen Gebieten 

(Mit 636 Ja-Stimmen gegen 1 3 9  Nein-Stim men bei 2 1 1  Enthaltungen 
angenommen; Österreich: 6 N ein, 6 Enthaltungen) 

Die 80. Int erparlamentarische Konferenz 

verfolgt mit tiefer Besorgnis die i m m er noch andauernden Gewalt tätigkeiten 

in den besetzten arabischen Gebieten und die daraus resultierenden Folgen für die 

unschuldige Zivilbevölkerung, insbesondere den Entzug von Rechten und Freiheiten, 

die auf das engste mit dem Wesen des M enschen verbunden sind, und erkennt das 

Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestim m ung und Unabhängigkeit an, 

einschließlich des Rechts auf Gründung eines eigenen, unabhängigen Staates; 

verweist auf die von der Generalversam mlung der Vereinten N at ionen und 

dem Sicherheitsrat verabschiedeten Resolutionen und Beschlüsse sowie auf die 

einschlägigen Entschließungen der Interparlamentarischen Union in bezug auf die 

Palästinafrage und den arabisch-israelischen Konflikt; 

1 .  verurteilt nachdrücklich die tagtäglichen und flagranten Verlet zungen der 

Genfer Konvention aus dem Jahre 1 949 und ihrer Zusatzprotokolle durch 

Israel bei der Behandlung der Bevölkerung der bese t z t en arabischen Gebiete 

sowie die von den israelischen Streitkräften und Siedlern angewandten 

Praktiken; 

2.  fordert Israel auf, seine Truppen aus allen arabischen Gebieten zurückzu

ziehen und die Besetzung dieser Gebiete,  einschließlich des seit 1967  besetz

ten arabischen Teils Jerusalems, der Golan-Höhen und des Südlibanons 

aufzuheben und dem W unsch der internationalen Gemeinschaft zu entspre

chen und seine repressiven Praktiken einzustellen, alle festgenommenen oder 

verurteilten arabischen Patrioten freizulassen und allen Ausgewiesenen zu 

erlauben, in ihre Heimat zurückzukehren; 

3.  appelliert an alle betroffenen Parteien, von allen M aßnahmen Abstand zu  

nehm en, die eine Verletzung des Völkerrechts und der M enschenrechte 

darstellen, und w eist darauf hin, daß der israelischen Militärverwaltung für 
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die Zeit der m ilitärischen Beset zung besondere Verant wortung zukommt ;  

mißbilligt und verurteilt die repressive und unmenschliche Behandlung des 

wehrlosen palästinensischen Volkes durch die israelische Besat zungsmacht 

und fordert diese auf ,  dem ein Ende zu set zen; 

4. bekennt sich erneut zu einer friedlichen Beilegung des Konfliktes in der 

festen Uberz eugung, daß ein wirklicher Friedensprozeß möglich ist; 

5. betont , daß die Grundsätze für eine gerechte , dauerhafte und um fassende 

Lösung des N ahost-Konflikts der Verzicht auf die Anwendung von Gewalt als 

ein Mit tel zur Lösung von Konflikten, die Sicherheit aller Staaten und Völker 

in der Region, einschließlich des Rechts Israels, innerhalb sicherer Grenzen 

zu leben, und das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbesti m m ung 

sein sollten; 

6 .  spricht sich erneut aus für die Einberufung einer internationalen 

Friedenskonferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 

entsprechend den Bestim m ungen der Charta der Vereinten Nationen, den 

Resolutionen 242 und 3 3 8  des Sicherheitsrates und allen weiteren 

einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen, unter Mitwirkung aller 

beteiligten Parteien, einschließlich Israels, Jordaniens, Syriens, Ägyptens, des 

Li banon, der paläs tinensischen Befreiungsorganisation (PLO ) ,  der UdSSR und 

der Vereinigten Staaten von Amerika sowie der Ständigen Mitglieder des UN

Sicherhei tsrates; 

7 .  begrüßt alle internationalen Initiativen, besonders die der Vereinigten Staaten 

von Am erika und der Sowj etunion, deren Ziel es ist ,  einen Konsens i m  

Hinblick auf die Lösung der Paläs tinafrage auf der Grundlage der Charta und 

der Resolutionen der Vereinten Nationen zu erreichen; 

8 .  unterstüt zt die Bemühungen der Palästinenser, eine Lösung auf dem Verhand

lungswege zu finden auf der Grundlage einer gegenseitigen und gleichzeitigen 

Anerkennung, die den Weg bereitet für einen gerechten und dauerhaften 

Frieden, und forder t die Beseitigung aller Hindernisse, die diesem Prozeß im 

Wege stehen; 

9. betont, daß alles unternom m en werden muß, um die Lebensbedingungen der 

Palästinenser in den besetzten Gebieten zu verbessern, und fordert die 
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internationale Gemeinschaft auf, wirtschaftliche und humanitäre Hilfe zu 

leisten; 

1 0. fordert die Vereinten Nationen auf, dadurch den Schutz und die Sicherheit der 

palästinensischen Bürger zu gewährleisten, daß sie die von Israel besetzten 

Gebiete internationaler Kontrolle unterstellen bis zur Durchführung der 

internationalen Konferenz über den Frieden im Nahen Osten, die zu einer 

gerechten, dauerhaften und um fassenden Lösung für diesen Konflikt führen 

soll; 

1 1 . empfiehlt dem Interparlamentarischen Rat , eine aus Israelis, Palästinensern 

und anderen Delegierten der Konferenz bestehende Arbeitsgruppe unter der 

Schirmherrschaft der Interparlamentarischen Union einzurichten; 

1 2. nimmt den von der nationalen Gruppe Ägyptens vorgelegten Vorschlag 
hinsichtlich der Entsendung einer Erkundungsmission in die Westbank und den 

Gaza-Streifen zustimmend zur Kenntnis und empfiehlt , daß der Interparla
mentarische Rat unverzüglich geeignete Maßnahmen ergreift,  damit diese 
Mission durchgeführt und der Rat anschließend über ihre Ergebnisse unter

richtet werden kann. 

* * * * * 
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IV. Unterstützung für Gespräche im Hinblick auf die Herbeiführung eines um fas
senden, gerechten und dauerhaften Friedens zw ischen Iran und Irak auf der 
Grundlage der Durchführung der Resolution 598  ( 1 9 8 7) des Sicherhe itsrates 
der Vereinten Nationen 

(Im Konsens wege angenommen) 

Die 80.  Interparlamentarische Konferenz 

verw eist auf ihre während der 7 8 .  Konferenz i m  Konsensverfahren verab

schiedeten Resolutionen über den Beitrag der Parlamente zur Herbeiführung eines 

umfassenden und gerechten Friedens zwischen Iran und Irak und zur Sicherheit der 

Schi ffahrt im Golfgebiet auf der Grundlage der Durchführung der Resolution 59 8 

des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1 9 8 7, in der Iran und 

Irak u.a. aufgefordert wurden, "ihren Konflikt auf dem Verhandlungs wege, mit  

friedlichen Mitteln und in  weiterer Zusam menarbeit m it dem Generalsekretär der 

Vereinten Nationen im Rahmen seiner Bemühungen und Vorschläge und 

insbesondere durch die uneingeschränkte Durchführung der Resolution 598  ( 1 9 8 7) 

des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen beizulegen"; 

nim m t  mit Befriedigung den von den beiden Parteien auf d er Grundlage der 

Resolution 598  ( 1 987 )  vereinbar ten und eingehaltenen Waf fenstills tand vom 2 0 .  

August 1 988  � Kenntnis; 

nim m t  darüber hinaus die aktive und konstruktive Rolle zur Kenntnis, die der 

Generalsekretär der Vereinten N ationen beim Zustandekom m en dieses erfolgrei

chen Ergebnisses und bei der Einleitung der Gespräche unter der Schirmherrschaft 

der Vereinten N ationen in Genf am 2 5 .  August 1 9 8 8  gespielt hat; 

1 .  begrüßt die Bem ühungen des Iran und des Irak zur Beilegung des Konflikt s, 

der unz ähligen Menschen das Leben gekostet hat ,  und ersucht beide Staaten 

dringend, die Gespräche unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 

und auf der Grundlage der Resolution 598  ( 1 987 )  des Sicherheitsrates der 

Vereinten Nationen fortzuset zen im Hinblick auf die Herbeiführung einer 

umfassenden, gerechten und dauerhaften friedlichen Beilegung des Konflikts 

in Ü bereinstim mung mit den in der Charta der Vereinten N ationen und i m  

Völkerrecht niedergelegten Bestimm ungen; 
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2.  ermutigt den Generalsekretär der Vereinten N ationen, seine Bemühungen 

fort zusetzen und eine Verständigung zwischen beiden Parteien auf der 

Grundlage der Resolution 598  ( 1 987) des Sicherheitsrates der Vereinten 

N ationen zu erleichtern; 

3 .  fordert alle Parlamente und Regierungen auf, konstruktive Gespräche 

zwischen den beiden Parteien unter der Schirmherrschaft der Vereinten 

N ationen im Hinblick auf eine friedliche, dauerhafte ,  gerechte und ehrenhaf

te Lösung des Konflikts zu unterstützen und zu erm utigen, welche u.a. die 

Wiederherstellung des freien und sicheren Schif fs- und Luftverkehrs in der 

Region in Ubereinst immung mit  den Besti m mungen des Völkerrechts ermög

lichen würde. 

* * * * * 
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8 1. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, BUDAPEST, 

13. bis 18. März 1989 

Die 8 1 .  Interparlamentarische Konferenz wurde am 1 3 . März in Anw esenheit 

des Vorsitz enden des Präsidialrates der Ungarischen Volksrepublik Bruno Straub 

eröffnet. Außer dem Vorsi tzenden des Präsidialrates ergrif fen der Präsident der 

ungarischen Gruppe der Interparlamentarischen Union Sandor Bares, der Präsident 

des Interparlamentarischen Rates Daouda Sow und der Untergeneralsekretär für 

Menschenrechte der Vereinten Nationen Jan Martenson als Vertreter des General

sekretärs der Vereinten N ationen Javier Perez de Cuellar sowie der Präsident der 

ungarischen Nationalversam mlung Matyas Szürös das Wort .  

Zum Konferenzpräsidenten wurde der Präsident der ungarischen Gruppe der 

Interparlamentarischen Union Sandor Bares gewählt ; die Leiter der anderen D ele

gationen - unter ihnen der österreichische D elegationsleiter Abgeordneter Franz 

Mrkvicka - wurden zu Vizepräsidenten gew ählt . 

Teilnehmer 

Die Konferenz um faßt 7 64 Teilnehmer aus 94 Mitgliedstaaten der IPU, 

darunter 450 Parlamentarier und 49 Beobachter. 

Ös terreichische Delegation 

Franz Mrkvicka 
Ersat zm itglied des Interparlam entarischen Rates, 
D elegationslei ter 

Mag. Dr .  Josef Höchtl 
Mitglied des Interparlam entar ischen Rates, 
stellvertretender D elegationsleiter 

Ing.  Gerul f Murer 

Dr. Lothar M üller 

Dr.  Gilbert Frizberg 
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Tagesordnung 

Folgende inhaltlichen Punkte standen auf der Tagesordnung: 

a) D er Schut z der Rechte des Kindes 

b) Der Beitrag zu den Bemühungen der Vereinten Nationen zur Herbeiführung 
vollständiger Dekolonisierung, zur Beendigung von Rassismus und Apartheid 
sowie die Förderung der Individual- und Kollektivrechte von Nationalitäten 
und ethnischen Minderheiten 

c) Generaldebat te über die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in der 
Welt 

Weiters lagen der Konferenz drei Anträge auf Behandlung zusätzlicher 
_ 

Tagesordnungspunkte vor: 

1 .  Initiativen der Parlamente zur Förderung internationaler Strategien zur 
Bekämpfung des Drogenhandels, der eine Gefahr für unsere Gesellschaft und 
insbesondere für j unge Leute darstellt (Italien) ; 

2. Der Beitrag der Parlamente zur Einberufung einer internationalen Konferenz 
für den Frieden im Nahen Osten (Tunesien, Bulgarien, Tschechoslow akei, 
Kuba, Republik Korea (Südkorea) , DDR, Ungarn, Mongolei, Polen, Rumänien, 
UdSSR und Vietnam); 

3. Unterstützung der Parlamente für die unverzügliche und umfassende Durch
führung der Resolution 598 des UN-Sicherheitsrates in Ubereinstimmung mit 
dem Durchführungsplan des Generalsekretärs und den Initiativen zur Herbei
führung eines gerechten und dauerhaften Friedens z wischen Iran und Irak 
(Iran) ; 

Die italienische Delegation zog ihren Antrag während der Sitzung zurück, 

nachdem Einvernehmen erzielt worden war ,  daß der Gegenstand dem Exekutiv

komitee zwecks Aufnahme in die Tagesordnung der 83.  Interparlamentarischen 

Konferenz zugewiesen wird. 

Die Konferenz stimmte namentlich über den unter Punkt 2 genannten Antrag 

ab. Dieser Antrag wurde mit 9 5 6  Stimmen bei 48 Gegenstimmen und 6 1  

Enthaltungen mit der nach den Statuten erforderlichen Zweidrit telmehrheit- ange

nommen (Österreich: 6 Ja-, 3 N ein-Stimmen, 3 Enthaltungen) . 

Die iranische D elegation zog darauf hin ihren Antrag zugunsten des angenom

menen Begehrens zurück. 
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Sitzungen der Kom m issionen 

D er Tagesordnungspunkt " D er Beitrag der Parlamente zur Abhaltung einer 

internationalen Konferenz für den Frieden im Nahen Osten" wurde von der I .  

Kom mission (Kom mission für politische Fragen, internationale Sicherheit und 

Abrüstung) am 1 4. und 1 7 .  M ärz  behandelt. Nach Vorberatung in einem Redaktions

komitee legte die Politische Kom mission dem Plenum einen mit Stim menmehrheit 

(30 Ja, 1 N ein, 1 Enthaltung) beschlossenen Text vor. 

Der Gegenstand "Der Schutz der Rechte des Kindes" wurde in einer gemein

samen Sit zung der H. und der m. Kom mission (Ko m m ission für parlamentarische, 

j uridische und M enschenrechtsfragen bzw.  Kom mission für Wirtschafts-, Sozial-, 

Kultur- und U mweltfragen) am 1 5. und 1 7 . M ärz verhandelt. Nach Vorbehandlung in 

einem Redaktionskomitee konnte der Konferenz ein einhellig angeno m mener Reso

lutionsentwurf  vorgelegt werden. 

D er Tagesordnungspunkt " D er Beitrag zu den Bemühungen der Vereinten 

Nationen zur Herbei führung vollständiger D ekolonisierung, zur Beendigung von 

Rassismus und Apartheid sowie die Förderung der Individual- und Kollektivrechte 

von Nationalitäten und ethnischen Minderheiten" stand auf der Tagesordnung der 

IV. Kom m ission (Ko m mission für Gebiete unter Fremdverwaltung und ethnische 

Fragen).  Nach Erörterung in zwei Sitzungen am 1 6. und 1 8. M är z  und Behandlung 

durch ein Redaktionskomitee wurde dem Plenum ein mit  M ehrheit (33 Ja, 2. Nein, 3 

Enthaltungen) beschlossener Text unterbreitet. 
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RESOLUTIONEN DER KONFERENZ 

In der Abschlußsitzung am 18.  M är z  1 989 beschloß die Konferenz auf Grund 

der Berichte der Kommissionen folgende Resolutionen: 

I. D er Schutz der Rechte des Kindes 

(Einstimmig verabschiedet) 

Die 8 1 .  Int erparlamentarische Konferenz 

Hintergrund 

stellt fest ,  daß 3 0  Jahre seit der Verabschiedung der Erklärung der Rechte 

des Kindes und zehn Jahre seit der Verkündung des Internationalen Jahres des 

Kindes vergangen sind; 

w eist darauf hin, daß die Notwendigkeit einer besonderen Fürsorge für das 

Kind in der Genfer Erklärung von 1 924 und in der von den Vereinten N ationen 1 959  

angenom m enen Erklärung der Rechte des Kindes ausgesprochen und daß diese 

Notwendigkeit auch im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

und im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

anerkannt worden ist; 

unt erstreicht die anerkennenswerten Anstrengungen und Erfolge der Verein

ten N ationen im Bereich der Förderung und des Schut zes der Rechte des Kindes 

sowie die unersetzliche Rolle von UNICEF und die Aktivit äten der auf dem G ebiet 

des Kinderschutz es weltweit tätigen Nichtregierungsorganisationen; 

stellt fest, daß sich die Int erparlamentarische Union in fortlaufender Arbeit 

für den Schut z der Rechte des Kindes eingesetzt  hat, w as durch die Entschließun

gen und E mpfehlungen dokument iert wird, die die Interparlamentarische Union seit 

1 93 1  auf zahlreichen Konferenzen und Sondertreffen an verschiedenen Orten der 

W elt verabschiedet hat; 

• 
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Ü bereinko m m en der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes 

stellt mit  Genugtuung fest ,  daß der Ent wurf eines Übereinkom mens über die 

Rechte des Kindes in zweiter Lesung von der Menschenrechtskom m ission der 

Vereinten N ationen verabschiedet und dem Wirtschafts- und Sozialrat der Verein

ten Nationen zusam men mit  einer Resolution, in der seine Verabschiedung auf der 

44. Tagung der Generalversam mlung der Vereinten N ationen gefordert wird, zur 

Prüfung vorgelegt wurde; 

ist überzeugt , daß der Ent wurf eines Internationalen Übereinko m m ens über 

die Rechte des Kindes als große Leistung der Vereinten Nationen bei der Festle

gung rechtsverbindlicher Normen im Bereich der Menschenrechte einen positiven 

Beitrag darstellt , der dem Schut z der Rechte und dem Wohl des Kindes dient; 

Die Lage von Kindern 

betont j edoch, daß das Kind aufgrund besonderer Bedürfnisse w ährend seiner 

körperlichen und geistigen Entwicklung einer besonderen Fürsorge , eines besonde

ren Schutz es und eigener Rechte bedar f; 

ist überzeugt , daß die Familie eine grundlegende Rolle bei der Erziehung und 

Entwicklung des Kindes spielt; 

ist ent set zt darüber, daß tagtäglich m ehr als 40.000 Kinder, insbesondere in 

den Entwicklungsländern, an ganz normalen, vermeidb aren Kinderkrankheiten 

sterben; 

ist zutiefst besorgt darüber, daß Millionen Kinder in äußerster Armut leben, 

unter Unterernährung, Hunger, Krankheit,  M ißhandlung und U m weltschäden leiden 

und nicht in den Genuß der so zialen Leistungen kom m en, die für ihre körperliche 

und geis tige Entwicklung notwendig sind; 

ist ebenfalls besorgt darüber, daß auch Kinder Opfer von Kriegen, Flüchtlinge 

oder Heimatlose werden, daß sie unter Apar theid, Rassen- oder anderer D iskrimi

nierung, unter Kolonial- oder Fremdherrschaft sowie unter Vernachlässigung und 

körperlicher Mißhandlung leiden, Opfer von Entführungen, illegalem Drogenh andel 

oder Drogenmißbrauch werden, und für wirtschaftliche Zwecke, zum Zweck der 

Prostitution und der pornographischen D arstellung ausgebeutet w erden; 
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ist ebenfalls besorgt über die potentiellen Gefahren, denen Kinder durch 

neueste technologische Entwicklungen, insbesondere im Bereich der Bio- und Gen

technologie, sowie durch den unkontrollierten Zugang zu einer Vielzahl von 

elektronischen Medien ausgesetzt  sind; 

Der wirtschaftliche Faktor 

ist sich im klaren darüber, daß die Verschuldung der Entwicklungsländer 

insgesamt mehr als eine Billion Dollar beträgt und daß es die Kinder sind, die von 

den Auswirkungen dieser Verschuldung am stärksten betroffen sind, und ist sich 

bewußt , daß diese Verschuldung seit 1 9 7 9  j ährlich um 1 5  Prozent aufgrund von 
e 

Waffenimporten angestiegen ist, wodurch die ohnehin knappen Ressourcen, die für 

die Kinderwohlfahrt zur Verfügung gestanden hätten, aufgebraucht wurden; 

stellt fest,  daß sich die Lage der Kinder in den Entwicklungsländern aufgrund 

drastischer Haushaltskürzungen im Gesundheits- und Bildungsbereich, die zur Be

w ältigung der steigenden Schuldenlast im Rahmen von Strukturanpassungsprogram

men vorgenommen werden mußten, verschlechtert hat ;  

betont , daß die Rechte des Kindes unter allen U mständen unabhängig von 

seiner ethnischen Herkunft,  Nationalität,  Rasse oder Religion gewahrt werden 

müssen; 

Durchführung des Ubereinkommens 

1 .  begrüßt die zahlreichen genauen und konkreten Besti mmungen im Entwurf 

eines Ubereinkommens über die Rechte des Kindes in bezug auf das Recht des 

Kindes auf Schut z und auf Leistungen der sozialen Sicherheit, auf Einbezie

hung in das gesellschaftliche Leben und in bezug auf das Recht auf ein 

eigenes Leben; 

2 .  unterstreicht die Bedeutung der im Ubereinkom mensentwurf vorgesehenen 

Maßnahmen zur Prüfung der Fortschritte, die die Vertragsstaaten bei der 

Erfüllung ihrer Verpflichtungen gemacht haben, und insbesondere die Bedeu

tung des zukünftigen Ausschusses für die Rechte des Kindes; 
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3 .  fordert die Parlamente aller Staaten auf, ihre jew eiligen Regierungen drin

gend zu ersuchen, diesem Übereinkommen beizutreten und es baldm öglichst 

nach seiner Verabschiedung auf der 44. Tagung der Generalversam mlung der 

Vereinten Nationen zu ratifizieren; 

4. ersucht alle Parlam ente und Regierungen, die notwendigen Änderungen m 

ihren nationalen Gesetzen vorzunehmen,  um sie in Einklang mit den Bes tim

mungen des Übereinkom mens zu bringen, wobei es selbstverständlich ist, daß 

dieses Verfahren günstigere Best immungen, die in einigen Ländern möglicher

weise bereits bes tehen, nicht einschränken darf; 

5 .  empfiehlt j edem Staat , eine Inform ationspolitik zu bet reiben, die darauf 

abzielt,  Kinder ebenso wie Erwachsene über die M aßnahmen, die zur Förde

rung der Rechte des Kindes ergrif fen wurden, und über die bei der Verwirk

lichung dieser Rechte erzielten Erfolge zu unterrichten; 

Die Tätigkeit der Parlamente 

6 .  ersucht die Parlamentarier der ganzen Welt dringend, neue Gesetze in 

Bereichen wie Steuerwesen, soziale Sicherheit,  Beschäftigung, Wohnungswe

sen, Gesundheit svorsorge , Arbeitszeit , Erziehungsurlaub, Bildung und D ienst

leistungen vorzuschlagen, die es den Eltern erm öglichen, die bestmöglichen 

Bedingungen für die seelische, körperliche, geis tige und moralische Entwick

lung ihrer Kinder sicherzustellen; 

7 .  ersucht die Parlamente ebenfalls dringend, sich in ihren j e weiligen Ländern 

mit den Möglichkeiten zu befassen, mit denen sie die Verwirklichung der 

Rechte des Kindes auf wirksamste Weise überwachen und zur Durchset zung 

dieser Rechte beitragen können, indem sie " O m budss tellen" für Kinder 

schaf fen; 

8 .  fordert alle Parlamente, Regierungsstellen, Nichtregierungsorganisationen, 

Religionsgem einschaften und sonstige Vereinigungen sowie die Gesellschaft 

insgesamt auf ,  sich zu einer "Großen Allianz" zur Verteidigung und zum 

Schut z der Rechte des Kindes zu verbünden; 
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9 .  fordert die Parlamente auf, Initiativen zur Stärkung der Familie und Förde

rung des Familienzusam menhalts zu ergreifen, 

a) um insbesondere den Schut z der am stärksten benachteiligten Familien 

durch Verbesserung ihrer Lebensbedingungen zu sichern; 

b) indem sie die D urchführung von Bildungsprogram men für Eltern in den 

Bereichen Gesundheit, Ernährung und Familienplanung fördern und 

c) indem sie Programme über Familienplanung, Impfschutz und Gesund

heitsvorsorge vorlegen, diese Programme bekannt machen und sie für die 

Einzelnen finanziell tragbar und unter geographischen Gesichtspunkten 

durchführbar gestalten; 

1 0. fordert alle Staaten auf, die schädlichen Auswirkungen der Technologie auf 

Kinder durch Einführung angemessener Kontrollen und Schutzvorkehrungen 

auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

1 1 . fordert darüber hinaus die Parlamente auf, den Entwurf des Ubereinkommens 

dahingehend zu verbessern, daß Minderj ährige, einschließlich Kinder unter 1 8  

Jahren, in keinem Fall Militär- oder Kriegsdienst z u  leisten haben, und 

betont, daß der im Ubereinkommen gewährleistete Schutz zumindest dem in 

der Genfer Konvention von 1 949 und ihren beiden Zusatzprotokollen von 1 9 7 7  

vorgesehenen Schutz entsprechen muß; 

1 2. ersucht die Staats- und Regierungschefs dringend, ein Gipfeltreffen zur 

Erörterung der Probleme des Kindes einzuberufen, konkrete Ziele festzulegen 

und wirksame Maßnahmen zum Schut ze der Kinder von heute, die die Welt 

von morgen sind, zu ergreifen; 

1 3 .  bit tet Regierungen und internationale Organisationen nachdrücklich, darauf 

hinzuwirken, daß bei der D urchführung von Entwicklungsprogrammen das 

Wohl des Kindes im Vordergrund steht ; 

14.  verurteilt nachdrücklich die auf bewaffnete Konflikte, undemokratische oder 

rassistische Politik und Fremdbesetzung zurückzuführenden Verletzungen von 

Rechten des Kindes und ersucht alle Regierungen dringend, dabei mit zuhel-
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fen, die Rechte der Kinder , die durch die unm enschliche Polit ik  der Apartheid 

unterdrückt werden, in beset zten Gebieten leben oder F l üc� t l inge sind, zu 

schüt zen; 

Wirt schaftliche Erwägungen 

1 5. betont, daß die Rechte des Kindes dadurch am besten gefördert und gesichert 

werden können, daß die Staatengemeinschaft in gemeinsamer Abstim m ung 

Anstrengungen unterni m m t ,  um eine gerechte Welt wirtschaftsordnung zu 

schaffen und auf dem Weg über Dialog und Verhandlung Konflikte beizulegen 

und Krisenherde zu beseitigen, damit die kritische Lage der Kinder in den 

Entwicklungsländern behoben werden kann; 

1 6 .  appelliert an die Industriestaaten und die internationalen Finanzinstitutionen, 

Schuldenerleichterung für die Schuldnerländer der D rit ten Welt zu gew ähren 

und diese Länder verstärkt zu unterstützen, damit sie in die Lage verset zt 

werden, mehr M it tel für die Finanzierung von Program men zugunsten von 

Kindern bereit zus tellen; 

1 7 .  ersucht alle Regierungen dringend, Abrüstungsmaßnahmen zu unterstützen 

und die freiwerdenden Mittel für eine unter wirtschaftlichen und sozialen 

Aspekten gesicherte Entwicklung der Kinder in der ganzen Welt , besonders in 

den Entwicklungsländern, einzuset zen; 

Besondere Anliegen 

1 8 . ersucht alle Staaten dringend, den Schut z des Kindes vor wirtschaftlicher 

Ausbeutung in Übereinsti m mung mit den Bestim m ungen der internationalen 

Übereinko m m en auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und Artikel 3 2  des 

Entwur fs eines Übereinkom mens über die Rechte des Kindes zu garantieren; 

1 9 .  fordert alle Parlamente auf,  sicherzustellen, daß Mädchen in allen sozialen 

Bereichen, insbesondere im B ildungsbereich, bei der Gesundheitsfürsorge, bei 

der Ernährung und im Bereich der Lohnzahlung, die gleichen Möglichkeiten 

offens tehen wie Jungen; 
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2.0 .  erkennt das Recht der Kinder, die einer nationalen oder ethnischen Minder

heit angehören, auf Pflege der eigenen Kultur und auf Unterrichtung in ihrer 

M ut tersprache an; 

2. 1 .  fordert die Parlamente auf, geeignete M aßnahmen zur Verstärkung der 

internationalen Zusammenarbeit zu ergreifen, um,  soweit sie dies für erfor

derlich halten, die Rechte des Kindes in den Bereichen Sorgerecht, Unterhalt 

und Besuchsrecht zu schützen und adoptierten Kindern die Möglichkeit zu 

geben, mit  ihrer M ut tersprache und der Kultur und Geschichte ihres Volkes in 

Verbindung zu bleiben; 

2. 2.. ersucht die Parlamente dringend, nationale Gesetze  und Verfahren, sow eit sie 

M inderjährige betreffen, zu überprüfen, um Ubereinst immung mit den Rah

menbesti mm ungen der Vereinten N at ionen für die Jugendgerichtsbarkeit 

(" Beijing-Regeln") , die m it der Resolution 40/33 von der Generalversa m mlung 

der Vereinten N at ionen am 2.9.  November 1 98 5  verabschiedet wurden, zu 

gewährleisten und die derzeit  unt ernommenen Anstrengunge� zur Verabschie

dung von Richtlinien zur Verbrechensverhütung ("Riyadh-Regeln") sowie Rah

menbestim m ungen für den Schutz von Jugendlichen, denen die Freiheit 

ent zogen wurde, zu unterstütz en; 

2.3 .  fordert die Geberländer auf ,  ihre freiwilligen Beiträge zum Sonderprogramm 

des Internationalen Fonds für Landwirtschaftliche Ent w icklung (IF AD) für die 

von der Dürre und Wüstenausbreitung betroffenen Länder des südlichen 

A frikas zu erhöhen, der es ermöglicht hat , die Ernährungsqualität der am 

stärksten betroffenen Bevölkerungsgruppen deutlich zu verbessern und damit 

einen Rückgang der Kindersterblichkeit zu erreichen, und fordert die Geber

länder ebenfalls auf ,  ihre Beiträge an das Hil fswerk der Vereinten Nationen 

für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) zu erhöhen, und ersucht 

alle Beteiligten, die M ission von UNR WA zu erleichtern. 
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H. 

Besondere Dringlichkeit im Sudan 

Die 8 1 .  Interparlamentarische Konferenz 

nim m t  insbesondere die Situation im Sudan zur Kenntnis, wo 250 .000  Zivilper

sonen - in der großen Mehrheit Kinder - im vergangenen Jahr infolge des bewaffne

ten Konflikts starben und wo m indestens 1 0 0.000  Menschen dieses Jahr unm it telbar 

vom Tod bedroht sind, sofern nicht vor Beginn der im Mai einset zenden Regenzeit  

um fangreiche Hil fsgüter an diese Menschen verteilt werden; 

ersucht die am Konflikt beteiligten Par teien im Sudan sowie die internatio
nale Gem einschaft dringend, sich unverzüglich um eine friedliche Lösung für den 
Konflikt zu bemühen und zumindest einen Monat Waffenruhe zu garantieren, um 
den Transport der notwendigen Hil fsgüter in die betroffenen Gebiete im südlichen 
Sudan zu ermöglichen, bevor die M airegen j eden Transport im Landesinnern 
verhindern. 

* * * * * 
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H. Der Beitrag zu den Bemühungen der Vereinten Nationen zur Herbeiführung 
vollständiger Dekolonisierung, Beendigung von Rassismus und Apartheid sowie 
die Förderung der Individual- und Kollektivrechte von Nationali täten und 
ethnischen Minderheiten 

(Mit 937 Ja-Stimmen gegen 49 Nein-Stimmen bei 7 5  Enthaltungen 
angenommen; Österreich: 6 Ja, 6 Enthaltungen) ) 

Die 8 1 .  Interparlamentarische Konferenz 

bekennt sich zu den in der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit 

an koloniale Länder und Völker und der Erklärung über die Beseitigung j eder Form 

von Rassendiskriminierung enthaltenen Bestimmungen, die besondere Besorgnis e 
über die Menschenrechtsverlet zungen bekunden, die sich aus dem Fortbestehen von 

Kolonialismus, Apartheid und Rassendiskriminierung ergeben; 

stellt die bedeutenden Fortschrit te fest , die seit der Erklärung über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker im Jahre 1 96 0  im 

Hinblick auf die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonial-, Treuhand- und 

Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung erreicht wurden; 

ist sich der Bedeutung des vielförmigen Beitrags bewußt, den die Parlamente 

zur Unterstüt zung der Bemühungen der Vereinten Nationen in bezug auf vollstän

dige Entkolonisierung, Beendigung von Apartheid und Rassismus und Förderung der 

Individual- und Kollektivrechte von Nationalitäten und ethnischen Minderheiten 

leis ten müssen; 

bekräftigt die einschlägigen Resolutionen der Interparlamentarischen Union, 

insbesondere die auf der 8 0. Interparlamentarischen Konferenz angenommene 

Resolution; 

w eist darauf hin, daß im Jahre 1 990 der 3 0. Jahrestag der Erklärung über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker begangen wird und 

daß in der Resolution 43/47 ,  die von der Generalversammlung der Vereinten 

Nationen am 2 2. November 1 988 verabschiedet wurde, die D ekade 1 9 90 - 2000 zur 

Internationalen Dekade für die Beendigung des Kolonialismus erklärt wurde; 
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bekräftigt erneut,  daß alle durch Kolonialismus,  Neo-Kolonialismus, Rassis

mus und Apartheid unterdrückten Völker das Recht auf Selbstbesti m m ung, Unab

hängigkeit, nationale Souveränität und Gleichheit sowie auf Einsatz al ler zur 

Verfügung stehenden Mit tel, einschließlich des bewaffneten Kampfes, haben, um 

die Beachtung dieser Rechte zu erreichen; 

stellt mit  tiefer Besorgnis die Existenz kolonialis tischer Länder fest, durch 

die die Bemühungen zur Beseitigung von Kolonialismus, Apartheid und Rassendis

kriminierung in Gebieten unter der Hoheitsgewalt dieser Länder verhindert und die 

in der Char ta der Vereinten Nationen verankerten Grundsät ze sowie die 

Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen verlet zt werden; 

ist zutiefst besorgt über die Verschlechterung der Lage in der Region 

Südliches A frika, die eine direkte Folge der Aufrechterhaltung des verabscheuungs

würdigen Apartheidsystems in Südafrika ist ;  

ist  ebenfalls besorgt über die gegenüber der schwarzen Mehrheit in Südafrika 

praktizierte Brutalität ,  die sich in Form von Gewaltanwendung, Bannverfügungen 

über die friedlichen Formen des Kampfes verpflichteten Anti-Apartheid-Organisa

tionen, Zwangsumsiedlungen, Inhaftierungen ohne gerichtlichen Beschluß und gene

relle Mißachtung der grundlegenden M enschenrechte durch das rassistische w eiße 

Minderheitenregim e  in Pretoria äußert; 

verurteilt Südafrikas direkt oder m it Hilfe von gedungenen Verbrecherbanden 

der UNIT A und der RNM verübten Angriffe auf unabhängige Nachbarstaaten, die 

diesen Staaten wirtschaftliche Schäden in Höhe von m ehreren Milliarden D ollar 

zufügten, tausenden von unschuldigen Bürgern das Leben kosteten oder Verstümme

lungen zufügten und die nationale Souveränität und Integrität dieser Staaten 

verlet zen; 

ni m m t  � Kenntnis, daß die Generalversam mlung der Vereinten Nat ionen am 

5 .  Dezember 1 98 8  i m  Konsensverfahren die Resolution 43/5 0  G angenom men hat ,  

m i t  der die Generalversam mlung beschlossen hat , vor Abhaltung ihrer 44. Tagung 

eine außerordent liche Tagung über Apartheid und deren destruktive Auswirkungen 

im südlichen Afrika ab zuhalten; 
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ist überzeugt, daß bei der Ausmerzung von Apartheid und Rassismus in 

Südafrika so lange keine Fortschrit te erzielt werden können, wie die internationale 

Gemeinschaft- besonders die wichtigsten Handelspartner Südafrikas - nicht sämt

liche Aktivitäten im wirtschaftlichen und diplomatischen Bereich sowie in anderen 

Bereichen in diesem Land einstellen; 

nimmt mit Besorgnis die unnachgiebige Haltung Südafrikas gegenüber einer 

endgültigen und wirksamen Lösung der Probleme in Namibia und in Südafrika selbst 

� Kenntnis, die auf die fortgesetzte wirtschaftliche, diplomatische und militäri

sche Unterstützung des Regimes in Pretoria durch die wichtigsten Industriestaaten 

und Israel zurückzuführen is t; 

begrüßt das am ZZ.  Dezember 1 988 bei den Vereinten Nationen von den 

Regierungen Angolas, Kubas und Südafrikas unterzeichnete Drei-Parteien-Abkom

men, welches vorsieht , daß die Resolution 43 5 ( 1 978) des Sicherheitsrates über die 

Unabhängigkeit Namibias am 1 .  April 1 98 9  in Kraft treten soll; 

ist sich bewußt, daß am 1 .  Juli 1 989 das Verfahren zur W ahl der verfassungs

gebenden Versammlung in Namibia beginnen wird, welches mit der Wahl der 

Delegierten für die Versam mlung am 1 .  November dieses Jahres abgeschlossen sein 

wird; 

hat Grund � Annahme, daß das Apartheidregime der Republik Südafrika 

Maßnahmen zur Einschüchterung des namibischen Volkes ergrei fen wird, die den 

geordneten Ablauf der Wahlen und die Stimmabgabe sowie die korrekte Auszählung 
e 

der Stimmen stören sollen; 

erkennt die Notwendigkeit einer Aufsicht durch die Truppen der Vereinten 

Nationen im Unabhängigkeitsprozeß von N amibia in Ubereinstimmung mit der 

Resolution 43 5 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen an und verweist auf die 

begrenzten finanziellen Ressourcen, die dieser Organisation derzeit zur Verfügung 

stehen; 

äußert tiefe Besorgnis in bezug auf die Taktiken, mit denen bestimmte 

Mächte im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen versuchen, der Durchführung der 

Resolution 43 5 des Sicherheitsrates über Namibias Unabhängigkeit entgegenzu

wirken; 
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bekräftigt ihre nachdrückliche Auf fassung, daß die moralische und m aterielle 

Unterstützung, die das Apartheidregime und seine Verbündeten bewaffneten Ver

brecherbanden insbesondere in Angola und Mosambik gewähren, eine schw erwiegen

de Handlung und eine ständige Gefahr für die friedliebenden und wehrlosen Bürger 

und für die territoriale E inheit und Integrit ät dieser beiden Staaten bedeutet ;  

verurteilt auf das schärfste die in letzter Zeit erfolgten Verlet z ungen der 

New Yorker Abko mmen durch Südafrika, welches bewaf fnete Einheiten in angolani

sches Gebiet eingeschleust hat; 

verweist auf die Resolutionen 3 8/40, 3 9/40, 40/ 5 0, 4 1 / 1 6  und 42/78  der 

Generalversam mlung der Vereinten N ationen über die Westsahara-Frage, in wel

chen der in der Resolution AHG/ l 04 festgelegte Friedensplan aufgegrif fen wird, 

der im Konsensverfahren auf der 1 9 .  Konferenz der Staats- und Regierungsober

häupter der Organisation der A frikanischen Einheit (OAU) angenommen wurde; 

unterstüt zt  alle vom Generalsekretär der Vereinten Nationen unternommenen 

Anstrengungen, die D urchführung der Resolutionen über das Recht des Volkes der 

Saharauis auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit durch die Abhaltung eines 

demokratischen Referendums zu gew ährleisten, damit eine gerechte und friedliche 

Lösung dieses Problems erreicht werden kann; 

ni m m t  mit Befriedigung die vom Sicherheitsrat der Vereinten N ationen 

einstim mig angenom mene Resolution 6 2 1  über die Westsahara zur Kenntnis, welche 

die vom Generalsekretär der Vereinten Nationen und die vom Vorsi tzenden der 

OUA unternom menen Anstrengungen im Hinblick auf die D urchführung eines 

Referendums über die Selbstbestimmung unter der Aufsicht der Vereinten N ationen 

und in Zusam menarbeit m it der OAU unterstüt z t; 

nimm t  ebenfalls mit Befriedigung zur Kenntnis, daß das Königreich Marokko 

und die Polisario-Front kürzlich Friedensvorschläge unterbreitet haben, um eine 

Lösung der Westsahara-Frage in Übereinstim m ung mit den Resolutionen 3 8/40, 

3 9/40, 40/ 5 0  und 41/ 1 6  der Generalversam mlung der Vereinten Nationen zu 

erreichen; 
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äußert sich besorgt über den Fortbestand kolonialer Verhältnisse in anderen, 

sogenannten "kleinen Territorien" , die der Hoheitsgewalt ausländischer Mächte 

unterstehen und die Gegenstand zahlreicher von der Generalversammlung und 

anderen Organen der Vereinten Nationen verabschiedeter Resolutionen sind; 

ist zutiefst besorgt darüber, daß in bestimmten Staaten ethnische Minderhei

ten noch immer benachteiligt werden und daß ihnen weiterhin die Chancengleich

heit vorenthalten wird; 

hält an der Notwendigkeit der Fortent wicklung und des besseren Schutzes der 

Individual- und Kollektivrechte ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten 

fest; 

is t sich bewußt, daß die m eisten der zahlreichen regionalen Konflikte der 

heutigen Zeit von der Struktur her insofern ähnlich, wenn nicht sogar identisch 

sind, als daß es bei allen Konflikten um ethnische, sprachliche, kulturelle, religiöse 

oder andere Minderheiten oder verschiedene Volksgruppen geht , die im selben 

Gebiet miteinanderleben müssen: 

verweist auf die Charta der Vereinten Nationen, die Erklärung über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker aus dem Jahre 1 96 0  

und die internationalen Menschenrechtspakte aus dem J ahre 1 9 6 6; 

verweist auf Artikel Z7 des Internationalen Pakts über bürgerliche und 

politische Rechte, der gewährleistet, daß in Staaten " mit ethnischen, religiösen 

oder sprachlichen Minderheiten Angehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht 

vorenthalten werden darf, gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr 

eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und 

auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache zu bedienen"; 

unterstreicht die Notwendigkeit einer Verbesserung der äußerst schwierigen 

Wirtschaftslage , in der sich ethnische Minderheiten infolge der akuten Weltwirt

schaftskrise befinden; eine Lage, die u.a. durch Kolonialismus und Neo-Kolonialis

mus, unter dem hauptsächlich die Entwicklungsländer zu leiden haben, sowie durch 

die Unterdrückungs- und Ausbeutungspolitiken, denen diese ethnischen Minderhei

ten ausgeliefert sind, verursacht wurde; 
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betont , daß im Fall ethnischer oder anderer Konflikte ,  bei denen es s ich um 

Minderhei ten innerhalb eines Staates handelt, die Staatengemeinschaft ein begrün

detes Interesse an der BeilegWlg dieser Konflikte hat , wenn M enschenrechte 

verletzt  oder Frieden und Stabilität bedroht werden; 

1 .  erklärt,  daß der Fortbestand des Kolonialismus in all seinen Formen und 

Erscheinungen m it den GrWldsätzen der Charta  der Vereinten Nationen, der 

Allgemeinen MenschenrechtserklärWlg und der Erklärung über die GewährWlg 

der Unabhängigkeit an koloniale L änder und Völker Wlvereinbar ist und eine 

große Gefahr für den Welt frieden und die internationale Sicherheit dars tel lt; 

2 .  unterstüt zt vorbehaltlos die BemühWlgen der Vereinten Nationen um Herbei

führWlg vollständiger Entkolonisierung, BeendigWlg von Rassismus und Apart

heid und Förderung der Individual- und Kollektivrechte von Nationalitäten 

und ethnischen Minderheiten; 

3 .  erkennt das Recht der durch Kolonialismus, Neo-Kolonialismus Wld Rassismus 

unterdrückten Völker an, sich mit  allen ihnen zur VerfügWlg stehenden 

Mit teln, einschließlich des bewaffneten Kampfes, für die Erlangung der 

Freiheit einzusetzen; 

4. empfiehlt den Staaten, die noch immer an kolonialer Herrschaft ,  an Apart

heidpolitik und Rassismus festhalten, ihren in der ErklärWlg über die Gewäh

rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder Wld Völker und der Erklärung 

über die BeseitigWlg j eder Form von RassendiskriminierWlg eingegangenen 

Verpflichtungen nachzukom m en; 

5.  bekräftigt , daß die Apartheidpoli tik Wld ihre Prakt iken ein Verbrechen gegen 

die Menschheit und eine Gefahr für den Welt frieden und die internationale 

Sicherheit dars tellen und daß die wichtigste Aufgabe der Vereinten Nationen 

und der fortschrit tlich gesinnten Welt darin besteht , AnstrengWlgen zur 

unver züglichen Abschaf fWlg der Apar theid zu fördern; 

6 .  fordert das rassis tische Regime auf: 

a) den Ausnahmezustand aufzuheben; 
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b) unverzüglich und bedingungslos Nelson Mandela und alle anderen politi

schen Gefangenen freizulassen; 

c) die Bannverfügung in bezug auf die Tätigkeit aller politischen Organisa

tionen und Gegner der Apartheid aufzuheben; 

d) diskriminierende Geset ze, Restriktionsmaßnahmen gegenüber den Medien 

und Pressezensuren abzuschaffen; 

e) die Politik der Bantustanisierung und Zwangsumsiedlung von Teilen der 

Bevölkerung einzustellen; 

f) ohne j ede Vorbedingung den politischen Dialog mit den wirklichen 

Führern der Bevölkerungsmehrheit aufzunehmen, mit dem Ziel der 

unverzüglichen Abschaffung der Apartheid und der Bildung einer reprä

sentativen Regierung; 

7 .  bekräftigt erneut ihre uneingeschränkte Unterstützung für das südafrikani

sche Volk in seinem Kampf zur Beseitigung der Apartheid und der Errichtung 

einer freien und demokratischen Gesellschaft ,  die nicht auf rassistischen 

Kriterien beruht und der gesamten Bevölkerung Südafrikas ohne Unterschied 

in bezug auf Rasse , Hautfarbe oder religiöse Uberzeugung die gleichen 

Rechte garantiert; 

8 .  wiederholt ihre Bitte an den Sicherheitsrat,  unverzüglich und im Einklang mit 

Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen umfassende und verbindliche 

Sanktionen über das rassistische System Südafrikas zu verhängen, sofern diese 

Sanktionen weiterhin das geeignetste,  wirksamste und friedlichste Mit tel zur 

Beendigung der Apartheid sind; 

9 .  fordert alle Staaten, Sonderorganisationen und ander en Einrichtungen der 

Vereinten N ationen sowie Körperschaften, Nichtregierungsorganisationen und 

Privatpersonen auf, j ede Zusammenarbeit mit Südafrika in politischen, diplo

matischen, wirtschaftlichen, militärischen, nuklearen, kulturellen, sportlichen 

und anderen Bereichen einzustellen; 
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1 0. fordert die Parlamente auf ,  die Einberufung einer außerordentlichen Tagung 

der Vereinten Nationen über die Apar theid und ihre z ers t örer ischen A us w ir

kungen in Südafrika nachhaltig zu unterstützen; 

1 1 .  fordert darüber hinaus alle Parlamente auf ,  die von der Interparlamentari

schen Union ergrif fenen M aßnahmen zugunsten der Veranstaltung einer 

Interparlamentarischen Konferenz zur Bekämpfung der Apartheid zu unter

stützen; 

1 2. verurteilt nachdrücklich die vom südafrikanischen Regime gegen die Front

staaten verübten Aggressionshandlungen, D estabilisierungsm aßnahmen und 

staatlich unterstüt zten Terrorakte,  durch die in ganz Südafrika eine Atmo

sphäre des Terrors, der Unstabilität und der Unsicherheit entsteht; 

l 3 .  ersucht die südafrikanischen Behörden, ihre Politik der wirtschaftlichen 

D estabilisierung der Frontstaaten und anderer Staaten einzustellen; 

14. erklärt sich vollkommen solidarisch mit den südafrikanischen Ländern, insbe

sondere Angola und Mosambik, in ihrem gerechten und schwierigen Kampf 

gegen die von Pretoria gedungenen bewaf fneten Banditen, vor allem diejeni

gen der UNITA und der RENAMO; 

1 5. fordert die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und die Regierung 

Pretorias dringend auf, ihre finanzielle , militärische und polit ische H il fe für 

die UNIT A einzustellen, um der Volksrepublik Angola zu ermöglichen, in 

Frieden zu leben und ihre innenpolitischen Probleme im Rahmen ihrer 

nationalen Harmonisierungspolitik zu lösen; 

1 6. fordert die Staaten auf, den Nachbars taaten und den Front staaten moralische 

und m at erielle Unterstüt zung zuko m men zu lassen, damit sie sich aus ihrer 

wirtschaftlichen Abhängigkei t von Südafrika befreien und vor der südafrikani

schen Aggression schützen können; 

1 7 .  befürwortet die am 22. D e zember 1 9 8 8  erfolgte Unterzeichnung des Drei

Parteien-Abkom mens z wischen der Volksrepublik Angola, der Republik Kuba 

und der südafrikanischen Regierung, begrüßt das zwischen der angolanischen 

und der kubanischen Regierung geschlossene Abkommen und ist der Ansicht, 
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daß diese beiden Abkommen die Aussichten auf Frieden und Beendigung des 

Konflikts in Südwestafrika verbessern; 

1 8 .  appelliert an alle Parteien des Abkommens,  sich an dessen Inhalt und Geist zu 

halten und fordert die internationale Gemeinschaft auf,  dafür zu sorgen, daß 

die erforderlichen Voraussetzungen für freie und faire Wahlen in Namibia 

geschaffen werden; 

1 9. verurteilt kategorisch die Bemühungen, mit denen Südafrika versucht , das 

Wahlergebnis und die Herbeiführung wirklicher Unabhängigkeit in Namibia zu 

beeinflussen, indem es auf Kosten der SWAPO als dem einzigen rechtm äßigen 

und wirklichen Vertreter des namibischen Volkes die Interessen von M arionet

tengruppen auf namibischem Gebiet verteidigt; 

ZOo empfiehlt dem Exkutivkomitee, die erforderlichen M aßnahmen zu ergreifen, 

um während des gesamten Wahlprozesses und während der Wahlen, die in 

Namibia stattfinden sollen, die Anwesenheit einer D elega�ion der Interparla

mentarischen Union als Beobachter zu garantieren; 

Z l .  spricht sich dafür aus, daß zahlreiche Parlamentarier aus der ganzen Welt in 

N amibia zugegen sein sollten, um die uneingeschränkte M einungsfreiheit aller 

am Wahlprozeß beteiligten politischen Parteien zu gewährleis ten; 

ZZ .  fordert ,  daß der Generalsekretär der Vereinten Nationen und der Bevollmäch

tigte der UNO in Namibia allen Parlamentariern, die dem Wahlprozeß als 

Beobachter beiwohnen, die Möglichkeit und die Gewähr bieten, nach Namibia 

einzureisen und sich im Inneren des Landes frei zu bewegen; 

Z3.  appelliert � alle Regierungen, der UNO ihre vollen Beiträge zu entrichten, 

um dieser internationalen Organisation die erfolgreiche Erfüllung ihrer Auf

gabe, insbesondere in N amibia, zu ermöglichen; 

Z4. unterbreitet den Vorschlag, daß die Staaten freiwillige öffentliche Spenden 

zugunsten der Vereinten Nationen fördern und daß diej enigen Länder, die 

dazu in der Lage sind, unentgeltlich den Transport der U NO-Truppen in 

N amibia übernehmen; 
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2 5 .  bekräftigt mit  großem Nachdruck das Recht der argentinischen Republik auf 

Zurückgewinnung der Falkland-Inseln (Malwinen) , Süd-Georgiens und der 

südlichen Sandwi ch-Inseln, einschließlich der angrenzenden Seegebiete,  weist 

die Versuche des Vereinigten Königreichs zurück, das Prinzip des Rechts auf 

Selbstbesti mmung i m  Fall  der Falkland-Inseln (Malwinen) anzuwenden, ver

weist darauf, daß die derzeitigen Bewohner dieser Inseln kein koloniales Volk 

im Sinne der Resolution 1 5 1 4  (XV) der Generalversammlung der Vereinten 

Nationen sind, bekräftigt erneut ihre Mißbilligung und fordert das Vereinigte 

Königreich auf,  seine Militärstützpunkte auf den F alkland-Inseln {Malwinenl 

aufzulösen und alle m ilitärischen Aktivitäten in diesem Gebiet einzustellen; 

26 .  bekräftigt erneut das unveräußerliche Recht des puertorikanischen Volkes auf 

Unabhängigkeit und Selbstbestim m ung in Übereinsti m mung mit  der Resolu

tion 1 5 14  (XV) der Generalversammlung der Vereinten Nationen und verweist 

darauf,  daß Identität und Kultur von Puerto Rico eindeutig lateinam erikani

schen Charakter aufw eisen; 

2 7 .  bekräftigt darüber hinaus, daß eine Lösung der Wes tsahara-Frage auf der 

Ausübung des unveräußerlichen Rechts auf Selbstbest immung und Unabhän

gigkei t durch das Volk der Westsahara beruhen muß; 

2 8 .  begrüßt das am 4. und 5. Januar 1 98 9  z wischen König H assan II von Marokko 

und den Vertretern der Polisario-Front verans taltete Tref fen, dessen Ziel es 

war, die Resolution AHG/ I 04 der OAU und die Resolution 40/ 5 0  der Verein

ten Nationen über die Durchführung eines friedlichen und gerechten Referen

dums zur Herbeiführung der Selbstbestim m ung für das Volk der Westsahara 

anzuw enden; 

2 9 .  bedauert,  daß einige unabhängige und souveräne Länder die Individual- und 

Kollektivrechte von Nationalitäten und ethnischen Minderhei ten w eiterhin in 

flagranter Weise verletzen, und appelliert � alle Staaten, unverzüglich alle 

rechtlichen oder anderen Restriktionen auf zuheben, die eine ethnische oder 

andere Gruppe daran hindern, in den vollen Genuß gleicher Bürgerrechte zu 

gelangen; 
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30 .  appelliert an diej enigen Staaten, die die internationalen Menschenrecht spak

te, das internationale Ubereinkommen über die Beseitigung jeder Form von 

Rassendiskriminierung und das internationale Ubereinkommen über die Be

kämpfung und Ahndung des Verbrechens der Apartheid nicht unterzeichnet 

haben, diese Instrumente zu ratif izieren oder ihnen beizutreten; 

3 1 .  fordert die Regierungen der Unterzeichnerstaaten des internationalen Uber

einkommens über die Beseitigung j eder Form von Rassendiskriminierung auf, 

die Verabschiedung geset zlicher, juristischer und anderer Maßnahmen zu 

fördern, damit die Bestimmungen dieses Ubereinkommens in vollem U mfang 

angewandt werden; 

3 2. fordert die Staaten ebenfalls auf, Maßnahmen zu ergreifen, um sämtliche 

rechtliche und andere Restriktionen aufzuheben, die dazu führen, daß ethni

sche oder andere Bevölkerungsgruppen nicht als gleichberechtigte Bürger 

behandelt werden; 

33 .  bringt ihre Uberzeugung zum Ausdruck, daß die Viel falt der kulturellen 

Besonderheiten für das gemeinsame Erbe der Menschheit eine ebenso große 

Bereicherung wie die Vielfalt der Natur darstellt; 

34. verteidigt entschieden das fundamentale Recht aller Menschen, Völker, 

Kulturen oder Religionsgemeinschaften auf Bewahrung ihrer eigenen Identi

tät; 

3 5. fordert alle Staaten auf,  dafür zu sorgen, daß Angehörige nationaler Minder

heiten Informationen in ihrer Muttersprache erhalten, verbreiten und austau

schen können; 

3 6. fordert alle Staaten auf, dafür Sorge zu tragen, daß Angehörige nationaler 

Minderheiten in j eder Hinsicht ihre eigene Kultur, einschließlich der Sprache, 

der Literatur und der Religion, bewahren und weiterentwickeln sowie 

Bauwerke und Gegenstände ihrer Kultur und Geschichte erhalten können; 

3 7 .  fordert alle Staaten auf, dafür zu sorgen, daß sich Angehörige nationaler 

Minderheiten Kenntnisse in ihrer Kultur aneignen können, einschließlich der 

Weitergabe von Sprache, Religion und kultureller Identität durch die Eltern 

an die Kinder; 
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3 8 .  fordert alle Staaten auf ,  innerhalb ihrer Hoheit sgebiete die ethnische, kultu

relle, sprachliche und religiöse Identität nationaler Minderheiten zu schüt zen, 

die Voraussetzungen für deren Förderung zu schaffen und dabei den Angehöri

gen dieser Minderheiten die freie Ausübung der Grundrechte zu gewähren und 

ihnen eine volle Gleichberechtigung mit  anderen Personen zu garantieren; 

3 9 .  fordert alle Staaten auf, die erforderlichen Maßnahmen zur Bekämpfung von 

Intoleranz und zur Förderung von Verständnis, Toleranz und Achtung gegen

über nationalen Minderheiten zu ergreifen; 

40.  stellt fest,  daß die Einführung föderalis tischer Strukturen in einigen Fällen 

der geeignete Weg sein kann, um ohne Gewaltanwendung Konflikte  zu lösen, 

die ethnischer oder religiöser Natur sind oder m it Problemen von Minderhei

ten zusammenhängen, um unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen ein fried

liches Zusam menleben im selben Staatsgefüge zu ermöglichen und sezessioni

stische Tendenzen abzuschwächen; 

4 1 .  fordert alle Staaten auf, die von der Menschenrechtsko m m ission der Verein

ten N ationen unternom menen Bemühungen zur Ausarbeitung des Entwurfs 

einer Erklärung über die Rechte der Angehörigen von Minderheiten zu 

unterstüt zen; 

4 2. .  ermutigt die Parlam ent e, die erforderlichen geset zlichen Regelungen auszu

arbeiten und zu verabschieden, um den in ihrem Hoheitsgebiet lebenden 

Minderheiten ihre legiti men Rechte zu garantieren im Einklang mit den 

Bestim m ungen der in diesem Bereich abgeschlossenen internationalen Abkom-

men; 

43 . forder t alle Staaten auf, in ihren Ländern die Ent wicklung einer Strategie zu 

unterstüt zen, deren Ziel es  is t ,  allen früheren E mpfehlungen über nationale 

Minderheiten innerhalb eines sorgfältig ausgearbeiteten Program ms Wirksam

keit zu verleihen. 
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In. Der Beitrag der Parlamente zur Einberufung einer Internationalen Nah-Ost
Friedenskonferenz 

(Mit 903 Ja-Stimmen gegen 46 Nein-Stimmen bei 53 Enthaltungen 
angenommen; Österreich: 1 2  Ja) 

Die 8 1 .  Interparlamentarische Konferenz 

betont , daß die Herbeiführung des Friedens im Nahen Osten einen wichtigen 

Beitrag zur Konsolidierung des internationalen Friedens und der internationalen 

Sicherheit leisten könnte und daß die Chancen, auf diesem Weg weiter voranzu

schreiten, in Anbetracht des gegenwärtigen günstigen internationalen Klimas noch 

nie so gut standen; 

ist sich bewußt, daß die Einberufung einer internationalen N ah-Ost-Friedens

konferenz weltweit breite Unterstützung findet ;  

nimmt mit großer Befriedigung den Gesinnungswandel der palästinensischen 

Seite � Kenntnis, der erfolgt ist im Anschluß an die vom 1 2. - 1 5. November 1 988 

in Algier veranstaltete Sitzung des palästinensischen Nationalrates und die vom 

Führer der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) ,  Yassir Arafat, in 

Straßburg und Stockholm sowie auf der 8 1 .  Konferenz der Interparlamentarischen 

Union in Budapest abgegebenen Erklärungen, in denen er die Resolutionen 242 und 

338 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie das Recht Israels, innerhalb 

sicherer und anerkannter Grenzen zu leben, ausdrücklich anerkannt hat; 

ist zutiefst enttäuscht von den negativen Reaktionen, die von seiten der 

israelischen Führung auf die Friedensinitiativen der palästinensischen Seite erfolgt 

sind, und fordert die israelische Führung dringend auf,  eine entsprechende kon

struktive Politik im Interesse eines dauerhaften Friedens zu verabschieden; 

begrüßt sämtliche Anstrengungen, die von seiten der Regierungen, der 

internationalen Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen, der Parlamente ,  

der Gruppen und der Einzelpersonen erfolgt sind, um eine gerechte und friedliche 

Beilegung des Konfliktes im Nahen Osten herbeizuführen, den Dialog zwischen den 

Konfliktparteien zu fördern und insbesondere eine internationale Nah-Ost-Frie

denskonferenz einzuberufen; 
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ist zutiefst besorgt über die Situation in den von Israel beset zten arabischen 

Gebieten, insbesondere über die schweren Wld wiederholten Menschenrechtsverlet

zungen, die von den Truppen der Besat zWlgsmacht verübt werden; 

bekräftigt die von der Generalversam mlWlg Wld vom Sicherheitsrat der 

Vereinten Nationen verabschiedeten Resolutionen Wld Beschlüsse sowie die von der 

Interparlamentarischen Union im Hinblick auf den Konflikt im Nahen Os ten 

getrof fenen EntscheidWlgen, insbesondere das Prinzip, daß eine gerechte Wld 

dauerhafte FriedensregelWlg i m  Nahen Osten auf dem Wlveräußerlichen Recht des 

palästinensischen Volkes auf Selbstbesti m m Wlg beruhen muß, einschließli ch des 

Rechts, einen paläs tinensischen Staat auf palästinensischen Boden zu errichten, des 

Abzugs der israelischen Streitkräfte aus den beset zten Gebieten Wld der Sicherheit 

aller Staaten in der Region, einschließlich Israels; 

1 .  besteht auf der dringenden Notwendigkeit einer gerechten, umfassenden Wld 

dauerhaften BeilegWlg des Konflikts im Nahen Osten, bei der die Palästina

Frage i m  Mit telpWlkt steht; 

2. forder t die E inberufWlg einer internationalen Nah-Ost-Friedenskonferenz Wl

ter der Schirmherrschaft der Organisation der Vereinten Nationen Wld 

BeteiligWlg aller betroffenen Parteien, einschließlich der PLO Wld Israels, 

sowie der fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen; 

3 .  ni m m t  m it AnerkennWlg die Arbeit zur Kenntnis, die die vom Interparlam en

tarischen Rat (auf seiner 14 1 .  Session) eingesetzte  Unterstüt zWlgskom m ission 

bereits geleistet hat , um die EinberufWlg einer internationalen N ah-Ost

Friedenskonferenz zu fördern, und empfiehlt allen betroffenen Parteien, mit  

dieser Kom mission zusammenzuarbeiten; 

4. begrüßt alle internationalen Initiativen, die insbesondere von seiten der 

UdSSR, der Vereinigten Staaten von A m erika und der Europäischen Gemein

schaft,  weiterer Staaten Wld Staatengruppen, Gruppen Wld Einzelpersonen 

erfolgt sind, um die Suche nach LösWlgen für den Konflikt zu beschleWligen,  

den Dialog zwischen den Konfliktparteien zu fördern Wld Hindernisse zu 

beseitigen, die der Einberufung einer internationalen Nah-Ost-Friedenskonfe

renz im Wege s tehen; 
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5 .  fordert die Vereinten Nationen auf, die Möglichkeit einer internationalen 

Uberwachung der von Israel beset zten Gebiete zu erwägen, um bis zur 

Herbeiführung einer endgültigen Lösung und eines um fassenden Friedens in 

der Region den Schutz und die Sicherheit der Bewohner zu garantieren, damit 

sämtliche Gewalttaten ein Ende finden und weiteres sinnloses Blutvergießen 

verhindert wird; 

6. fordert die nationalen Gruppen aller in der Interparlamentarischen Union 

vertretenen Parlamente auf, ihre Regierungen zur Unterstützung der in 

dieser Resolution enthaltenen Prinzipien zu ermutigen. 

* * * * * 
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8Z. INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ, LONDON, 

4. bis 9. September 1989 

Die 8 2. Interparlamentar ische Konferenz, die im Zeichen der l O O-Jahrfeier 

der Union stand, wurde am 4. September 1 98 9  in Anwesenheit Ihrer Maj estät, 

Königin Elisabeth II, und seiner Königlichen Hoheit des Herzogs von Edingburgh in 

Westminster Hall eröffnet. Im Rahmen der Eröffnungsfeierlichkeit richtete Ihre 

Maj estät die Königin an die Delegierten das Wort ,  weiters sprachen der Vorsit zende 

der Britischen Interparlamentarischen Gruppe Michael Marshall, der 

stellvertretende Generalsekretär der Vereinten Nationen James O.C. Jonah als 

Vertreter des Generalsekretärs der Vereinten Nationen Javier Perez de Cuellar und 

der Präsident des Interparlamentar ischen Rates Daouda Sow. 

Zum Konferenzpräsidenten wurde der Vorsitzende der britischen Gruppe der 

Interparlamentarischen Union Michael Marshali gewählt; die Leiter der anderen 

Delegationen - unter ihnen der österreichische Delegationsleiter Klubobmann Ab

geordneter Dr.  Heinz Fischer - wurden zu Vizepräsidenten gewählt. 

Teilnehmer 

Die Konferenz um faßte 850  Teilnehmer aus 1 0 1  Mitgliedsstaaten der IPU, 

darunter 520 Parlamentarier und 100 Beobachter. An der Konferenz nahmen 40 

Parlamentspräsidenten als Ehrengäste teil  • 

Österreichische Delegation 

Dr. Heinz Fischer 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates , 
Delegationsleiter 

Mag. Dr. Josef Höchtl 
Mitglied des Interparlamentarischen Rates, 
stellvertretender Delegationsleiter 

Dr. Friedhelm Frischenschlager 

Franz Mrkvicka 

Dr. Werner Fasslabend 
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Tagesordnung 

Folgende inhaltlichen Punkte standen auf der Tagesordnung: 

a) Friedlicher Zugang zum Weltraum und Nutzung des Weltraums zum Wohle der 
Menschheit 

b) D as Verhältnis zwischen Bevölkerung und Nahrungsmit telproduktion und die 
Suche nach vernünftigen und wirksamen Lösungen für das Schuldenproblem 
der Drit ten Welt, um die Ernährung der Weltbevölkerung zu gewährleis ten 

c) Generaldebat te über die politische, wirtschaftliche und so ziale Lage der 
Welt. 

Weiters lagen der Konferenz vier Anträge auf Behandlung zusätzlicher 

Tagesordnungspunkte vor: 

1 .  Gewaltsame Niederschlagung friedlicher Bürgerproteste in der Volksrepublik 
China (Bundesrepublik D eutschland) ; 

2.  Die Unterstützung der Parlamente für den Unabhängigkeitsprozeß Namibias , 
die Abhaltung freier und fairer allgemeiner Wahlen und die Errichtung einer 
neuen, den Willen des Volkes widerspiegelnden Regierung (Spanien) ; 

3 .  Poli tik der gewaltsamen Unterdrückung und Assimilierung der türkischen 
ethnischen M inderheit in Bulgarien und Fortsetzung der Massenvertreibung 
von Angehörigen dieser Minderheit in die Türkei (Türkei) ;  

4. Die vollständige und immerwährende Anwendung der Resolution 598 des UN
Sicherheitsrates für einen gerechten und dauerhaften Frieden und der voll
ständige Austausch von Kriegsgefangenen zwischen dem Irak und dem Iran 
(Irak) . 

Die Delegationen der türkischen und der irakischen Gruppe zogen ihre 

Anträge zugunsten des spanischen Antrags zurück. Die Konferenz stimmte 

namentlich über den Vorschlag der Bundesrepublik Deutschland ab. Er erreichte mit 

3 3 5  Ja-Stimmen, 3 93 Nein-Stimmen und 509 Enthaltungen nicht die erforderliche 

Mehrheit .  Der Antrag der Gruppe Spaniens wurde ohne Gegenstimmen 

angenom men. 

Dringlichkeitsantrag auf Annahme eines zusätzlichen Tagesordnungspunktes: 

Die spanische Gruppe hatte weiters einen Dringlichkeitsantrag auf Aufnahme 

eines zusätzlichen Tagesordnungspunktes zu dem Thema Unterstützung der 

Parlamente für die Verfassungsinstitutionen Kolumbiens, die durch die 

Drogenmafia ernsthaft bedroht werden, vorgelegt. 

• 

• 
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Die kanadische Delegation nahm ihren mündlich als Dringlichkeitstagesord

nungspunkt gestellten Antrag zu der Verschlechterung der Situation im Libanon 

zurück, nachdem der Lenkungsausschuß der Konferenz den Antrag als nicht 

fristgerecht eingereicht und damit unzulässig erachtet hatte. 

Die Konferenz stimmte namentlich über den Antrag der Gruppe Spaniens ab; 

der Antrag wurde mit 7 7 2  Ja-Stimmen, 1 9  Nein-Stimmen und 1 5 5  Enthaltungen 

(Österreichische D elegation: 1 2.  Ja) angenommen und auf die Tagesordnung geset zt.  

Der von der Delegation der Gruppe Spaniens nach Konsultationen mit anderen 

nationalen Delegationen erarbeitete Resolutionsent wurf  wurde von der Konferenz 

einstimmig angenommen. 

Sitzungen der Kom missionen 

Der Tagesordnungspunkt "Friedlicher Zugang zum Weltraum und Nutzung des 

Weltraums zum Wohle der Menschheit" wurde von der I. Komm ission (Kommission 

für politische Fragen, internationale Sicherheit und Abrüs tung) am 6. und 8 .  

Septem ber behandelt.  Nach Vorbereitung in einem Redaktionskomitee legte die 

Politische Kom mission dem Plenum einen einstimmig beschlossenen Text vor. 

Der Tagesordnungspunkt "Das Verhältnis zwischen Bevölkerung und Nahrungs

mit telproduktion und die Suche nach vernünftigen und wirksamen Lösungen für das 

Schuldenproblem der Drit ten Welt, um die Ernährung der Weltbevölkerung zu 

gewährleisten" wurde von der In. Komm ission (Kommission für wirtschaftliche und 

soziale Fragen) am 7. und 9. September verhandelt.  Nach Vorbehandlung in einem 

Redaktionskomitee konnte der Konferenz eine einhellig angenommene Resolution 

vorgelegt werden. 

Der zusät zliche Tagesordnungspunkt "Die Unterstützung der Parlamente für 

den Unabhängigkeitsprozeß in Namibia, die Abhaltung freier und gleicher Wahlen 

und die Errichtung einer neuen den Willen des Volkes widerspiegelnden Regierung" 

stand auf der Tagesordnung der IV. Kommission (Kommission für Gebiete unter 

Fremdverwaltung und ethnische Fragen) . Nach Behandlung in zwei Sitzungen am 5.  

und 8 .  September und Ausarbeitung durch ein Redaktionskomitee wurde dem 

Plenum ein einhellig angenom mener Resolutionsentwurf vorgelegt. 
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RESOLUTIONEN DER KONFERENZ 

In der Abschlußsitzung am 9. September 1 989 beschloß die Konferenz auf 

Grund der Berichte der Kommissionen folgende Resolutionen: 

I. Friedlicher Zugang zum Weltraum und Nutzung des Weltraums zum Wohle der 
Menschheit 

(Einstimmig verabschiedet) 

Die 82. Interparlamentarische Konferenz 

verweist darauf, daß mit der Resolution 1472  (XVI) der Generalversammlung e 
der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1 959  die Kommission für die friedliche 

Nutzung des Weltraums geschaf fen wurde; 

verweist ebenfalls darauf, daß in der Resolution 1 7 2 1  (XVI) aus dem Jahre 

1 9 6 1  bekräftigt wurde , daß die Vereinten Nationen das Hauptforum für die 

internationale Zusammenarbeit im Bereich der friedlichen Nut zung des Weltraums 

sein sollten; 

erkennt den beträchtlichen Fortschritt  an, der seit der Verabschiedung der 

Resolution 1472  der Generalversammlung der Vereinten N ationen im Jahre 1 959 ,  

die zum Abschluß der folgenden fünf internationalen Rechtsinstrumente führte,  

erreicht wurde; 

a) Vertrag von 1 96 7  über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von 

Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des 

Mondes und anderer Himmelskörper (als " Weltraumvertrag" bezeichnet);  

b) Ubereinkommen von 1 968 über die Ret tung und Rückführung von Raum fah

rern sowie die Rückgabe von den in den Weltraum gestarteten Gegenständen 

(als "Ret tungsübereinkommen" bezeichnet); 

c) Ubereinkom men von 1 972 über die völkerrechtliche Haftung von Schäden 

durch Weltraumgegenstände (als "Haftungsübereinkommen" bezeichnet);  
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d) Ubereinkommen von 1 9 7 5  über die Registrierung von in den Welt raum 

gestarteten Gegenständen (als "Registrierungsübereinkom men" bezeichnet ) ;  

e) Ubereinkommen von 1 9 7 9  über die Tätigkeiten von Staaten auf dem Mond und 

anderen Himmelskörpern (als "Mondvertrag" bezeichnet ) ; 

bekräftigt die am 3. Dezember 1 9 8 6  niedergelegten Grundsät ze in bezug auf 

die Fernerkundung der Erde vom Weltraum aus; 

ist sich bewußt, daß der Ausschuß der Vereinten Nationen für die friedliche 

Nutzung des Weltraums eine Reihe von Empfehlungen über den Austausch von 

Informationen, die Ermutigung internationaler Program me, besonders im Bereich 

der angewandten Raum fahrt technologie , darunter das im Jahre 1 9 7 1  eingeleitete 

Programm der Vereint en N ationen über die angewandte Raum fahrttechnologie, 

sowie über Bildung und Schulung, insbesondere im Bereich der praktischen 

Anwendung von Raum fahrttechnologien vorgelegt hat; 

nimmt mit Befriedigung die Anstrengungen der Vereinten Nationen und ihrer 

Sonder organisationen � Kenntnis, Regelungen im Hinblick auf die Ent wicklung 

von Weltraumtätigkeiten zu treffen; 

verweist auf den Vertrag über das Verbot von Kernwaffenversuchen in der 

Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser vom 5. August 1 963 und auf die 

anderen bilateralen und internationalen Abrüstungs- und Rüstungskontrollabkom-

men; 

ist überzeugt davon, daß die Erforschung und Nutzung des Weltraums für 

friedliche Zwecke von großer Bedeutung für die wirtschaftliche und soziale 

Entwickung ist; 

bekräftigt zum einen die Bedeutung der internationalen Zusmmenarbeit in der 

Weiterentwicklung des Rechtss taatsprinzips, einschließlich der einschlägigen 

Rechtsnormen des Weltraumrechts, und zum anderen die bedeutende Funktion, die 

derartige Rechtsnormen in der internationalen Zusam menarbeit im Bereich der 

Erforschung und Nutzung des Weltraums für friedliche Zwecke haben; 
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nimmt die in der Weiterentwicklung der Weltraum forschung für friedliche 

Zwecke und angewandten Raumfahrttechnologien sowie die in verschiedenen natio

nalen und kooperativen Raum fahrtproj ekten erzielten Fortschrit te zur Kenntnis, 

welche zur internationalen Zusammenarbeit in diesem Bereich beitragen; 

ist sich des wertvollen Beitrages bewußt, den die angewandte Raum fahr t tech

nologie zur internationalen Verständigung in den Bereichen: natürliche U mwelt, 

Aufspüren von Rohstoffreserven in allen Ländern, Gewinnung von D aten über 

globale Klimaveränderungen und Umweltbewirtschaftung geleistet hat; 

vertrit t die Ansicht , daß die Raum fahrttechnologie ein wirksamer Faktor der 

Entwicklungsförderung sein kann; 

set zt sich dafür ein, der gesamten Menschheit die Weltraumtechnologien und 

deren Nutzungsmöglichkeiten zugute kommen zu lassen; 

erkennt �, daß die Verhinderung der Militarisierung des Weltraums ein 

äußerst wichtiger Faktor für den Frieden in der Welt und die internationale 

Sicherheit ist, und daß alle Länder die Verpflichtung haben, besonders j ene, welche 

über Weltraum kapazitäten verfügen, sich aktiv an den Anstrengungen zur Verhinde

rung eines Wet trüstens im Weltraum zu beteiligen; 

verweist auf die auf der 52 . ,  66 ., 6 9. ,  7 1 ., 7 3 ., 7 5. und 7 9 .  Konferenz 

verabschiedeten Resolutionen der Interparlamentarischen Union, welche sich mit 

dem friedlichen Zugang zum Weltraum und seiner Nutzung zum Wohle der 

Menschheit befassen; 

1 .  bekräftigt, daß der Weltraum das Erbe der gesamten M enschheit ist und daß 

der Zugang zum Weltraum allen Nationen offenstehen muß; 

2. erinnert daran, daß es im Interesse der gesamten M enschheit liegt, dafür 

Sorge zu tragen, daß der Weltraum ausschließlich für friedliche Zwecke 

genutzt wird und ruft die Staaten auf, nach Mitteln und Wegen zu suchen, um 

Fortschrit te in dieser Hinsicht zu erzielen; 
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3 .  erinnert daran daß die Zusammenarbeit im Weltraum das gegenseitige 
---' 

Verständnis unter den Völkern und Staaten fördert und einen wichtigen 

Beitrag zum Frieden in der Welt leis tet;  

4 .  bekräft igt die Bedeutung einer verstärkten internationalen Zusam menarbeit 

bei der Nutzung des Weltraums für friedliche Zwecke und zum Wohle der 

Menschheit durch eine abgesti m m te Planung regionaler ,  bilat eraler und 

multilateraler Kooperationstätigkeiten; 

5. fordert alle Staaten auf ,  die Anstrengungen der Abrüstungskonferenz der 

Vereinten N ationen zur Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum zu 

unters tü  t zen; 

6 .  fordert alle Staaten auf, die noch keine Vertragsparteien sind, die internat io

nalen Verträge über die Nutzung des Weltraums zu rati fizieren oder ihnen 

beizutreten; 

7 .  ruft die Parlam ente auf ,  bei ihren j ew eiligen Regierungen ihren Einfluß dahin 

gehend zur Geltung zu bringen, daß sich die Regierungen aktiv an der Arbeit  

des Ausschusses der Vereinten Nationen für die friedliche Nutzung des 

Weltraums beteiligen und dafür Sorge tragen, daß dieses Gremium folgende 

Aufgaben unter Berücksichtigung der Interessen aller Staaten durchführen 

kann: 

a) Weiterverfolgung von Fragen in bezug auf die Anwendung des Grundsat

zes,  der die Erforschung des Weltraums zum Nut zen und im Interesse 

aller Staaten unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Ent wicklungs

länder fordert; 

b) Fortsetzung der Ausarbeitung von Geset zesent wür fen über Grundsät ze  

zur Nut zung von nuklearen Energiequellen im Weltraum;  

c) Fortset zung der Ans trengungen zur Förderung j uristischer Aspekte des 

Weltraumrechts durch Ausarbeitung weiterer Studien und Recht snormen, 

die von internationalem Interesse sind, wie z.B. die Bereiche: Fernerkun

dung, Fernseh-D irektüber tragungen und Weltraummüll ;  
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d) Weiterentwicklung von angew andten Raumfahrttechnologien als Möglich

keit zur Lösung von Umweltproblemen, besondes j ener der Entwicklungs-

länder. 

8 .  is t der Ansicht, daß die Teilhabe der Entwicklungsländer an der Nut zung des 

Weltraums durch die Bereitstellung von Diensten, Kooperationsmaßnahmen 

und Mechanismen der internat ionalen Zusam menarbeit gefördert werden muß; 

9 .  fordert alle Staaten mit Fernerkundungskapazitäten auf, diese Technologie 

zum Schutze der natürlichen U mwelt der Erde und zum Schutze der Mensch

heit vor Naturkatastrophen einzusetzen; 

1 0. fordert alle Staaten auf, die von den Vereinten Nationen und anderen 

. Organisationen unternommenen Anstrengungen in bezug auf die Durchführung 

von Bildungsprogrammen über den Weltraum und Schulungsprogrammen über 

Weltraumtechnologien für Experten aus Entwicklungsländern zu unterstützen; 

1 1 . fordert die Staaten auf,  im gegebenen Fal le die Einführung von Verfahren, 

Mechanismen und Gremien der internationalen Zusammenarbeit in Betracht 

zu ziehen, um damit zur Weiterent wicklung von Weltraumforschung und 

technologie,  zur Stärkung der internationalen Sicherheit und des Vertrauens, 

zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und zur Verhinderung und 

Bewältigung von Katastrophen und größeren Gefahren beizutragen; 

1 2.. fordert die Generalversammlung der Vereinten Nationen auf,  das Jahr 1 99 2.  

als Internationales Weltraumjahr z u  proklamieren; 

1 3. fordert alle Staaten auf,  die diversen für j enes Jahr von nationalen und 

internationalen Organisationen geplanten Aktivitäten zu unterstützen. 

* * * * * 
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Das Verhältnis zwischen Bevölkerung Wld Nahrungsmittelprodukt ion und die 
Suche nach vernünftigen und wirksamen Lösungen für das Schuldenproblem 
der Drit ten Welt, um die Ernährung der Weltbevölkerung zu gewährleis ten 

(Einstimmig angenommen) 

Die 82.  Interparlamentarische Konferenz 

unterstreicht , daß das Recht, sich satt zu essen, ein allgemeines Menschen

recht ist und für Millionen von Menschen auf der Welt gleichbedeutend mit dem 

Recht auf Leben ist; 

is t der Ansicht , daß die bewaffneten Konflikte und die Unmenschlichkeit des 

Menschen gegenüber dem Menschen die Ernährungssicherheit von Millionen von 

Menschen gefährdet ; 

ist tief besorgt angesicht s der ernsten und anhaltenden Verschlechterung der 

Ernährungslage und der Lage der Landwirtschaft in vielen Entwicklungsländern, 

insbesondere in Afrika, wo die Nahrungsmit telproduktion mit dem Bevölkerungs

wachstum nicht Schrit t hält;  

ist ebenfalls tief besorgt angesichts der Tatsache, daß die Nahrungsmit tel

hilfe nicht zugenom men hat, obwohl die Erzeugung von Nahrungsmit teln schneller 

steigt als die Bevölkerungszahlj 

ist schließlich auch tief besorgt darüber, daß mehr als 5 0 0  Millionen Men

schen auf der Welt unter Hunger und Mangelernährung leiden und unter ihnen 

Kinder, Schwangere, Wöclmerinnen und alte Menschen sind, die dadurch am 

stärksten gefährdet sind; 

stellt mit Bedauern fest,  daß das Haupt ziel der Welternährungskonferenz 

( 1 9 74) , den Hunger in der Welt innerhalb eines Jahrzehnts zu besiegen, auch bis 

zum Ende des Jahrhunderts noch nicht erreicht sein wird; 

erinnert daran, daß wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen im Widerspruch zum 

Völkerrecht stehen und eine Verlet zung der Charta der Vereinten Nationen 

darstellen; 
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betont daher daß die zentrale Aufmerksamkeit auch weiterhin weltweit den 
.;;..;;;.;;.;;.= ---' 

Fragen der Versorgung mit Nahrungsmitteln und der Landwirtschaft gelten muß; 

betont außerdem, daß der Hunger und die Mangelernährung, unter denen 

im mer mehr Menschen leiden, in augenfälliger Weise die untergeordnete Stellung 

der Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft und die für sie im Rahmen der 

internationalen Wirtschaftsbeziehungen geltenden ungünstigen Bedingungen ver

deutlichen; 

ist sich bewußt, daß die Landwirtschaft im Hinblick auf das soziale, wirt

schaftliche und finanzielle Gleichgewicht der Entwicklungsländer eine Schlüsselrol

le spielt und für die meisten dieser Länder die Selbstversorgung mit N ahrungsmit

teln in der Landwirtschaft ein vorrangiges Ziel darstellt; 

ist besorgt darüber, daß die Wirtschaft der Entwicklungsländer u.a.unter 

einem ungünstigen welt wirtschaftlichen U mfeld leidet , dessen Hauptmerkmale die 

Verschlechterung der Austauschrelationen (terms of  trade) , der Abfluß von Kapital 

aus allen Entwicklungsländern, die wachsende Verschuldung, der Preisverfall bei 

den meisten Grundstoffen und c:,ier zunehmende Protektionismus sind, die ihr Wirt

schaftswachstum und ihre wirtschaftliche Entwicklung behindern; 

unterstreicht , daß das Problem der Auslandsverschuldung der Entwicklungs

länder die wirtschaftliche, soziale und politische Stabilität dieser Länder immer 

mehr bedroht und dieses Problem auf Grund der immer stär keren weltwirtschaftli

chen Verflechtungen außerdem auch w eltweit negative Auswirkungen haben wird; 

erkennt die Not w endigkeit ,  zu einer echten internationalen Zusam menarbeit 

und zu Konsultationen zu kommen, und zwar in erster Linie z wischen Gläubiger-und 

Schuldnerländern, um das Problem der Auslandsverschuldung der Entwicklungslän

der dauerhaft,  gerecht und für alle annehmbar zu lösen; 

stellt fest,  daß eine globale Strategie zur Schuldenerleichterung zugunsten 

der Entwicklungsländer längst überfällig ist; 

erkennt an, daß einige Gläubigerländer bereits konkrete Maßnahmen in 

diesem Sinne ergrif fen haben; 

• 
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bekräftigt , daß alle betrof fenen Parteien für die Beilegung der Schuldenkrise 

m itverantwortlich sind; 

stellt fest, daß m aterielle Not meist m it großen Gefahren für die U m welt,  

wie Verschlechterung der Böden, Versteppung und Abholzung einhergeht; 

unterstreicht , daß der langfristige Schut z der U m w elt fester Bestandteil der 

Entwicklungsplanung sein sollte; 

is t sich bewußt, daß die Weltbevölkerung 1 9 8 8  5 Mil liarden M enschen betrug, 

daß sie im Jahre 2000  wahrscheinlich bei 6 , 1  M il li arden liegen wird, daß das 

erwartete Bevölkerungswachstum zu 90  % in den Entwicklungsländern erfolgen 

wird und daß es in den Entwicklungsländern im Jahre 2000 ungefähr 1 ,6 M ill iarden 

Frauen im gebärfähigen Alter geben wird; 

stellt fest, daß das für die kom menden Jahre angenom m ene Bevölkerungs

wachstum noch größere Probleme verursachen wird; 

ist tief besorgt darüber, daß die Zunahme der Weltbevölkerung die Nahrungs

mittelversorgung und die Ernährungssicherheit gefährden wird; 

ist der Auffassung, daß die Rolle der Frauen bei der Familienplanung, in der 

Bevölkerung, der Landwirtschaft und für die U m w elt in den Program men der 

Ent wicklungshil fe häufig übersehen wird, obwohl sie 60  bis 90 % der landwirt

schaftlichen Produktion erbringen; 

is t sich bewußt, w elche Rolle die Frauen als Mütter und Ehefrauen spielen, 

welchen Anteil sie an der Produktion haben und 

unterstreicht , wie wichtig es is t ,  daß sie in voller Gleichberechtigung m it den 

M ännern am sozialen, wirtschaftlichen und politischen Leben teilhaben; 

ist sich ebenfalls bewußt, daß die ausreichende Versorgung der Weltbevölke

rung und insbesondere der Bevölkerung der benachteiligten L änder mit Nahrungs

mit teln eine intellektuelle, moralische und logistische Herausforderung für alle 

Völker und Nationen ist;  

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 315 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 47 -

stellt w eiter fest daß das Fischen mit Treibnet zen die Fischbestände und die 
-- --' 

Fähigkeit der Drit ten Welt zur Beschaffung zusätzlicher Nahrungsmit tel ernsthaft 

gefährdet; 

verweist 

a) auf die Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen in 

bezug auf: 

die E m pf ehlungen der Welt bevölkerungskonf erenz ( 1 9 74) ; 

die internationale Entwicklungsstrategie im Rahmen der drit ten Ent

wicklungsdekade der Vereinten Nationen (3 5/5 6) ;  

das Aktionsprogramm der Vereinten N ationen für die wirtschaftliche 

Gesundung und Entwicklung Afrikas 1 98 6- 1 9 90; 

das N eue Substantielle Aktionsprogramm für die acht ziger Jahre zugun

sten der am wenigsten entwickelten Länder (3 5/2 0 5) ;  

die Probleme der landwirtschaftlichen N ahrungsmit telproduktion (3/ 1 34, 

4 1/ 1 9 1 , 43/ 1 90 , 43/ 1 9 1 ) ;  

die Schlußakte der VII. Handels- und Entwicklungskonferenz der Verein

ten Nationen (UNCTAD VII) ; 

das Dokument zur afrikanischen Position im Hinblick auf die Schulden

krise Afrikas; 

die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit angesichts der Proble

me der Auslandsverschuldung (4 1/303,  43/ 1 98);  

b) die Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten; 

c) die Erklärungen und Initiativen des Welternährungsrates zum Kampf gegen 

den Hunger in der Welt (Erklärung von Peking - Juni 1 9 8 7 ,  Initiative von 

Zypern -Juni 1 988, Erklärung von Kairo - Mai 1 989) ;  

verweist außerdem auf die Resolution der 69 .  Interparlamentarischen Konfe

renz (Rom, 1 982) zum Hunger in der Welt, 

verweist weiter auf die Resolutionen 

der 7 1 .  Interparlamentarischen Konferenz (Genf, 1 984) zu den demographi

schen Problemen, 

der 73. und 74. Interparlamentarischen Konferenz (Lome und Ottawa, 1 9 8 5) 

zur internationalen Schuldenkrise, 
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und der 77 .  Interparlamentarischen Konferenz (Managua, 1 987) zur Errichtung 

eines gerechten internationalen Handelssystems, 

verweist schließlich noch auf die Schlußfolgerungen und Empfehlungen der 

Interparlamentarischen Konferenz über die landwirtschaftliche Entwicklung und die 

Ernährungssicherheit in Afrika (Harare, 1 986) ;  

erkennt die zur Lösung der Weltbevölkerungs- und Ernährungsprobleme gelei

steten Bemühungen der Organisationen der Vereinten Nationen �, z .B. seitens der 

Organisation der Vereinten Nationen für Ernährung und Landwirtschaft (FAO),  des 

Fonds der Vereinten Nationen für Bevölkerungsprogramme,  des Welternährungspro

gramms, der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 

Kultur (UNESCO), des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen (UNICEF) sowie die 

anderer Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen; 

Bevölkerung 

1 .  bekräftigt, daß Familienplanung ein Grundrecht des Menschen ist und daß 

jeder Zugang zu Information und Erziehung haben sollte, damit er ohne 

Einwirkung von außen über die Zahl seiner Kinder und die Abstände zwischen 

den Geburten entscheiden kann; 

2 .  bekräftigt das Recht der Regierungen, eine eigene Bevölkerungspolitik zu 

entwickeln, die j edoch in keiner Weise das Recht auf freie Entscheidung über 

die Kinderzahl beeinträchtigen darf;  

3.  fordert alle Regierungen auf, ihrer Verantwortung gerecht zu werden und die 

Erziehungsmöglichkeiten zu schaffen, um die wirtschaftliche, soziale und 

politische Gleichberechtigung und die Grundrechte für Frauen zu gewährlei

sten; 

4. empfiehlt den Ausbau des Beratungsnet zes, damit die 3 00 Millionen Frauen, 

die gem äß der internationalen Fruchtbarkeitsstudie der Vereinten Nationen 

keine Familienplanung betreiben, Zugang zur Familienplanung bekom men; 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 317 von 484

www.parlament.gv.at



- 149 -

5. fordert alle Regierungen auf,  den Maßnahmen auf dem Gebiet des Gesund

heitswesens größte Bedeutung beizumessen, insbesondere Maßnahmen zur 

Verringerung der Kinder- und Müttersterblichkeit ,  zur Verbesserung der 

medizinischen Versorgung der Kinder und zur Verlängerung der Abstände 

zwischen den Geburten; 

6.  fordert weiter alle Regierungen auf, im Erziehungswesen bevölkerungsrele

vante Aktivitäten zu intensivieren und dabei insbesondere das Fam ilienleben 

zum Unterrichtsgegenstand zu m achen und durch Erziehungsprogram me die 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Bevölkerung zu fördern sowie auf 

lokaler Ebene das Bevölkerungspotential zu entwickeln; 

7 .  erklärt,  daß die Schaffung friedlicher Bedingungen für die Entwicklung der 

Mitglieder der internationalen Gemeinschaft, die kontinuierliche Entm ilitari

sierung und Humanisierung der internationalen Beziehungen, die schrit tweise 

Abrüstung, die Entschärfung und Beilegung regionaler Konflikte wesentliche 

Voraussetzungen sind für die effektive Lösung der Weltprobleme im Interesse 

aller Nationen unter angemessener Berücksichtigung der besonderen Bedürf

nisse der Entwicklungsländer; 

Ernährung 

8.  ermutigt die Parlamente und Regierungen aller Länder, auf nationaler und 

internationaler Ebene abgesti m m te Anstrengungen zur endgültigen Uberwin

dung des Hungers in der Welt zu unternehmen und dieses Ziel zu einer 

vorrangigen Aufgabe der internationalen Gemeinschaft zu m achen; 

9 .  unterstreicht, daß eine dauerhafte Besserung der Lage erst dann eintreten 

wird, wenn die Entwicklungsländer ihre Nahrungsmit telproduktion erhöht und 

die Selbstversorgung erreicht haben werden; 

1 0. unterstreicht ebenfalls, daß die Verantwortung für die Lösung des N ahrungs

mittelproblems der Entwicklungsländer in erster Linie und in großem M aße 

bei diesen selbst liegt; 

1 1 . empfiehlt den Gläubigerländern, zu geringen Zinssätzen Hil fen für N ahrungs

mittelimporte und Finanzmit tel zur Stärkung des Landwirtschaftssektors 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)318 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 50 -

einschließlich der ländlichen Infrastruktur zu gewähren und auf diese Weise 

den Ländern, deren Produktion mit dem Bevölkerungswachstum nicht Schri t t  

hält,  zu hel fen, Nahrungsmittel zu beschaffen und im Rahmen der langfristi

gen Entwicklungsplanung die bekannten großen Reserven landwirtschaftlich 

nutzbarer Flächen zu erschließenj 

1 2. fordert eine dauerhafte und angem essene internat ionale Zusam menarbeit und 

Unterstüt zung zur Ernährungssicherung in den Entwicklungsländernj 

1 3 . w eist nachdrücklich darauf hin, daß die Strukturanpassungsprogram m e  zum 

Abbau der Subventionen für N ahrungsmit tel und landwirtschaftliche Betriebs

mit tel und zur Verringerung der Haushaltsmit tel für das Erziehungs- und 

Gesundheitswesen die Unterentwicklung der Entwicklungsländer zwangsläufig 

erhöhen und die Ernährungssicherung gefährden müssen; 

14. begrüßt die Schlußfolgerungen und Empfehlungen der 14.  Sit zung des Welter

nährungsrats auf Ministerebene, die im Mai 1 9 8 8  in Nikosia stat tge funden 

hat , insbesondere die Initiative von Zypern, sowie die Erklärung von Peking 

( 1 987)  und die Erklärung von Kairo ( 1 98 9 ) ,  in der m it Nachdruck festgestellt 

wird, daß die Welt über die technischen Mit tel zur Bekämpfung des Hungers 

verfügt und fordert alle Regierungen auf, zur um fassenden Verwirklichung 

dieser Initiativen beizutragen; 

1 5 . nim m t  mit Befriedigung die Aktivitäten und die Rolle der Vereinten N ationen 

zur Kenntnis, insbesondere die der Organisation der Vereinten Nationen für 

Ernährung und L andwirtschaft (FAO ) , deren Ziel es ist,  die Welternährungs

situation zu verbessern und den Hunger zu besiegen und befürwor tet den 

Aufbau des w eltweiten Inform ations- und Frühwar nsystems der F AOj 

1 6. ruft die Regierungen und Parlamente m it Nachdruck auf , nach dem Vorbild 

z .B .  der Mitgliedsländer der Südasiatischen Gemeinschaft für regionale 

Zusam menarbeit (ca. 200.000 bis 3 00.000 t) und des Verbands Südostasiati

scher N ationen (ASEANj ca. 53 .000 t ) gemeinsame Nahrungsm it telvorratsla

ger anzulagenj 
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Schulden 

1 7 .  bedauert die von einIgen entwickelten Ländern gegenüber den Ländern der 

Drit ten Welt häufig als politisches Druckmittel angewandten Zwangsmaßnah

men, die in den betrof fenen Ländern eine kritische wirt schaftliche Lage 

auslösen; 

1 8 .  verlangt, den von der Gruppe der 7 7  mitgetragenen Entwurf für einen 

Beschluß der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Einrichtung 

eines Internationalen Beratenden Ausschusses für Fragen der Verschuldung 

und Entwicklung anzunehmen und durch diesen geeignete Mechanismen und 

Verfahren zur Durchführung von effektiven Program men zum Schuldenabbau 

erarbeiten zu lassen; 

1 9 .  unterstreicht , daß die Verbesserung der weltwirtschaftlichen Lage sowie eine 

gerechtere Verteilung der Einkommen und des Wohlstands Grundvorausset

zungen für eine wirksame Lösung der Probleme des Hungers und der Mangel

ernährung sind; 

ZOo fordert die �arlamente nachdrücklich auf,  die im Rahmen der multilateralen 

Handelsgespräche der Uruguay-Runde unternommenen Anstrengungen zur 

Verringerung der Hil fen und der Schutzmaßnahmen zugunsten der Landwirt

schaft insbesondere der entwickelten Länder aktiv zu unterstützen; 

2 1 .  unterstreicht , daß die Schuldenkrise sich negativ auf die Weltwirtschaft ,  

insbesondere auf den internationalen Handel, auswirkt un d  konkrete Maßnah

men und Aktionen sowohl der Schuldner- als auch der Gläubigerländer erfor

derlich sind, um die Schuldenlast der Entwicklungsländer zu verringern und 

neue Möglichkeiten für anhaltendes wirtschaftliches Wachstum und Entwick

lung in allen Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, zu eröffnen; 

22.  äußert tiefe Besorgnis angesichts der zunehmenden Auslandsverschuldung der 

Entwicklungsländer, die ein sehr großes Hindernis für die wirtschaftliche 

Entwicklung und das Wachstum in diesen Ländern darstellt; 
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2.3 .  erkennt an, daß eine Senkung der effektiven Zinssät ze, eine Verlängerung der 

Zahlungsfristen und Freijahre und eine Umschuldung zur Verringerung der 

Schuldenlast der Entwicklungsländer dringend erforderlich sind und unter

streicht, daß die Schulden der am wenigsten entwickelten Länder aus 

öf fent licher Entwicklungshil fe erlassen oder teilweise in Zuschüsse umge

wandelt werden sollten; 

2.4. betont, daß der Internationale W ährungsfonds (IWF) bei seinen Bemühungen, 

den Entwicklungsländern bei der Durchführung von Anpassungsprogram men zu 

hel fen, keine Bedingungen stellen sollte, bei denen die Lage, die besonderen 

wirtschaftlichen, politischen und sozialen Ziele dieser Länder unberücksich

tigt bleiben; 

2. 5 .  fordert die Regierungen der ent wickelten Länder auf ,  die Länder, i n  denen 

Hungersnot herrscht , von der Rückzahlung ihrer Schulden zu befreien und den 

Ländern, die in der Lage waren, ihren internationalen Zahlungsverpflichtun

gen nachzukom m en, besondere Anerkennung zu zollen; 

2.6 .  unters trei cht außerdem die Notwendigkeit,  den in den entwickelten Ländern 

in beunruhigender W eise zunehmenden protektionistischen Tendenzen Einhalt 

zu gebieten und weist darauf hin, daß die in der Ministererklärung im Vorfeld 

der multilateralen Handelsgespräche der Uruguay-Runde angekündigte Libe

ralisierung des Handels die Gültigkeit des Grundsat zes der unt erschiedl ichen 

und bevorzugten nicht gegenseitigen und nicht diskriminierenden Behandlung 

der Entwicklungsländer bestätigen und auf diese Weise zum Wachstum der 

Volkswirtschaft und zum soz ialen Fortschrit t dieser Länder beitragen sollte 

und bestätigt im übrigen die Notwendigkeit,  die Aussagen der Erklärung von 

Punta deI Este über tropische Erz eugnisse um fassend um zusetzen; 

2.7.  fordert die Abschaffung der protektionischen Marktreglementierungen in den 

Industriestaaten, damit den Ländern der Drit ten Welt echte Exportchancen 

eröffnet werden; 

2. 8 .  bekräftigt, daß j ede Form von Protektionismus die Liberalisierung des Welt

handels behindert und die Entwicklungsländer von Absat z m ärkten und somit 

vom regelmäßigen Zufluß von Mit teln abschneidet , die sie für die Modernisie

rung der Landwirtschaft und die Steigerung der landwirtschaftlichen Produk

tion und Produktivität benötigen; 
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29 .  fordert alle Schuldner- und Gläubigerländer mit Nachdruck auf, sich auch 

weiterhin im Dialog und auf der Grundlage der Mitverantwortung um eine 

gerechte, dauerhafte und von allen akzeptierte Lösung des Problems der 

Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer zu bemühen; 

30 .  bit tet den Generalsekretär der Vereinten Nat ionen nachdrücklich, die Mit

glieder der internationalen Gemeinschaft zu ermutigen, den erforderlichen 

politischen Willen zu zeigen und eine internationale Schuldenkonferenz unter 

der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und unter voller und gleichbe

rechtigter Beteiligung aller Mitgliedsstaaten einzuberufen; 

3 1 .  begrüßt die positive Entwicklung, die in der Art der Behandlung des Schulden

problems durch die Gläubigerländer zu verzeichnen ist ,  insbesondere die 

jüngste Initiative zur Verringerung der Verschuldung und des Schuldendien

stes; 

3 2. empfiehlt den Mitgliedsparlamenten der Interparlamentarischen Union, das 

Nahrungsmittelproblem und die Frage der Verschuldung der Entwicklungslän

der auf die Tagesordnung ihrer Sitzungen zu setzen; 

Nahrungsmittelressourcen und dauerhafte Entwicklung 

33.  bekräftigt die kollektive Verantwortung für den Schutz der Umwelt auf der 

Erde sowie für die für kommende Generationen erforderlichen Ressourcen; 

34. bit tet die Parlamente und Regierungen eindringlich, sich mit den ökologi

schen Gefahren für die Nahrungsmittelproduktion auf unserem Planeten zu 

befassen, insbesondere mit den gefährlichen Abfällen, der Verschlechterung 

und Erosion der Böden, der Versteppung, der Abholzung und der Abnahme der 

O zonschicht , und fordert insbesondere die Industrieländer auf, ihren Ver

brauch an natürlichen Ressourcen in Ubereinstim mung mit  den Empfehlungen 

des Brundtland-Berichts zu senken; 

3 5. unterstreicht , daß die Nahrungsmittelproduktion ohne Störung des ökologi

schen Gleichgewichts erfolgen sollte; 
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Folgemaßnahmen 

3 6 .  empfiehlt den Lenkungsorganen der Interparlam entarischen Union, zur Wei

terbehandltmg des Tagesordnungspunkts 4 der 8 2. Interparlament ar ischen 

Konferenz die Schaf fung eines geeigneten Gremiums/M echanismus innerhalb 

der Organisation mit der Bezeichnung "Arbeitsgruppe für Bevölkerungs-, 

Ernährungs- und Ent wicklungsfragen" in Erwägung zu ziehen . 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 323 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 5 5  -

II!. Die Unterstützung der Parlamente für den Unabhängigkeitsprozeß Namibias, 
die Abhaltung freier und fairer allgemeiner Wahlen und die Errichtung einer 
neuen, den Willen des Volkes widerspiegelnden Regierung 

(Einstim mig angenommen) 

Die 82.  Interparlamentarische Konferenz 

begrüßt , daß die internationale Aufmerksamkeit auf die polit ische Entwick

lung Namibias gerichtet is t mit dem Ziel, die Kolonisierung und Beset zung des 

namibischen Staatsgebietes zu beenden; 

verweist auf die am 14. D ezember 1 9 60 verabschiedete Resolution der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen, welche die Erklärung über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker enthält, sowie auf 

ihre Resolutionen ES-8/2 vom 1 4. September 1 9 8 1  und 3 6/ 1 2 1  B vom 1 0. Dezember 

1 9 8 1  sowie die Resolution 43 5 des Sicherheitsrates aus dem Jahre 1 9 78; 

erkennt an, wie notwendig es ist ,  eine authentische Vertretung des namibi

sehen Volkes in Übereinsti mmung mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten 

Nationen zu gewährleisten und betont , wie wichtig es ist ,  der SWAPO angesichts 

ihrer herausragenden Rolle im Unabhängigkeitsprozeß umfassende Unterstützung 

zuteil werden zu lassen, um ihr die Möglichkeit zu verschaffen, gleichberechtigt in 

den Wettstreit mit anderen Parteien zu treten; 

nimmt die von der Interparlamentarischen Union verabschiedeten Resolutio

nen über Entkolonisierung zur Kenntnis, insbesondere die von der 8 1 .  Interparla

mentarischen Konferenz in Budapest angenommene Resolution; 

ist zutiefst besorgt über die vom rassistischen Regime Südafrikas weiterhin 

angewandten Taktiken zur Unterminierung des Unabhängigkeitsprozesses; 

is t ebenfalls besorgt über die systematische Verfolgung, Folter und sogar 

Ermordung von unbewaffneten Anhängern und Vertretern der SWAPO durch die 

berüchtigte Koevoet, einer von Südafrika eigens für diesen Zweck eingesetzen 

Spezialeinheit, die weiterhin mit aller Härte vorgeht, obwohl sie schon längst hätte 

aufgelöst werden müssen; 
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ist der Ansicht, daß es W1zulässig ist, tausende von Personen, die keine 

namibischen Staatsbürger sind, in den Wählerverzeichnissen zu regis trieren, und 

daß dieses Vorgehen als eine Beeinträcht igW1g freier und fairer Wahlen internatio

nal zu verurteilen ist; 

1 .  

bekräftigt erneut das Prinzip der territorialen Unversehrtheit Namibias; 

bekräftiat erneut das unveräußerliche Recht des namibischen Volkes auf Q 

Selbstbestim mung und Unabhängigkeit sowie die Rechtmäßigkeit seines zur 

VerwirklichW1g dieses Rechts geführ ten Kampfes in ÜbereinstimmW1g m it der 

Charta und den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen, W1d 

bekräftigt weiterhin, daß der Rat der Vereinten Nationen für Nam ibia die 

rechtmäßige VerwaltW1gsbehörde für dieses Gebiet bis zu seiner Unabhängig

keit ist; 

2. betont ihre Unterstützung für die Resolution 432 des Sicherheitsrates aus 

dem Jahre 1978 ,  in der gefordert wird, daß die territoriale Unversehrtheit 

W1d die Einheit Namibias durch die Wiedereingliederung der Wal fisch-Bucht in 

das namibische Staatsgebiet zu gewährleisten is t W1d daß die Walf isch-Bucht 

von Südafrika bis zur Verwirklichung dieses Ziels keinesw egs dazu benut zt  

w erden darf ,  die Unabhängigkeit Namibias oder die Stabilität seiner Wir t

schaft zu beeinträchtigen; 

3 .  fordert die Interparlamentarische Union zur UnterstützW1g j edw eder Initiati

ve auf,  mit der die internationale Gemeinschaft Druck auf Südafrika ausüben 

m öchte,  um die im vorhergehenden Absat z erwähnte rasche Wiedereingliede

rW1g zu gewährleis ten; 

4. bedauer t die wirtschaftspoli tischen Aktivitäten W1d M aßnahmen in N amibia, 

deren Ziel es ist , das Vertrauen der namibischen Bürger in eine zukünftige 

demokratische RegierW1g, die den Willen des Volkes widerspiegelt und die 

Menschenrechte achtet ,  zu untergraben; 

5.  fordert die völlige und endgültige Auflösung der Koevoet und den Abzug 

dieser berüchtigten Einheit an ihren Standort sowie die  Einstellung aller 

repressiven gegen die SWAPO gerichteten Aktivitäten, deren Ziel es ist,  den 

Erfolg dieser Befreiungsbewegung bei den Wahlen, die frei und fair sein 

sollten, zu W1tergraben; 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 325 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 57 -

6. fordert den Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen für Nam ibia auf, 

darauf hinzuwirken, daß sich alle Parteien, insbesondere Südafrika, an die 

Bestimmungen der Resolution 43 5 des Sicherheitsrates der Vereinten Natio

nen halten, und für die Stationierung und den wirksamen Einsat z der 

Unterstüt zungseinheit der Vereinten Nationen für die Ubergangszeit in Nami

bia (UNT AG) Sorge zu tragen; 

7 .  fordert den Sicherheitsrat und alle Mitglieder der Vereinten Nationen drin

gend auf, den Druck auf das süd afrikanische Regime zu verstärken, damit es 

seine Verpflichtungen einhält,  sämtliche Aktionen zur Verstärkung der Insta

bilität und der Unsicherheit der Menschen in Namibia eins tellt ,  die diskrimi

nierenden Gesetze abschafft und alle namibischen politischen Gefangenen 

freiläßt; 

8.  fordert die Vereinten Nationen auf, alles daran zu setzen, um der weiteren 

Registrierung von Ausländern in den Wählerverzeichnissen Einhalt zu gebie

ten, die Staatsangehörigkeit und Bürgerschaft der bereits  in die Liste 

eingetragenen Personen zu überprüfen und für die rasche Registrierung aller 

während des Kampfes vertriebenen namibischen Flüchtlinge vor Ablauf der 

letzten Frist am 1 5. September Sorge zu tragen; 

9 .  fordert darüber hinaus die Vereinten Nationen, die Organisation der A frikani

schen Einheit (OAU) ,  die Konferenz über die Koordination der Entwicklung im 
"" 

südlichen Afrika (SADC C) ,  die Europäische Gemeinschaft ,  das Common-

wealth sowie alle zuständigen internationalen Organisationen auf, dringend 

koordinierte Maßnahmen zu verabschieden mit dem Ziel, dem gerade unab

hängig gewordenen Nam ibia j ede Entwicklungshilfe zu gewähren, die es für 

seinen Wiederaufbau und seine wirtschaftliche und finanzielle Unabhängigkeit 

von Südafrika benötigt; 

1 0. begrüßt die anerkennenswer ten Bemühungen, die von seiten des Hohen 

Kom missars der Vereinten Nationen für Flüchtlingsfragen bei der Rückfüh

rung namibischer Flüchtlinge und Auswanderer erfolgt sind; 

1 1 . richtet einen Appell an alle Regierungen, regelmäßig ihre vollen Beiträge bei 

der UNO zu entrichten, damit dieser internationalen Organisation die Mög

lichkeit verschafft wird, ihre Aufgabe, insbesondere in Nam ibia, erfolgreich 

zu erfüllen; 

• 
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1 2. begrüßt die Entscheidung der Lenkungsorgane der Interparlam entarischen 

Union, eine D elegation von Beobachtern zu entsenden, die die Rechtm äßig

keit der Wahlen, die ordnungsgem äße Führung der Wählerverzeichnisse und 

den freien Zugang der Bevölkerung zu allen Inform ationsquellen überprüfen 

soll, damit freie und demokratische Wahlen stat tfinden können, und fordert 

die D elegation auf ,  dem Int erparlamentarischen Rat  auf seiner nächsten 

Sit zung darüber zu berichten; 

1 3 .  w iederholt ihren weltweiten Appell an die Parlamentarier,  den Wahlen, die im 

November in Nam ibia durchgeführt werden, zahlreich beizuwohnen, um einen 

fairen und korrekten W ahlprozeß zu gew ährleis ten; 

14.  fordert den G eneralsekretär der Vereinten Nationen, den Namibia-Beauftrag

ten der Vereinten Nationen und die örtlichen Behörden auf, allen Parlamenta

riern, die dem Wahlprozeß als Beobachter beiwohnen, die Möglichkeit und die 

Gewähr zu bieten, nach N am ibia einzureisen und sich dort  frei zu bewegen; 

1 5. fordert ,  daß das Prinz ip gleicher Rechte für alle am Wahlprozeß in Nam ibia 

beteiligten politischen Parteien voll gewahrt wird. 
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VI. Unterstützung der Parlamente für die verfassungsmäßigen Einrichtungen in 
Kolumbien, die ernsthaft durch die Drogenmafia bedroht werden 

(Einstimmig angenommen) 

Die Ereignisse der letzten Wochen in Kolumbien, vor allem die Ermordung des 

Stadtrats Carlos Valencia, des Oberst Valdemar Franklin Quintero und des Präsi

dentschaftskandidaten Senator Luis Carlos Galan verdeutlichen in krasser Form , 

daß sich dieses Land in einer kritischen Situation befindet und von der durch die 

Drogenmafia ausgeübten Gewalt ernsthaft bedroht wird. Mit einer Verbrechens

kampagne, zu der Mord, körperliche Gewaltanwendung, Drohungen und Bomben

at tentate gehören, haben die Drogenhändler den verfassungsmäßigen Einrichtungen 

des kolumbianischen Staates und let ztlich der Gesellschaft, die diesen Einrichtun

gen ihre Legitimität verleiht , den offenen Krieg erklärt. 

Diese Herausforderung, die darauf abzielt,  die Grundlagen des Rechtsstaates 

und die freiheitliche Grundordnung auszuhöhlen und das Leben von Politikern und 

Richtern, Journalisten, Beam ten, Polizisten und jedes anderen bedroht , der es 

wagt , die Macht der Drogenbarone in Frage zu stellen, hat zu einer energischen und 

-mutigen Reaktion durch die Regierung unter Dr. Virgilio Barco geführt,  die ihr die 

Unterstützung der Staatengemeinschaft für die von ihr getroffenen Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Drogenbarone eingebracht hat. 

Die Interparlamentarische Union, eine weltw eite Organisation von 

Parlamentariern, die sich gemeinsam für einen um fassenden Beitrag ihrer Staaten 

zur Festigung und Entwicklung repräsentativer Einrichtungen und zur Förderung 

von Frieden und Zusammenarbeit auf internationaler Ebene einsetzen, kann den 

verzweifelten Appell der kolumbianischen Behörden an die Staatengemeinschaft  

nicht mit Schweigen oder Nichtbeachtung übergehen. 

D aher erklärt die Interparlamentarische Konferenz , die gegenwärtig ihr 

IOOjähriges Bestehen in London feiert und aus diesem Anlaß die ihrer Organisation 

zugrundeliegenden Prinzipien bekräftigt, hiermit feierlich: 

Die 82. Interparlamentarische Konferenz 

verurteilt und bedauert zutiefst die von der Drogenmafia in Kolumbien in den 

letzten Wochen begangenen Morde und die von ihr ausgelöste Welle der 

Gewalt,  welche die soziale Ordnung zu zerstören und das Land in den Ruin zu 

führen droht; 
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weist auf die besonders abscheuliche Art und Weise des Mords an Senator Luis 

Carlos Galan hin, der an einem öffentlichen Platz ermordet wurde , als er 

unter strenger Beachtung demokratischer Grundregeln eine Ansprache an 

seine Wähler hielt; 

unterstützt vorbehaltlos den Aufruf Präsident Virgilio Barcos und der kolum

bianischen Behörden zur Verteidigung der verfassungsm äßigen E inrichtungen 

des Landes, des Rechtsstaates und der freiheitlichen Grundordnung; 

ersucht die Parlamente als volksver tretende Organe dringend, ihre Sti m m e  zu 

erheben zur Verurteilung von Gewalt und zur Verteidigung von D emokratie 

und Freiheit in Kolumbien und ihre j eweiligen Regierungen zu drängen, 

unverzüglich M aßnahmen zu ergreifen, die insbesondere das Ziel haben, die 

U m wandlung von derzeit für den Drogenanbau genutzten landwirt schaftlichen 

Flächen zu finanzieren und eine effektive Zusammenarbeit mit der Regierung 

und dem Volke Kolumbiens zu ermöglichen und ihre Solidarität weltwei t  zum 

Ausdruck zu bringen. 
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INTERP ARLAMENT ARISCHER RAT 

Der Interparlamentarische Rat trat in den Jahren 1 987 bis 1 989 zu folgenden 

Sessionen :n it nachs tehenden österreichischen Teilnehm ern zusam men: 

140.  Session 

2 7 .  April und 2.  \1ai 1 98 7  

in Managua 

ös terreichische Teilnehmer: 

1 4 1 .  Session 

1 2. und 1 7 .  Oktober 1 9 87 

in Bangkok 

österreichische Teilnehmer: 

142� Session 

1 1 . und 1 6 . April 1 9 88 

in Guatemala Stadt 

österreichische Teilnehmer: 

143.  Session 

1 9 .  und 14. September 1988  

in  Sofia 

österreichische Teilnehmer: 

144. Session 

1 3 .  und 1 8 .  M ärz 1 98 9  

in Budapest 

österreichische Teilnehmer: 

DDr. Hans Hesele 

Dipl.-Kfm. DDr. Friedrich König 

DDr. Hans Hesele 

Dipl.-Kfm. DDr. Friedrich König 

Josef Pfeifer 

D ip1.-Kfm. DDr. Friedrich König 

(Mag. Dr. Josef Höchtl) 

Alois Roppert 

M ag. Dr. Jasef Höchtl 

Franz Mrkvicka 

Mag. Dr. Josef Höchtl 
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4. und 9. September 1 9 8 9  

in London 

österreichische Teilnehmer: 
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Dr. Heinz Fischer 

Mag. Dr. Josef Höchtl 

Abgesehen von den routinemäßigen Aufgaben des Rates, wie der Beschlußfas

sung über Konferenzorte und Konferenz zeiten, Tagesordnungen der Konferenzen, 

Vorschläge bezüglich der Person des Konferenzpräsidenten und der Vizepräsiden

ten, Einladung an internationale Organisationen und andere Organe, an Interparla

mentarischen Konferenzen als Beobachter teilzunehmen, Arbeitsprogram m, Budget 

sowie Rechnungsabschluß der Union, sind aus den im Berichtszeitraum behandelten 

Gegenständen insbesondere hervorzuheben: 

1 .  Mitgliedschaft 

In den Jahren 1987  bis 1 989 wurden folgende interparlamentarische Gruppen 

in die Union neu aufgenom men bzw. nach Ruhen der Mitgliedschaft wieder 

zugelassen: Sudan ( 140. Session, 2 7 .  April 1 987),  Philippinen ( 1 4 1 .  Session, 1 2. 

Oktober 1 987) ,  Surinam (142.  Session, 1 1 .  April 1 988),  Zentralafrikanische 

Republik ( 143.  Session, 1 9 .  September 1 988) ,  Republik Malta (143.  Session, 1 9. 

September 1 988) , Ä thiopien ( 1 44. Session, 1 3 .  März  1 989) ,  San M arino (144. 

Session, 1 3. März  1 989) Libyen ( 1 4 5 .  Session, 9. September 1989).  

Folgende Mitgliedschaften wurden suspendiert:  Burundi ( 141 . Session, 1 2. 

Oktober 1 9 8 7) ,  Komoren ( 143. Session, 1 9. September 1 9 88) , Sudan ( 1 4 5. 

Session, 9 .  September 1 989) .  

D er Interparlamentarischen Union gehören mit Ende 1989 die Gruppen 

folgender Staaten an: Ägypten, Äquatorialguinea, Ä thiopien, Albanien, 

Algerien, Angola, Argentinien, Australien, Bangladesh, Belgien, Benin, 

Bolivien, Brasilien, Bulgarien, China, Costa Rica, Dänemark, Bundesrepublik 

Deutschland, D eutsche Demokratische Republik, D emokratische Republik 

Jemen, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische Republik, 

Dschibuti, Ecuador, El fenbeinküste, EI Salvador, Finnland, Frankreich, Gabun, 

Griechenland, Guatemala, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Irland, 

Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Arabische Republik Jemen, J ordanien, 

Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, 

• 
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Libanon, Liberia, Libyen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, M ali,  

M alta, M arokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Nepal, N euseeland, 

Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Papua

Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, 

Ruanda, Rumänien, Sambia, San Marino, Schw eden, Schweiz,  Senegal, 

Simbabwe, Singapur, Somalia, Spanien, Sri Lanka, Surinam, Syrisch-Arabische 

Republik, Tansania, Thailand, Togo ,  Tschechoslowakei, Türkei, Tunesien, 

UdSSR, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, 

Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam , Zaire,  

Zentralafrikanische Republik, Zypern. 

Als assoziiertes Mitglied wurde das Europäische Parlament in der 143.  Session 

am 24. September 1 988  aufgenom men. 

2 .  Exekutivkomitee 

Auf Grund der im Berichtszeitraum durch die Konferenzen auf Grund von 

Vorschlägen des Rates vorgenom m enen Wahlen weist das Exekutivkomitee 

derzeit folgende Zusam mensetzung auf :  

Präsident: 

Mitglieder: 

D. Sow (Senegal) 

Y. Ta vernier (Frankreich) 
Fu Hao (China) 
S .  Khunkitti (Thailand) 
J. Onyskiewicz (Polen) 
N . C .  Makombe (Zimbabwe) 
M. Marshali  (Vereinigtes Königreich) 
M .A.  M artinez (Spanien) 

M .  Molina Rubio (Guatem ala) 
1 .  Noergaard (Dänem ark) 
C. Nunez Tellez (Nicaragua) 
L. Takla (Ägypten) 
P. Voutov (Bulgarien) 

3 .  Arbeitsgruppe zum Studium der U m set zung der von der 
Interparlamentarischen Konferenz verabschiedeten Resolutionen 
sowie der Arbeitsweise der Konferenz der Union 

1 9 9 1  

1 9 93 
1 9 9 1  
1 9 9 1  
1 99 1  
1 9 90 
1 9 9 2  
1 9 92 
(April) 
1 9 9 1  
1 9 90 
1 9 9 2  
1 9 92 
1 9 93 

Auf Vorschlag des Exekutivkomitees beschloß der Interparlamentarische Rat 

anläßlich seiner 140.  Session, eine Arbeitsgruppe betreffend die Umset zung 

der von der Int erparlamentarischen Konferenz verabschiedeten Resolutionen 

sowie der Arbeitsweise der Konferenzen der IPU einzusetzen. 
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Anläßlich der 141 .  Ratstagung in Bangkok erstat tete die Arbeitsgruppe einen 

Bericht ;  das Exekutivkomitee legte ebenfalls Vorschläge vor. 

Der Rat schloß sich der Meinung des Exekutivkomitees an, daß es für die 

nationalen Gruppen von großer Bedeutung ist ,  alles in ihrer Macht Stehende' 

zu tun, um die Durchsetzung der Resolutionen der Union zu fördern und 

empfahl, daß die nationalen Gruppen für eine Stärkung ihrer administrativen 

Apparate Sorge tragen und ihre Folgemaßnahmen intensivieren sollten. Der 

Rat beschloß weiters, daß das Exekutivkomitee in Zukunft alle vier Jahre -

erstmals 1 9 9 1  - eine Einschätzung der Folgemaßnahmen, die durch die ein

zelnen Gruppen getroffen wurden, vornehmen wird. 

Ferner beschloß der Rat , daß die nationalen Gruppen ihre bilateralen 

Beziehungen durch Schaffung angemessener Freundschaftsgruppen ausbauen 

und die Einleitung oder Fortsetzung aller Formen des politischen Dialogs als 

Ergänzung zu dem innerhalb der Gremien der Union stattfindenden Meinungs

austausch fördern sollen. Er empfahl den Ausbau der bilateralen Kontakte als 

eine Möglichkeit, durch die die Gruppen mehr über die Arbeitsmethoden der 

anderen Gruppen erfahren und damit die Methoden insgesamt verbessern 

können. 

Beschlossen wurde weiters, in 4 Jahresabständen eine Studie über die 

Teilnahme von Frauen am politischen Leben und am Entscheidungsprozeß 

ausarbeiten zu lassen. 

Die Arbeitsgruppe schlug eine neue Struktur der interparlamentarischen 

Meetings ab 1 9 9 0  vor; teilweise sollte zum Zustand vor der Statutenreform 

1 9 83 zurückgekehrt werden. Hauptpunkte des Entwurfs der Arbeitsgruppe 

waren: 

a} Künftig sollte j ährlich eine Interparlamentarische Konferenz auf Einla

dung einer nationalen Gruppe abgehalten werden, im Rahmen der jeweils 

im September/Oktober des Jahres alle Kom missionen, der Interparlamen

tarische Rat und das Exekutivkomitee zusammentreten sollten, sowie 

jährlich eine Ratstagung stat tfinden, bei�r Interparlamentarische Rat 

und das Exekutivkomitee im März/April in Genf bzw . fallweise am Sitz 

der UNO in New York Sitzungen abhalten sollten. 

b} Die Jahreskonferenzen sollten nach folgenden Modalitäten verlaufen 

Vermehrung der Zahl der Kom missionen von vier auf fünf durch 

Schaffung einer Kommission für Erziehungs-, Wissenschafts- und 

Kulturfragen (V. Kommission) . 
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Belebung der Tätigkeit und Funktionen der Kommissionen: Die 

Arbeitsgruppe schlug vor, im Rahmen der Jahreskonferenz 

säm tliche Kommissionen einzuberufen; sobald eine Kom mission 

ihre Arbeit über einen bestimmten Punkt abgeschlossen hätte,  

sollte das von der Komm ission vorbereitete Dokument der 

Konferenz zur Abstimmung vorgelegt werden. 

Flexiblere formale Gestaltung der Schlußdokumente: Es sollte 

den Kommissionen überlassen werden, die bes te Form , in der die 

Union in einer besti mmten Frage ihrer Meinung Ausdruck ver

leiht , zu bestimmen (Resolutionsentwurf,  Schlußdokument , " fin

dings" usw.) .  

Straffung der D ebat te im Plenum über die von den Kom missionen 

vorgelegten Entwür fe: Es sollte nur mehr der Text des dem 

Plenum vorliegenden Antrages, nicht m ehr die inhaltliche Frage 

debat tiert werden können. Daneben sollten D elegationen, die 

gleichartige Standpunkte vertreten, die M öglichkeit nützen, 

einen gemeinsamen Sprecher namhaft zu machen. 

Festlegung der Tagesordnung der Konferenz durch den Interpar

lamentarischen Rat anläßlich seiner M ärz/ April-Session. 

Aufstockung der Höchstzahl der Delegierten pro Land von der

zeit acht auf z wölf, wodurch einerseits dem verstärkten Arbeits

aufwand in der Konferenz Reclmung getragen und andererseits 

die Möglichkeit geschaffen werden sollte,  daß Delegierte  nur 

einen bestimm ten Teil der Konferenz wahrnehmen. 

c )  Die M ärz/April-Session des Interparlamentarischen Rates sollte wie  folgt 

gestaltet werden: 

Der Rat sollte in Zukunft wieder politische Fragen, die in die 

Zuständigkeit der Union fallen, behandeln und die M einung der 

IPU über solche Fragen ausdrücken können. Mit Zweidrit telmehr

heit sollte j eweils eine politische Frage pro Ratstagung als 

zusätzlicher Punkt auf die Tagesordnung gesetzt  werden können. 

d) Die März/April-Session des Rates sollte in erster Linie der D iskussion 

über Fragen der Arbeit der Union, also z.B.  Arbeitsprogram m ,  Ergebnisse 

von Sonderkonferenzen, Menschenrechtsverletzungen an Parlamentariern 

usw .  dienen. 
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e) Die vorgeschlagenen Änderungen sollten in erster Linie zu einer Verrin

gerung des Arbeits- und Termindruckes während der Tagungen der Union 

führen. Weiters sollte es ermöglicht werden, die Anwesenheit einer 

großen Zahl von Parlamentariern auch zu informellen interparlamentari

schen Kontakten (bilateral, ad hoc-Kommissionen, regionale oder politi

sche Gruppen, round-table Diskussionen usw .) zu nützen. 

In einem ersten Meinungsaustausch des Rates am 1 2. Oktober 1987  fanden die 

weitgehenden Vorschläge der Arbeitsgruppe keine einhellige Zustimmung. 

Kritik wurde insbesondere auch daran geübt,  daß die Jahreskonferenz insge

samt 1 0  Tage dauern und somit einschließlich An- und Rückreise nahezu zwei 

Wochen in Anspruch nehmen würde. Der Rat beschloß daher, die 

Angelegenheit auf die Tagesordnung seiner nächsten Session im Frühjahr 198 8 

zu setzen, um den nationalen Gruppen Zeit zu geben, die Vorschläge 

eingehend zu untersuchen und dazu eine Stellungnahme abzugeben. 

Die Angelegenheit wurde in der Ratstagung in Sofia im September 1 988 

neuerlich aufgegriffen; der Vorschlag der Arbeitsgruppe, eine V. Kommission 

für Erziehungs-, Wissenschafts-, Kultur- und Umweltfragen zu schaffen, 

wurde j edenfalls angenommen, während die übrigen Vorschläge auf 

unbesti mmte Zeit vertagt wurden. Die Bezeichnung der III. Kommission 

wurde entsprechend ihrem geänderten Mandat auf "Kommission für Wirt

schafts- und Sozial fragen" geändert. 

D erzeit bestehen somit folgende Kommissionen: 

I.  Kommission 

II. Kommission 

III. Kommission 

IV. Kom mission 

V. Kommission 

Kom mission für politische Fragen, internationale 
Sicherheit und Abrüstung 

Kom mission für parlamentarische, j uridische und 
Menschenrechtsfragen 

Kom mission für Wirtschafts- und Sozialfragen 

Kommission für Gebiete unter Fremdverwaltung 
und ethnische Fragen 

Kommission für Erziehungs-, Wissenschafts-, 
Kultur- und U mweltfragen. 

Entsprechend der neuen Struktur der Kommissionen beschloß der Rat , im 

Rahmen der nächsten Konferenzen folgende Kommissionen einzuberufen: 

83.  Konferenz: 

84. Konferenz: 

II. und III. Kommission 

IV. und V. Kommission 
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86.  Konferenz: 

87. Konferenz: 
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1. und II. Kommission 

Irr. und IV. Kommission 

V. und I. Kommission 

Diese Reihenfolge soll in Zukunft beibehalten werden. 

4. 40. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 

Am 1 6. April 1988 beschloß der Interparlamentarische Rat im Rahmen seiner 

142. Session folgende Resolution: 

Feierlichkeiten anläßlich des 40. Jahrestages der Allgemeinen Erklärung der 

e Menschenrechte 

(Im Konsensverfahren verabschiedet) 

Der Interparlamentarische Rat 

weist darauf hin, daß der 40. Jahrestag der Verabschiedung der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte am 1 0. Dezember 1 988 begangen wird; 

unterstreicht die Universalität, Aktualität und den nicht-diskriminierenden 

Charakter der in der Erklärung verankerten Grundsätze; 

bekräftigt die Bedeutung, die die Interparlamentarische Union der Achtung, 

dem Schutz und der Förderung der Menschenrechte in allen Ländern sowie in allen 

Gebieten unter rassistischer und kolonialer Herrschaft in Ubereinstimmung mit den 

in der Erklärung niedergelegten Prinzipien beimißt und erinnert ganz besonders an 

die von der 78.  Interparlamentarischen Konferenz im Oktober 1987  verabschiedete 

Resolution in bezug auf die Menschenrechte und das Flüchtlingsproblem; 

erinnert an die besondere den Parlamenten obliegende Verant wortung, die 

Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch die Verabschiedung von 

miteinander im Einklang stehenden und angemessenen Gesetzen zu gewährleisten; 

bedauert ,  daß weiterhin Millionen Menschen in der ganzen Welt unmit telbar 

von Menschenrechtsverletzungen betroffen sind; 
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1 .  unterstreicht die Bedeutung und die Wichtigkeit der von der Interparlamenta

rischen Union seit ihrer Gründung vor 100  Jahren geleisteten Arbeit zur 

Förderung der Menschenrechte und ganz besonders ihrer erfolgreichen Arbeit 

zur Gewährleistung der Achtung der Menschenrechte von Parlamentariern, 

durchgeführt auf der Grundlage der in der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte festgelegten Prinzipien; 

2. empfiehlt allen Parlamenten, am 10 .  Dezember 1 988 zur Feier des 40. 

Jahrestages der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschen

rechte eine besondere Veranstaltung zu organisieren, und ermutigt alle 

Parlamente, das Jahr 1 988 durch besondere Anstrengungen und Initiativen, 

welche die wirksame Anwendung der in der Erklärung verkündeten Grund

sätze gewährleisten sollen, auszuzeichnen; 

3 .  ersucht die Nationalen Gruppen dringend, ihre Parlamente und Regierungen 

zu ermutigen, eine umfassende und wirksame Durchführ�g der von der 

Interparlamentarischen Union und den Vereinten Nationen verabschiedeten 

Resolutionen in bezug auf die Menschenrechte sicherzustellen; 

4 .  bekräftigt , wie notwendig die Ratifizierung der Internationalen Menschen

rechtspakte und anderer internationaler Menschenrechtsinstrumente, die zur 

Ratifizierung offenliegen, ist und fordert die Nationalen Gruppen derj enigen 

Mitgliedstaaten auf, die diese Instrumente noch nicht rati fiziert  haben, 

Schritte zu ergreifen, um die Ratifizierung sobald wie möglich zusam men mit 

der Verabschiedung entsprechender Gesetze sicherzustellen; 

5 .  fordert die Parlamente auf, die Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten 

Nationen zu unterstützen und insbesondere solche Vorschläge wohlwollend zu 

prüfen, die aufgrund des kürzlich von den Vereinten Nationen geschaf fenen 

Programms der Beratungs- und technischen Unterstützungsdienste zur Förde

rung der nationalen Menschenrechtsinfrastrukturen vorgelegt werden. 

5. Neuwahl des Präsidenten des Interparlamentarischen Rates 

Im Hinblick auf das Auslaufen der dreij ährigen Amtsperiode des Präsidenten 

des Interparlamentarischen Rates Dr. Hans Stercken hat te der Rat am 24. 

September 1988 die Neuwahl des Präsidenten des Interparlamentarischen Rates zu 
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vollziehen. Als Kandidaten hatten sich folgende Parlamentarier zur Verfügung 

gestellt: 

Dr. Daouda Sow (Senegal) , Dr. BaI Ram Jakhar (Indien) , Ruben Carpio Castillo 

(Venezuela) und Dr.  Peter Voutov (Bulgarien) . 

Im ersten W ahlgang hat te kein Kandidat die erforderliche Anzahl von 

Stimmen auf sich vereinigen können. D as Ergebnis lautete: Dr.  D aouda Sow 7 0  

Stimmen, D r .  BaI Ram Jakhar 40 Stimmen, D r .  Peter Voutov 3 1 Stimmen, Ruben 

Carpio Castillo 24 Stimmen. Nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses zogen Dr. BaI 

Ram Jakhar und Ruben Carpio Cas tillo ihre Bew erbungen zurück. 

Im zw eiten Wahlgang wurden für Dr.  Daouda Sow 1 20 und für Dr.  Peter 

Voutov 46 Stim men abgegeben. D am it wurde Dr.  Daouda Sow zum neuen Präsiden

ten des Interparlamentarischen Rates für die Amtsperiode 1988 bis 1 9 9 1  gewählt. 

6. Zulassung des Europäischen Parlament s als assoziiertes Mitglied 

D as Europäische Parlament wurde nach Änderung der Statuten als assoziier

tes Mitglied der Interparlamentarischen Union zugelassen. D ie Statutenänderung 

hat folgenden Wortlaut: 

"Internationale Parlamentarische Versammlungen, die auf Grund des Völkerrechts 

von Staaten gegründet wurden, die in der Union durch eine nationale Gruppe 

vertreten sind, können auf Antrag und nach Beratung mit den zuständigen nationa

len Gruppen vom Interparlamentarischen Rat als assoziierte  Mitglieder der Union 

zugelassen werden." 

D iese Änderung entspricht dem Ziel, übernationalen Parlamenten mit souve

ränen Befugnissen einen besonderen Status im Rahmen der IPU zu geben, der sie 

von den allgemeinen Beobachtern, die der Arbeit der Union folgen, unterscheidet . 

Mit dieser Entscheidung ist der Weg frei für die Mitgliedschaft weiterer internatio

naler parlamentarischer Versam mlungen. 
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7 .  Beitrag der Interparlamentarischen Union zur Wiederherstellung 
der repräsentativen Institutionen in Chile 

Auf seiner 143.  Session in Sofia nahm der Interparlamentarische Rat folgende 

Resolution an: 

Der Beitrag der Interparlamentarischen Union zur Wiederherstellung repräsentati
ver Einrichtungen in Chile 

(Einstimmig angenommen) 

Der Interparlamentarische Rat 

bekräftigt frühere Resolutionen, in denen die Interparlamentarische Union 

sich entschieden für die Wiederherstellung repräsentativer Institutionen in Chile 

ausgesprochen hat ;  

stellt fest, daß zum erstenmal innerhalb von fünfzehn Jahren das chilenische 

Volk dazu aufgerufen sein wird, seine Meinung zu äußern in einem von dem 

Militärregime unter äußerst umstrit tenen Bedingungen veranstalteten Volksent

scheid, der jedoch dazu beitragen könnte, die Wiederherstellung demokratischer 

repräsentativer Institutionen in Chile einzuleiten; 

bekräftigt den Appell des Interparlamentarischen Rates anläßlich seiner im 

April 1 988 veranstalteten 142.  Sitzung in Guatemala-Stadt; 

1 .  fordert alle Nationalen Gruppen der Interparlamentarischen Union auf, parla

mentarische D elegationen nach Chile zu entsenden, um sicherzustellen, daß 

die Volksbefragung unter Bedingungen stattfindet, die es den Menschen 

ermöglicht, ihre Meinung zu äußern als Gegengewicht zu dem Druck, der von 

der Militärregierung auf sie ausgeübt wird; 

2. äußert die Hoffnung, daß es in Chile bald wieder repräsentative staatliche 

Institutionen geben wird, die auf direkten, freien und offenen Wahlen 

begründet sind; 

3 .  äußert ihre Unterstützung für diejenigen in Chile, die sich für die Wiederher

stellung solcher demokratischer Einrichtungen auf der Grundlage der umfas

senden Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten einsetzen; 
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4. äußert ebenfalls die Hof fnung, daß die Interparlamentarische Union daher 

bald wieder eine Interparlamentar ische Gruppe aus Chile in den Reihen ihrer 

Mitglieder begrüßen kann. 

8. Bildung einer ad hoc-Kommission für U m welt fragen 

Anläßlich der 144. Session des Interparlamentarischen Rates wurde einer 

Empfehlung des Exekutivkomitees folgend der Beschluß gefaßt ,  eine ad hoc

Kommission für U mweltfragen zu bilden. D amit  folgte die Interparlamentarische 

Union der auf der 79 .  Interparlam entarischen Konferenz in Guatemala gefaßten 

Resolution, eine ad hoc-Kom m ission einzusetzen, deren Aufgabe darin bestehen 

soll, Umwelt fragen regelmäßig zu untersuchen, M aßnahmen zu prüfen, die von den 

Regierungen und Parlamenten zur Förderung einer dauerhaften Entwicklung auf 

nationaler und internationaler Ebene ergrif fen w erden und der Interparlamentari

schen Union darüber Bericht zu erstatten. D er Interparlamentarische Rat beschloß 

weiters, daß dem Ausschuß neun Mitglieder angehören sollen, von denen sechs aus 

den geopolitischen Räumen Afrika, dem arabischen Raum,  dem asiat isch-pazi fi

schen Raum , aus Lateinam erika, aus den so zialistischen Ländern und aus den 

Ländern der 1 2+ stammen. Drei weitere besonders in U mweltfragen erfahrene und 

weltweit Ansehen genießende Parlamentarier sollen darüber hinaus als Mitglieder 

berufen werden. 

9.  Einrichtung von parlamentarischen Ausschüssen für Menschenrechtsfragen 

Im Zuge der 145 .  Session des Interparlamentarischen Rates wurde folgende 

Resolution beschlossen: 

Die Gründung parlam entarischer Gruppen zur Förderung 
und zum Schut ze der Menschenrechte 

D er Interparlamentarische Rat 

weist darauf hin, daß die Staaten der m eis ten Mitgliedsgruppen der Interparlamen

tarischen Union sich nachdrücklich zur Einhaltung der Prinzipien der Allgemeinen 

Menschenrecht serklärung verpflichtet haben; 
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1 .  fordert alle Parlament smitglieder der in der Interparlamentarischen Union 

vertretenen Staaten auf, sich mit Menschenrechtsfragen zu befassen und zu 

diesem Zweck parlamentarische Gremien zur Förderung und zum Schutze der 

Menschenrechte zu schaffen; 

2. ermutigt innerhalb der Parlamente die Gründung von Gruppen, die sich mit 

Menschenrechtsfragen befassen als geeignetes Instrument zum Schutze der 

Menschenrechte. Hauptaufgabe solcher Gruppen sollte das Bemühen um 

Freilassung von Häftlingen aus Gewissensgründen, Gewährleistung fairer 

Gerichtsverfahren für politische Häftlinge und Abschaffung von Folter und 

Hinrichtungen in der ganzen Welt sein; 

3 .  unterstreicht , daß Parlamentarier durch ein entschiedenes Eintreten für die 

Beachtung der Menschenrechte Druck auf ausländische Regierungen in Fällen 

von Menschenrechtsverletzungen ausüben können und ebenfalls Druck auf die 

eigene Regierung ausüben können, mit dem Ziel, durch ein gemeinsames 

Vorgehen fortlaufende und unparteiische Maßnahmen zu Gunsten der Opfer 

derartiger Verletzungen zu ermutigen. 

1 0. Entsendung einer D elegation zur Wahlbeobachtung nach Namibia 

In Ausführung einer von der 8 1 .  Interparlamentarischen Konferenz in Buda

pest getroffenen E mpfehlung, eine D elegation zur Wahlbeobachtung im November 

1 989  nach Namibia zu entsenden (s. Seite 1 2.9) ,  beschloß der Interparlamentarische 

Rat auf seiner 145. Session einstimmig, daß dieser Delegation der Präsident des 

Interparlamentarischen Rates sowie ein Vertreter des Vereinigten Königsreichs und 

Pakistans angehören sollten. Die Aufgabe dieser Delegation wurde dahingehend 

festgelegt , die Rechtmäßigkeit der Wahlen zu veri fizieren, die Nichtverfälschung 

der Wählerlis te und den freien Zugang der Bevölkerung zu allen Informationsquellen 

zu überprüfen. 
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1 1 .  Statutenänderung 

In der 145. Session befaßte sich der Interparlamentarische Rat erstmals mit 

einer Reihe von Vorschlägen des Exekutivkomitees auf Änderung der Statuten der 

Union und der Regeln für die Konferenz . D as Exekutivkomitee hat te den geopoliti

schen Gruppen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben und grundsätzlich positive 

Reaktionen erhalten. Der Rat sprach sich en bloc für die Vorschläge aus, beschloß 

jedoch, dal sie allen nationalen Gruppen vor der Beratung und Beschlußfassung 

durch den Interparlamentarischen Rat und die Interparlamentarische Konferenz im 

April 1990 formell zur Kenntnis gebracht werden. 

Im einzelnen sind folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Artikel 1 der Statuten soll durch einen einleitenden Absatz ergänzt werden, 

in dem die IPU als "internationale Organisation, die die Vertreter der Parlamente 

der verschiedenen souveränen Staaten der Welt versammelt" ,  definiert  wird. Als 

grundlegende Ziele werden die "Arbeit für Frieden und internationale Zusam menar

beit und für die Stärkung der Stellung parlamentarischer Institutionen" angeführt .  

Um diese Ziele zu  erreichen, soll die Union " Kontakte, Koordination und Erfah

rungsaustausch zwischen Parlamenten und Parlamentariern aller Staaten fördern, 

Fragen von internationalem Interesse beraten und ihre Meinung zu diesen Fragen 

äußern",  um dadurch "Maßnahmen von Parlamenten und Mitgliedern von Parlamen

ten herbeizuführen", sowie " zu einer besseren Kenntnis der Arbeit repräsentativer 

Institutionen und einer Stärkung ihrer Arbeits- und Handlungsmöglichkeiten beizu

tragen" .  

Absatz 3 sieht vor, daß die Union die Ziele der Vereinten Nationen teilt ,  ihre 

Anstrengungen unterstützt und in enger Zusam menarbeit mit ihr vorgeht. Die 

Union arbeitet mit regionalen interparlamentarischen Organisationen wie auch mit 

internationalen Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen, die von denselben 

Idealen motiviert sind, zusam men. 

D em grundlegenden Artikel 1 der Statuten wird somit eine modernere und den 

Gegebenheiten der Zeit angepaßte Formulierung gegeben. 

Artikel 3 der Statuten soll dahin gehend geändert w�rden, daß die Interparla

mentarische Union aus "nationalen Gruppen, die ihre j eweiligen Parlamente vertre

ten" ,  besteht.  Diese Änderung trägt den tatsächlich bestehenden Gegebenheiten, 
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daß in den meisten Ländern sich entweder parlamentarische Körperschaften als 

solche oder aber die Gesamtheit der Mitglieder einer parlamentarischen Körper

schaft als nationale Gruppe konstituieren, Rechnung, in dem sie zum Ausdruck 

bringt, daß die nationalen Gruppen ihr j eweiliges Parlament vertreten. Weiters soll 

die Schaffung einer nationalen Gruppe durch Beschluß des j eweiligen Parlaments 

erfolgen. 

Hinsichtlich der Ehrenmitglieder sieht eine Änderung der Artikel 7 und 22 der 

Statuten sowie 3 und 4 der Regeln für die Konferenz vor, daß diese in Zukunft nicht 

mehr durch den Rat , sondern durch ihre j eweilige Gruppe ernannt werden und auf 

Verlangen ihrer Gruppe an der Konferenz und den Kommissionen teilnehmen 

können. 

Eine Änderung des Artikels 8 der Statuten enthält eine klarere Definition der 

schon bisher bestehenden Verpflichtung j eder nationalen Gruppe, die Resolutionen 

der Union in geeignet erscheinender Form ihrem j eweiligen Parlament zu übermit

teln und sie der Regierung zur Kenntnis zu bringen. 

Eine weitere Bestimmung (Artikel 1 6) ändert die Vorschriften bezüglich der 

den einzelnen D elegationen zukommenden Stimmenanzahl. In Zukunft sollen jeder 

Gruppe mindestens 1 0  Stimmen zukommen (bisher acht ) ,  dafür entfällt die bis

herige Bestimmung, wonach Gruppen, denen zumindest 50 Prozent der Mitglieder 

des Unterhauses angehören, eine weitere Stimme und, wenn dieses Haus 1 00 oder 

mehr Mitglieder hat, eine zweite weitere Stimme zusteht. Für die österreichische 

Gruppe würde sich daraus keine Änderung der Stimmenanzahl von 1 2  ergeben. 

1 2. Menschenrechtsverlet zungen an Parlamentariern 

1 97 6  beschloß die Union ein "Verfahren für die Prüfung und Behandlung von 

Nachrichten über Verletzungen der Menschenrechte von Parlamentariern" . Dieses 

Verfahren gilt für Parlamentarier j edes Landes, die während der Ausübung ihres 

Mandates Opfer willkürlicher Maßnahmen wurden1 gleichgültig ist dabei, ob das 

Parlament zur Zeit der Menschenrechtsverletzung in Session war oder nicht , oder 

ob es durch verfassungswidrige Maßnahmen oder im Zuge eines Ausnahmezustandes 

aufgelöst war. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 343 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 7 5 -

Eine Sonderko m mission, bestehend aus 5 Mitgliedern, is t für die Behandlung 

solcher Mitteilungen zuständig; für den Fall, daß es nicht m öglich sein sollte, i m  

Rahmen vertraul icher Verhandlungen m i t  den Behörden des betroffenen Staates 

eine zufriedenstellende Regelung zu finden, erstat tet die Sonderkom mission an den 

Interparlamentarischen Rat öffent liche Berichte und Empfehlungen, entsprechende 

M aßnahmen zu treffen. 

Die Behandlung von Menschenrechtsverletzungen an Parlamentariern ist in 

den let zten Jahren zu einem Schwerpunkt der Tätigkeit des Interparlamentarischen 

Rates geworden. Grundlage der von den einzelnen nationalen Gruppen zu treffen

den M aßnahmen ist eine in der 1 3 3. Session des Interparlamentarischen Rates 

beschlossene Resolution vom Oktober 1 9 83 ,  durch die die nationalen Gruppen 

aufgerufen werden, so systematisch wie möglich folgende praktische Schrit te zu 

setzen: 

1 .  Überm ittlung der Berichte der Sonderkommission für Menschenrechtsverlet
zungen an Parlamentariern und der darauf Bezug nehmenden Entscheidungen 
des Interparlamentarischen Rates an die nationalen Parlamente und Regie
rungen; 

2. direkte Vorstellungen an die Botschafter der betroffenen Länder; 

3 .  Herbei führung von Interventionen der eigenen Botschafter in den bet roffenen 
Ländern; 

4. Entsendung parlamentarischer D elegationen in die betroffenen Länder; 

5 .  Information der Sonderkom m ission über die ergrif fenen Maßnahmen und 
erreichten Ergebnisse; 

6 .  Übermit tlung aller zweckdienlichen Informationen über einzelne Fälle an die 
Sonderkom m ission. 

D er Interparlamentarische Rat hat in den Sessionen der Jahre 1 986 ,  1 9 87  und 

1 98 8  j eweils die Berichte der Sonderkom m ission für Menschenrechtsverlet zungen 

an Parlamentariern in Verhandlung genomm en und die von der Sonderkomm ission 

vorgeschlagenen Resolutionen zu den einzelnen Texten beschlossen. In zahlreichen 

Fällen ist es gelungen, durch Initiativen der einzelnen interparlamentarischen 

Gruppen, aber auch des Präsidenten des Interparlam entarischen Rates, die Freilas

sung gefangener Parlamentarier bzw.  eine Verbesserung ihrer Situation zu errei

chen. 
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Sitzungen der Delegierten der KSZE-Teilnehmerstaaten 

Im Zuge der Interparlamentarischen Konferenzen der Jahre 1 987 bis 1 989 

trafen regelmäßig die Vertreter der Mitgliedsgruppen der Signatarstaaten der 

KSZE-Schlußakte von Helsinki zu gesonderten Sitzungen zusam men. 

Schwerpunkte der Beratungen stellten die von den einzelnen nationalen 

Gruppen erstellten Berichte über die von Mitgliedstaaten ergrif fenen Aktivitäten 

zur Durchsetzung der auf der VI. Interparlamentarischen Konferenz über Europäi

sche Zusam menarbeit und Sicherheit in Bonn im Jahre 1 9 8 6  ge faßten Beschlüsse 

dar. Im Vordergrund standen praktische Maßnahmen der Zusammenarbeit und 

Sicherheit in Europa. 

Die Absicht der bulgarischen Gruppe der Interparlamentarischen Union, in 

Sofia ein Symposium über die Einrichtung einer nuklear- und chemiewaffenfreien 

Zone auf dem Balkan abzuhalten, fand im Hinblick auf die Bedenken einer Reihe 

von D elegationen dagegen, einen begrenzten Themenbereich zum Gegenstand einer 

derartigen Veranstaltung zu machen, keine ungeteilte Aufnahme. Die österreichi

sche Gruppe der Interparlamentarischen Union hat in der Folge auch keinen 

Vertreter zu diesem Symposium entsendet . 

Die Einladung der rumänischen Gruppe der Interparlamentarischen Union zur 

VII. Interparlamentarischen Konferenz über Europäische Zusammenarbeit und 

Sicherheit 1989  in Bukarest war im Hinblick auf die Situation in Rumänien unter 

dem Ceausescu-Regime Gegenstand wiederholt er und kontroversieller Debat ten; 

wurde zunächst in der Sitzung in Sofia (2. 1 .  September 1 988) eine Verschiebung der 

ursprünglich für 2.2.. bis 2.7.  Mai 1 989 vorgesehenen Konferenz erreicht, da der 

Konsens zur Abhaltung dieser Konferenz in Bukarest nicht mehr bestehe, konnte in 

der Sitzung von Budapest ,  in der der österreichische D elegationsleiter Dr. Heinz 

Fischer den Vorsitz führte, am 1 5 .  März 1 9 8 9  Einvernehmen erzielt werden, daß es 

für die Parlamentarier wichtig ist ,  ihre Rolle im Rahmen des KSZE-Prozesses 

weiterhin wahrzunehmen und baldmöglichst eine VII. Interparlamentarische KSZE

Konferenz abzuhalten, deren Modalitäten in bezug auf Datum und Konferenzort 

während der 82.. Interparlamentarischen Konferenz in London erörtert werden 

sollten. D amit war klargestellt, daß Bukarest als Konferenzort nicht mehr zur 

Debatte stand. 

In der Sitzung in London am 6. September 1 989  bestand Einvernehmen, die 

Frage des D atums und Konferenzortes zunächst nicht zu entscheiden, sondern 

erneut zu überdenken und in Nikosia weiter darüber zu beraten und sodann einen 

Beschluß zu fassen. 
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Wiederholt diskutiert wurde der Vorschlag, eine Diskussion über Fragen der 

Zusam menarbeit und Sicherheit in Europa in Form einer gleichzeitig in alle KSZE

Teilnehmerstaaten auszustrahlenden Fernsehsendung vorzubereiten. Obwohl die 

diesbezüglichen Überlegungen durch mehrere Sit zungen hindurch i m m er konkretere 

Gestalt gewannen, konnte das Proj ekt wegen des damit verbundenen finanziellen 

Aufwandes schließlich nicht verwirklicht werden. 

Im Hinblick auf die KSZE-Folgekonferenz in Wien arbeiteten die Abgeordne

ten Martinez (Spanien) , Voutov (Bulgarien) und DDr.  König (Österreich) folgenden 

Text aus, der in der Sitzung vom 13 .  April 1 988 in Guatemala angenom m en und 

allen Regierungen der KSZE-Teilnehmerstaaten übermit telt wurden: 

"Die  aus Anlaß der 79 .  Interparlamentarischen Konferenz in Guatemala 

zusammengetretenen parlamentarischen Delegationen der am KSZE-Prozeß betei

ligten Länder sind besorgt über die Schwierigkeiten und Verzögerungen, mit denen 

dieser Prozeß trotz  des die gegenwärtigen internationalen Beziehungen bestimmen

den Geistes der Entspannung zur Zeit konfrontiert zu sein scheint. Sie drängen ihre 

jeweiligen Regierungen und bestärken ihre Botschafter in Wien, alles in ihren 

Kräften stehende zu tun, um den Erfolg der KSZE durch spürbare Fortschritte in 

den drei Körben sicherzustellen." 
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Interparlamentarische Tourismuskonferenz,  
1 0. bis 14. April 1 989, Den Haag (Niederlande) 

Vom 1 0. bis 14. April 1989  fand in Den Haag die Interparlamentarische 

Tourismuskonferenz stat t; an dieser Konferenz nahm namens der österreichischen 
t OL ,  \..... 

Gruppe der IPU der Abgeordnete Dipl.-Ing. Michael Killisch-Horn � . Dem 

Interparlamentarischen Rat wurden die nachstehenden Ergebnisse dieser Konferenz 

zur Kenntnis gebracht: 
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�NION 

E RG E BN I S S E  D E R  

I N T E RPARLAME NTAR I SC H E N K O N F E R E N Z  Ü B E R  D E N  TO U R I S � U S  

1 .  I m  A n s c h l u ß  a n  e i n e n  B e s c h l u ß  d e r 1 4 3 .  S i t z u n g  de s I n -

t e r p a r l am e n t a r i s c h e n  R a t e s  ( S o f i a ,  S e p t e m b e r 1 9 8 8 ) ,  E a n J  

z w i s c h e n  1 0 .  u n d  1 4 .  A p r i l  1 9 8 9  ü b e r E i n l a d u n g  d e r I n t e r p a t 

l am e n t a r i s c h e n  G r u p pe d e r N i e d e r l a n d e  d i e  I n t e r p a r l am e n t a r t 

s e h e  K o n f e r e n z  ü be r  d e n  T o u r i s m u s i n  D e n H a a g  ( N i e de r l a n d e ) 

s t a t t . D i e  K o n f e r e n z  w u r d e v o n  d e r I n t e r p a r l am e n t a r l s c l1e il 

U n i o n u n d  d e r We l t - T o u r i s m u s - O r g a n l s a t i o n ( WTO ) g eme l n s a  . .  

v e r a n s t a l t e t . 

2 .  P a r l ame n t s a bg e o r d n e t e , w e l c h e  f o l g e n d e  4 6 n a t l o n a l e  

G r u p p e n  de r I n t e r p a r l ame n t a r i s c h e n  U n l o n v e r t r a t e n , n a hme n 

an d e r A r b e i t  d e r K o n f e r e n z  t e i l :  Ä g yp t e n , A l g e r i e n ,  A n g o l a . 

B e l g l e n , B r a s l l i e n , B u l g a r l e n , C h i n a ,  C o s t a  R l c a , D e u t s c h e  

D e m o k r a t l s c h e  R e p u b l l k ,  De u t s c h l a n d  ( B u n d e s r e p u b l l k l , F l n n 

l a n d , F r a n k r e i c h , G a b u n , G r o ß b r l t a n n l e n , I n d o n e s i e n ,  I t a 

l i e n ,  J o r d a n l e n , K a me r u n , K a n a d a , K e n y a , K o l u mb i e n , K u b a , 

L l b e r i a ,  L u x e m b u r g , M a l aw i , M a l t a , M a r o k k o , M e x i k o , Ne p a l , 

N i e d e r l a n d e , N o r we g e n , Ö s t e r r e i c h , P a k i s t a n , S am b i a , S c h w e 

d e n , S c h w e i z ,  S e n e g a l , S p a n i e n , S u r i n am , T h a i l a n d , T o g o , 

T s c h e c h o s l o w a k e i ,  T ü r k e i , U d S S R , U n g a r n , Z y pe r n . D a s  E u r o p ä 

i s c h e  P a r l ame n t , e i n  a s s o z i i e r t e s  M i t g l i e d  d e r U n i o n , n a h m  

e be n f a l l s  t e i l .  2 5  M i t g l i e d s l ä n d e r d e r  WTO , z w e i a S S O Z l l e r t  

M i t g l i e d e r  d e r  WT O ,  1 2  a u ß e r o r d e n t l i c h e  M i t g l i e d e r  d e r WTO 

und n e u n  i n t e r n a t i o n a l e  O r g a n i s a t i o n e n  e n t s a n d t e n  Ve r t r e t e r 

a l s  B e o b ac h t e r . I n s g e s am t  n a hm e n  2 4 6  D e l e g l e r t e , d a v o n  1 2 8 
P a r l ame n t s a b g e o r d n e t e , a n  d e r K o n f e r e n z  t e i l .  

3 .  D i e  E r ö f f n u n g s s i t z u n g  f a n d  am 1 0 . Ap r i l  am V o r m i t t a g l :i l  

N i e d e r l ä n d l s c h e n  K o n g r e s s z e n t r u m s t a t t . D i 2  R e d n e r w a r e n  

H r . R .  L u b b e r s ,  P r e m i e r m i n i s t e r  d e r N i e d e r l a n d e , H r . A . J .  

E v e n h u i s , S t a a t s s e k r e t ä r  f U r  w i r t s c h a f t l i c he A n g e l e g e n h e i t e i !  

d e r  N i e d e r l an d e , H r . A .  K o s t o , P r ä s i de n t  d e r N i e d e r l ä n d i 

s c h e n  I n t e r p a r l am e n t a r i s c h e n  G r u p pe , H r . P .  C o r n i l l o n , G e n e 

r a l s e k r e t ä r  d e r I n t e r p a r L ame n t a r i s c h e n  U n i o n , u n d  H r . W .  P .  

P a h r , G e n e r a l s e k r e t ä r  d e r We l t - To u r i s m u s - O r g a n i s a t i o n . 
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4 .  D i e  K o n f e r e n z  n a hm i h r e  A r be i t  am 1 0 . A p r i l  am s p ä t e r e n  

V o r m i t t ag au f u n d  w ä h l t e  e i n s t i mm i g  H r . A .  K o s t o  ( N i e d e r l ä l l 

d e ) z u m  P r ä s i de n t e n  d e r K o n f e r e n z  u n d  H r . B .  H e r. n e k am ( N i e 

d e r l an d e ) z u  i h r em V i z ep r äs i d e n t e n . We i t e r s  be s c h l o ß  S l e  d l �  
Ge s c h ä f t s o r d n u n g . 

5 .  D i e  K o n f e r e n z  w i dme t e  d a n n  v i e r  S i t z u n g e n  d e r D i s k u s 

s i o n  d e r f o l g e n d e n  Theme n : 

- De r S t e l l u n g  d e s  To u r i sm u s  be i d e r w i r t s c h a f t l i c h e n  u nd 

s o z i a l e n  E n t w i ck l u n g e i n e s  L a n d e s  

( a ) De r To u r i sm u s : e i n  u n be k an n t e r W i r t s c h a f t s z w e i g  u n d  

e i n  a u s ba u f äh i g e r  D i e n s t l e i s t u ng s s e k t o r  

H au p t r e d n e r : H e . W . P .  P a h e , G e n e r a l s e k r e t ä r  d e r WTO 
( b ) S t a a t e n- u nd Vö l k e r g eme i n s c h a f t e n  v o r  d e n  P r o b l e men 

des T o u r i s m u s  

H a u p t r e d n e r : H r . S . K .  M i s r a ,  M i n i s t e r f ü r  Tou r i sm u s  

( I n d i e n ) 

- E r l e i c h t e r u n g e n  f ü r  d e n  T o u r i sm u s  u n d  f ü r  Re i s e n , B e s u c he 

u n d  A u f e n t h a l t e  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z we ck e n  

( a ) A l l g eme i n e P r o b l eme b e i d e n  E r l e i c h t e r u n g e n  

H a u p t r e d n e r :  H r . L .  H o pk i n s , A b g e o r d n e t e r  i m  k a n a d l 

s e h e n  U n te r h a u s  

( b ) P e r s p e k t i v e n  d e r be s t e he nd e n  i n t e r n a t i o n a l e n  Abk omme n 

u n d  d e s  E n t w u r f s  d e r B u d ap e s t e r K o n v e n t i o n 

H au p t r e d ne r :  H r . K .  V i d a ,  A bg e o r d n e te r i n  d e r u ng a r i 

s c h e n  N a t i o n a l v e r s amm l u ng 

- S i c h e r he i t  u n d  S c h u t z  f ü r  T o u r i s t e n ,  s o w i e  f ü r  S t ä t t e n  

u n d  E i n r i ch t u n g e n  d e s  To u r i sm u s  

H au p t r e d n e r : F r . B .  Z u n i g a- Se i g n e , v o r ma l s  L e i t e r i n  

d e s  g u a t ema l t e k i s c h e n N at i o n a l i n s t i t u t s  f ü r  d e n  To u 

r i s m u s  

- D i e  P r o b l e me be i d e r F ö r d e r u ng d e s  Tou r i sm u s  

H au p t r e d n e r :  H r . J . A . T .  C o r ne l i s s e n , Le i t e r  d e s H o l 

l än d i s c h e n  B ü r o s  f ü r  To u r i sm u s  
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6 .  Am E n d e  d e r D i s k u s s i o n e n  w u r d e  d i e l\ u f g a b e , d l e  S c h L u : ) -
d o k u me n t �  de r K o n f e r e n z  v o r z u be r e l t e n , e l n e m  R e J a k t i o n s a u � 

s c h u ij  U b e r t r a g e n , d e r a u s  P a r l am e n t s a b g e o r d n e t e n  a U 3  G r o � 

b r i t a n n i e n , I n d o n e s i e n , M a r o k k o , N l � d e r l a n d e , S u � O l � ,  S u r l 

n am , u n d  d e r U d S S R  b e s t a n d . D e r Re d a k t i o n s a u s s c ,, \l �) t. r a t  '..l ' ! .  
1 3 .  A p r i l z u  e i n e r  g a n z t äg i g e n S i t z u ng u n t e r d e m  V o r s l t z V u [� 

H r . P .  C o r m a c k  ( G r o ß b r i t. a n n i e n ) Z ll s amme n . D e m  A u s .5 c h u G  .. :i C ...1 W

d e n  d i e  H a u p t r � d n e r z u r  S e i t e , d i e  an H a n d  d e r S c n l u cl f o l g e 

r u n g e n  a u s  d e n  D i s k u s s i o n e n  e i n e n  V o r e n t w u r f  v o r b e r e i t e t  

h a t t e n . 

7 .  D i e  v o m  Re d a k t i o n .5 a u s s c h u ß a u s g e � H b E: i t e r. e n  Te x t e  . , u r , : , . ! . 

d e r K o n f e r e n z  v o n  H r . P .  C O C ln d c k  3m V o r l  ..  l ;- a -j a e s  1 4 .  '; � r  
i m  R i d d e r z a a l v ü r 9 l� � e y t .  U a c h  e i l1\:3 e �1 e n d e n ? c Ü � I n 9 d <.:  5 T .:: .-: 

t e s , 1 n  d e r e n  V e r l a u f i l�e h r e r e  E r g ä n z u n g e n  v o r g e n o mrde n ·,, · l r - · 

d e n , v e r a b s c h i e d � t p.  d i e K o n f e r e n z  e i n s t i lO m i q  d i e  H a a':l t::: c 
E r k l ä r u ng z u m T o u r l s m u s  u n d  d i e  K o n k r e t e n  S c h l u u f o lge r u nge n 

u n d  E mp f e h l u ng e n , e i n s c h l i e ß l i c h e i n e s A b s c h n i t t s  U be r  d i e  

we i t e r e  Vo r g a n g s we i s e u n d  d i e  w e i t e r e  M a ß n a hme n , we l c h e  

b e i g e s c h l o s s e n  s i n d .  
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H AAG E R  E R K LÄR U N G  Z U M  T O U R I S M U S  

D i e  I n t e r p a r l ame n t a r i s c h e  K o n f e r e n z  ü be r  d e n  To u r i sm u s , 

a bge h a l t e n  i n  De n H a ag ( N i e d e r l a nd e ) v o m  1 0 .  b i s  1 4 .  

Ap r i l  1 9 8 9  a l s  g eme i n s ame V e r a n s t a l t u n g de r I n t e r p a r l a m e n t a 

r i s c h e n  U n i o n * ) u n d  d e r We l t - T o u r i sm u s - O r g a n i s a t i o n WT O * * ) 

ü be r E i n l ad u n g  d e r n i e de r l än d i s c h e n  G r u ppe d e r I n t e r pa r l a 

me n t a r i s c h e n  U n i o n , 

i n  d e r  E r w äg u ng , d a ß  e s  i m  I n t e r e s s e  a l l e r  Lände r 1 s t , 

E i n z e l pe r s o n e n  u n d  G r u pp e n  Re i s e n , B e s u c he u n d  Au f e n t h a l t e  

z u  t o u r i s t i s c he n  Z w e c k e  z u  e r l e i c h t e r n , w e l c h e  d a s  E n t s t e h e n  

e i n e s  K l i ma s  d e s  Ve r t r a u e n s  u nd d e s  g e g e n s e i t i g e n  V e r s t ä n d 

n i s s e s  u n t e r d e n  Ang e h ö r i g e n  d e r i n t e r n a t i o n a l e n  S t a a t e n g e 

me i n s c ha f t , s o w i e  d i e  E n t w i c k l u ng d e r  i n t e r n a t i on a l e n  Z U S d m

me n a r be i t  u n d  s om i t  e i ne n  d a u e r h a f t e n  F r i ed e n  a u f  d e r We l t  

f ö r d e r n , d a  d i e s e  e r w i e s e n e r m a ß e n  z u r  w i r t s c ha f t l i c h e n , s o 

z i a l e n  u n d  k u l t u r e l l e n  E n t w i c k l u n g  be i t r ag e n , 

i n  d e r E r w ä g u n g , d a u  d a be i a u c h  d i e  s pe z i e l l e n  P r o b l e me 

d e r E n t w i c k l u n g s l än d e r a u f  dem Geb i e t d e s  To u r i sm u s  be r ü c k 

s i c h t i g t  we r d e n  s o l l t e n , 

u n t e r  V e r w e i s  a u f d i e  A l l g eme i ne E r k l ä r u n g  d e r M e n s c h e n

r e c h t e , we l c h e  v o n  d e r Ge n e r a l ve r s amm l u n g d e r V e r e i n t e n  N a 

t i o n e n  a m  1 0 .  D e z e m b e r 1 9 4 8  v e r a b s c h i e d e t  w u r de , u n d  i n s b e 

s o n d e r e  a u f d e r e n  A r t i k e l 1 2 4 ,  de r be s ag t : " J e de r M e n s c h  h a t  

d a s  Re c h t  a u f  R u he u n d  F r e i z e i t , e i n s c h l i e ß l i c h e i ne r  ang e 

me s s e n e n  B e g r e n z u n g  d e r A r be i t s z e i t  u n d  e i ne s  r e g e l mä ß i g e n 

be z a h l t e n  U r l a u bs " , s o w i e  a u f A r t i k e l  7 d e s  I n t e r n a t i o n a l e n  

P a k t e s  d e r Ve r e i n t e n  N a t i o n e n  vom 1 6 .  De z embe r 1 9 6 6 , m i t t e l s  

d e s s e n  s i c h  d i e  S t a a t e n  ve r p f l i c h t e n , f ü r  a l l e M e n s c h e n  

* )  D i e  we l t we i te O r g a n i s a t i on v o n  P a r l ame n t e n , be i d e r  d e r 

z e i t  1 1 2  n a t i o n a l e  P a r l ame n t e  u n d  d a s  E u r o p ä i s c h e  P a r l a

me n t  ve r t r et e n  s i nd .  D i e  I P U w u r d e  1 8 8 9  g e g r ü n d e t . 

* * ) E i ne z w i s c h e n s t a a t l i C h e  O r g an i s a t i o n  m i t  we l t w e i t e m  

C h a r ak t e r ,  d i e  1 9 7 5  m i t  dem Z i e l  g eg r ün d e t  wu r de , d e n  

h e i m i s c h e n  u n d  d e n  i n t e r n a t i o n a l e n  Tou r i s m u s  z u  f ö r de r n  

u n d  z u  e n tw i c ke ln . 

• 
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" Ruhe , F r e i z e i t , e i ne a n g e me s s e n e  B e g r e n z u ng d e r  A r be i t s z e i t  

und e i ne n  r e g e l mä ß i g e n  be z a h l t e n  U r l a u b "  z u  s i che r n , u n d  au f 

A r t i k e l  1 2  d e s  I n t e r n at i o n a l e n  P a k t e s  übe r b ü r g e r l i ch e  u n d  

p o l i t i s c he Rechte , de r e b e n f a l l s  von de r G e n e r a l ve r s amm l u n g  

d e r Ve r e i n t e n  N a t i o n e n  a m  1 6 . De z embe r 1 9 6 6  ve r a b s c h i e d e t  

w u r d e , de r be s ag t : " J e dem M e n s c h e n  s t e h t  e s  f r e i , j ed e s 

Land , a u c h  s e i n  e i g e n e s  Land , z u  v e r l a s se n " ,  

u n t e r B e r ü ck s i cht igu ng d e r R e s o l u t i on u n d  d e r Emp f e h l u n 

g e n , d i e  v o n  de r K o n f e r e n z  d e r  Ve r e i n t e n  Nat i o n e n  übe r d e n  

i n t e r n a t i o n a l e n  Re i s e- und F remd e n v e r k e h r ( Rom , S e p t embe r 

1 9 6 3 ) v e r a b s c h i e d e t  w u r de n , u n d  i n s be s onde r e  j e ne r ü be r  d i e  

F ö r d e r u n g  de r E n t w i c k l u n g  de s Tou r i sm u s  i n  d e n  e i n z e l n e n  

Länd e r n  d e r  We l t  u n d  d e r Ve r e i n f achung d e r  b e h ö r d l i ch e n  F o r 

mal i t ä t e n  f ü r  d e n  i n t e r n at i o n a l e n  Re i s e v e r k e h r ,  

ge l e i t et von den G r u n d s ät z e n , d i e i n  d e r  E r k l ä r u ng v o n  

Man i l a z u m  I n t e r n a t i o n a l e n  T o u r i sm u s , d e m  Dokument v o n  Ac a 

p u l co , dem Tou r i s t e n - K ode x u nd d e n  Tou r i sm u s - G r u n d r e c h t e n  

e n t h a l t e n  s i nd , we lche d i e  me n s c h l i c he D i me n s i o n de s To u r i s 

m u s  he r vo r h e be n , d i e  n e u e  Ro l l e d e s  Tou r i sm u s  a l s  I n s t r ume n t  

z u r Ve r be s s e r u n g  d e r L e b e n sq u a l i t ät a l l e r  V ö l k e r u n d  a l s  

e n t s c h e i d e n d e r F ak t o r  f ü r  F r i ed e n  u n d  V ö l ke r s t än d i g u ng ane r 

k e n n e n  u n d  d i e  A u f g a be n  d e s  S t a a t e s  be i de r E n t w i ck l u ng d e s  

Tou r i smu s d e f i n i e r en , v o r a l l em i n  H i n b l i ck au f d i e  F ö r d e

r u ng d e s  Bewu ß se i n s  u n t e r d e n  V ö l k e r n  de r We l t  f ü r  d i e  Be

d e u t u n g  des Tou r i sm u s , s ow i e  au f d e n  Schu t z  u n d  d e n  A u s b a u  

d e r  R e s s o u r c e n  d e s  T o u r i sm u s , d i e  Te i l  d e s  E r be s  de r M e n s c h

h e i t  s i nd ,  d am i t  so e i n  B e i t r ag z u r  Sch a f f u n g  e i ne r  g e r e c h

t e r e n  u n d  a u s g e w og e n e r e n  n e u e n  W i r t s c ha f t o r d n u ng g e l e i s t e t  

w i rd ,  

u n t e r V e r w e i s  au f d i e  " ze n t r a l e  u n d  e n t s c h e i dende Ro l l e "  

d e r  W e l t - To u r  i sm u s- O r g a n i s a t i on ( WTO ) be i m  A u s b a u  d e s  F r e m

d e n v e r k e h r s ,  d i e  v o n  d e r G e n e r a l ve r s amm l u ng d e r Ve r e i n t e n  

N a t i on e n  g e wü r d i g t  w u r d e , u n d  e i n  " B e i t r ag z u r  w i r t s c ha f t l i 

c h e n  E n t w i c k l u n g , z u r  V ö l ke r ve r s t änd i g u ng , z u  F r i ed e n , Woh l 

s ta n d  u n d  de r w e l twe i t e n  Ane r k e n n u n g  u nd B e a c h t u n g  d e r M e n 

s c h e n - und G r u nd r ec h t e  a l l e r M en s ch e n  o h n e  U n t e r sc h i ed v o n  

Ras s e , Ge s c h l e c ht , S p r ache o d e r Re l i g i on " * )  i s t 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -- - - -
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I 
I -"' � : (  

/ '  ': 0 I C 

i n  d em B e w u ß t s e i n , d a ß  d u r c h  d a s  W i r k e n  z a h L r e i c h e r  z w i 

s c h e n s t a a t l i c he r u n d  n i c h t s t a a t l i c h e r O r g a n i s d t i o n e n , w i e  

d e r I n t e r n a t i o n a l e n  A r b e l t s o r g a n i s a t i o n ( I LO ) , d e r W e l t g e 

s u n d h e i t s o r g a n i s a t i o n  ( \� H O ) ,  d e r O r g a n l s a t i o n d e r Ve r e i n t e n  

N a t i o n e n  f li r  E r z i e h u n g , W i s s e n s c h a f t  u n d  K u l t u r  ( U N E S C O ) ,  

d e r I n t e r n a t i o n a l e n  S e e s c h i f f a h r t s o r g a n l s a t i o n ( I MO ) , d e r  

I n t e r n a t i o n a l e n  Z i v i l � u f t f a h r t s o r g a n i s a t i ü n ( I e A O ) , d e m  U m 

w e l t p r og r a mm d e r Ve r e i n t. '2 n  N a t i o n e n  ( U N E P ) , d e r I n t e r n a t i o 

n a l e n  K r i m i n a l p o l i z e i l i c h e n  O r g a n l s a t i o n  ( I C P O - I N T E RP O L ) u n d  

de r O r g a n i s a t i o n t ü r  W l r t. s c h a f t l i c h e  Z u s amme n a r be i t  u n d  E n t 

w i c k l u n g ( O E C � ) ,  e i n  w i c n t i g e t  B e l t r ag z u ,  h a r mo n i s c h e n  E n t 

w i c k l u n g d e s  T o u r i s m u s  y e l e i s t e t  we r d e n  k a n n , u n d  u n t e r  B e 

t o n u ng d � r B e d e u t J ri g  e i n e r  e ;l g e n  Z u s amme n a r b e i t  z w i s c h e n  

d i e s e n  O r g a n i s a t i o n e n  u n d  d e r WTO , 

b e s t ä t i g t  f e i e r l i c h  a a s  s i c h  a l s  na t ü r l i c he K o n s e q u e n z  

a u s  d e m  R e c h t  a u r A r be l t  e r y e be n d e  G r u n d r e c h t  j e d e s  M e n

s c h e n , dem b e r e i t s d l e  A L l g e me i n e  E r k l ä r u n g  d e r M e n s c h e n 

r e c h t e , d i e  I n t e r n a t i o n a l e n  P a k t e de r Ve r e i n t e n  N a t i o n e n  

ü be r  d i e  M e n s c h e n r e c h t e  u n d  a n d e r e  we l twe i t e  u n d  r e g i o n a l e  

R e c n t s we r k e g e \V l d me t s U H l , "" u r R u he , F r e i z e i t  u r.d e i n e n  r e 

g e l m ä ß i g e n  be z a h l t e n  U r l a u b , s o w i e  d a s  R e c h t , d i e s e  Z e i t  z u  

F e r i e n , z u  s e l b s t ä n d i g e n  E r z i e h u n g s - o d e r Ve r g n üg u n g s r e i s e n  

z u  n u t z e n  u n d  d i e  V o r t e i l e d e s  To u r i sm u s  s o w o h l i m  W o h n s i t z 

s t a at a l s  a u c h  i m  A u s l a n d  z u  g e n i e s s e n , 

u n t e r V e r w e i s  a u f  d e n  U m s t an d , d a ß  1 9 2 5  i n  D e n  H a ag d e r 

E r s t e  I n t e r n a t i o n a l e  K o n g r e s s  d e r O f f i z i e l l e n F r emde n v e r 

k e h r s v e r b ä n d e  z u s amme n t r a t u n d  d i e  I n t e r n at i o n a l e  U n i o n d e r  

O f f i z i e l l e n  F r e md e l l v e r k e h r s ve r b ä nde g r G n d e t e ,  d e r  1 9 7 5  i n  

d i e  We l t- To u r i sm u s - O r g a n l s a t i o n umg e w a n d e l t  w u r d e , 

v e r k ü n d e t  d i e H a a g e r E r � l ä r u n g  z u m T o u r i sm u s , d i e  e i n  I n 

s t r u m e n t  z u r  i n t e r n a t i o n a l e n  Z u s amme n a r be i t ,  z u r  A n n äh e r u n g  

d e r V 5 l k e r u n d  e i n  F a k t 0 r  f � r  d i e  E n t f a l t u n g  d e s  E i n z e l n e n  

u n d  d e r M e n s c h h e i t  i n s g e s am t  i s t , 

r i c h t e t  d a s  d r i ng e n de E r s u c h e n  a n  P a r l ame n t e  u n d R e g i e 

r u n g e n , s ow i e d i e  f ü r  t o u r i s t i s c h e  B e l a n g e z u s t än d i g e n  ö f 

f e n t l i c h e n  u n d p r i v a t e n  S t e l l e n , O r g a n i s a t i on e n , Ve r b ände 

und Amter , an d i e  A n g e h ö r i g e n  d e r Tou r i sm u s be r u f e sow i e  a n  
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d i e  Tou r i sten s e l bst , d i e  E r k l ä r u ng au f me rksam z u  l e sen und 

s i ch stets von i h r e n  nach f o lg e nd ange f üh r ten G r u n d s ät z en 

l e i ten z u  l a s sen . 

I .  G r u n d s a t z  

1 .  De r Tou r i sm u s  i s t f ü r  H u nde r te M i l l i onen v o n  Menschen 

he ute z u  e i n e r  A l l tag s e r s che i nung gewo r den : 

( a ) Tou r i sm u s  s i nd a l l e  O r t sve r ände r u ngen , m i t te l s  de r e r  

Menschen se l b s t änd i g  i h r e n  Wohn s i t z  ode r A r be i t s p l a t z  

ve r l assen , sow i e  d i e  D i e n s t l e i s t u ng s zwe i ge , d i e  z u r 

Bef r i ed i g ung de r du rch d i ese Rei setät i g ke i t ent

stehenden Bedü r n i sse ge scha f fen wu rden ; 

( b ) Tou r i smus i s t e i ne f ü r  das Lebe n de r Men schen und f ü r  

d i e  mode r n e  Gese l l scha f t  wesent l i che Tät i g ke i t ,  d a  e r  

f ü r  d e n  E i n z e l ne n  z u  e i ne r  bedeutenden F o r m  de r F r e i 

ze i tg e s t a l t u ng , sow i e  z u m  v o r r ang i g e n  Med i um f ü r  z w i 

schenme n sc h l i c he B e z i ehungen und pol i t i SChe , w i r t

scha f t l i che und kutu r e l l e  Kontakte geworden i st ,  d i e  

d u r c h  d i e  I n t e r nat i onal i s i e r ung a l le r Lebe n s be r e i c he 

de r Vö lke r notwend i g  g ewo rden s i nd ;  

( c )  Tou r i smus s o l l t e jedem e i n  An l i egen s e i n .  E r  i st so

wohl e i ne Konseq u e n z  a l s  auch e i n  ent sche i dende r Fak

t o r  f ü r  d i e  Le be n sq u a l i tät in de r heu t i g e n  Ge s e l l 

scha f t . A u s  d i e sem G r und sol l te n  s i ch P a r l ame nte und 

Reg i e r ungen mit dem Tou r i smus z u ne hmend a u f  kont i 

n u i e r l i che r B a s i s  beschä f t i ge n , dam i t  e i ne Entwi ck

l u ng des Tou r i smus gewäh r le i stet w i r d , we l che m i t  den 

ande r e n  w i ch t i gen Bedü r f n i s sen und Hand lungen de r Be

v ö l ke r u ng im E i nklang steht . 

2 .  Al l e  Reg i e r u n g e n  s o l l ten f ü r  F r i eden u n d  S i che r he i t  au f 

nat i onale r ,  r e g i o na l e r  und i nt e r nat i o na l e r  Ebene a r be i ten , 

d i e  f ü r  d i e  E n tw i C k l u ng des h e i m i schen und i nt e r nat i onalen 

Tou r i smus wese n t l i c h  s i nd .  
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1 1 . G r und sa t z  

1 .  De r Tou r i smus kann e i n  w i r k s ame s H i l f sm i t t e l  f ü r  d a s  
soz i o- ökonom i sche Wachstum a l l e r  V ö l ke r  se i n ,  wenn g l e i ch

ze i t i g  d i e  notwend i g en M a ß nahme n geset z t  we r den , um d i e  vo r 

d r i ng l iche r e n  nat i o n a l e n  P r i o r i t ät e n  a n z ugehen , u n d  we n n  e s  

d e r  Volksw i r tsch a f t  mög l i c h i s t , e i n  ak zeptables M a ß  a n  

Sel bstve r s o r g u ng z u  e r r e i c hen , sodaß e i n  Land n i cht me hr d a

f ü r  au fwenden muß a l s  es m i t  H i l f e des To u r i smus e i n z une hme n 

h o f f t . 

2 .  Aus d i esem G r u nd so l l t en e r f o r de r l i c he n f a l l s  m i t  H i l f e 

d e r  ve r s c h i e denen F o r men de r b i l at e r a l e n  und m u l t i l at e r a l e n  

techn i schen Z u samme n a r be i t  v o r  al lem d i e f o l g e nden M a ß nahme n 

ge set z t  we r den , um z u  g ewäh r l e i s t e n : 

( a l d a ß  e i ne so l i de I n f r a s t rukt u r  e r r ichtet w i r d und e i ne 

G r u n d au s s t a t t ung v o r handen i s t ; 

( b l d a ß  Au s b i l d ung sstätten gescha f f en we r de n , um den Pe r 

sona l beda r f  d e r  To u r i sm u s- I nd u s t r i e  i n  d e n  ve r sc h i e 

denen Be r e i chen abz udecken ; 

( c l  d a ß  d e r  Tou r i smus Te i l  e i nes G e s amt p l a n s  z um Au f bau 

e i nes Landes i s t , dessen ande r e  p r i o r i tä r e n  B e r e i che 

d i e  Landw i r tscha f t , d i e  i nd u s t r i e l l e  Entw i cklung , d i e  

med i z i n i sche Ve r s o r g ung , d i e  so z i a le WOhl f ah r t , das 

E r z i ehung swesen , u sw .  s i nd ;  

( d )  d a ß  d i e  Entw i ck l ung des B i nnentou r i smus ebe n s o  unte r

s t ü t z t  w i r d wie die F ö rde r u n g  des Au s l andstou r i sm u s . 

We n n  m i t  dem B i nnentou r i smus e i n  sol i de s  Fu ndame nt 

g e s c ha f f e n  w i rd ,  i s t d i e s e i n  g r o B e r  Vo r te i l  f ü r  den 

Au f - und Ausbau des aus dem A u s l and kommenden Tou r i s

mus i n  e i nem Lan d ;  

( e ) d a ß  man s i ch auch be i d e r  P l anung de s B i n nentou r i smus 

e i ne s  Ge s amtp lans f ü r  d i e  e i n ze lnen Reg i onen bed i e n t  

u n d  d i e sen entw i cke l t , dam i t  es z u  e i nem ausgeg l i che

n e n  u nd i nteg r i e r te n  Wachs tum zum Nutzen de r Bevölke

r u ng kommt ; und 
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( f ) d a ß  d i e  Ge s amtkapa z i t ä t  d e s  nat ü r l i ch e n , phys i s c h e n  

u n d  k u l t u r e l l e n  U m f e l d s  e i ne s  F r emd e n v e r k e h r s z i e l s  

( Au f n ahme k a p a z i t ä t ) i mme r g e nau be r üc k s i c h t i g t  w i r d . 

1 1 1 . G r u n d s a t z  

1 .  E i ne u n z e r s t ö r t e  n at ü r l i c he , k u l tu r e l l e u n d  me n s c h l i c h e  

U mwe l t  i s t  e i ne G r u nd be d i ng u ng f ü r  d i e  E n t w i ck l u ng d e s  T o u 

r i sm u s .  A u ß e r dem kann m i t  e i ne r  v e r n ü n f t i g e n  S t e u e r u n g  d e s  

F r emd e n v e r k eh r s  e r he b l i c h z u m  Sc h u t z  u n d  z u r  E n t w i c k l u ng de r 

p h y s i s c h e n  Umwe l t  u n d  d e s  k u l t u r e l l e n  E r be s , s o w i e  z u r  Ve r 

b e s s e r u ng d e r L e b e ns q u a l i t ät be i g e t r ag e n  we r de n . 

2 .  Ang e s i ch t s  d i e s e r  e n g e n  W e c hs e l be z i e h u n g  zw i s c h e n  Tou

r i sm u s  u n d  U mwe l t  s o l l t e n  w i r k s ame M a ß nahme n g e s e t z t  w e r de n : 

( a ) um s o wo h l  e i nh e i m i s c h e  a l s  a u c h  a u s l än d i s c he Tou r i s 

t e n  z u  i n f o r m i e r e n  u n d  z u  e r z i e h e n , dam i t  s i e d i e  na

t ü r l i che , k u l t u r e l l e und m e n s c h l i ch e  Umw e l t  und d i e  

v o n  i hn e n  be s u ch t e n  S t ä t t e n  e r ha l te n , bewah r e n  u n d  

r e s p e k t i e r en ; 

( b ) u m  d i e  i n t eg r i e r t e  P l a n u n g  d e r F r emd e n ve r k e h r s en t 

w i ck l u n g  a u f  d e r G r u n d l ag e  d e s  K o n z e p t s  e i ne r  " t r ag 

f ä h i g e n  Entw i ck l u ng - z u  f ö r de r n , w i e  s i e i m  B e r i ch t  

d e r I nt e r n at i on a l e n  K o mm i s s i on f ü r  Umwe l t  u n d  Ent

w i ck l u n g  ( B r u n d t l a nd - B e r i c ht ) u n d  i m  B e r i c h t  " D i e  U m

we l t s pe r sp ek t i ve n  f ü r  d a s  Jah r 2 0 0 0  u n d  Danac h "  d e s 

Umwe l t s p r og r amms de r Ve r e i nt e n  N a t i on e n  ( U NEP ) d a r g e

l e g t  i s t ,  d i e  b e i de v o n  d e r  G e n e r al ve r s amm l u n g  d e r 

V e r e i n t e n  N a t i on e n  a n g e n ommen wu r d e n ; 

( c )  u m  d i e  A u f n ahmek ap a z i t ät e n  f ü r  d i e  v o n  Tou r i s t e n  be

s u c h t e n  S tä t t e n  f e s t z u l e g e n - u n d  d e r e n  Beachtung zu 

s i c he rn ,  auch wenn d i e s e i ne B e s c h r än k u n g  des Z ug an g s 

z u  d i e s e n  S t ä t t e n  z u  g ew i s s e n  Z e i t e n  o d e r S a i s o n e n  

b e d e u t et ;  

( d )  u m  d i e  we i te r e  E r s te l l u ng e i n e s  Ve r z e i chn i s s e s  d e r  
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v o m  M e n s c h� n  g e s c h a f f e n � n  � n d / u d e r n a t il r l i c h e n  F r e m 

d e n v e r k e h r s s t ä t t e n  z u  b� t r e i b� n , we l c h e  f il r  E r h o l u ng , 

S po r t , Ge s c h i c h t e , A r c h äo l o g i e , K u n s t ,  K u l t u r , Re l i 

g i o n ,  W i s s e n s c h a f t , S o z i a l w� s e n  o d e r Te c h n i k  v o n  I n 

t e r e s s e  s i nd ,  u n d u m  s i c h e r z u s c e L l e n , d a �  d i e  P l ä n e  

z u m  A u s bau d e s T o u r 1 3 m u s  b � s u r. d e r s  au f A s p e k t e d e s 

Umwe l t s c h u t z e s  e i n g e h e n � n J  d a s  E r f o r d e r n i s  b e r ü c k 

s i c ht i g e n , u n t e r d � n  T o u r i s t e n , d e r T o u r i s m u s - I n d u s 

t r i e  u n d  i n  d e r Ö f f e n t l i c h k e i t  i m  a l l g em e i n e n  d a s  B e 

w u ß t s e i n f ü r  d i �  B e d e u t u n g d e r E r n a l t u n g  J e r n a t ü r l i 

c h e n  u n d  k u l t u r e l l e n U mw e l t  z u  f ö r d e r n ;  

( e )  u m  d i. e  E n t "' l c :{ 1 � n '3 a l t 2 r n 3 t i 'J e r F o r ll; <':: !1 d e s  T o u r i s m u s  

Z u  e r m � t i g e n , d L � e i � e n  2 n g 2 r e n  K o n t a k t u n d  e i n  b e s 

s e r e s  Ve r s t d n d n i S  Z W 1 S C : l e n  d c: n  To u c l. s t e n  u n d  d e r 3 e 

v 5 l k e r u n g  1 m  G d s t l � � J  t � g il n s t 1 g e n , s o w i e  d i e  k u l t u 

r e l l e I d e n t i t 5 t b e w a h r � n  u n d o r i g i n e l l e u n d e i g e n 

s t ä n d i g e  P r o d u k t �  u n j  E i n r i c h t u n g e n z u  t o u r i s t i s c h e n  

Z w e c k e n  a n b l e t e n  he l_ f e n ;  

( f ) u m  d l e  z u r  E r r e i. c h u n g  d i e s e r  Z i e l e  n o t we n d i g e Z u s am

me n a r b e i t  z W 1 s c h e n  ö f f e n t l l c h e m  u n d p r i v a t e m  S e k t o r  

s o wo n l  � u f  n a t i o n a l e r a l s  a u c h a u f i. n t e r n a t i o n a l e r  

E b e n e  z u  s i c he r n . 

IV . G r u nd s a t z  

1 • A ng e s i c h t s  d e s  v o r  a l l e m  v o m  M e n s c h e n g e t r ag e n e n  C h a-

r ak t e r s  d e s  To u r i s m u s s o l l t e m a n  i ll�e r d i e  s pe z i f i s c he n P r o

b l eme d e r e i nh e i m i s c h e n u n d  d e r i n t e r n at i o n a l e n  T o u r i s t e n  

be r ü c k s i c h t i g e n . e i n  i n t e r n a t i o n a l e r Tou r i s t  i s t J e de r : 

( a ) d e r  i n  e i n  L a n d  z u  r e l s e n b e a b S i c h t i g t , u n d / o de r be 

r e i s t , d a s  e i n  a n d e r e s L a n d  i s t a l s  j e n e s , i n  d em e r  

s e i ne n  Woh n s i t z  h a t , u n d  

( b ) d e s s e n  H a up t r e i s e z w e c k  e i n  B e s u c h  o d e r A u f e n t h a l t  v o n  

n i ch t  me h r  a l s  d r e i M on a t e n  Da u e r  i s t , au ß e r  e i n  l än

g e r e r  Au f e n t h a l t  a l s d r e i  M o n a t e  i s t g e s t a tt e t , o d e r 

d i e  Ge n e hm i g u ng f ü r  e i ne n  d r e i mo n a t i g e n  Au f e n t h a l t  

w i r d v e r l än g e r t , u n d  
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( c )  d e r  i m  be s u c h t e n  L a n d  w e d e r übe r Au f f o r d e r u n g  n o c h  

a u s  e i g e n e n  S t ücke n ·.e i n e  be z ah 1 t e  T ä t i g  k e  i t au s ü b t , 

u n d  

( d )  d e r ve r p f l i c h t e t  i s t ,  a m  E n d e  s e i n e s  Au : e n t h a l t e s  

o d e r  B e s u c h s  d a s  be s u c h t e  L a n d  z u  v e r l a s s e n , e n tw e d e r 

um i n  j e ne s  L a n d  z u r üc k z u k e h r e n , i n  d e m  e r  se i n e n  

Woh n s i t z  h a t , o d e r u m  i n  e i n  a n d e r e s  L a n d  z u  r e i s e n . 

2 .  A u s  Ob i g em l ä ß t  s i c h  l o g i s c h e r we i s e f o lg e r n , d a ß j e m a n d  

n i c h t  a l s  i n t e r n a t i o n a l e r To u r i s t be z e i c h n e t  �e r d e n  k a n n , 

wen n  e r  n i c h t  a l l e  i n  A b s a t z  1 g e n a n n t e n  B ed i [l � I J ng e n  e r f ü l l t  

u n d  d e r  v o r  a l l em n a c h  d e r E i n r e i s e a l s  To u r i s t i n  e i n  L a n d  

f ü r  e i ne n  A u f e n t h a l t  o d e r g e s u c h  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z we c k e n , 

s e i ne n  B e s u c h  o d e r Au f e n t h a l t  z u  v� r l än g e r n  s u c h t , u m  d am i t  

e i n e n  Wohn s i t z  i m  b e s u c h t e n  L a n d  z u  e r r i c h t e n  u n d / od e r  e i n e r  

be z a h l t e n  Tät i g k e i t  n ac h z u g e h e n . 

v .  G r u n d s a t z  

1 .  D a s  Recht j e d e s  M e n s c h e n  a u f R u h e  u n d  F r e i z e i t ,  e i n

s ch l i e ß l i c h  e i n e r a n g e me s s e n e n  B eg r e n z u n g  d e r A r be i t s z e i t  

u n d  e i ne s  r eg e l mä ß i g e n  b e z ah l t e n  U r l au b s , s ow i e  d a s  Rec h t  

a u f s e l bs t ä n d i g e s  R e i s e n , v o r be h a l t l i c h j e ne r  p l a u s i b l e n  Be

s c h r ä n k u ng e n , d i e  a u s d r üc k l i c h  im G e s e t z v o r g e s e h e n  s i nd u n d  

d i e n i ch t  d a s  P r i n z i p  d e r F re i z ü g i g ke i t  a n  s i c h  i n  Z we i f e l  

s t e l l e n , m ü s se n we l t w e i t  a n e r k a n n t  we r d e n . 

2 .  Z u r  vo l l e n  S i c h e r u n g  d i e s e r  G r u n d r e ch t e  j e d e s  M e n s ch e n  

i s t  e s  e r f o r de r l i c h : 

( a ) d a ß  e i n e  P o l i t i k z u r  h a r mo n i s c h e n  E n t w i c k l u n g  d e s 

h e i m i s c h e n  u n d  d e s  i n te r n a t i o n a l e n  To u r i sm u s  u n d  de r 

F r e i z e i t a n g e bo t e e r a r be i t e t  u n d  ve r f o l g t  w i r d , we l 

c h e  z um Wo h l e  a l l e r  d a r an B e t e i l i g t e n  i s t �  

( b ) d a ß  d i e  i n  d e r  E r k l ä r u n g  v o n  M an i l a z u m  i n t e r n a t i ona

l e n  Tou r i sm u s , im Dokume n t  v o n  Acap u l c o  und i m  Tou

r i s te n- Kode x u n d  i n  d e n  Tou r i sm u s -G r u n d r ec h t e n  d a r g e 

l e g t e n  P r i n z i p i e n  be r ück s i C h t i g t  we r de n , v o r  a l l em ,  

wen n  S taaten i n  O be r e i n s t immung m i t  i h r e n  n at i on a l e n  
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P r i o r i t ä t e n  e i n e P o l i t i k  z u r  E n tw i c k l u n g J e s  T o u r i s 

mus , s ow i e  e n t s p r e c h e n d e  P l än e  u nd p r og r amme e r a r be i 

t e n  ode r v e r f o l g e n . 

V I . G r u n d s at z 

F ü r  d i e  F ö r d e r u n g d e s  Tou r i sm u s  s i n d Re i s e e r l e i c h t u n g e n  e r 

f o r de r l i ch . De r ö f f e n t l i c he u n d de r p r i v a t e  S e k t o r m ü s s e n  

d e s ha l b  w i r k s ame M a ß n a hme n s e t z e n , u m :  

( a ) u na bhäng i g  v o n  d e r v e r w e n d e t e n  T r a n s po r t a r t  sowo h l  

E i n z e l p e r s o n e n  a l s  a u c h  G r u p p e n  Re i s e n , B e s uc h e  u n d 

A u f e n t h a l t e  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z w e c k e n  z u  e r mög l i c h e n j 

( b )  m i tt e l s  e n t s p r e c h e n d e r , e r l e i c ht e r nd e r M a ß n a hme n f ü r  

P äs s e , S i c h t v e r me r k e , G e s u n d h e i t s- u n d  D e v i s e nk o n 

t r o l l e n  u n d  d e n  S t a t u s  v o n  t o u r i s t i sc h e n  V e r t r e t u n g e n  

i m  Au s l a n d  w i r k s a m z u r  A u s w e i t u n g  v o n  Re i s e n , B e s u 

c h e n  u n d  A u f e n t h a l te n  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z we c k e n  be i z u -

t r ag e n j 

( c ) z u  d i e s e m  Z we c k  d i e A n n a hm e  u n d  A n w e n d u n g  d e r K o n v e n

t i o n v o n  B u d a p e s t  z u r  E r l e i c h t e r u n g  v o n  R e i s e n , B e s u 

c h e n  u n d  A u f e n t h a l t e n  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z w e c k e n  z u  

f ö r d e r n  u nd d am i t  e i n e L i be r a l i s i e r u ng d e r f ü r  T o u 

r i s t e n  g e l t e n d e n  g e s e t z l i c h e n  V o r s c h r i f t e n  u n d  e i ne 

H a r mo n i s i e r u n g  de r t e ch n i s c h e n  N o rmen f ü r  d e n  B e t r i e b  

v o n  F r e md e n v e r k e h r s e i n r i c htu n g e n , Re i se b ü r o s  u n d a n 

d e r e  f ü r  T o u r i s t e n  g e s c h a f f e n e n  S te l l e n  z u z u l a s s e n . 

V I I .  G r un d s a t z  

D i e  S i c h e r he i t  u n d  d e r Sc h u t z  d e r T o u r i s t e n  u n d  d i e  Ach t u n g  

i h r e s  A n s e h e n s  s i n d Vo r a u s s e t z u n g  f ü r  d i e  Entw i c k l u ng d e s  

Tou r i sm u s . A u s  d i e s e m  G r u nd i s t  e s  u ne r l ä ß l i ch : 

( a ) d a ß  d i e  M aß n a hm e n  z u r E r l e i ch t e r u ng v o n  Re i se n , B e s u 

c h e n  u n d  A u f e n t h a l t e n  z u  tou r i s t i s chen Zweck e n  v o n  

M aß n ahmen beg l e i te t  we r de n , we l c he d i e  S i che r he i t  u n d  

d e n  Sc h u t z  v o n  T o u r i s te n  und F remd e n v e r k eh r se i n r i ch

t u ng en , s ow i e  des A n s e h e n s  d e r  Tou r i s t e n  g ewäh r l e i s-
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( b )  d a ß  z u  d i e s em Z we c k  e i ne w i r k s ame P o l i t i k f ü r  d i e  S i 

c he r he i t  u n d  d e n  Schu t z e s  v o n  Tou r i s t e n  u n d  F r emd e n 

v e r k e h r s e i n r i ch t u n g e n  u n d  d e r  Ach t u n g  d e s  A n s e h e n s  

v o n  Tou r i s t e n  a u s g e a r be i t e t  w i r d ;  

( c )  d a ß  j e n e  P r od u k t e , E i n r i c h t u n g e n  u n d  A n l a g e n  f ü r  Tou

r i s t e n  g e n a u  i de n t i f i z i e rt we r de n , d i e  be s o nde r e  Au f 

me r k s am k e i t  e r fo r de r n ,  d a  s i e v o n  Tou r i s t e n  be n ü t z t  

we r de n : 

( d )  d a ß  e n t s p r e c h e n d e  U n t e r l a g e n  u n d  I n f o rmat i o n e n  e r 

s t e l l t u n d  z u r Ve r f ü g u n g  g e s te l l t we r d e n , f a l l s  E i n 

r i ch t u n g e n  u nd / o d e r S t ät t e n  z u  t o u r i s t i sc h e n  Z we c k e n  

bed r o h t  we r de n ; 

( e )  d a ß  i n  Ü be r e i n s t i mm u n g  m i t  d e n  s p e z i f i s c h e n  V o r k e h

r u n g e n  d e s  Recht s s y st e m s  j e d e s  Land e s  g e s e t z l i c he B e

s t i mm u n g e n  f ü r  d e n  Schu t z  v o n  Tou r i s t e n  a n g ewandt 

we r d e n , m i t t e l s  de r e r To u r i s t e n  v o r a l lem d i e  M ö g 

l i chke i t  haben , v o n  d e n  Ge r i ch t e n  d e s  Lan d e s  r e c h t s 

k r ä f t i g e  Recht s m i t t e l  z u  e r w i r k e n , w � n n  f ü r  i h r e  P e r 

s o n  o d e r i h r  E i g en tum n a c h t e i l i g e  H a n d l u n g e n , v o r  a l 

l e m  s c hwe r s t e  H a nd l u ng e n ,  w i e  Te r r o r i sm u s , g e s e t z t  

we r de n : 

( f ) d a ß  S ta a t e n m i t  d e r WTO z u s ammen a r be i t e n , um e i ne n  

K a t a l og d e r emp f o h l e n e n  M a ß n ahmen f ü r  d i e S i che r he i t  

u n d  d e n  S c hu t z  v o n  T o u r i s t e n  a u s z u a r be i t e n . 

V I I I . G r u n d s a t z  

D e r Te r r o r i sm u s  i s t  e i ne e c h t e  B ed r oh u n g  de s To u r i sm u s  u n d  

d e s  Tou r i s t e n v e r k e h r s .  Te r r o r i s t i sc h e  H a n d l u n g e n  m ü s s e n  u n

übe r t r ag b a r  s e i n . J e n e , d i e  d e r a r t i g e  H a nd l u n g e n  set z e n , 

m ü s s e n  w i e  a l l e  a n d e r e n  Ve r b r e che r behande l t  we r de n  u n d  s i nd 

z u  v e r f o l g e n  u n d  z u  be s t r a f e n . A u s d i e sem G r u nd k a n n  k e i n  

L a n d  e i ne s i che r e  Z u f l u c h t s s t ät t e  f ü r  Te r r o r i s t e n  s e i n . 
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, \ .  
I X . G r u nd s a t z  

1 .  Da d e r To u r i s m u s  e i n  v o n  M e n s c h e n  f ü r  M e n s c h e n  a u s g e ü b

t e s  Gewe r be i s t , h ä n g t  s e i n e  Qu a l i t ä t  v o m  N i v e a u  d e r  e r

b r ac h t e n  p e r s 5n l i c h e n  D i e n s t l e i s t u n g e n  a b . F ü r  d e n  T o u r i s m u s  

u n d  d i e  E n tw i c k l u ng d e s  F r emden v e r k e h r s  i s t e s  d e s ha l b  e r 

f o r de r l i c h , d a ß  s c ho n  i n  d e r S c h u l e  d i e  g e s amte B ev 6 1 k e r u n g 

i n  d i e se m  S i n n  au fg e k l ä r t  w i rd ,  d a ß  d a s  F r emd e n v e r k e h r spe r 

s o n a l  e n t s p r e c h e n d  a u s g e b i l d e t  u nd g e s c h u l t  w i r d  u n d  d a ß  B e 

r u f s a n f än g e r  d a r a u f i n  g e e i g n et e r  F o r m  v o r be r e i t e t  w e r d e n . 

2 .  Z u  d i e s em Z w e c k  s i nd w i r k s ame M a ß na hme n z u  s e t z e n , u m :  

( a ) d e n  E i n z e l ne n  au f d a s  Re i s e n  u n d  d e n  To u r i sm u s  v o r z u 

be r e l t e n , vo r a l l e m  d u r c h  d i e  E i n g l i e d e r u ng de s Le h r 

f a c h e s  To u r i sm u s  i n  d e n  Le h r p l a n v o n  S c h u l e n  u n d  U n i 

v e r s i t ä t e n ; 

( b )  d e n  S t a t u s  d e r F r emd e n v e r k e h r s be r u f e a n z u he b e n  u n d  

v o r  a l l e m  j un g e  M e n s c h e n  z u  e r m u t i g e n , e i n e be r u f l i 

c he L a u f b a h n  i m  F r emde n v e r ke h r  a n z u s t r e be n ; 

( c ) e i n  N e t z  v o n  An s t a l t e n  z u  s c ha f f e n , w e l c he a u f d e r 

G r u n d l ag e  e i n e s  i n t e r n a t i o n a l  g e n o rmt e n  Leh r p l a n s , 

d e r a u c h  d i e  g e g e n s e t i t i g e  Ane r k e n n u n g  v o n  B e r u f sq u a

l i f i k a t i o n e n  u n d  d e n  Au s ta u s c h  v o n  F r emde n ve r ke h r s 

p e r s o n a l  e r mög l i ch e n  w ü r d e , n i c h t  n u r  e i ne Schu l u n g  

f ü r  d e n  Tou r i sm u s  s o n d e r n  a u c h  W i s s e n  a u f  d e m  G e b i e t  

d e s  T o u r i s m u s  v e r m i t t e l n  k 5 n n e n ; 

< d )  i n  Übe r e i n s t i mmu ng m i t  d e n  e i n s c h l äg i g e n  U N ESCQ

Em p f e h l u n g e n  d i e A u s b i l d u ng des L e h r pe r s o n a l s ,  s o w i e  

d i e  W e i t e r b i l d u ng u n d  d as Au f f r i s c h e n  d e s  W i s s e n s t a n

d e s  be i P e r s o n a l  u n d  Le h r e r n  d e r T o u r i s m u s - B r a n c h e  

au f a l l e n  E be n e n  z u  f 6 r d e r n ; 

( e ) d e r w i c h t i g e n  Ro l l e  de r M a s s e nme d i e n  be i d e r E n t w i c k 

l u n g  d e s  Tou r i sm u s e n t s p r e c h e n d  Re c h n u n g  z u  t r ag e n . 
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X .  G r u nd s a t z  

1 .  De r T o u r i s m u s  s o l l t e von d e n  ö f f e n t l i ch e n S te l l e n , so

w i e  von d i e se n  und der I nd u s t r i e  g eme i n s am , au f � l ne r b r e i 

t e n  u nd k l a r e n  B a s i s  g e p l a n t  we r d � n . E s  s i nd d a b e i a l l e  A s 

p e k t e  d i e s e s  kom p l e x e n  P h änome n s  z u  b� r ü c k s i c h � i g e n . 

2 .  O b z w a r  de r T o u r i sm u s  i m  W i r t s c h a f t s l e be n  de r Lände r 

e i n e B e d e u t u n g  h a t , d i e  J e ne r ande r e r  w i r t s c ha f t l i c he r u n d  

s o z i a l e r  T ä t i g ke i t e n  z u m i n d e s t  g l e i chk omm t , u n d  o b zw a r  d i e  

Ro l l e d e s  Tou r i smu s m i t  dem w i s s e n s c h a f t l i c h e n  u n d  t e c h n i 

s c h e n  F o r t s c h r i � t  u n d d � r z u n e hme n d e n  F re i z e i t  e n t s p r e c h e n d  

wa c h s e n  w i r d ,  e r s c h e i n t e s  z we c k d i e n l i c h , d a ß  i n  a l l e n  Län

d e r n  d i e  Kompe t e n z e n  u nd Au f g a b e n  de r f ü r  den T o u r i sm u s  e i n 

g e r i ch t � t e n  s t a a t l i c h e n  Ve r wa l t u n g s be h ö r d e n  g e s t ä r k t  u n d  

i h n e n  j e n e n  R a n g  e i n g e r äu mt w i r d , w i e  i h n d i e  Ve r w a l t u ng s 

t r äg e r  a n d e r e r w i c h t i g e r  W i r t s c h a f t s be r e i c h e  i nn e haben . 

3 .  D a  d i e  vom Tou r i sm u s  v e r u r s a c h t e n  P r o b l eme g l o b a l  a n g e 

g an g e n  w e r d e n  m ü s s e n , h a t  j e d e s  L a n d  s e i ne e i g e n e  T ou r i sm u s 

P o l i t i k  z u  e r s t e l l e n , be i de r e n  A u s a r be i t u ng d e m  P a r l ame n t  

e i ne be s o n d e r e  Ro l l e  z uk omme n  k a n n , we l c h e s  e n t s p r e c h e n d  

v o r be r e i t e t  s e i n  m u ß , d am i t  e s  d i e  f ü r  d e n  T o u r i sm u s  e r f o r 

de r l i c h e n  Ge s e t z e  u n d  g e g e be ne n f a l l s  e i n e n  e i g e ne n  Tou r i s

t i k - Ko d e x be s c h l i e s s e n  k a n n . 

4 .  D a  d e r  To u r i sm u s  w e l twe i t e  A u smas s e  h a t , i s t f ü r  s e i ne 

h a r mo n i s c h e  E n tw i ck l u n g  e i ne w e l t w e i t e u n d  r e g i on a l e  i n t e r

n a t i o n a l e  Koope r at i o n w e s e n t l i ch ,  d i e  i n  F o r m  v o n  d i r ek t e r  

z w i s c h e n s t aa t l i ch e r Z u s a mme n a r be i t  u n d  u n t e r E i n s cha l t u ng 

d e r i n t e r n at i o n a l e n  O r g a n i s a t i on e n , w i e  d e r  WTO , s ow i e  a u c h  

u n t e r d e n  d i ve r s e n  B e r e i c h e n  d e s  p r i v a t e n  T o u r i s m u s - S e k t o r s  

übe r n i c h t s s t a a t l i ch e  O r g a n i s a t i o n e n  u nd Be r u f s v e r bä n d e  e r 

f o l g e n  k a n n . 

D i e  I n t e r pa r l ame n t a r i s c h e  K o n f e r e n z  übe r d e n  F r emde n v e r k e h r  

ge n e hm igt a u c h  d i e  S pe z i f i s c h e n  Sch l u ß f o l g e r u ng e n  u n d  

Emp f e h l u ng e n , d i e a l s  A n h a n g  be i g e s c h l o s s e n  s i nd . 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)362 von 484

www.parlament.gv.at



aN HANG 

'� 1 �  r f b 
. .... . 

KON K R ETE S C H LU S S FOLG E RU NG EN U N D  EM P F E H LU NG EN 

D i e  I n t e r pa r l ame t a r i s c h e  Ko n ( e r � n z  � be r  d e n  T o u r i s m u s , 

n ac h  D a r l e g u ng d e r i n  de r H a ag e r  E r k l ä r u ng z um Tou r i �m u s  

e n t h a l t e n e n  G r u n d s ät z e , 

v e r a b sc h l ed e t  d i e  n a c h f o l g e n d e n K o n k r e t e n  S C h l u ß f o l g e r u n 

g e n  u n d  Em p f e h l u n g e n .  

I . 

D I E  B E D E U T U NG O E S  T O U R I S M U S  f Ü R D I E  W I RT S C H A FTL I C H E  

U N D  S O Z I AL E  ENTW I C KLUNG 

S C H LU S S FOLG E RU N G E N  

1 .  D i e  f o l g e n d e n  s t a t i s t i s c he n  Z a h l e n  ( S t a n d  1 9 8 8 ) u n t e r 

ma u e r n  d i e  de r z e i t l g e  B e d e u t u ng d e s  T o u r i sm u s  u n d  s e i n  W i r t 

s c h a f t s po t e n t l a i  1 n  d e r Z u k u n f t : 

- D i e  G e s am t a u s g a b e n  f ü r  d e n h e i m i s c h e n  u n d  d e n  i n t e r n a t i o

n a l e n  F r emde n v e  r k e h r  ( e  i n s c h i  i e ß  1 i c h  d e  r Au f w e n d u cl g e n  f ü  r 

F l ug b i l l e t s ) w e r d e n  a u f 1 2  P r o z e n t  de s g e s am t e n  We l t 

B r u t t o n a t i o n a l p r o d u k t e s  g e S C h ät z t . 

- E s  w u r d e n  v o n  u n g e f ä h r e i ne m  O r i t t e l  d e r  We l t be v ö l k e r u ng 

e tw a  1 , 5 M i l l i a r d e n  Tou r i s t i k - Re i s e n  i n  d a s  I n- u nd A u s 

l an d  a ng e t r e t e n . 

De r i n t e r n a t i o n a l e  To u r i sm u s  t r u g  m i t  6 P r o z e n t  z u  d e n  

G e s amte x po r t e n  w � l twe i t  u n d  m i t  2 5  - 3 0 P r o z e n t  z um We l t 

h a n d e l m i t  D i e n s t l e i s t u n g e n  be i . 

- M a n  e r w a r t e t , d a ß  d e r  i n t e r n a t i o n a l e  T o u r i s m u s  b i s  z u m  

J a h r  2 0 0 0  J äh r l i c h  u m  e tw a  4 P r o ze n t  s t e i g e n  u n d  s om i t 

w e l twe i t  z um g r ö ß te n  E x p o r t z w e i g  w e r d e n  w i r d . 
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2 .  D i e  m ög l i c h e n A u s ..... i r K u n g e n  d l e s e s  \.i r ar.-: ..i ,_ i ;:; C !; 2 �1 'r'la r. h s 

t um s  au f d i e  W i r t s c h a f t , d i e U m  ..... e l t  u n d  d i �  � l e n 5 c h e n  s i n d 

v o n  e i ne r  d e r a r t i g e n  G r ö s :; e n o n h u r l Y , cl a. 'J :!i .J n  " l '� .::, l s · ' f 0 u r l S 
m u s - R e v o l u t i o n "  be z e i c h n e n k � n n . 

U n be k an n t e z u  e r f o r s c h � n , d i e  W� L t  l n  L h r e r g a n z � � V i e l f a l t 
' v e r s te h e n  u n d  k e n n e n z u l e r n e n , :: l n e R-:: './u l. u t l O '1 ,  d i e  a l l e n  

Me n s c h e n a u f d e r We I. t J a s  R. t:: L s e n  u C\  J d ,=  iI . L' 0 u r 1 :; f :l l • .3 e r m ö '-j -
l i c h t , i s t e i n e Re v o l u t i on , a n  d e r S l e v o n  S � o l z  e r r ü l l t  
t e i l n e hm e n  k ö n n e n . 

4 .  De r To u r i sm u s s t i c h t  ·:il ::;  �) ü 3 1 � 1 ·  .. e r  u n e  s t � . \ d i g  :.J e g e n -

..... ä r t i g e r  F ak t o r  be i J r:! C  F () ( .J t:: C ·j f l 'i c l ": ..,  ] � CJ .:: \ \ s e l1 : i g � n H i s s e n s  

u n d  Ve r s t e h e n s , u n d  d e S il il. "l o  V '.l n F r  � "" . I ··': i �  l I n d  S n t ::i p a n n u n g  h e r 
a u s .  M i t  a n de r e n Wo r t e n : de r F r emde n v 0 c k e h r  w i r d d u r c h  S p a n 

n u n g e n  u nd K o n f l i k t e  s t a r k  be e l n t r �c h t i g t u n d  v o m  F r i e d e n  

i nune r g e f ö r d e r t. . 

5 .  E i n e  a u s r e i c ne n d e F r e i z e i t  1 S t  e i ne s o z i a l e  N o t we n d i g 

k e i t ,  d l e a o \:! r 'Z u  e i ll e r 9 � l ') 3 t u n -:l  ',,,e r d<:: n k a n n , ' .... e n n  s i e  

n i ch t  r i c h t i g  g e n ü t z t w i r d .  U n t e r d e n  v i e l e n  M ö g l i c h k e i t e n , 

d i e  F r e i z e i t z u  v e r b r i n g e n , h a t  k e i n e a n d e r e  ( mög l i c h e r w e i s e 

m i t  A u s n a hme d e s  F e r n s e he n s )  e i n e d e r a r t i g e  B e d e u t u ng w i e  

d e r  T o u r i s m u s e r wo r be n . 

6 .  D a s  W i r t s c h a f t s p o t e n t i a l  f ü r  d l e  8 n t w l ck l u n g  d e s  T o u -

r i sm u s  i s t  be i n a he u n be g r e n z t .  E s  s i n d  d a f ü r  a be r e r he b l i c h e  

I n v e s t i t i on e n  u n d  A u s g a b e n  e r f o r d e r l i c h . 

7 .  D i e  A u s g a b e n  i �  F r e md e n v e r k e h r  s c h a f f e n  d i r e k t e  E i n n ah -

m e n , s i c ke r n  a b e r a u ch d u r c h  v i e l e  Sc h i c h t e n d e r W i r t s c h a f t  

h i nd u r c h , s c ha f f e n  n i c h t  n u r d l r e k t  s o n d e r n  a u c h  i nd i r e k t  

A r be i tp l ä t z e , D e v i s e n e i n n a tm e n , S t e u � r e i n n a hm en ,  K u n d e n  f ü r  

K u n s t h an d we r k � r u n d  K a n s t l e r  u n d d i e n e n  de r E n t w i c k l u n g v o n  

R e g i on e n , d i e  k e i n e a n d e r e  k omme r z i e l l e o d e r  i n d u s t r i e l l e  

G r u nd l ag e  h a be n . 

8 .  De r z e i t  i s t  d e r A n te i l  de r En t w i C k l u n g s l än d e r a n  d e n  

we l twe i t e n  E i n n a hme n a u s  d e m  F r emd e n v e r k e h r  ve r h ä l t n i sm ä ß ig 

g e r i ng . D i e  E n tw i C k l u n g s l än d e r s i n d a b e r i n  d e r Lag e , a u s  
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d em i n t e r n a t i on a l e n  To u r i sm u s  me h r  N u t z e n  z u  z i e h e n . S i e  

so l l t e n  a be r n i e  d i e  T a t s ache a u s  de n Aug e n  ve r l i e r e n , d a ß  

d e r N u t z e n  n i c h t  u m  j ed e n  P r e i s  a n z u s t r e be n  i s t . 

9 .  D i e  Re i s e n  u n d  A u f we n d u n g e n  v o n  B i n n e n t o u r i s t e n  u n d  i h r  

B e i t r ag z um w i r t s c ha f t l i ch e n  W o h l s t a n d  u n d  z u m  A r be i t sma r k t  

a u f  n a t i o n a l e r ,  r e g i o n a l e r u n d  l o k a l e r  E b e n e  s t e l l e n  be r e i t s  

e i n e n  s e h r  g r o ß e n  Te i l  d e s  g e s am t e n  w e l t w e i t e n  Tou r i sm u s  

d a r . A u ß e r d e m  i s t  d i e  E n t w i c k l u ng u n d  d i e  E r l e i c h t e r u n g  d e s  

he i m i s c h e n  To u r i sm u s  e i n  w e s e n t l i ch e r B e i t r ag s f a k t o r  z u r  

V e r be s se r u n g  d e r s o z i a l e n  K o n t ak t e  u n d  d e s  z w i s c he n me n s c h l i 

c h e n  Ve r s t e he n s . 

1 0 .  D i e  E n t w i c k l u ng d e s he i m l s c h e n  T o u r i s m u s  s c h a f f t  a u c h  

d i e  B a s i s  f ü r  e i ne t o u r i s t l s c h e  I n f r a s t r uk t u r u n d  j e n e  

F äh i g ke i t e n  u n d  K e n n t n i s s e , d i e  d e n  L ä n d e r n  dabe i h e l f e n , 

e i ne i n t e r n at i o n a l e  F r emde n v e r k e h r s i nd u s t r i e  z u  e n tw i c k e l n  

u n d  h a rmon i s c h  z u  i n t e g r i e r e n . 

1 1 .  De r To u r i sm u s  i s t  e i n e I nd u s t r i e o hn e  Abg a s e  u n d  w i r d 

n i c h t  u n be d i ng t  v o n  j e n e n  v e r he e r e nd e n  K o n s e q u e n z e n  beg l e i 

t e t , d i e  h äu f i g v o n  d e r  I nd u s t r i a l i s i e r u ng v e r u r s a c h t  w e r 

d e n . E s  g i bt abe r po t e n t i e l l e  G e f a h r e n , sowo h l  f ü r  d i e  p h y 

s i s c h e  a l s  a u c h  f ü r  d i e  k u l t u r e l l e  Umwe l t , we l ch e  d e r  A u f 

me r k samke i t  de r S t a a t e n  bed ü r f e n . 

1 2 .  G u t  e r ha l t e n e  B a u d e nkmä l e r , w i c h t i g e , l e be n d i g e  T r ad i 

t i on e n  u nd e i ne u n v e r f ä l s c h t e  n a t ü r l i c h e  Umwe l t  w e r d e n  T o u 

r i s t e n  a n z i e h e n  u n d  s i e  z u  e i nem W i ed e r k omme n  e rm u t i g e n ; d i e  

Au s g a b e n  d i e s e r  Tou r i s t e n  w e r d e n w i e d e r um e i n e n  w i r t s c ha f t 

l i c h e n  An r e i z  f ü r  d i e  E r ha l t u ng d e r  K u l t u r u n d  Umwe l t  e i n e s  

Lan d e s  s e i n . We nn a be r d i e  B au de n k m ä l e r  n i ch t  g u t e r h a l t e n  

w e r d e n , we r d e n  s i e f ü r  T o u r i s t e n  n i c h t  me h r  at t r a k t i v  s e i n , 

u nd d i e  w i r t s c ha f t l i c h e n  Vo r t e i l e d e s  F r emde n v e r k eh r s  w e r d e n  

a b n e hme n . 

1 3 .  We nn d e r T o u r i sm u s  u n k o n t r o l l i e r t  u n d  u n g e p l a n t  w ä c h s t , 

k ö n n e n  n e g at i ve s o z i a l e , k u l t u r e l l e  u n d  w i r t s c ha f t l i ch e  

Spann u n g e n  zw i s c he n  d e n  be s u c he nd e n Tou r i s t e n  u n d  d e r h e i m i 

s c h e n  B e v ö l k e r u n g  e nt s t e h e n , s ow i e  z u  e i ne r  e i n f ö r m i g e n  A r t  

d e s  tou r i s t i s c h e n  Ve r ha l te n s  u n d  i h r e r  B e d ü r f n i s se , d i e  

l ang f r i st i g  e i n e  n e g at i ve Au s w i r ku ng au f d i e  k u l t u r e l l e  

V i e l f a l t  und I d e n t i t ät d e r e i nhe i m i s c h e n  B e v ö l k e r u ng i n  d e n  
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1 4 .  D a s  de r z e i t i g e  M o d e l l  d e s  we l twe i t e n  to u r i s t i s c h� n  A n 

g e bo t s  i s t  i m  w e s e n t l i c h e n  s a i s o n be g r ü nd e t  u nd k o n z e n t r i e r t  

s i c h  au f w e n i g e  M o n a t e  d e r J a h r e s . D i e s  i s t  n i ch �  n u r  a u r  

d a s  K l i ma u n d  au f j e n e  F ak t o r � n  z u r üc k z u f ü h r e n , we l c � e  To u 
r i s t e n  z u  Re i s e n  m o t i v i e r n , s o n d e r n  w i r d a u c h  v o n  d e r d e r 
z e i t i g e n  P r a x i s  d � r I n d u s t r i e u n d  v o n  d e n  g e s e t z l i c h e n  Reg e 

l u n g e n  de r Län d e r f ü r  d i e j ä h r l i c h e  S c h l i e s s u ng v o n  F a b ri k e n 
u n d  f ü r  d i e  I n a n s p r u c h n a hme d e s  be z ah l t e n  A r be i t n e hme r u r 

l a u b s , s o w i e  v o n  d e r A n b e r a um u n g  d e r Schu l f e r i e n z e i t e n  v e r 
u r s ac h t . 

1 5 . D i e  To u r i s t i k - I nd u s t r i e h a t  e s  v e r a b s äumt , d e n  To u r i s 

m u s  v o n  s e i n e r w a i l [ � n  S e i t e z u  p r ä s e n t i e r e n  u n d  i s t z u m i n 

d e s t  b i s h e r be i m  Kü : ba u  e i n e r  p o s i t i ve n  U n t e r s t ü t z u ng f ü r  

d e n  F r emd e n v e r k e h r , v o r a l l e m v o n  se i t e n  d e r  P a r l ame n t a r i e r , 

n i c h t  � r f o 1 1 r e i c h g e w e s e n . 

1 6 .  D i e  n d t i o n a l �  T o u r i s t i k - I n d u s t r i e  i s t  i n  d e n  me i s t e n  

Z i e l l ä nde r n  s e h r  f r ag m e rl t a r i s c h  u n d  b e s t e h t  a u s  k l e i n e n , v o n  

E i n z e l p� r s o n � n  b e � r i e be n e n  u n d  n i c h t  a u s r e i c h e nd m i t  K a p i t a l  

a u s g e s t a t t e t e n  F r em d e n v e r k e h r s b e t r i e be n . Ob z w a r  d am i t  d i e  

u n t e r s c h i e d l i c h e n  u n d i n d i v i d u e l l e n  B e d ü r f n i s s e . de r T o u r i s 

t e n  a bg e d e c k t  we r c e n  k ö n n e n , e n t s t e h t  e i n  i mme r g r ö ß e r e s  U n 

g l e i c hgew i c h t  zw i s c n e n  d i e s e n  Ang e bo t e n  u n d  d e r  z u n e hm e n d  

k o n z e n t r i e r t d n A r t  d e s  i n t e r n at i o n a l e n  To u r i sm u s  ( i n t e r 

n a t i o n a l �  T o u r e n be t r e i be r , F l u g l i n i e n  u n d  H o t e l i e r s ) . 

4 
1 7 . Au f G r u n d  d e r i n t e r n a t i o n a l e n  K o n k u r r e n z  s t e i g e n  d i e  

K o s t e n  z u r  F ö r d e r u ng d e r  Tou r i s t i k - I nd u s t r i e s o w o h l  i n  d e n  

EntW i C k l u ng s l ä n d e r n  a l s  a u c h  i n  d e n  " au s g e r e i f t e n " W i r t

s c h a f t s s y s teme n ( wo d e r T o u r i sm u s  z u n e hme n d  a l s  e i ne de r Lö

s u n g e n  f ü r  d i e  r e g i o n a l e  E n tw i ck l un g  be t r ac h t e t  w i r d ) . E s  

i s t  a u c h  n o t w e n d i g , d i e  W i r k s am ke i t  d e r n a t i on a l e n , r e g i o n a

l e n  u n d  l o k a l e n  P o l i t i k z u r  F ö r d e r u ng d e s  To u r i sm u s  z u  be

me s s e n , d i e  vom od� r g eme i n s am m i t  d e m  ö f f e n t l i c h e n  S ek t o r  

be t r l � be n  w i r d .  

1 8 .  E s  i s t W i c h t i g , d a ß  d i e  ö f f e n t l i c hen S te l l e n  au f a l l e n  

E b e n e n  u nd i n  a l l e n  Lände r n , v o r  a l l em d i e  Pa r l ame nte , e i n e  

akt i ve Ro l l e be i d e r Scha f f u n g  g ü n s t i g e r  Bed i n9 u n g e n  f ü r  d e n  

Tou r i smu s ü be r ne hmen , v o r  a l l em um f i n an z i e l l e M i t t e l  u n d  

ande r e  Res s o u r ce n  f ü r  u m f a s s e nd e  I n f o rmat i on s p r og r amme ü b e r 

d e n  Tou r i sm u s  be r e i t z u s t e l len . 
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1 9 .  D i e  d e r z e i t i g e  u n d  z u k ü n f t i g e  Entw i c k l u n g  d e s  tou r i s t i 

s c h e n  A ng e b o t s  e r f o r d e r t  e s , d a ß  d i e  Reg i e r u n g e n  e i ne ak t i 

ve r e  I n f o r mat i o n  u n d  F ö r d e r u n g  d e s  Tou r i sm u s  b e t r e i be n , s o

w i e  d i e  I n f r a s t r u k t u r  be r e i t s te l l e n . E s  m ü s s e n  n e u e  M ä r k t e 

e r s ch l o s se n  u nd Sc h r i tt e  u nt e r n omme n we r d e n , um d i e  Z u s a m

me n a r be i t  au f a l l e n  G e b i e t e n  - ö f f e n t l i c h  und p r i v at - i m  

I nt e r e s s e  d e r o p t i m a l e n  B e l e b u n g  d e s  To u r i sm u s - S e k t o r s  s i 

c he r z u s t e l l e n . 

EMP FE H LUNGEN 

2 0 . De r T o u r i sm u s  s o l l t e  au f e i n e r  e i n he i t l i c h e n  G r u n d l ag e  

g e p l ant we r d e n  u n d  a u c h  a l l e  j e n e  g e s e t z g e be r  i sc h e n  A s p e k t e  

b e r ück s i ch t i g e n , d i e  s i c h  au f ande r e  B e r e i c he be z i e h e n , w i e  

d a s  T r an sp o r twe s e n , d e n  A r be i t sm a r k t , d a s  Ge s u n d h e i t s w e s e n , 

d i e  L a n d w i r t s c h a f t ,  d e n  Kommun i k at i o n s s e k t o r , u s w . 

2 1 . D i e  au f G r un d  d e r  g e s e t z g e be n d e n  M a ß n ahme n um f a s s e n d e  

A u f g a be de r P a r l ame n t a r i e r  s o l l t e  d a r i n  be s t e he n , d i e  E n t 

w i c k l u n g  sowo h l  d e s  he i m i s c h e n  a l s  a u c h  d e s  i nt e r n a t i o n a l e n 

Tou r i sm u s  i m  K o n t e x t  d e r E n tw i c k l u n g s p r i o r i t ä t e n  i h r e s  Lan

d e s  z u  a n a l y s i e r e n , z u  k oo r d i n i e r e n , z u  e r l e i ch t e r n  u n d  z u  

r e g e l n . 

2 2 .  D i e  Lände r s o l l t e n  i h r e  nat i o n a l e n  P r i o r i t äte n u n d  d i e  

S te l l u ng d e s  T o u r i s m u s  i n  d e r " H i e r a r c h i e "  d i e se r  P r i o r i t ä

t e n  f e s t l e g e n , abe r a u c h  d i e  o p t i ma l e  S t r a t e g i e  f ü r  d e n  Tou 

r i sm u s  i m  R ahme n d i e s e r  P r i o r i t äte n . D i e s e  S t r a t e g i e  s o l l t e  

u n t e r ande r e m  d a s  a n z u s t r e b e n d e  G l e i chg e w i cht zw i s c h e n  dem 

he i m i s c h e n  und dem i n te r n a t i o n a l e n  F r emd e n v e r k e h r  d e f i n i e r e n  

u n d  d i e  Au f n ahmek ap a z i t ät d e r  Z i e l o r te u n d  d i e  Ro l l e  de r 

s t a at l i Ch e n , r e g i on a l e n  u n d  l o k a l e n  O r g an i s a t i o n e n  be r ück

s i c h t i g e n . 

2 3 . I m  Rahme n de r g l o b a l e n  S t r at e g i e  f ü r  d e n  To u r i sm u s  

e i ne s  Land e s  s o l l t e  e i ne r  s e l e k t i ve n  u n d  g e s t e u e r t e n  Ent

w i ck l u n g  d e r  I n f r as t r u k t u r , d e r  E i n r i ch t u ng e n , de r N ac h f r ag e  

u n d  d e r  G e s amtkapa z i tät f ü r  d e n  Tou r i sm u s  v o r r an g i g e  A u f

me r k s am ke i t  g e s c h e n k t  we r d e n , um d i e  U mwe l t  u n d  d i e  h e i m i 

sche Bevö l k e r u n g  z u  s c h üt z e n , d am i t  etwa i g e  neg at i ve A u sw i r 

k u n g e n  vem i eden we r d e n , we l c h e  de r p l a n l o s e  T o u r i sm u s  ve r u r-
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s a c h e n  k ö n n te . B e i d e r P l a n u ng f ü r  d e n  Tou r i sm u s  u n d  d e r  r e-

g i o n a l e n  E n t w i c k l u n g  i s t 2 S  f ü r  d i e  S ta a t e n  w i c ht i g , e i n  

h a r m o n i s c h e s  G l e i ch g e w i c h t  z w i s c h e n  ö k o n om i s c h e n  u n d  ö k o l o

g i s ch e n  Ü be r l e g u n g e n  z u  f i n d e n . 

2 4 . N a t i o n a l e  u n d  t r a n s n at i o n a l e  F i rmen s o l l t e n  d u r c h  G e 

s e t z  d a z u  ve r p f l i c h t e t  we r d e n , au s r e i ch e n d e  v o r be ug e n d e  M a ß 

n ahme n z u  s e t z e n , u m  S c h ä d e n  a n  d e r U mw e l t  u n d  a n  d e n  F r e m

d e n ve r k e h r s o r t e n  � u  v e r m e i d e n . D i e s e  F i r me n  s o l l t e n  e n t s p r e 

c h e n d  z u r  Ve r an t wo r t u n g  g e z og e n  we r d e n , we n n  s i e  S c h äd e n  

v e r u r s ac h e n , sow i e  d a z u  v e r p f l i c h t e t  w e r d e n , a l l e  M a ß n a hme n 

z u r  V e r r i n g e r u n g  d e r K o n s eq u e n z e n  u n d  z u r  B e h e b u n g  d i e s e r 

S c h ä d e n  z u  s e t z e n . 

2 5 .  V o n  d e r I nd u s t r i e g e h a n d h a b t e  g e f äh r l i c he G ep f l og e n he i 

t e n ,  v o r  a l l e m  d e r � r a n s p o r t , d i e  Au f be r e i t u n g  u n d  Lag e r u n g  

v o n  t o x i s c h e n  u nd r ad i o a k t i v e n  S u bs t a n z e n  u n d  A b f a l l s t o f f e n , 

s o l l t e n  s t r e ng e n  g � s e t z l i c h e n  K o n t r o l l e n  u n t e r l i eg e n , u n d  

d a s  u ng e r e g e l t e B e s e i t i g e n  d e r a r t i g e r A b f a l l s to f f e s o l l t e  

u ng e s e t z l i c h  s e l n , rl am i t  S c h ä d e n  f ü r  N a t u r , M e n s c h  u nd U m

we l t  v e r m i e d e n  we r d e n . N a t i o n a l e  u nd t r an s n at i o n a l e  F i r me n , 

w e l c h e  s o l c h e  S c h ä d e n  v e r u r s a c h e n , s o l l t e n  d a z u  v e r p f l i ch t e t  

w e r d e n , d i e Ve r a n two r t u n g  d a f ü r  z u  ü be r n e hme n u n d  d i e s e  z u  

b e h e be n . 

2 6 .  F o r s c h u n g  u n d  U n t e r s t ü t z u n g  s i nd f ü r  d i e  w i r ks ame , ma

x i ma l e n  N u t z e n  b r i ng e n de E n tw i c k l u ng d e s  T o u r i s t i k- P o t e n 

t i a l s  w e s e nt l i c h . D a s  e r f o r de r t  g l e i ch z e i t i g e i n e A n h e b u n g  

d e s  S t at u s  d e r Ve r wa l t u n g s t r äg e r  d e s  T o u r i sm u s  i n  j e dem 

L a n d , w a s  abe r n i c h t  be d e u t e t , daß d e r  S t aat e i n e  i n t e r ve n

t i o n i s t i s c h e  Ro l l e i m  To u r i sm u s  s p i e �e n  muß - v i e lme h r  s o l l

t e  s i c he r g e s t e l l t  w� r de n , d a ß  d i e  To u r i sm u s- I nd u st r i e o p t i 

ma l e  M ög l i c h k e i t e n  z u r  Au s ü b u n g  i h r e r  F u nk t i o n  v o r f i nd e t . 

2 7 .  I n  d e m  M a ß e  a l s  e i n e I n f r a s t r u k t u r f ü r  d e n  Tou r i sm u s  

g e s c h a f f e n  w i r d , i s t  e s  u ne r l ä ß l i ch ,  d a ß  au f n a t i on a l e r  Ebe

n e , v o r  a l l em a b e r i n  den S c h u l e n , f ü r  d i e  g e s amte B e v ö l k e

r u ng e i n  A l l g eme i nw i s s e n  übe r d e n  Tou r i sm u s  v e r m i t t e l t  w i rd , 

s ow i e  e i ne S pe z i a l a u s b i l d u ng f ü r  d i e  F r emden v e r ke h r s be r u f e . 

D i e  H a u pt z i e l e  d i e s e r  B em üh u n g e n  s o l l te n  e s  s e i n ,  d e n  T o u 

r i sm u s  a l s  a n g e s e h e n e n  B e r u f s zwe i g  u n d  d a s  B e w uß t s e i n  d e r  

B e v ö l k e r u ng f ü r  d e n  Tou r i sm u s  z u  e t a b l i e r e n . 
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2 8 . A l l e  j e n e  L ä :1 J 2 r , J .!.. e ,_ 1 :1 T ü U r l. :3 11: 11 3 - A u [ :� 0 ,nm 2 n  p r od u z i e 

r e n , s o l l t: e n i. � r �  3 e t: r i. � J .::> - u n J  S c n u L· -.: r- i '� r, ,,"' i. L K s ar,le r s t a f 

f e l n , d am i t  d i e  n ac h t 2 l L i '] 2 n  ,\ 'J s \·' l c k L! . : ·j '�! n \� i "  . .! r  � d  s e h r  s a i 

s o n a l  k u m u l i e r e n J e n t: 0 <..1 r L :3 t l. s c i l ;� n  i l a C i l i' . .l ',J c · (j :' -,: � ( :.� L l .l n g  u n d  
V e r s p ä t u n g e n  a u f �·' L u ':l n ä [ <.! n , ' � ( c� I I .: ü b c� ( 'l ··l : , ; ·� :·. , l: ::. 'n' . ) U l', J  O � 

g l e i t e nde n e g a t l. V 2 \ ' 1 3 d �  r .·: .... . : c; � :. � ...! :: .J L f: : � s c l ,, 2. [ t i .cJ d l l g s s l t L! a

t i o n  i m  F r emJ e n v e r k e :H , · 1 L. :: r: l ;H · t ..: : : r. ·.l I1 J e : l u n d  S l c he r h 2 i t d e s  

T o u r i s m u s  ( G e s u n Ll n � l t ,  .'\ , ; ." L- e U ::' ".1l : ':; ) ·j c .::> e l l k C  w � r J e l1 . 

2 9 .  D i e  R e g i � r u n y � C l  ::; u l l t t� n  :Ll 3  r u n d amc n t:  f ü r  d i �  I n f r a 

s t r u k t u r z u r S n t  . .; i. c :.;: l t l n \J ' ; : :.i  � 0 ' l r l ::; ! i1 U �  �) ", r c l t :::; t e l l '2 n  lI n J  

e i g e ne U l l t .:: r ::; c ü t .: u r. '! ::; l d ..l : I l " : ·, , r. ..: :-. [ ": �  ll. .� " J . l r. ,., -,: "  '.:'ou r 1 s t 1 k - I n 

d u s t r i e ,  v o r a l l e 'l K. � <.;! t -, ·.-= tj � L. t  l C: �': U : L; ... . ... . . � c ., L .l i1 g s r e g i o n e l l , 

s e t z e n . D i e S � � n t>� [ ::; t ii _ .:. ... · , J : : -t '1 i .  1 "  F o r m  \i o n  u i r e k t e n I n v e s 

t i t i o n 2 n , E t n a n z l. ,2 1 l \: ! ·: ;, ; . : : L l -.;! r, ;. ;j :- P r i v a c. .l. r. <. E s c i. t i o n e n  u n d  

Au s g a be n f ü r  :i i c  ��',;: r t d l hj '-.: r :J ·.· .1 C i l ': \.J e r J "" !1 . 

3 0 . \<Je n n  1 n  e i l i '? rn L . l I l ' J  . d,=, � ·, r 2 { e  � c l) i. 2 t �  s i c h  n i c h t  s e l b s t  

z u r  Gän z e  v e r 3 0 r g e n  k Ö !1 r. � n , u . , d  d i. e s e s  n i c h t  be r e i t s  ü be r  

e i n e  I n f r a ;j t r Ll k t. . H  � :j c  _,,:: ( 1  To u r i sm Ll s  v e r f üg e ,  i s t  e s  v o n  

g r ö ß te r B ed� u t u n g , d 1 2  � o s t e ll J e n  e r W d r c e t e n E i n n ahmen a u s  

d e m  To u r i s m u s g e g e n � u � r z u s t e l l e n , u n d d i a s e  R e c h n u n g  s o l l t e 

d a n n  i m  L 1 c h t e  d e r l l a t 1 0 i 1ct l c:' I'1 ? r i o r l t ä t e n  y e p r ü f t  we r de n . E s  

s o l l t e n a l l e  A ll s t r e n g u n ':J c:' n  g e m a c h t  w e r de n , d am i t d i e  Z i e l

l än d e r d e n  g r ö ß t e n A n t e i l  a n  J e n  E i nk ü n f t e n a u s  d e m  F r emde n

v e r k e n r e r h a l t e n . D a s  bede u t e t , d a J  d i e L ä n d e r i h r e  S t r a t e

g i e n  z u r  E n t w i c k l u n g  d e s  Tu u r i s� u s  o p t i m i 2 r e n  s o l l t e n , um 

d i e  l o k a l e n  M ög l i c h k e i t e n  u n d  Re s s o u r c e n s o w e i t  w i e  mög l i c h  

z u  n u t z e n . 

3 1 . D i e  e n tw i c k e l t e n  L ä n n e r n  s o l l t e n d i e  E n t w i ck l u n g s l än d e r 

i n s be s on d e r e  u n d  n i c h c  n u r u !l b e d l n g t  f i n a n z i e l l  u n t e r s t ü t 

z e n . D i e  H i l f e k � � n t 2  a U 2 h i n  d e r F 0 r m g e l e i s t e t  we r d e n , d a ß 

s i e  i h r e S t a a t s b ü r g -.: r : u f c o r d e r n , i h r e n  U r l a u b  i n  d e n  E n t 

w i c k l u ng s l än d e r n  l U  v � ( b r i � g e n . 

3 2 . D i e  R e g i e r u n g e n , d i e  n a t i o n a l e n To u r i sm u s - O r g an i s at i o

n e n  u n d  d e r p r i v a t e  S e K � ü r  � o l l t e n  a l l e  A n s t r e ng un g e n  u n t e r 

n e hmen , u m  i n  g eme l n 3 ame r A r be i t d i e  F i n a n zm i t t e l  a u f z u b r i n 

g e n , m i t t e l s  d e r e r  d e r T o u r i sm u s  s i c h v o l l e n t f a l t e n  k a n n  

u nd e s  a l l e n  M e n s c h e n  e r mög l i c h t  � i rd ,  Nu t z e n  d a r au s  z u  

z i e h e n . 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 369 von 484

www.parlament.gv.at



- 8 -

3 3 .  G r o ß e s  Gew i ch t  i s t a u c h  a u f d i e  F ö r d e r u n g  d e s  To u r i sm u s  

d u r ch d i e  I n d u s t r i e  z u  l e g e n , d i e  m i t  H i l f e d e r Reg i e r u ng 

u n d  s o w o h l  i n  H i n b l i ck a u f  F i na n z i e r u ng a l s  3 u c h  a u E U n t e r 

s t U t z u n g e r f o l g e n  s o l l . E i n e d e r a r t i g e  H i l f e s � e l l u n g  � a n n  

z u r  w i r t s c h a f t l i c h e n  E n tw i c k l u n g u n d  e i n em A r. s t i � g d e r B e

S C h ä f t i g t e n z ah l e n  be i t r ag e n , g l e i c h z e i t i g e i n e s o l i d e I n f r a 

s t r u k t u r g e w ä h r l e i s t e n , u n d  a u c h  d i e  Umwe l t  u nd d i e k u l t u

r e l l e n  We r t e  e i n e s  L a n d e s  f ö r de r n . D e s ha l b  s o l l t e n  d i e  Re

g i e r u n g e n  g eme i n s am m i t  de r T o u r i sm u s- I n d u s t r i e e i ne a k t i v e  

T o u r i s m u s - P o l i t i k z u m  g e g e nw ä r t i g e n  u n d  z u k U n f t i g e n  Woh l e  

i h r e r  L ä n d e r  b e t r e i be n . 

3 4 . D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  i n  i h r e r  K o m pe t e n z  Vo r g a n g 3 we i s e n  

a u s a r be l t e n , m i t te l s  d e r e r  d e r Tou r i sm u s  z u r  E n � w i c k l u n g  

n e l  .. C:: [ F o r me n  de r P a t r o n a n z  e i n g e s e t z t  w e r d e n  k a n n , we l c he 

d i e  ü n v e r E ä l s c h t he i t ,  V i ta l i t ät u nd Q u a l i t ä t  t r ad i t i o n e l l e r  

� , 1 1 t u r f o r m e n  e r h a l t e n  h e l f e n  s o l l e n . 

3 5 .  I n  e i ne m  E n tw i C k l u n g s l a nd , d a s  s e i n e T ä t i g k e i t  f U r  d e n  

Tc u r i sm u s  e r s t  � u f n i mm t , i s t  e s  w i c h t i g , d a ß  P l a n u ng u n d  

D u r c h f ü h r u n g  a u f  n a t i o n a l e r  E b e n e  k o o r d i n i e r t  w e r d e n , u nd 

d � �  m i t t e l s  i n t e r n a t i o n a l e r  Z u s amme n a r be i t  a l l e  A n s t r e ng u n

g e n  g em a c h t  w e r de n , u m  d i e  p o s i t i ve n  E r f a h r u n g e n  d e r  w e i t e r  

e n tw i c k e l t e n  F r e md e n v e r k e h r s l än d e r z u  n u t z e n  u n d  d e r e n  Feh-

l d r  z u  v e r m e i d e n . 

3 6 . D e r De z e n t r a l i s i e r u ng u nd D e k on z e n t r i e r u ng s i nd i m  

F r elll d e n v e r k e h r s be r e i c h  G r e n ze n  g e s e t z t . E s  i s t  z u m i n d e s t  

d i e  N o twe n d i g ke i t  g e g e be n , d a ß  e i n  s t aa t l i c h e r  Appa r at d i e  

K o o r d i n a t i o n d e r P o l i t i k  f ü r  d e n  T o u r i sm u s  z w i s c h e n  n a t i o n a

l e r  u n d  r e g i on a l e r E b e n e  e i n e s  L a n d e s  s i c h e r s t e l l t . 

3 7 .  D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  d i e  E n t w i c k l u n g  d e s  h e i m i s c h e n  To u 

r i s m u s  f ö r d e r n , d e r a u f d e m  R e c h t  d e s E i n z e l n e n  a u f U r l a u b  

a u f ba u t u nd j ed e m  S t a a t s b U r g e r d i e  M ög l i c hke i t  g i bt ,  s e i n e 

U mg e b u n g  k e n ne n z u l e r n e n , d i e  n a t i o n a l e  I d e n t i t ät z u  bek r äf 

t i g e n  u nd B a n d e  d e r S o l i d a r i t ät z u  d e n  M i t bü r g e r n  z u  k n ü p

f e n . We i t e r s  k a n n  e i n  L a n d  d am i t  d e n  G r u nd s t e i n  f U r  e i ne 

T o u r i sm u s - I n f r a s t r u k t u r l eg e n . 
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3 8 . G e s e t z e  f ü r  d e n  To u r i sm u s  s o l l t e n  i m  H i n b l i c k  au f d r e i  

Z i e l e  a bg e f a ß t  w e r d e n : ( a ) de r S c h u t z  d e r T ou r i s t e n , ( b ) d e r  

S c h u t z  d e s  L a n d e s v o r d e n  P r o b l e me n , we l c he d e r To u r i sm u s  

v e r u r s a c h t e n  k a n n , v o r  a l l e m  be z üg l i c h  d e r  A u sw i r k u n g e n  a u f 

d i e  Umwe l t  u n d  d i e  k u l t u r e l l e I d e n t i t ät ,  u n d  ( c l  d i e  F ö r d e 

r u ng d e s  Tou r i s m u s . I n  d i e s em Z u s amme n h a n g  i s t  e s  e r f o r d e r 

l i c h , d a ß  d i e  T o u r i sm u s - I nd u s t r i e u nd i h r e  F aC h l e u t e  m i t  j e

n e n  w i s s e n s c ha f t l i c h e n  S te l l e n  e n g  z u s amme n a r be i t e n , d i e f ü r  

d i e  E r ha l tu ng d e r n at ü r l i c hen , d e r  v om M e n s c h e n  g e s c ha f f e n e n  

u n d  de r k u l t u r e l l e n  Re s s o u r c e n  v e r a n tw o r t l i c h s i n d . 

1 1 .  

E RL E I C HT E RU NG EN FÜ R D EN TOU R I SM U S  U N D  

F Ü R R E I S E N , B E S U C H E  U N D  A U F E N T H A L T E  Z U  TOU R I ST I SC H EN Z WEC K EN 

S C H LU S S F O LG ER U N G E N  

3 9 .  D i e  k o o r d i n i e r t e n  p o l i t i S C he n  M a ß n a hm e n  u nd H an d l u ng e n  

v o n  S t a a t e n  z u r  F ö r d e r u ng u n d E r m u t i g u n g  v o n  R e i s e n , B e s u 

c h e n  u n d  Au f e n t h a l t e n  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z we c k e n , s o wo h l  v o n  

E i n z e l p e r s o n e n  a l s  a u c h  v o n  G r u p p e n , k a n n  m a n  a l s  E r l e i c h t e 

r u ng e n  b e z e i c h n e n . 

4 0 . D a  d a s  R e i s e n  u n d  d e r T o u r i sm u s  i n  d e n  l e t z t e n  J a h r e n  

r ap i d  z ug e n omme n h a be n , i s t  d e r  B eg r i f f  E r l e i c h t e r u n g e n  n e u  

d e f i n i e r t  u nd e r we i t e r t  wo r d e n : h e u t e  u n t e r s c h e i de t  man 

ü b l i ch e r we i s e z w i s c h e n  zwe i H a u p t g r u pp e n  von To u r i sm u s - H i n

d e r n i s s e n : j e ne , we l c h e  d i e  R e i s e n d e n  i m  a l l g eme i ne n  be t r e f 

f e n  ( o b a l s  E i n z e l p e r s o n e n  o d e r a l s  G r u pp e ) u nd , j e ne , we l 

c h e  d e n U ms a t z  m i t  D i e n s t l e i s t u ng e n  f ü r  T o u r i s t e n  bee i n

t r äC h t i g e n . 

4 1 . D e r P r o z e s s  de r B e s e i t i g u ng v o n  H i nd e r n i s s e n  f ü r  d a s  

Re i s e n  i m  a l l g eme i ne n  w i r d ü b l i c he r w e i s e  e i n f ac h  a l s  E r 

l e i ch t e r u ng e n  b e z e i c h n e t , w ä h r e n d  d e r B eg r i f f  L i be r a l i s i e

r ung z u n e hm e n d  d a f ü r  v e r w e n d e t  w i rd ,  u m  d e n  P r o z e s s  des Ab

bau s v o n  H i nd e r n i s s e n  zu be z e i ch ne n , d i e  f ü r  G e s c h ä f t s l e u t e  

u n d  - be t r i e be a u f d e m  F r em d e n v e r ke h r s se kt o r  g e l te n . 

. ..., I I � ;{ 
� J • I '� - ,  I 
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4 2 .  D i e  E r l e i c h t e r u n g e n  s i n d i h r e r  u r s p r Ü n y l l C n 2 n  e n y e r  g c 
f a ß t e n  De f i n i t i o n  e n t w a c hs e n , d i e  s i c h  a u f d i e  G r � � ,n o � ma L i -
t ä t e n  u n d  d i e  Z o l l a b f e r t i g u n g  be z og . H e u t ::  ' : ,l n l� � L r: = S  ,: i C i\ 

d a r u m , d a ß  m a n  d a s  Re i s e n  u n d  d e n  T o u r i s m u s  � G s l � i �  e � '� � 
t i g c ,  'I O f  a l l e m  d u r c h d i e  Ve r a b s c h i e d u n -j  v a "  ,\l a. e ;� 3. ;: ::l-= :: , :..,' =:: L 

c h e  e S  a l l e n  M e n s c h e n  e r mSg l i c h e n , a m  h e i m i 5 c n e n  � � j  i � : e r 

n a c i o n a l e n  'ro u r i sm u s  t e i l z u n e hm e n , i m  w e s e n t l i. c n e n  d u r ..: '  
� i n e  b e � s e r e  A u f t e i l u ng v o n  A r be i t s z e i t  u n d F r e i z e t � , � l e  

S c h a f f u n g  o d e r Ve r be s s e r u n g  d e s  S y s tems d e s  j ä h r l i c h e n  o e 

z � n l t e n  U r l a u b s  u n d  d e r S t a f f e l u ng v o n  F e r i � n z 2 t t � n , 5 0 w i e  
!j� ::3 o nd -= r .: ' n  A ll 'J � r,l(le r k  :::iU E d e n  f r emd e n v e r :<. <::: n r  .. :i r J U � t::: r1 d l l c n e , 
S � n l o r -:! n  'J n d  a e r i n de r t e • 

.; L H i s t. u r i s c ;1 be t r ac h t e t  w u r d e n  F r a g e n  d e r E r l e i c h c e r u n g c !l 

v o n  j e n  S t a a t e n  a u f b i l a te r a l e r  B as i 3  a n g e g a n g e n . I n  Je r 
c'0 1 Y 2  ',': U r - l � [ l  a �e r z w i s c h e n s t a a t l i c h e  O r y � n l ::i at i o n e n m i t  :-' r a 

<J ::: n Je c E r � � i c h c e r u n y e n  b e a u f t r ag t , , :3 t e s i c h  a ll r oe s t l mm t e  

� 3 t e g � ( i <::: n V O I: Re i s e n d e n , T r a n s p o r t a r t e n  u d e r d i e A r t  d e r 

t" r � i( jd ·� rl v 2 d� t.: tl r 3 a b w i ci< l u ng be z o g e n . I n  d i e 3 e m  Z u s alfu11e n h an g  

s o l l e e ma n v ,) [' a l l em d i e  D o k u me n t e  n e n n e n , d i e  be i S i t z u n g e n  

j e r f u l \3 e n d \.: n  i n t e r n a t i o n a l e n  O r g a n i s a t i o n e n a n g e nocrunen wu r 

J e n : d i e  l\ o n ve n t i o n v o n  C h i c a g o  d e r I n te r n a t i o n a l e n  Z i v i l 

l u f t f a h r t s o r g a n i s a t i on ( 1 9 4 4 ) ,  d i e  K o n v e n t i o n v o n  K y o t o  d e s  

R d t � 3  Li r  <: u s arnme n a r be i t  i n  Z o l l f r a g e n ( 1 � 7 3 ) , d i e  K c n 'J e n 

t i o n  z u r  � r l e i c h t e r u ng de s I n t e r n a t l o n a l e n  S 2 e s c h l f f a h r t s 

v � r k e h r s  u e r I n t e r n a i o n a l e n  S e e s c n i f f J h r t s u r g a n i s 3 t i o n 

( 1 9 6 5 ) .  A nd e r e  i n t e r n a t i o n a l e  Ve r t r äg e  o d e r D o k u me n t e , d i e 

f ü r  d i e  E r l e i ch t e r u ng e n  v o n  B e d e u t u ng s i n d ,  s i n d d i e  E u r o

p ä i s c he E i n h e i t s a k t e  d e r E u r op ä i 3 c h e n  G e ['l Ie i ;J 3 C h a f t e n  ( 1 9 8 7 ) ,  

d i e I n t e r n a t i o n a l e n  G e s u nd h e  i t s be s t i rrun u n g e n  d e r �-Je 1 tg e s u n d

he i t s ü r g an i s a t i o n  ( 1 9 5 1 ) ,  d i e  E n t S C h e i d u ng - Em p f e h l u ng d e s 

R a t e s  d e r O E C D  ü b e r d i e  I n t e r n a t i on a l e  T o u r i sm u s - P o l i t i k  a u s  

J e m  J d h r e  1 9 8 5 ,  ve r s c n i e d e n e  u n t e r d e r S c h i r m n e r r s ch a f t  de r 

I n t e r n a t i o n a l e n  A r be i t s o r g a n i s a t i o n v e r � b s c h i � d e t e  Rech t s 
we r k e  z um be z ah l t e n  U r l au h , u n d  d i e  S c h l u ß ak t e  d e r K o n f e r e n z  

f ü r  S i che r he i t  u n d Z u s amme n a r be i t  i n  E u r o p a  ( He l s i nk i , 

1 9 7 6 ) . 
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4 4 .  D i e s e  D o k u m e n t e  s l n d a b e r 1 m  ! l i : l b � L .:: ;';'  21 u f T r a n s p o r t 

a r t e n , g e og r a p h i s c h e n  U m f a n g  u n d A n w e n J � n � 3 b e � � l c h n i c n t  

a u s r e i c he nd . 

4 5 . E s  b e s t e h t  a u c h  d i e  N a t w e n d i � � e i t  E � r  e L � e y r a ß e r e  K o 

o r d i n a t i o n  u n d  e i n  v e r s t ä r k t e s  Z ' l:3 ci fll:t,e n a r o e i t e n  .J n te r  j e :) 
v e r s c h i e d e n e n i n t e r n a t i o n a l e n  O r g a n 1 s 3 t i o n e n  i m  H i n b l i c k au f 

E r l e i c h t e r u n g e n  u n d  d i e  L i l)e c � l  i 5 i e ( l l O g I s ow i e d e m  (l u C h  v i e l 

w i c h t i g e r e n  T h ema d e s  g l o b a l 2 n  H e r � n g e h e n s  a n  d e n  T o u r i � m u s . 

4 6 .  D i e  j ü n g s t e n  V e r s u c h e , i i , ' S r l e � c :t c e r u n g e n  v o m  s e k c. o r i 

e l l e n  S c h u t z , W 1 e  i h n e i n e  J. e L tl e  v o n  R <: '� :1 L. -,  ... e r k e n be r e i t s 
b i e t e n ,  a u f e i n  e n II n i v e r  s ·:: � L:: n , ; e 1 t. .J n (j s b e  r e i c n i Ü r a 1 1  e r e d  -

l i c h e n  T o u r i s t e n  d U S Z ll W e i c. " iI , j [ 1 d  : w a r  u n a b h ä n g i g  d e r  g e 

p l a n t e n  T r a n s p o r t a r t ,  k ü ll\ln e :1 l "l  2 ;; t w u r f  d e r K o n v e n t i o n v o n  

B u d a p e s t  z u r E r l e i c h t e r u n g v o n  R e i s e n , B e s u c h e n  u n d  Au f e n t 

ha l t e n z u  t o u r i s t i s c h 2 n  Z w e c k e n  l u m  Au s d r u c k . 

4 7 . D i e be i R e i s e n d e n  1 m  a l l g e me 1 n e n  a ng e w a nd t e n  F o r ma l i t ä

t e n  we r d e n  ü b l l c h e r w e 1 s e  u n t e r  J e n  f o l g e n d e n  Ü b e r s c h r i f t e n 

z u s amme ng e f a ß t : 

( a ) P ä s s e  u n d  S l c h t v e r me r k e ;  

( b ) Ge l d- u n d  De v i s e n b e s c h r ä n k u n g e n i 

( c )  Z o l l be s t i mm u n g e n ; 

( d )  Ge s u n d h e i t s f o r m a l i t 1 t e n . 

P ä s se u nd S i c ht v e r m e r ke 

4 8 . A l l e  E r f o r de r n i s s e ,  s i c h  a u s z u w e i s e n , k a n n man a l s  H i n

d e r n i s s e  f ü r  d e n  F r e m d e n v e r k e h r be z e i c h n e n , we n n s i e  

s c h l e c h t  g e h a n d h a b t  w e r d e n , w e n n  A n t r äg e  w i l l k ü r l i c h  z u r üc k 

g ew i s e n  w e r d e n , we n n  ü b e r ,ll ä ß i g  h o h e  Ge b ü h r e n  d a f ü r  v e r l an g t  

we r de n , o d e r w e n n  d a s  V e r f a h r e n  Ü be r m ä ß i g  k om p l i z i e r t  u nd 

l a ng w i e r i g  i s t . 

G e l d- u n d D e v i s e n b e s c h r ä n k u n g e n 

4 9 .  M a n  s o l l t e b e d e n k e n , d ci ß  Gc l d- u n d  De v i s e n be s c h r ä n k u n 

g e n  n i c h t  n u r d i e  v o m  T o u r i s t e n  a u s g e g e be ne G e l dme n g e  schmä

l e r t ,  s o n d e r n  a u c h  n i c ht z u  Re i s e n  a n  O r te , a n  d e n e n  de r a r 

t i g e  P r akt i k e n  g e ü bt we r de n , e r mut i g t .  
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Z o l l be st i mm u ngen 

5 0 . D a s  H a u p tp r o b l em sche i n e n  d i e  g r o ß en U n t e r s c h i ed e  be i 

d e n  v o n  Land z u  Land v e r s c h i e d e n e n  Z o l l f r e i be t r äg e n  z u  

s e i n .  Z o l l f o rm u l a r e  u n d  Z o l l i n s pe k t i o n e n  k ö n n e n  e b e n f a l l s  

d i e  Tou r i s te n  v o n  E i nk ä u f e n  a bh a l t e n . 

G e s u n dhe i t s f o rm a l i t ä t e n  

5 1 . De r F o r t s c h r i t t i m  K am p f g e g e n  K r an k he i t e n  i s t de r g e 

s t a l t , d a ß  nach d e n  j ü ng s t e n  i n te r n a t i o n a l e n  G e s u n dhe i t s ve r 

o r d n u n g e n  de r We l tg e s u nd h e i t s o r g a n i s a t i o n  ( WH O ) d a s  e i n z i g e  

e r f o r de r l i c he Z eu g n i s  de r z e i t  j e n e s  so l l t e , d a s  d i e  I m p f u ng 

g e g e n  G e l b f i e be r  nachwe i s t . 

5 2 . D i e  E n t w i c k l u ng i m  i l l e g a l e n  H an d e l  m i t  S u c h t g i f t e n  u n d  

d a s  Anwa c h s e n  d e s  Te r r o r i sm u s  i n  d e n  l e t z te n  J a h r e n  haben 

be i d e  e b e n f a l l s  e r n s t ha f t e  A u sw i r k u n g e n  au f d i e  E r l e i c hte

r u n g e n  g e h a b t . 

5 3 . D a  d i e  L ä n d e r ve r p f l i c h t e t  s i nd , s i ch mi t de n P r o b l e me n 

d e s  s t ä n d i g  anwac h s e n d e n  S t r oms v o n  E i nwande r e r n  ( i n d e r  

F o l g e  v o n  w i r t s c h a f t l i c he n u n d  s o z i a l e n  U n g l e i c hg e w i c h t e n  

z w i s chen d e n  Lände r n , o d e r a u f G r u n d  e i n e r  p o l i t i s c h e n  S i t u 

a t i o n ) au s e i n a nd e r z u s e t z e n , m u ß  man a u c h  be d e n k e n , d a ß  r e 

s t r i k t i v e E i nw a n d e r u n g sg e s e t z e  o d e r  d i sk r i m i n i e r e nd e  P r ak t i 

k e n  d e r E r l e i c hte r u ng d e s  i n t e r n a t i o n a l e n  T o u r i sm u s  e n t g e 

g e n l a u f e n . 

EMPF EHLU NGEN 

5 4 .  D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  d e n  F r emde n ve r k e h r  k l a r  i n  d e n  Rah

me n i h r e r  n a t i o n a l e n  P r i o r i t ä t e n  s te l l e n  und d i e  A u s w i r k u n

g e n  j e d e s  G e s e t z e s  a u f E r l e i ch t e r u ng e n  f ü r  d e n  To u r i sm u s  u n d  

d i e  L i be r a l i s i e r u ng d e s  F r emd e n ve r k e h r s  p r ü f en , um z u  ge

wäh r l e i s te n , d a ß  e s  n i c ht den F l u ß des i n t e r n at i o n a l e n Tou

r i sm u s  beh i n d e r t . 

5 5 .  D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  s i c h  e i n g e he nd e r m i t  d e r F r ag e  be

s C h ä f t i g e n , w i e  d i e  s c he i nb a r e n tg e g e n g e s e t z te n  P r i n z i p i e n  

d e r E r l e i ch t e r u n g e n  e i ne r s e i t s u nd d e r  S i c h e r he i t  u n d  d e s  

" .  - '  � " - ... .... .. p '  . - �  ... . 
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Schu t z e s  v o n  Tou r i s t e n  u n d  t o u r i s t i s c h e n  E i n r i c h t u n g e n  a n

d r e r s e i t s au f e i n a n d e r a bg e s t i mm t  w e r d e n k ö n n e n . 

5 6 .  U m  e i n e w i r k s ame P l a n u n g u n d  K o o r j l rl l e r u n g  a ll E ,;d l e n  
m i t  d e n  E r l e i c h t e r u n g e n  ve r w a n d t e n  G e o i e t e n  z u  g e w ä h r l e i s 

te n ,  s o l l  t e  n d i e  S t a a t e n e i n e  n 3. t i 0 n d.  1 e �) 0 1 i t i k t; e Z ü -j l  i C ! l  

d e r  E r l e i c h t e r u ng e n  v e r f o l g e n , d e r e n  D u r c h s e t z u ng s o w e l t  � l �  

mög l i c h  N a t i o n a l e n  A u s s c h ü s s e n f ü r  E r l e l c h t e r u n g e n  ü b e r t r a 

g e n  w e r d e n  s o l l t e . 

5 7 .  D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  d i e B e w u ß t s e i fl s b i l d u n g f ü r  d e n  To u 

r i sm u s  e r m u t i g e n , d . h . e i n e a u f g e s c h l o s s e l l �  H a l t u n g g e g e n 

ü b e r Re i s e n d e n  u nd To u r i s t e n b e i Z o l l- u n d  E l � w a n d e r u n g s o c 

amt e n , F r e md e n v e r k e h r s p e r s o n a l  u nd d e r Ö f f e n t l i c h k e i t  i m  

a l l g e me i n e n , u m  d a s  An s e h e n d e s  M e n s c h e n  z u  a c h t e n  u n d  v o r  

a l l e m  u m  j e d e  d i s k r i m i n i e r e n d e H a l t u n g  z u  v e r me i d e n . 

5 8 .  D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  S i c h e r s t e l l e n , d a ß  b e s s e r e  u n d e r 

l e i c h t e r t e Ve r f a h r e n  f ü r be s t l mm t e  G r u p p e n  v o n  Re i s e n d e n  a n 

g ew a n d t  w e r d e n , w i e  J ug e nd l i c he , B e h i n de r t e  u nd S e n i o r en . 

S o l c h e  M a ß n a hm e n k ö n n t e n  v o r  a l l e m e i n e R e d u k t i o n  o d e r e i n e n  

Ve r z i c h t  a u f G e b ü h r e n  f ü r  Re i s e d o k u m e n t e , w i e  P ä s s e  u n d  

S i c h t ve r me r k e , u n d T a r i f n a c h l ä s s e  f ü r  ö f f e n t l i c he Ve r k e h r s 

m i t t e l  um f a s s e n . W e i t e r s  s o l l t e n  d i e  S t a a t e n  a l l e n o tw e n d i 

g e n  M a ß nahme n e r g r e i f e n , d am i t  B e h i n d e r t e u n g e a c h t e t  i h r e r  

be s o n d e r e n  B e d ü r f n i s s e  u n d  E r f o r d e r n i s s e  l e i c h t e r e n  Z ug a ng 

z u  Re i s e n , B e s u c h e n  u nd A u f e n t h a l t e n  zu t o u r i s t i s c h e n  Z w e k 

k e n  h a be n . 

5 9 . D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  be s o n d e r e  A u f me r k s am k e i t  d e n  S t a

t i s t i k e n  s c h e nk e n , we l c h e  e i n  e r h e b l i c h e s  A n s t e i g e n  d e s  i n

te r na t i o n a l e n  To u r i s m u s  i n  d e n n äC h s t e n  J a h r e n  v o r a u s s ag e n , 

u m  z u  g ew äh r l e i s t e n , d a ß  P a s s a g i e r a b f e r t i g u ng s e i n r i c h t u n g e n  

u n d  Ro l l f e l d e r f ü r  d e n  F l u g v e r k e h r  g e p l a n c  u nd e r r i c h t e t  

we r d e n  u n d  r e c h t z e i t i g  i n  B e t r i e b  g e n o mme n w e r de n  k ö n n e n , 

d am i t  d e r i n t e r n a t i o n a l e  F l u g ve r k e h r  n i c h t  be h i nd e r t  w i r d . 

I n  d i e s e m  Z u s amme n h a n g  w i r d  d i e  k o n s t r u kt i ve ,  v o n  d e r  I CAO 

b i s h e r g e l e i s t e t e  A r be i t  a n e r k a n n t  und u nt e r s t ü t z t . 
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6 0 . D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  s i c h  an d i e  N o r m e n , V� o r d n u n g e n  u n d 

A u s k u n f t s e r f o r de r n i s s e  de r W H O  ha l t e n  u n d  v o r  a l l em s i c he r 

s t e l l e n , d a ß  n u r  d a s  Z e ug n i s  f ü r  d i e  I m p f u n g  g e g e n  G e l b f i e 

be r ve r l a n g t  w i r d - u n d  a u c h  d i � s e s  n u r v o n  � l n e r  b e g r e n z t e n  

Z ah l  d e r i n t e r n a t i o n a l e n  Tou r i s t e n . D i e  W H O  m u J  v o n  G 2 n  R e 

g i e r u n g e n  i mme r umg e h e n d  a u f d e n  a k t u e l l e n  S t a n d  de r G e s u n d 

he i t s v o r s c h r i f t e n  i n  d e n  j e we i l i g e n  L ä n d e r n  g e b r ac h t  we r 

d e n . 

6 1 . I m  H i n b l i c k a u f A I D S u n d  i n  O be r e i n s t i mm u n g  m i t  de r v o r  

k u r z e m  v o n  d e n  WH O -M i t g l i e d s s t a a t e n  b� z oy e n e n  P o s i t i o n  s o l l 

t e n  k e i ne d i s k r i ffi i n i e r e n d e n  M a ß n ahmen d e n  i n t e r n a t i o n a l e n  

Tou r i s t e n  u nd Re i s e n d e n  a t l t e r l e g t  we r d e n . 

6 2 . D i e  S t a a t e n  s o l l t e n  M a ß n a hme n s e t z e n , d i �  g e w äh r l e i s 

t e n , da ß To u r i s t e n  �äh r e nd i h r e s  Au f e n t h a l t e s  i m  j e w e i l i g e n  

Land l e i c h t  Z u g a n g  z u  n o t a r z t l i c h e r B e t r e u u n g  h a be n . 

6 3 . S o f e r n  d i e s  lnög l i ch u n d  w i r t s ch a f t l i c h  e r s c he i n t ,  s o l l 

t e n  d i e  e n t w i c k e l t e n  Län d e r i h r e  P o l i t i k  l i be r a l i s i e r e n  u n d  

m� h r  u n d  h äu f i g e r e F l u g r o u t e n  i n  u n d  a u s  d e n  E n t w i ck l u n g s 

l än d e r n  z u l a s s e n , d am i t  d i e  V e r k e h r s s t r öm e  e r l e i c � t e r t  u n d  

be s c h l e u n i g t  w e r d e n  u n d  d am i t  B e s u c he d i e s e r  L ä n d e r z u  t o u 

r i s t i s c h e n  Z w� c k e n  w ä h r e nd K u r z f e r i e n  e r l e i c h t e r t  we r de n . 

6 4 . D i e P a r l ame n t a r i e r  s o l l t e n  d i e  d e r z e i t i g e  GATT- I n i t i a

t i v e u n t e r � t ü t z e n , a n  d e r s i ch a u c h  d i e  WTO b e t e i l i g t ,  we l 

che a u f e i n e L i b e r a l i s i e r u n g  d e s  D i e n s t l e i s t u n g s g ewe r be s , 

e i n s ch l i e ß l i ch d e s  Tou r i sm u s ,  a b z i e l t . 

6 5 . D i e  P a r l ame n t a r i e r  s o l l t e n  d a s  e r s t e  u m f a s s e nd e  R e c h t s 

we r k  u n t e r s t ü t z e n , d as s i c h m i t  d e r E r l e i c h t e r u n g  d e s  T o u 

r i s m us u n a bh ä n g i g  v o n  d e r A r t  d e s  Ve r ke h r sm i t t e l s  be s c h ä f 

t i g t ,  n äm l i c h d e n  E n t w u r f  d e r  B u d ap e s t � r K o n ve n t i o n z u r  E r 

l e i C h t e r u n g v o n  Re i s e n , 8 e s u c h e n  u n d  Au f e n t h a l t e n  z u  t o u r i s 

t i s c h e n  Z we c ke n . S i e  s o l l t e n  a u c h  d i e  F ö r d e r u ng , Entw i C k l un g  

u n d  A k t u a l i s i e r u n g  be s t e h e n d e r R e c h t s w e r k e , d i e  s i c h  d i r e k t  

o d e r i nd i r e k t  m i t  J e r  E r l e i ch t e r u n g v o n  Re i s e n , B e s u ch e n  u n d  

A u f e n t h a l t e n  z u  t o u r i s t i s c h e n  Z we c k e n  be S C h ä f t i g e n , u n t e r 

s t ü t z e n . 
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6 6 .  D i e  S t aa t e n  s o l l t e n  s i c h  be i de r E n tw i c k l u n g i h r e r  n a

t i o n a l e n  Po l i t i k  de r E r l e i c h t e r u n g e n  v o n  j e n e n  P r i n z i p i e n  

l e i t e n  l a s s e n , d i e 1 9 8 9  be i m  W i e n e r Nach f o l g e t r e f i e n j � r 

Ko n f e r e n z  übe r S i che r he i t  und Z u s amme n a r be i t i n  � u r o � a  

( KS Z E ) v e r a bsch i ed e t  w u r de n . 

I I  I .  

D I E  S I C H E RH E I T  U N D  D E R  S C H U T Z  VON TOU R I ST E N , 

TO U R I ST I SC H E N  STÄTTEN U N D  E I N R I C H TUNGEN 

S C H L U S S FOLG E RU N G E N  

6 7 . F ü r  e i n en f u n k t i o n i e r e n d e n  Be t r i e b  u n d  e i n e e n t s p r e 

c he nde E n tw i c k l u ng b r au c h t  d e r  To u r i sm u s  S i c he r he i t  s o w o h l  

f ü r  d i e nat i o n a l e n  a l s  a u c h  f ü r  d i e  i n t e r n a t i o n a l e n  R e i s e n 

d e n  u n d  U r l a u be r u n d  de r e n  p e r s ö n l i c hem B e s i t z ,  s o w i e  d i e 

S i c he r he i t  u n d  d e n  S C h u t z  de r tou r i s t i s c h e n  S t ät t e n  u n d  E i n

r i c h t u n g e n . D i e s  k a n n  man w i e  f o l g t  e r r e i c hen : 

( a l d u r ch d i e  S c h a f f u ng u n d  Du r c h s e t z u ng v o n  S i che r h e i t s 

no rmen f ü r  Re i s e n  u n d  t o u r i s t i s c h e  Au f e n t ha l te ; 

( b ) d u r c h I n f o r ma t i o n u n d  d i e  S c h u l u ng de r Ö f f e nt l i c h

ke i t ;  

( c l  d u r c h  d i e  Scha f f u n g  d e s  i n s t i t u t i o ne l l e n  Rahme n s , u m  

d i e  S i che r he i t s p r o b l eme de r Tou r i s t e n , v o r  a l lem i m  

No t f a l l ,  z u  behande l n ;  u n d  

( d )  d u r c h  i nt e r na t i o n a l e  Z u s amme n a r be i t  a u f b i l at e r a l e r , 

s u b r e g i o n a l e r ,  reg i on a le r , i nt e r reg i o n a l e r  u n d  g l o ba

l e r  E b e ne . 

6 8 . D i e  S i c he r h e i t  de r T o u r i s t e n  u n d  i h r  Woh l be f i n d e n  und 

d i e  E r ha l tu n g  hohe r Q u a l i t ät s s ta nd a r d s  an Re i s e- u nd F r e m

d e n v e r ke h r s z i e l e n  k a n n  n i c h t  l o sg e l ös t  v o n  d e n  ande r e n  ö f 

f e n t l i C hen ode r n a t i o n a l e n  I nt e r e s se n , v o r  a l lem d e s  Emp

f an g s l andes u nd v o n  de r Umwe l t  i m  a l l g eme i n e n , be t r achtet 

we r den . D i e  I n te r e s se n  d e r B e s uche r und d e r G a s t g e be r m ü s s e n  

a u f e i nande r abg e s t immt we r d e n , wen n  S i Che r he i t s n o r me n  f ü r  

d e n  Tou r i sm u s  u n d  d e n  Sch u t z  von Tou r i s t e n  e n tw i cke l t  u n d  

d u rchge s e t z t  we rd e n . 

' Y� I "  
! i 1 > • ! 
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6 9 .  D i e S t a a t e n  u n d d i e  i n t e r n a t i o n a l e Geme i n s c h a f t  haben 

be r e i t s v i e l e  A sp e k t e  de r S i c h e r h e i t  u n d  d e r S c h u t z e s  von 

Tou r i s t e n  be ha n de l t , u n d  e n t s p r e c he nd e  Ge s e t z e  s i n d  be r � i t s 

v e r a b s c h i e d e t  w o r d e n . E s  � i n d a b e r n o c h  n i c h t  a l l e A s p e k t e  

d i e s e s  P r o b l ems be r üc k s i c h t i g t  wo r d� n , z . B . j e ne , d i e g r o ß e  

G r u p p e n  ( K o n f e r e n z e n  u n d  P a c k a g e - T o u r s ) , be son d e r e  B e v ö l ke

r u ng s g r u ppen ( ä l t e r e M e n s c h e n , B e h i n d e r t e , J u g e n d l i c he ) h e r 

vo r r u f e n . 

7 0 .  D i e  S i c h e r h e i t  d e r To u r i s te n  u n d  d i e  S i che r he i t  d e s  

T o u r i 3 m u s  i m  a l l � e m e L n e n  i n  e i n e m  L a n d  o d e r  an e i nem F r em

d e n v e r k e h r s l i e l  um f a ß t  � i � e Re i h e v o n Reg e l u n g e i l , d i e  n i c h t  

n u r  v o n  de n Ve r w d l L '.l n '3 G c r ä,) � r n  J e s  'ro u r i � m u s s o n d e r n  v i e l  
me h r  v o n  e i n e r  V L � l. � a t ) l  v o n  a n d e r e n  Ve r wa l t u n g s be h ö r d e n , 

we l c h e  f ü r  d i � v e r s c h i � d e n e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  u n d  so z i a l e n  

B e r e i c he z u s t än d i g s l n J ( F i n a n z e n , Ge s u n d h e i t s w e s e n , Umwe l t , 

R e g i o n a l � n t w i c k l u n g , E n � r g i e , A r be i t sma r k t ,  u s w . ) ,  u n d  v o r  

a l l e m  vom P r i v a t s � k t o r ,  a n g ewa n d t  w e r d e n  s o l l t e n . 

7 1 . D e r S c h u t z  d � [ m e n s c h l i c h e n  G e s u nd he i t  i s t  e i n  w e s e n t

l i ch e s E l e me n t  d � s  To u r i sm u s u n d  se i ne r  Entw i c k l u n g . D i e s  

e r f o r d e r t  d u r c h s � h l a g s k r ä f t i g e u n d  s t ä n d i g e  M a ß nahme n von 

se i t e n  d e r  n a t l o n a l e n  u n d  l O k a l e n  Behö r d e n , i n  e n g e r Z u s am

me n a r be i t � i t  d e n  v e r S C h i e d e n e n  bet r o f f e n e n  S e k t o r e n . 

7 2 .  Au f i n t e r n at i o n a l e r E b e n e  h a b e n s t aa t l i c h e  O r g an i s a t i o

nen m i t u n i v e r s e l l e m  u nd r e g i o n a l em C ha r ak t e r v i e l e  Rech t s 

w e r ke , D i r ek t i v e n  ode r R i ch t l i n i e n  be z üg l i c h  d e r S i c he r h e i t  

': � r :; c h i e d e n e r :\ �' c -; r.  \' -:' -" l � .;_ s t e n  ( z . B .  ( I CAO ) - F l ug r e i s e n

. ! ,;"  Dl0 - S e e L e i _ el I J � � ,  : ,. -- : ', a t i o n a l e r  8 e s u c h e r u n d  Tou r i s

t e n  a l s  K o n s u me n t e n  i m  a l l g e me i n ( vo r  a l l e m  WHO , CCC , O E C D ) 

o d e r d a s  i m Tou r i sm u s  ang e s t e l l t e Pe r s o n a l  ( I LO , WHO ) e r a r 

be i t e t . I m  A n s c h l u ß  a n  d i e  E r k l ä r u n g  v o n  M a n i l a  z u m  i nt e r na

t i o n a l e n  To u r i sm u s  ( � 9 8 0 ) u n d  d e n  To u r i s t e n- K od e x  u n d  d i e  

Tou r i sm u s -G r u nd r e c h t e ( 1 9 8 5 ) h a t  d i e We l t-Tou r i sm u s- O r g a n i 

s a t i on v o r  k u r z e m  e i n  g l o b a l e s  P r og r amm f ü r  d e n  Sch u t z  u n d  

d i e S i c h e r h e i t  v o n  T o u r i s t e n  i n Ang r i f f  gen omme n , d e s s e n  

Z i e l  d i e  Au s a r be i t u n g  v o n  &n p f e h l u n g e n  an d i e  M i tg l i ed s s t a a

t e n  u n d  d e n  p r i v a t e n  S e k t o r , s ow i e  d i e  Annahme a l lgeme i ne r 

Reg e l n  f ü r  d e n  S c h u t z  u n d  d i e  S i che rhe i t  von Tou r i s t e n  i s t . 
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7 3 .  
a n g e w a n d t  w e r d e n  u n d  s e h r  i r a g m e n t ,l r � s c h  s i � j , � � t s t � h � n  
e r n s te P r o b l e me , d i e e i n  e n e r g i s c i: 2 s  H "" r C:! " '_"� : ' _' I '. _\ ," ,ü ,=, [ ' , , ; ,--

d e r S i. c h e r he i t  v o n  T o u r l s t. e n  i n  'j � '-, o d l :: :  : . '� 
" 
, -

We i s e v o n  s e i. t e n  .3. 1 1 � r  m i t.  J (: m  T J 'H � ::; '" C: .;>  3 � _; ,; :':' [ 'C.. !. j t -2 :l  -.:: r 

f o r d e r n . M a n  s o l l t e v o r 3. 1 1 e ,n ;:l e in S (: '1 � r: � �i <.! r  ';" -.J u ,- i s t c: f1 J o r 

t e r r o r i s t i s c h e n  H a n d l u n g e n  u n d  - cu n l  ,'� l l :; '� rn e ::" ; l - v u r  K [ l {11 1 -
ne 1 1  e n H a n  d L u  n g e n ,  d e n  c n S 1 e '" U �\ 0 t) � -2 C ' 1  1 L ,� r. :.,. � r" . e r. , s c .Y l � 

d e n R e c h t e  d e r 'r o u r i s t c n 3. l 5  K o n s : I I';1 0 n t '� 'I , J e m  ' � -=, s u n d t: e l : S -

s c h u t z  u n d  d i e  8 r h a l t u n g u r. J  J t: n  S C h u t l  J e r J rl1we l :  be s u n d e r c  

Au f m e r k s am k e i t  s c h e n }.; ·� n . 

E t>1 P  t:' E H  L U N G  E N  

7 4 .  D i e  G e s e t. z e  f ü r  d i �  S i c :1 e r :-: e i t  'J o d  j :: n  S -': li J t �  J e r  T o i.l 

r i s t e n , v o n  t o u r l s t i � c h e n  S t 3 t. t e n  J n d  E i n r i c � c u n g e n  s o l l t e n  

i mme r i n  Z u s a m m e n h a n g  m i t  a l l e n  a n d e r e n  � e 5 e t z g e b e r l s c h e n  

l1 a ß n a h me n a b g e f a ß t  u n d  a n q e w a n d t ,,,e r d e :! , w e l c n e  e l r.e r s e i t s 
a u f e i n e V e r me l d u n g v o n  G e w a l t  u n d  K r i � i n a l l t � t  a b z i e l e n  u n d  

a n d r e r s e i t s  d e m  S c h u t z  L m d  d e r E r r l a l t u n g d e r U mw e l t , v o r a l -
l e m  d e r  t o u r i s t l s c h e n  S t ä t t e n , ,. .  u l e n e n . 

7 5 .  I n  j e d e m  S t d d t  s o l l t e e i n e  � i g e n e  Z e n t r a l s t e l l e  e i n g e 

r i c h t e t u n d  0 e a u f t r a g t  � e r d e n , . i s r e i l  d e r  n a t i o n a l e n  P o l i 

t i k  f ü r  d i e  S i c h e r n e i t.  u n d  d e n  S � h u t z  'J o n  'i" .:; u r i s (' >2 n  � n t s p r e 

c h e n d e  v o r be u g e n d e  M a ß n a h m e n z u  f B r d e r n  u n d  d u r c h z u � e t z e n , 

we l c h e  d e n  S c h u t z  u n d  d i e  S i c h e r h e i t  de r 'r o u r i s t e n  g e w ä h r 

l e i s t e n , v o r a l l e m a n  t o u r i s t i s c h e n S t ä t t e n  u nd i m  F a l l  v o n  

E p i d e m i e n  u n d  <1 1 1 y e J r o h t. e n t e r r o r i s t i s c h e n  tl a. :--. d l u n g e n  u n d  

s c hw e r e n  u n d  b l l n d e n  � � r g e h e n  a n  T o u r i s t e n  c d e r  d e r e n  B e 

s i t z . 

7 6 .  E s  s o l l t e n  a l l e  e n t s p r e c h e n d e n  M a � n a h m e n  g e s e t z t  we r 

d e n , u m  T o u r i s t e n  e i n  M i n i m um a n  Ve r s i c h e r u ng s s c h u t z  f ü r  d i e  

H a u p t r i s i k e n , d e n e n  s i e a u s g e s e t z t  s i nd ,  w i e  K r a n k h e i t ,  

D i e b s t ah l , R ü c K n o l u n g , z u  g e b e n , u � d  v o r a l l e m  s o l l t e  de r 

Ab s c h l u ß  v o n  A o k o mm e n i n  d i e s e m  B e r e i c h , i m  w e s e n t l i c h e n  u n 

t e r Ve r s i c h e r u n g s u l l t e r n e hme n , a l l e n  :: o u r i s t i s c h e n  B e t r i e be n  

u n d  a l l e n  a n d e r e n  be t e i l i g t e n  F i r m e n  o d e r G r u � pe n e r m u t i g t  

w e r d e n , d i e  e s  To u r i s t e n e r mög l i c h e n , e i n e n  a u s r e i c h e n d e n  

Ve r s i c he r u n g s s c h u t z  z u  e i n e m  r e d u z i e r te n  P r e i s  z u  e r w e r be n . 

'. J.-q I " 
l a i :  

I 
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7 7 .  I n  Anbet r acht des Ob i g e n  i s t z u  ho f f en , d a ß  i m  Rahmen 

de r  E r l e i chte r u ng e n  f ü r  den Tou r i sm u s  d i e  WTO d i e Sc h a f f u ng 

e i ne s  i nt e r n a t i o n a l e n  Ve r s i c he r u ng s s y stems e r wäg e n  w i r d , das 

e s  Tou r i s ten e rmög l i cht , vo r Ve r l a s s e n  i h r e s  Landes e i n e 

Ve r s i c he r u n g spol i z ze a b z u s ch l i e s sen . 

7 8 . U m  d i e  D u r c hse t z u ng i h r e r Po l i t i k  be z üg l i c� des Schut

z e s  u n d  d e r  S i c he r h e i t  von Tou r i s ten z u  e r le i c hte r n , s o l l ten 

d i e  S t aaten i m  R ahme n i h r e r  po l i t i schen u n d  admi n i s t r at i v e n  

St r u k t u r e i n e  w i r k s ame Z u samme n a r be i t  z w i schen d e n  z u s t än d i

g e n  S te l l e n  au f a l l e n  Ebe n e n  e i ne r s e i t s  und den Hot e l i e r v e r 

bänden , Re i s e b ü r o s , Ve r k e h r s t r äg e r n  und g a n z  a l l g eme i n  a l l en 

O r g a n i s at i o n e n  ode r Ste l l en and r e r s e i t s  he r be i f ü h r e n , d i e  

mög l i c he r w e i s e m i t  dem Schu t z  u n d  de r S i c he rhe i t  von Tou r i s

ten be S C h ä f t i g t  s i n d .  

7 9 .  E s  i s t w i c ht i g , d a ß  g e s e t z g e be r i sche , ve r o r d n u n g smä ß i 

ge u n d  ope r at i o ne l l e  M a ß nahmen g e s e t z t  w e r de n , we lche ge

wäh r l e i sten , daß d i e  I n f r as t r uk t u r von F r emd e n v e r k eh r s z i e l en 

au s r e i c ht , um g e l e g e n t l i c h  u n ve r h äl t n i sm ä ß i g  g r o ß e ,  s a i son

bed i n g t e  Tou r i s ten s t r öme u n t e r z u b r i ng e n , u n t e r  Be r ück s i cht i 

g u ng de r nachte i l i g e n  Konseq u e n z e n f ü r d i e  U mwe l t  u n d  d i e  

Lebe n s m i t t e l hyg i e ne . E s  i s t a u c h  w i ch t i g , d i e  nachte i l i g en 

Ausw i r k u n g e n  von g e g e be nen f a l l s  e r f o r de r l i chen Ge s undhe i t s

maß n ahmen a u f  Tou r i s t e n  so we i t  w i e  mög l i c h  e i n z ug r e n z e n . 

8 0 . Z u r  E r l e i Chte r u ng und Besch l e u n i g ung de r aU ß e rg e r i c ht

l i chen B e i l eg u ng von Me i n u ng s v e r sc h i ed e n he i te n  z w i schen Tou

r i s t e n  u nd phy s i schen ode r j u r i s t i s chen Pe r s o n e n  s o l l t e  e i ne 

e n t s p r e chende S te l l e , w i e  e twa e i n  B ü r o  f ü r  den Kon sumente n

schu t z  ode r e i n  Omb u d smann , m i t  a l lgeme i ne r  ode r spe z i e l l e r  

V o l l macht e i ng e r i ch t e t  we rden , denen Tou r i s te n  Ant r äg e  au f 

Be i l e g u ng i h r e r  M e i n u ng s ve r sch i edenhe i t e n  v o r l e g e n  könnt en . 

De r a r t i g e  An t r äg e  s o l l t en p r ompt e r l ed i g t  we r de n , u nd de r 

bet r o f f e ne Tou r i s t  s o l l t e vom E r g e bn i s  i n  Ke n n t n i s  g e s e t z t  

we r d e n . 

8 1 . Z um i nd e s t  d i e  f o l g e nden spez i f i schen Rechte so l l te n  

Tou r i s t e n  e i ng e r äumt we r d e n : 

( a ) D a s  Recht d e s  Tou r i s t e n , de r ode r de s s e n  Bes i t z  e i nem 

schwe ren Ve rgehen zum Op f e r  f i el , s e i ne F am i l i e SO 

r a sch w i e  mög l iCh z u  ve r stind i gen , 
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( b ) Das Recht d e s  T o u r i s t e n  g e g e b� n � n f a l l s  r a s c h  d i e  � n t 

s p r e ch e nde ä r z t l i c he B e t  r e u u n y z '..l b e '>< om,ne :1 ,  v o r  z u g s 

we i s e i m  R a hm e n  d e s  n a t i o n a l � n '� c z l .:1 1 v ..:: e s l c n c: r -l (Fj S 
s y s t em s , s o  d i e s  mög l i � h  i s t ; 

( c ) D a s  Recht d e s  To u r i s t e n , d e r o d e r d 2 s s e "  B e s l t z ,> i t ":: , d  
Ve r g e h e n  z u m  O p f e r f i e l e n , o h n e  j e g l l � h e  ei e A u s l ä r, 
d e r g e l t e n d e n  K a u t i o n s a u f l a g e n  � i n  y e r i c h t i L c h e s  u n d  

i n  be s o n d e r e n  F ä l l e n  e i n  s t r a f r e c h t l i c h e s  V � r f a h r e �  

be i d e n  G e r i c h t e n  d e s  La n d e s  g e 0 e n  d e n  T ä t 2 r  d e r 2 r 

wäh n t e n V e r g e h e n  e i n z u b r i n g e n  u n -i L: U  d i e s e m  Z w e c k  e r 

f o r d e r l i c h e n f a l l s  Re c h t s b e i s t a n d  � j e k o nme n . 

8 2 . E s  s o l l t e n  a l l e  e n t s p r e c h e n d e n  M a ß n d h m � n  s e s e t z t  w � r 

d e n , 

( a ) um d i e  r a s c h e  R ü c k f ü h r u n g  i n  d a s  H e i m a t l a nd d e s T o u 

r i s t e n  z u  e r mög l i c h e n , d e r u n d / od e r d e s s e n  B e s i t z 

e i n em schwe r e n  Ve r g e he n  z u m  Op f e r f i e l ;  

( b ) um d i e R ü c k f Ü h r u n g  g e f u n d e n e n  g e s t o n l � n e n  Be s i t z e s 

i n  d a s  H e i ma t l a nd d e s  To u r i s t e n  z u  e r mög l i c h e n . 

8 3 .  De r ö f f e n t l i c he u n d  d e r p r i V a t e  Se k t o r s o l l t e n : 

( a ) I n f o rmat i o n e n  sowo h l  a n d i e  i m  F r emd e n v e r ke h r B e

S C h ä f t i g t e n  a l s  a u c h  a n  d i e  Ö f f e n t l i c hk e i t i m  a l l g e

me i ne n  we i t e r g e be n , u m  s o  d e r e n  B ew u a t s e i n a u f d e m  

Ge b i e t  d e s  S c h u t z e s  u n d  d e r S i c h e r he i t  v o n  Tou r i s t e n  

z u  s te i g e r n ; 

( b ) m i t  a l l e n  n o twend i g e n  M i t t e l n  d i e  S c hu l u ng i n  d e n  

ve r sc h i ed e n e n  d i r e k t  o d e r  i n d i r e k t  f ü r  d i e  S i c h e r he i t  

und d e r  Sc h u t z  v o n  T o u r i s t e n  v e r a n two r t l i c h e n  B e r u f e n  

e r m ut i g e n . 

8 4 .  Das G a s t l and u n d  d a s  H e i ma t l a n d  d e s  Tou r i s t e n  s o l l t e n  

au f b i  l at e  r a l e  r B as i s ak t i  v z u s amme n a r be i  t e n  u n d  a l'l e e n t 

s p r e ch e n d e n  M i t t e l  z u r  Gewäh r l e i s t u n g  d e s  S c hu t z e s  u n d  de r  

S i che r he i t  v o n  To u r i s t e n  e i n s e t z e n , vo r al l e m  i m  F a l l e  von 

N at u rkatas t r ophen , g r o ß e n  U n g l ück s f ä l l e n  und E p i de m i en . 
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8 5 .  I m  F a l l e  s c hwe r e r  Ve r g e h e n  g e g e n  Tou r i s t e n , v o r  a l l em 

w e n n  s i e  O p f e r e i n e s  Te r r o r an s c h lag s wu r de � ,  s o l l t e  d a s  

Ga s t l an d  dem H e i m a t l ct n d  - w e n n  m5g 1 i c n  a u f d i p l omat i s c h e m  

o d e r k o n s u l a r i schem We g e  - a l l e notwend i g e n  I n f o r mat i o n e n  

übe r d e n  Z u s t a n d  d e s  O p f e r s  u nd d i e U m s t än d e , u n c e r  d 2 1 e n  e s  
z u  de r g e g e n s t än d l i c h e n  H a n d l u n g g e k omme n i s t , g e be n . 

8 6 .  D i e  S t aate n s o l l t e n : 

( a ) e i n ande r be i m  E r f ah r u n g s a u s t a u s c h  u n d  dem A u s t a u sch 

von F a c h l e u t e n  au f dem Ge b i e t  des Schu t z e s  u n d  d e r 

S i ch e r h e i t  v o n  Tou r i s t e n  sowe i t  w i e  m5g l i c h  g e g e n s e i 

t i g e  t e c h n i s c h e  H i l f e l e i s t e n ; 

( b ) i m  R ahme n d e r n a t i o n a l e n  G e s e t z e  ode r  i n c e r n a t i o n a l e r  

ve r b i n d l i c he r Ve r e i n b a r u n g e n  d e n  Au s t a u s c h  von S p e z i 

a l i s t e n  au f d e m  G e b i e t  d e r S i che r he i t  v o n  T o u r i s t e n , 

vo r a l l e m L n  d e n  F r emd e n v e r k e h r s be r u f e n , f 5 r de r n . 

I V . 

VORGANG SWE I S E D E R  PARLAM ENTAR I E R U N D  W E I T E R E  S C H R I TT E  

8 7 . J e ne P a r 1 3me n t e , d i e  de r z e i t  n i c h t  ü be r e i n e n  Mecha n i s 

m u s  z u r  P r ü f u n g  u nd A n a l y s e  v o n  F r ag e n , d i e  d e n  To u r i sm u s  

b e t r e f f e n , ve r f üg e n , so l l t e n  d i e  S c h a f f u ng e i n e r  e i g e n e n  

S te l l e ode r d i e  E r w e i t e r u ng de r Komp e t e n z e n  b e s t eh e n d e r 

S te l l e n  a u f F r ag e n  d e s  To u r i sm u s  e r w äg e n . 

8 8 .  D i e  P a r l ame n t e  s o l l t e n  i m  L i c h t e  de r E r g e b n i s se d i e s e r 

K o n f e r e n z  a l l e  rech t l i c hen R eg e l u ng e n  be z üg l i c h  de s F r emd en

v e r k e h r s  ü be r p r ü f e n , m i t  d e m  Z i e l , d i e s e  i n  e i n  u m f a s s e n d e s  

Ge s e t z e swe r k  e i n z u b i n d e n  ( be i  g l e i c h z e i t i g e r  Sch l i e s s u ng von 

L ü c k e n ) ,  we l c h e s  d i e  n a t i o n a l e  Po l i t i k  und d i e P r i o r i t ä t e n  

f ü r d e n  Tou r i s m u s  kod i f i z i e r t . Z u  d e n  B e r e i c h e n  f ü r  e n t sp r e 

che nde vo r r a n g i g e  g e s e t z g e be r i s c h e  M a ß n a hmen g e h 5 r e n : M i n

d e s t n o r me n  u n d  E i n s t u f u n g s s c heme n ; P r e i s bewe r t u n g  f ü r  t o u 

r i s t i sche E i n r i ch t u n g e n  u n d  S t ä t t e n ;  d e r  Schu t z  d e r  Tou r i s

t e n  v o r  Au s be u t ung ; R e c h t sm i t t e l  u n d  d i e  D u r ch s et z ung von 

G e s e t z e n  und Ve r o r dn u n g e n  z um Tou r i smu s ;  f i na n z i e l l e An r e i ze 

f ü r  h e i m i sche und au s l änd i sche I n v e s to r e n ;  tou r i st i s che 

S t ät t e n  und Umwe l t schu t z , u s w  • 

. ..... . .  
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8 9 .  D i e  Reg l e r u n g e n  u n d  P a r l ame n t e  so l l t e n  b e s o nde r e  Au f 

me r k samke i t  de r D u r c h s e t z u n g  de r nat i o na l e n  G e s e t z e  u n d  de r 

i nt e r na t i o n a l e n  Re c ht sw e r ke ü be r  d e n  Tou r i sm u s  3 c he n k e n . 

9 0 . D i e  P a r l ame n t e  so l l ten s i che r s t e l l e n , d a ß  d e r T o u r i smus 

als Kompo n e n t e  be r ü c k s i ch t i g t  w i rd ,  w e n n  ande r e  F r ag e n  v o n  

nat i o n a l e r B ed e u t u ng ( z . B .  F r ag e n  de r W i r t s c h a f t , de r Reg i o

n a l e n tw i c k l u ng , d e s  So z i a l w e s e n s , de r Ku l t u r , d e s  E r 

z i e hu n g sw e s e n s , d e s  Umwe l t s chu t z e s  u n d  de r S i che r he i t )  g e 

p r ü f t we r d e n , dam i t  de r Tou r i smus B e s t a nd t e i l  d e r u m f a s s e n 

d e n  n a t i o n a l e n  P o l i t i k u n d  d e r E n tw i c k l u n g s p r i o r i t ät e n  w i r d . 

9 1 . D i e  P a r l ame n t e  s o l l t e n  i n  Z u s amme n a r be i t  m i t  d e r  WTO 
r e g e lmäß i g e  i n te r n a t i o n a l e  K o n t ak t e  p f l e g e n , dam i t  d i e  E r 

f ah r u n g e n  ande r e r  Lände r b e i  d e r To u r i sm u s - P o l i t i k u n d  d e r 

de r E n t w i c k l u n g  d e s  T o u r i s m u s  g e n u t z t  w e r d e n  k ö n n e n . 

9 2 .  D i e  I n t e r p a r l ame n t a r i s c h e  U n i o n  s o l l t e i n  Z u s amme n a r 

be i t  m i t  de r WTO d i e  A b h a l t u ng e i n e r  we i t e r e n  we l twe i t e n  

K o n f e r e n z  o d e r reg i o n a l e r  Z u s amme n k ü n f t e  z um Thema To u r i smu s 

e rw ä g e n .  

9 3 .  D i e  n a t i o n a l e n  G r u pp e n  d e r I P U  so l l t en : 

( a l d i e  E r g e bn i s s e de r K o n f e r e n z  i h r e n  j e w e i l i g e n  P a r l a

me nten ( v o r  a l l em d e n  z u s t än d i g e n  Au s s c h ü s s e n )  und 

Reg i e r u n g e n  z u r  Ke n n t n i s  b r i ng e n , sow i e  den n a t i o na

l e n  S te l l e n  u n d  I n s t i t u t i o n e n , d i e  s i c h  m i t  F r ag e n  

d e s  Tou r i smus b e s c hä f t i g e n ; 

( b ) d e n  E r g e bn i s s e n  de r K o n f e r e n z  z u  g r o ß e r  P u b l i z i t ät 

ve r he l f e n  u nd d i e s e  ü be r  d i e  Med i e n  u n d  d i e  r e l e van

ten B e r u f s ve r bände z u g äng l i ch mache n ;  

( c l das Sek r e t a r i a t  de r I P U  von de n u n t e r n omme n e n  Sc h r i t

t e n  u n d  den e r z i e l t e n  E r g e bn i s s e n  i n f o r m i e r e n , dam i t  

d i e s e  I n f o r ma t i onen an d i e  ande r e n  n a t i o n a l e n  G r u p

p e n , d i e  WTO u n d  ande r e  be t r o f f e ne O r g an i s at i onen , 

s ow i e  d i e  l e i tenden S te l le n  de r I P U z u  de r e n  S tu d i um 

de r v o n  d e n  nat i o n a l e n  G r uppen g e s e t z t e n  Fo l g emaB

nahme n we i te r g e l e i t e t  w e r de n  k ö n ne n . 

-

\ 
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9 4 . D i e  WTO s o l l e e J i e  � r g e b n i s s e  d e r K u n f e r e n z  a n  a l l e  

M i t g l i e d s s t a a t e n , a u ß e r o r d e n t l i c h e  u n d  � s s o z i i e r t e M l t g l i e 

d e r  we i t e r l e i te ! 1 u n d  de r e n  w e i t e r e V � r f 0 l g u n g i �  R a hm e n  d e s  

O r de n t l i c hen P r o g r amm s s i c he r s t e l l e n . 

9 5 .  D i e  WTO s o l l t e i n  Z u s dmm e n d r be i t  rn i c  j e r  [ P U  e i n e S t u 

d i e  ü be r d i e  n a t i o n a l e n  G .: s e t z e  Z 'J m T hema S i c h e r n e i t  u n d  

S c hu t z  v o n  Tou r i s t e n e r w �g e n . 
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Interparlamentarisches Symposium über die Teilnah m e  von Frauen 

am politischen und parlamentarischen Entscheidungsprozeß 
(Genf, 20. bis 24. November 1 989) 

D as ursprünglich für die Zeit vom 1 6 .  bis 20. Oktober 1 9 8 9  in Madrid geplante 

Interparlamentarische Symposium über die Teilnahme von Frauen am polit ischen 

und parlam entarischen Entscheidungsprozeß fand vom 20. bis 24. November 1 989 in 

Genf statt .  Seitens der öst erreichischen Gruppe der IPU nahmen die Abgeordnete 

Dr. Gertrude Brinek und Bundesrätin M ag. Dr.  Eleonore Hödl teil.  

Dem Interparlamentarischen Rat wurden die nachstehenden Ergebnisse vorge-

legt: 

1 .  D as Interparlamentarische Symposium über die Beteiligung von Frauen am 

politischen und parlamentar ischen Entscheidungsprozeß und der Round-table 

über das Image von Politikerinnen und die Medien fanden vom 20. bis 24. 

November 1989  stat t .  

2.  Wie frühere Symposien, die von der Union organisier t wurden, sollte dieses 

Treffen in erster Linie einen freien Meinungsaustausch zwischen Parlamen

tariern und anderen Personen ermöglichen. Sowohl Parlamentariern als auch 

Parlamentarierinnen sollte die Gelegenheit gegeben werden, nicht nur ihre 

Meinungen auszutauschen und ihre unterschiedlichen Erfahrungen zu berich

ten, sondern auch die verschiedenen Aspekte des Gegenstands mit  Exper ten 

und anderen Beteiligten zu diskutieren. Insbesondere sollten die geeignetsten 

M aßnahmen zur Förderung der Teilnahme von Frauen am politischen und 

parlamentarischen Leben und eine bessere Verteilung der Entscheidungsbe

fugnisse zwischen Männern und Frauen gefördert w erden. 

3 .  D as Symposium vereinigte 150  Parlamentarier, von denen 1 6  Prozent Männer 

waren aus 6 6  Ländern,  ferner etwa 3 0  nationale Experten und Berater und 

eine gleichgroße Anzahl von Vertretern von 1 7  internationalen Organisationen 

sowie auch Vertreter der Medien. 

4. Die Eröffnungszeremonie fand am 20. November 1 989 im Vorstandssit zungs

saal der Internationalen Arbeitsorganisation stat t .  Auf dieser Eröffnungsfeier 

sprachen Heribert M aier, Generaldirektor der ILO ,  Bernard Ziegler, Staatsrat 

der Republik und des Kantons Genf, und der Präsident des Interparlamentari

schen Rates Dr.  Daouda Sow.  
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5.  Am Beginn seiner Arbeit wählte das Symposium einstimmig das Mitglied des 

Exekutivkomitees Dr. Laila Takla (Ägypten) zur Vorsitzenden und Frau 

Genevieve Aubry und Frau Amparo Rubiales, Leiterinnen der Delegationen 

der Schweiz und Spaniens, zu stellvertretenden Vorsitzenden. 

6 .  Die Diskussionen waren von besonderer Dynamik gekennzeichnet: Innerhalb 

von 3 1/2 Tagen kam es zu etwa 3 0 0  Wortmeldungen! 

7 .  Die Debat ten wurden durch acht Berichterstat ter eröffnet und geleitet;  diese 

waren vom Rat auf seiner Budapester Session im April 1 989  ernannt worden. 

Berichterstatter waren: 

Frau Katalin Koncz (Ungarn) , 

Frau Mona Markram Ebeid (Ägypten) , 

Dr.  Naomi Nhiwatiwa (Zimbabwe),  

Frau M aria Lourdes Pintasilgo (Portugal) , 

Frau Jacqueline Pitanguy (Brasilien) , 

Frau Barbara McDougal (Kanada) , 

die w ährend des Symposiums durch 

Frau Brenda Mary Robertson (Kanada) ersetzt wurde: 

Frau M argaret Shields (Neuseeland) , 

Frau Shahnaz Wazir Ali (Pakistan) , 

8 .  Die Debat ten konzentrierten sich auf folgende, durch den Interparlamentari

schen Rat festgelegte Themen: 

Thema 1 :  
Verteilung der Entscheidungsbefugnisse in der Politik und i m  Parlament 
a) die Politik - eine Männersache? 
b) das Auftreten der Frauen auf der politischen Bühne: eine wesentliche 

Veränderung im politischen Leben und in der politischen Beschlußfas
sung? 

Thema 2: 
Faktoren, die weiterhin die Beteiligung von Frauen am politischen und 
parlamentarischen Leben einschränken und Möglichkeiten zur Verbesserung 
dieser Situation 
a) verfassungsrechtliche und geset zliche Bestimmungen und ihre Anwen

dung 
b) soziale, kulturelle und wirtschaftliche Zwänge, die die Beteiligung der 

Frauen am politischen Leben einschränken 
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c l Zeitrege1ung, die es Frauen ermöglicht, am politischen Leben teilzuneh
men und gleichzeitig ein Familien- und möglicherweise ein Berufsleben 
zu führen 

d) die Rolle der M assenmedien 

Thema 3: 
Positive Aktionen und temporäre M aßnahmen, um sicherzustellen, daß mehr 
Frauen auf allen Ebenen des poli tischen und parlamentarischen Lebens 
gewählt, aufgestellt, ernannt und auf angem essene Weise am Ent scheidungs
prozeß beteiligt werden 
a) bürgerliche und politische Bildung der Frauen - Frauen sollen in die Lage 

versetzt  werden, politische Aufgaben zu übernehmen 
b) Mechanismen, welche Frauen den Zugang zu allgemeinen repräsentativen 

Institutionen und poli tischen und parlamentarischen Entscheidungsgre
mien erleichtern sollen. 

9 .  Bei Abschluß des Symposiums verlas die Vorsitzende eine Zusam menfassung 

der Diskussionen. 

1 0. Der Interparlamentarische Rat wird insbesondere auf die vom Symposium 

verabschiedeten Empfehlungen an die leitenden Organe der Union hingewie

sen. Anläßlich ihres Meetings in Nikosia am 1 .  April 1 9 90 beabsichtigen die 

Parlamentarierinnen, eine Einschätzung des Symposiums vorzunehmen und 

Folgemaßnahmen in Betracht zu ziehen. Sie w erden daher voraussichtlich 

dem Rat spezi fische Vorschläge für die Umset zung der E mpfehlungen des 

Symposiums vorlegen. 

1 1 . Der Round-table-Gespräch über das Thema "Das Bild der Politikerin in den 

Medien",  ein integraler Teil des Symposiums,  vereinigte vier Politiker und 

vier Vertreter der Medien und wurde von einem Moderator geleitet .  Das 

Publikum bestand aus allen Teilnehmern des Symposiums, die an der D ebat te 

lebhaften Anteil nahmen. Anlage 2 enthält Inform ationen über die Teilnehmer 

und die D ebat ten. 

1 2. Eine Broschüre, beinhaltend die einleitenden Berichte der Berichterstat ter 

und die Teilnehmerliste,  wurde veröffentlicht und allen nationalen Parlamen

ten und interessierten Kreisen übermit telt. 
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Empfehlungen an die leitenden Organe der Interparlamentarischen Union 

Die Teilnehmer des Symposiums beschlossen folgende Empfehlungen: 

1 .  Die Praxis, Studien über das Thema "Teilnahme von Frauen am politischen 

Leben und am Entscheidungsprozeß" und "Mandatsverteilung in Parlamenten 

zwischen M ännern und Frauen" in vier Jahres-Abständen zu veröffentlichen, 

soll fortgesetzt  werden. In diesem Zusam menhang hat das Symposium alle 

Mitgliedsparlamente der Union eingeladen, entsprechende Daten zwecks 

Auswertung für Zwecke dieser Studien zur Verfügung zu stellen. 

2. Die Union soll Bestrebungen der geopolitischen Gruppen, regionale Meetings 

oder Symposien über die Frage der Beteiligung von Frauen am politischen 

Leben zu veranstalten, größtmögliche Unterstützung gewähren. 

3 .  Es  soll die Herausgabe eines Mit teilungsblat tes in  Aussicht genommen wer

den, um den Austausch von Informationen z wischen den Mitgliedern der Union 

und das Sammeln von Informationen und Erfahrungen im Zusam menhang mit 

verstärkter Vertretung von Frauen in Parlamenten und anderen Entschei

dungsorganen zu erleichtern. 

4. Eine Arbeitsgruppe sollte eingesetzt  werden, um Ziele und Programme für die 

nächste Dekade im Einklang mit dem Ziel, den Anteil der Frauen in allen 

Parlamenten und internationalen Organen auf 5 0  Prozent zu erhöhen, zu 

planen. 

Sitzungen der Parlamentarierinnen in der IPU 

Unter den zahlreichen informellen Meetings am Rande interparlamentarischer 

Konferenzen kommt vor allem auch dem in den letzten Jahren eingeführten 

Treffen der Parlamentarierinnen, das in der Regel am Tag vor Konferenzbeginn 

stattfindet, größere Bedeutung zu. Hauptpunkte der Beratungen der Parlamenta

rierinnen im Berichtszeitraum waren: 
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Die Fortschrit te der vom Generalsekretariat durchgeführten Untersuchungen 

über die Repräsentanz von Frauen in den Parlamenten, deren Grundlage 

Berichte der in den einzelnen nationalen Gruppen ernannten Beauftragten für 

Frauenangelegenhei ten waren. 
, 

Möglichkeiten zur Verbesserung der Teilnahme der Frauen an den Aktivitäten 

der Interparlamentarischen Union - hiezu wurden Vorschläge zur Änderung 

der Statuten der IPU sowie ein Antrag auf geschäftsordnungsmäßige Veranke

rung der Treffen der Parlamentarierinnen in den Statuten vorgelegt.  In der 

Ratstagung in Bangkok legten die Parlamentarierinnen eine Reihe von Anträ

gen vor, die allerdings nicht die Zustimmung des Rates fanden. Dem Vor

schlag, daß mindestens z wei Mitglieder des Exekutivkomitees Frauen sein 

sollen, wurde auf der 80. Interparlamentarischen Konferenz Rechnung getra

gen. 
, 

Die Beteiligung der Frauen am politischen und parlamentarischen Leben 

sowie am Prozeß der Entscheidungsfindung. 
, 

Die Vorbereitung des Interparlamentarischen Symposiums über die Teilnahme 

von Frauen am politischen und parlamentarischen Entscheidungsprozeß. 
, 

D ie Situation der Familie in der Welt: D er Vorrang der Rechte der Frauen und 

der Kinder. , 

Die Frau in der Wirtschaft :  Ihre Rolle am Arbeitsplat z sowie ihr Status und 

ihr Stellenwert als Produzentin, Verbraucherin und Ernährerin der Familie. 
I 

Die Frau in Wissenschaft und Technologie und ihre Rolle beim Umweltschutz 

im Zusam menhang mit dem Ent wicklungsprozeß. 
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Bll.ATERALE KONTAKTE 

In den Jahren 1 987  bis 1 98 9  fanden folgende Besuche von Parlamentarierdelegatio-

nen stat t: 

Besuche in Österreich 

Besuch des Präsidenten der Volkskam mer der 
D eutschen Demokrat ischen Republik Horst Sindermann 

Besuch einer Parlamentarierdelegation des 

1 8. bis 20. Mai 1 9 8 7  

Obersten Sowj ets der UdSSR 3 0. November bis 6 .  Dezember 1 9 8 7  

Besuch von Mitgliedern des D eutschen 
Bundes tages 14. bis 1 6. September 1 98 8  

Besuch einer Delegation der Schweizerischen 
Bundesversam mlung 26 .  bis 3 0. Juni 1 989  

Besuche österreichischer Delegationen im Ausland 

Besuch einer ös terreichischen Parlamentarier
delegation in Frankreich 

Besuch einer österreichischen Parlamentarier
delegation in Luxem burg 

Besuch einer österreichischen Parlamentarier
delegation in Jugoslawien 

Besuch einer österreichischen Parlamentarier
delegation in Spanien 

Besuch einer österreichischen Parlamentarier
delegation in Belgien 

Besuch einer österreichischen Parlamentarier
delegation in Albanien 

5.  bis 9. Oktober 1 98 7  

1 5 .  bis 18 .  Oktober 1 9 87  

14. bis 1 8 .  Mär z  1 9 88 

10 .  bis 15.  April 1 9 8 9  

1 7 .  bis 2 1 .  April 1 98 9  

1 2. bis 1 6. Juni 1 9 8 9  
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PARLAMENT ARIERDELEGA nONEN ALS GÄSTE IN ÖSTERREICH 

D eutsche Demokratische Republik 

Vom 1 8 .  bis ZO. M ai 1 987 besuchte der Präsident der Volkskammer der 

D eutschen Demokratischen Republik Horst Sindermann Österreich und erwiderte 

damit den Besuch einer österreichischen Parlamentarierdelegation, die 1 984 die 

Deutsche D emokratische Republik besucht hatte. 

Präsident Sindermann führte ein ausführliches Gespräch im Parlament , das 

unter dem Vorsitz  des Präsidenten des N ationalrates M ag. Leopold Gratz stat tfand 

e 
und an dem der Vorsit zende des Bundesrates Gerhard Frasz,  der Dritte Präsident 

des Nationalrates D ipl.-Vw.  Dr.  G erulf Stix, der Stellvertretende Vorsit zende des 

Bundesrates Prof. Dr. Herbert Schambeck, Klubobmann D ipl.-Kfm.  DDr.  Friedrich 

König, die Vorsit zende des Grünen Klubs Freda Meissner-Blau, die Abgeordneten 

zum Nationalrat Dr. Peter Jankowitsch, lng. Hans Hobl, Josef Pfeifer ,  D ipl.-Kfm.  

Holger Bauer , Paul Burgstaller sowie das Mitglied des  Bundesrates M aria Rauch

Kallat teilnahmen. 

Hauptpunkte des Besuchsprogram ms war en eine Audienz bei Bundespräsident 

Dr.  Kurt Waldheim,  ein Mittagessen auf Einladung des Bundeskanzlers in den 

Räumen des Bundeskanzleramtes, bei dem Vizekanzler Bundesm inister für auswär

tige Angelegenheiten Dr.  Alois Mock den Bundeskanzler vertrat, sowie Gespräche 

mit  dem Bürgermeister der Bundeshaupstadt Wien Dr.  Helmut Zilk, dem Präsiden

ten des Österreichischen Gewerkschaftsbundes Anton Benya und dem Obmann des 

Klubs der Sozialis tischen Abgeordneten und Bundesräte Dr. Heinz Fischer . 

Union der Sozialist ischen Sowjetrepubliken 

Eine sowj etische Parlamentarierdelegation besuchte vom 3 0. November bis 6. 

Dezember 1 987 Österreich; dadurch wurde ein Besuch erwidert ,  den eine österrei

chische Parlam entarierdelegation im September 1 9 8 5  der Sowj etunion abgestat tet 

hat te. Die D elegation stand unter Leitung des Mitglieds des Präsidiums des 

Obersten Sowj ets der UdSSR und D irektors des Lebedew-Instituts für Physik der 

Akademie der Wissenschaften der UdSSR, Akademiemitglied Nikolaj G. Bassow ,  

und setzte  sich weiters aus dem Vorsit zenden des Obersten Gerichtshofs der UdSSR 

und Abgeordneten zum Obersten Sowj et der UdSSR Wladim ir I. Terebilow ,  der 
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Vorsitzenden des Ausschusses für Fragen der Abeits- und Lebensbedingungen der 

Frauen sowie des Mutter- und Kindschutzes des Nationalitätenrates des Obersten 

Sowj ets der UdSSR Natalij a  W. GelIert ,  dem Sekretär des Planungs- und Budgetaus

schusses des Unionsrates des Obersten Sowj ets der UdSSR und Ersten stellvertre

tenden Minister für Hüttenwesen der UdSSR Leonid W. Radjukewitsch, dem 

Sekretär des Ausschusses für Energie des Unionsrates des Obersten Sowj ets  der 

UdSSR, Bergbaumeister Aleksandr G. Chworostj an sowie leitenden Beamten der 

Drit ten Europäischen Abteilung im Außenministerium der UdSSR und des Präsi

diums des Obersten Sowj ets der UdSSR zusammen. 

An einer Aussprache im Parlament unter Vorsitz  des Präsidenten des Natio

nalrates Mag. Leopold Gratz sowie an den weiteren Gesprächen mit den sowj eti

schen Parlamentariern nahmen die Vorsitzende des Bundesrates Dr. Helga Hieden

Sommer, die Zweite Präsidentin des Nationalrates Dr. Marga Hubinek, der Drit te 

Präsident des Nationalrates Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix, die Stellvertretenden 

Vorsitzenden des Bundesrates Prof. Dr. Herbert Schambeck und Walter Strutzen

berger, die Klubvorsitzenden Dipl.-Kfm. DDr. Friedrich König und Freda Meissner

Blau sowie die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Peter Jankowitsch, Dipl.-Vw. Dr. 

Ludwig Steiner, Dr. Friedhelm Frischenschlager, Josef P feifer, Dr. Walter Schwim

mer, Ing. Ernst Nedwed, Dipl.-Ing. Franz Flicker, Dr. Norbert Gugerbauer und 

Bundesrat Dipl.-Kfm.  Dr. Karl Pisec teil. 

Hauptpunkte des Programms in Wien waren eine Audienz bei Bundespräsident 

Dr. Kurt Waldheim ,  ein Mittagessen, gegeben von Bundeskanzler Dr. Franz 

Vranitzky in den Räumen des Bundeskanzleramtes, ein Gespräch mit Vizekanzler 

Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois Mock sowie Gespräche 

mit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales Alfred Dallinger, dem Präsidenten 

der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft Ing. Rudolf Sallinger, ein Mit tages

sen auf Einladung des Obmannes der Österreichisch-Sowj etischen Parlamentari

schen Freundschaftsgruppe Dr. Peter Jankowitsch sowie ein Abendessen auf 

Einladung des Bürgermeisters der Bundeshauptstadt Wien, bei dem der Klubobmann 

der Sozialistischen Landtagsfraktion, Landtagsabgeordneter Dr. Hannes Swoboda, 

den Bürgermeister vertrat , w eiters ein Empfang auf Einladung der Österreichisch

Sowj etischen Gesellschaft , ein Besuch der Ausstellung "Der österreichische Frei

heitskampf" im Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstandes, eine 

Kranzniederlegung am Ehrendenkmal für die bei der Befreiung Wiens gefallenen 

sowj etischen Soldaten sowie der Besuch der Aufführung der Oper "Iphigenie in 

Aulis" in der Wiener Staatsoper. Die D elegation besuchte auch das Forschungszen

trum Seibersdorf. 
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Die sowj etischen Gäste hat ten die Gelegenheit , eine Fahrt in die Bundeslän

der Oberösterreich, Salzburg und Burgenland zu unternehmen. Ihre Rundfahrt 

führte sie zunächst nach Linz, wo das Werk der VOEST-Alpine AG besucht wurde, 

sowie in die Gedenkstätte  M authausen, wo die Delegation Kranzniederlegungen 

vornahm.  In Salzburg gaben der Landeshauptm ann und der Bürgermeis ter zu Ehren 

der Delegation ein Abendessen. Die Delegation konnte sich ein eindrucksvolles Bild 

von den kulturellen Sehenswürdigkeiten der Stadt machen. Ein Besuch des Salzbur

ger Landtages und Gespräche mit  Abgeordneten der im Landtag vertretenen 

politischen Parteien rundeten den Aufenthalt in der Festspielstadt ab. Im Burgen

land hatte  die Delegation die Möglichkeit mit Landeshauptm ann Johann Sipötz und 

Mitgliedern der Landesregierung Gespräche zu führen; weiters wurde ein landwirt

schaftlicher Betrieb besichtigt . Der Landeshauptmann von Burgenland gab in Rust 

• 
zu Ehren der D elegation ein Mit tagessen. 

Bundesrepublik D eutschland 

Eine D elegation der deutsch-österreichischen Parlamentariergruppe im D eut

schen Bundestag weilte vom 1 4. bis 1 6. September 1988 in Österreich. Die 

D elegation wurde vom Vorsitz enden der deutsch-österreichischen Parlamentarier

gruppe, Mitglied des Bundestages Prof .  Dr.  Otto Wulff  geleitet. Weiters gehör ten 

ihr die Mitglieder des Bundestages Helmuth Becker , Günter Strassmeir, Hans

Eberhard Urbaniak, U t a  Würfel und Erich Wol fram an. 

Schw erpunkt des Program m s  waren Gespräche mit  österreichischen Parla

mentariern, an denen österreichischerseits der Zweite Präsident des Nationalrates 

Dr. Marga Hubinek, der Dri t te Präsident des Nationalrates Dr. Gerulf S tix, der 

Vizepräsident des Bundesrates Prof. Dr. Herbert Schambeck, der Obmann des 

Parlamentsklubs der Österreichischen Volkspartei  Abgeordneter Dipl.-Kfm.  DDr.  

Friedrich König, die Vorsitzende des Grünen Klubs Abgeordnete Freda M eissner

Blau, der Vorsit zende der österreichisch-deutschen parlamentarischen Freund

schaftsgruppe, Abgeordneter Dr .  Kurt Heindl, sowie die Abgeordneten Walter 

Resch, D ipl.-Vw . Dr .  Ludwig Steiner, Robert Elmecker, Dr.  Wolfgang Schüssel, Dr. 

Helene Par tik-Pable, Dr.  Oskar Mayer und die Bundesräte Dr.  Manfred M autner 

M arkhof und Albrecht Konecny teilnahmen. 

Die D elegation wurde vom Bundespräsidenten Dr.  Kurt Waldheim zu einer 

Audienz empfangen; Bundeskanzler Dr.  Franz Vranitzky gab ein Mittagessen zu 

Ehren der Delegation. Weiters wurden die deutschen Parlamentarier von der 
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Amtsführenden Stadträtin für Konsumentenschutz,  Frauenfragen, Recht- und Bür

gerdienst in Wien Christine Schirmer, dem Präsidenten der Bundeskammer der 

gewerblichen Wirtschaft Ing. Rudolf Sallinger und dem Präsidenten des Österreichi

schen Gewerkschaftsbundes Friedrich Verzetnitsch empfangen. 

Schweiz 

Eine Delegation der Schweizerischen Bundesversam mlung unter Leitung des 

Präsidenten des Nationalrates Josef Iten, der weiters der Präsident des Ständerates 

Hubert Reymond, der Vizepräsident des Ständerates Luregn Mathias Cavelty, 

Nationalrat Silvio Bircher, Ständerätin Esther Bührer, Nationalrätin Susanna 

Daepp-Heiniger, Nationalrat Claude Massy, Nationalrat Karl Tschuppert sowie der 

Generalsekretär der Bundesversammlung Jean-Marc Sauvant angehörten, stat tete 

vom 26. bis 30.  Juni 1 9 8 9  Österreich einen Besuch ab. 

An der Aussprache im Parlament unter Vorsitz  des Präsidenten des National

rates Rudolf Pöder und an den weiteren Gesprächen mit den schweizerischen 

Gästen nahmen der Zweite Präsident des Nationalrates Dr. Marga Hubinek, der 

Dritte Präsident des Nationalrates Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix, der Vizepräsident des 

Bundesrates W alter Strutzenberger, die Klubobmänner Dr.  Heinz Fischer und 

Andreas Wabl sowie die Abgeordneten Dipl.-Kfm. Dr. Albert Steidl, Dr. Jolanda 

Offenbeck, Dr. Friedhelm Frischenschlager, Dr.  Walter Schwimmer, Hilde Seiler, 

Anton Bayr, Dr. Wendelin Ettmayer, Karl Smolle, Herbert Schmidtmeier, Klara 

Motter, Dr. Peter Jankowitsch und Josef Hintermayer sowie die Bundesräte Dr. 

Manfred Mautner M arkhof ,  Karl Drochter, M ag. Helmuth Weiss, Albrecht Konecny, 

Dr. Heide Schmidt und Franz Kampichler teil. 

Die D elegation wurde vom Bundespräsidenten Dr. Kurt Waldheim zu einer 

Audienz in der Hofburg empfangen; weitere Hauptpunkte des Programms stellten 

ein Mittagessen, gegeben vom Bundeskanzler Dr. Franz Vranit zky, sowie Gespräche 

mit dem Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien Dr.Helmut Zilk, dem Bundes

minister für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois Mock, dem Präsidenten der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft lng. Rudolf Sallinger und dem Präsi

denten des Österreichischen Gewerkschaftsbundes Friedrich Verzetnitsch dar. 

Anläßlich einer kurzen Fahrt in die Wachau hatte die Delegation die 

Gelegenheit, die Stadt Krems zu besuchen und wurde dort vom Bürgermeister der 

Stadt Krems Landtagsabgeordneten Harald Wittig empfangen. Ein Mittagessen in 

Dürnstein, bei dem Bundesrat Franz Kampichier den Landeshauptmann von Nieder-
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österreich vertrat , sowie ein Besuch des Stiftes Melk und die Besichtigung eines 

Weinbaubetriebes rundeten das Programm ab. 

Kulturelle Program mpunkte in Wien waren der Besuch der Aufführung der 

Oper "Don Giovanni" in der Wiener Staatsoper, eine Stadtbesichtigung "Historisches 

Wien" sowie ein Besuch der Österreichischen Galerie des 1 9 .  und 20. Jahrhunderts 

im Oberen Belvedere, weiters ein Besuch eines Konzerts i m  Wiener Musikvereins

saal .  Eine Stadtbesichtigung mit dem Thema "Neues Wien" beinhaltete insbesondere 

eine Besichtigung der Wiener U-Bahn, des Hochwasserschutzes und der Donauinsel 

sowie des Hundertwasser-Hauses im 3. Bezirk. 
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ÖSTERREICmsCHE PARLAMENTARIERDELEGATIONEN IM AUSLAND 

Frankreich 

Vom 5. bis 9.  Oktober 1 987  besuchte eine österreichische Par1amentarierde1e-

gation unter Leitung des Drit ten Präsidenten des Nationalrates Dipl.-Vw. Dr. 

Gerulf Stix auf Einladung der französisch-österreichischen parlamentarischen 

Freundschaftsgruppen im Senat und in der N ationalversam mlung Frankreich . D ie 

Delegation, der die Abgeordneten zum Nationalrat Hermann Kraft ,  Josef Hinter

m ayer, Johann Windsteig und Dr.  Alois Puntigam sowie das Mitglied des Bundes

rates Rosl Moser angehörten, wurde während ihres Aufenthaltes durchgehend durch 

den Präsidenten der Gruppe der Nationalversammlung Abgeordneten Dr. Arthur 

Paecht und den Präsidenten der Gruppe des Senats Senator Paul Girod betreut . 

Die D elegation traf während ihres Aufenthaltes in Paris mit  dem Präsidenten 

des Senats Alain Poher , dem Vizepräsidenten der N ationalversammlung Charles 

Millon, dem Staatssekretär für Europafragen im Außenminis t erium Bernard Bosson 

sowie einer großen Z ahl französischer Parlamentarier zusamm en. Die österreichi

schen Parlamentarier hat ten Gelegenheit,  an einer öffentlichen Sitzung der Natio

nalversammlung teilzunehmen. D er österreichische Botschafter in Paris Dr.  Erik 

Net tel gab aus Anlaß der Anwesenheit der D elegation einen Empfang. Haupt themen 

der Gespräche, die die D elegation führen konnte, waren Fragen des Transitverkehrs 

durch Österreich, die Beziehungen zu den Europäischen Gemeinschaften und die 

damals bestehende Visapflicht für österreichische Bürger bei der Einreise in 

Frankreich. 

Besuche des Louvre, des Musee d'Orsay sowie von Versailles rundeten das 

Besuchsprogramm ab. 

Die österreichische D elegation hat te weiters die Möglichkeit , den Vorsitzen

den der französisch-öst erreichischen Freundschaftsgruppe in der Nationalversam m

lung Arthur Paecht in seinem Wahlkreis in Südfrankreich zu besuchen und besich

tigte in diesem Zusammenhang Bandol sowie die Hafenstadt Toulon. 

Luxemburg 

Eine österreichische Parlamentarierdelegation unter Leitung des Präsidenten 

des N ationalrates M ag. Leopold Grat z besuchte vom 1 5. bis 1 8 .  Oktober 1 9 8 7  

Luxemburg. Der D elegation gehörten weiters die Abgeordneten zum Nationalrat 

DDr.  Rupert Gmoser und Dr. Christof Zernat to sowie die Mitglieder des Bundesra

tes lng. Georg Ludescher und Adol f Schachner an. 
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D er Besuch, der in den luxemburgischen Medien ausführlichen Niederschlag 

fand, gab den österreichischen Abgeordneten Gelegenheit zu einem ausführlichen 

Meinungsaustausch mit luxemburgischen Kollegen. An den diesbezüglichen Bespre

chungen nahmen neben dem Präsidenten der Abgeordnetenkammer Leon Bollen

dorff mehrere Vizepräsidenten der Abgeordnetenkammer sowie der Vorsitzende und 

der stellvertretende Vorsitzende der Außenpolitischen Kommission teil. 

In der Folge wurden die österreichischen Parlamentarier von Premierminister 

Santer, von Außenminister Poos und vom Staatssekretär im Wirtschaftsministerium 

Lahure zu Unterredungen empfangen. 

Im Vordergrund der Erörterungen stand das Verhältnis Österreichs zu den 

Europäischen Gemeinschaften. Der Präsident des Nationalrates hatte während des 

Besuches auch Gelegenheit, den luxemburgischen Außenminister zu einer Ausspra

che unter vier Augen zu treffen. 

Anläßlich eines Abendessens, zu dem der österreichische Botschafter in 

Luxemburg Dr. Tassilo Ogrinz eingeladen hatte, überreichte der Präsident des 

Nationalrates dem Präsidenten der luxemburgischen Abgeordnetenkammer die 

Insignien des Großen Goldenen Ehrenzeichens am Bande für Verdienste um die 

Republik Österreich. 

Weitere Punkte des Program ms waren ein Besuch der Europäischen Investi

tionsbank, eine Besichtigung der Bodenstation der "Societe Europeenne de Satelli

tesOl in Betzdorf, eine Besichtigung des staatlichen Weinbaubetriebes in Remich und 

ein Besuch des Pumpspeicherwerkes der "Societe Electrique de rOur" in Vianden. 

Jugoslawien 

Der Präsident des Nationalrates besuchte vom 1 4. bis 18 .  März 1 9 8 8  mit einer 

Parlamentarierdelegation, der die Abgeordneten Dr. Friedhelm Frischenschlager, 

Franz Köck, Jakob Auer, Dr. Gerfried Gaigg, Karl Smolle sowie das Mitglied 

Bundesrates Karin Achatz angehörten, Jugoslawien. 

Mitglieder der jugoslawischen Delegation waren außer dem Päsidenten des 

Parlaments der SFR Jugoslawien Dr. Marjan Rozic der Vorsitzende der jugoslawi

sehen Gruppe der Interparlamentarischen Union Dr. Miran Mej ak, die Abgeordnete 

Frau Didara Djordjevic-Djukadini, Mitglied des Ausschusses für Arbeit, Gesund

heitswesen und Sozialpolitik, sowie die Abgeordneten Moj se Kostic, Djenio Radic 

und Tihomir Zivkovic. 

Die österreichischen Parlamentarier nahmen an einer Sitzung der beiden Räte 

der Versam mlung der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien teil. Weite-
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re offi zielle Gespräche wurden mit dem Vorsit zenden des Präsidiums der SFR 

Jugoslawien Lazar Moj sov, dem Vorsitzenden des Bundesexekutivrates Branko 

Mikulic, dem Außenminister Budim ir Loncar ,  dem Vorsitzenden des Parlaments der 

Sozialis tischen Republik Serbien Branislav lkonic, dem stellvertretenden Vorsitzen

den des Parlaments der Sozialist ischen Republik Kroatien M ato Crkvenac , dem 

Mitglied des Präsidiums der SR Kroatien lvo Latin W1d dem Vorsi tzenden des 

Parlam ents der SA Voj vodina D obrivoj Radic geführt .  

Schw erpunkte der Gespräche waren die  Lage der slowenischen W1d kroati

schen Minderheit in Österreich, insbesondere die Kärntner Minderheiten-Schul

frage, die EntwicklW1g des europäischen Integrationsprozesses, die bilateralen 

Wirtschaftsbeziehungen, die wirtschaftliche Entwicklung Jugoslawiens und die Lage 

der Gas tarbeiter in Österreich. Die österreichischen Delegierten benutzten auch 

die Gelegenheit, auf Bedenken hinsichtlich der Betriebssicherheit des Kernkraft

werkes Krsko hinzuweisen. 

N eben der j ugoslawischen Hauptstadt besuchte die D elegation die Teilrepubli

ken Serbien W1d Kroatien sowie die Sozialistische Autonome Provinz Voj vodina. Im 

Zuge des Besuches in Serbien wurde die Stadt Gornj i  Milanovac mit der Textil fabrik 

Rudnik W1d dem Lebensmit telunternehmen Takovo besucht; die Fahrt in die 

Voj vodina führte die D elegation nach Novi Sad, wo neben den Gesprächen die 

Gemäldegalerie M atica Srpska sowie das RundfW1k W1d Fernsehzentrum besichtigt 

wurden. In Kroatien konnte die D elegation neben den offiziellen Gesprächen das 

Industrieunternehmen Ingra besuchen. 

Der österreichische Botschafter in Jugoslawien Dr. Paul Lei fer lud die 

D elegation und eine große Zahl jugoslawischer Persönlichkeiten zu einem Empfang 

in die Botschaft .  

Spanien 

Vom 10 .  bis 1 5. April 1989  w eilte eine österreichische Parlamentarierdelega

tion W1ter Leitung des Präsidenten des Nationalrates Rudolf Pöder in Spanien. D er 

Delegation gehörten weiters die Abgeordneten Dr.  Wolfgang Blenk, S tefan 

Schemer, Anton Bayr,  lng. Gerald Tychtl ,  Anton Brennstein er, Josef Hinter mayer 

und lng. Erich Schwär zler an. Die österreichische D elegat ion wurde bei Ankunft in 

Madrid vom Präsidenten des Abgeordnetenkongresses Felix Pons lrazazabal 

empfangen. Hauptpunkte des offiziellen Program ms in Madrid waren, abgesehen 

von Arbeitsgesprächen mit dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses W1d spani

schen Parlamentariern, eine Audienz bei Seiner Maj estät König Juan Carlos, ein 
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Besuch beim Präsidenten des Senats Jose Federico de Carvajal Perez sowie beim 

Außenminister Fernandez Ordonez ,  Arbeitsgespräche mit Vertretern der spanischen 

Gewerkschaften und Arbeitgebervertretern sowie ein Besuch bei der Stadtregierung 

im Rathaus von Madrid. 

Hauptthemen der Gespräche waren die österreichische Politik gegenüber den 

Europäischen Gemeinschaften, die bilateralen Beziehungen, insbesondere auf dem 

Gebiet der Wirtschaft und Kultur, die wirtschaftliche Lage Spaniens, die Beziehun

gen der Sozialpartner, Fragen des Föderalismus und der Austausch von Erfahrungen 

im Bereich des Parlamentarismus. 

D er österreichische Botschafter in M adrid Dr. Otto M aschke gab ein Abend

essen zu Ehren der Delegation. 

Der 1 3. und 14. April waren einer Reise nach Andalusien gewidmet. Die 

Delegation besuchte Sevilla, Ronda und M arbella. Dabei fanden Arbeitsgespräche 

mit dem Vorsitzenden des Andalusischen Parlaments und dem Bürgermeister von 

Sevilla sowie der Stadtverwaltung von M arbella statt .  

Belgien 

Vom 1 7 .  bis Z l .  April 1 9 8 9  besuchte eine österreichische Parlamentarierdele

gation unter Leitung des Dritten Präsidenten des Nationalrates Dipl.-Vw. Dr. 

GeruH Stix Belgien. Der Delegation gehörten außer dem Drit ten Präsidenten die 

Abgeordneten Gustav Vetter, Adolf Kräutl, Heinrich Kuba, Ing. Ernst Schindlbacher 

und M ag. Herbert Haupt sowie die Bundesräte Jürgen Weiss und Edith Paischer an. 

Außerhalb des von den belgischen Gastgebern erstellten Programms wurde am 

ersten Besuchstag das für Verkehrs fragen zuständige Mitglied der Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften Karel van Miert besucht, wobei die Frage des EG

Gütertransits durch Österreich besprochen wurde. Ein weiteres Gespräch mit 

Spitzenbeamten der EG behandelte in erster Linie die Neugestaltung des österrei

chischen Verhältnisses zu den Europäischen Gemeinschaften. Am Vormittag des 1 8 .  

April wurde die D elegation vom Gastgeber, dem Präsidenten der Abgeordneten

kammer Charles-Ferdinand Nothomb, empfangen, daran schloß sich ein Arbeits

gespräch mit belgischen Parlamentariern, das vor allem Fragen der österreichi

schen Europapolitik berührte, aber auch Gelegenheit zu einem Erfahrungsaustausch 

über Fragen des Föderalismus und die parlamentarische Praxis in beiden Ländern 

gab. 

Am Nachmit tag des 1 8 .  April wurde das Wellington-Museum in Waterloo 

besichtigt, am Abend gab der Präsident der Abgeordnetenkam mer im Palais de la 
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Nation e in Essen zu Ehren der D elegation. Am 1 9 .  April besuchte die Delegation 

ein Werk für chirurgische Instrumente in Gembloux, stat tete der Provinzverwaltung 

von Namur einen Besuch ab, besichtigte die Leit zentrale für Satelliten der E .S .A.  

in  Redu sowie die Basilika von Saint-Hubert und traf am Abend mit deutschsprachi

gen Mitgliedern des Parlaments aus den Ostkantonen Belgiens in Sankt-Vith 

zusam men. 

Am 20. April wurde Antwerpen besucht,  wo der Bürgermeis ter von Ant werpen 

Bob Lettens die österreichischen Parlamentarier empfing. Eine Hafenrundfahrt und 

ein Besuch des Rubenshauses vermit telten der Delegation einen Eindruck der 

Hafenstadt. Am Abend des 20.  April gab der österreichische Botschafter Dr. Heinz 

Weinberger ein Essen aus Anlaß der Anwesenheit der D elegation. 

Am Vormittag des 2. 1 .  April besuchte die Delegation die Anlagen des Hi-tech

Werks von Mietec in Oudenaarde sowie die Stadt Gent . 

Albanien 

Vom 1 2. bis 1 6 .  Juni 1 9 8 9  besuchte eine österreichische Parlamentarierdele

gation unter Leitung des Drit ten Präsidenten des Nationalrates Dipl.-Vw. Dr. 

Gerulf S tix Albanien. Der D elegation gehörten weiters die Abgeordneten Dr. 

Wolfgang Blenk, Dr.  Hans Hafner, Alfred Fis ter, Harald Hofmann, Helmut Haiger

moser und tH-e Dipl.-Ing. H ans Gasser sowie das Mitglied des Bundesrates Dr. M artin 

Wabl an. Die österreichische D elegation wurde auf dem Flughafen Rinas durch den 

Vorsitzenden des Vors tandes der Volksversammlung der Volksrepublik Albanien 

Petro Dode sowie albanische Parlamentarier begrüßt .  

Das Programm um faßte einen Besuch beim Vorstand der Volksversam mlung 

der Volksrepublik Albanien, verbunden mit  einer ausführlichen Aussprache mit 

Parlam entariern sowie Gespräche mit dem Staatspräsidenten Ramiz  Alia, dem 

Außenminister Reis Malile, dem Außenhandelsm inister Shane Korbeci und dem 

Minis ter ohne Portefeuille Farudin Hoxha. 

D ie Delegation besuchte das Skanderbeg-Museum in Kruj a, den Bezirk Fieri, 

die antike Ruinenstadt Apollonia, den Bezirk Berat und Durres. 

Haupt themen der Gespräche waren die Ent wicklung der Beziehungen zwi

schen Österreich und Albanien, insbesondere der wirtschaftlichen Beziehungen, 

Ausbildungsmöglichkeiten für albanische L ehrlinge und Studenten in Österreich, 

Fragen der europäischen Integration sowie die Entwicklung der albanischen Wirt

schaft . Seitens der albanischen Gesprächspartner wurde wiederholt auf die Situa

tion im Kosovo hingewiesen. Die österreichische D elegation benüt zte die Ge-
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spräche mit hochrangigen albanischen Persönlichkeiten auch dazu, eine Verein

fachung der Einreisemöglichkeit österreichischer Touristen nach Albanien zu 

verlangen. 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 401 von 484

www.parlament.gv.at



S T A T U T E N  

der Ö5terreichischen Gruppe der Interparlamentarischen Union (IPU) 

Artikel 1 

Der N ationalrat und der Bundesrat der Republik Österreich errichten eine 

Nationale Gruppe der Interparlamentarischen Union. 

D as Ziel der Interparlamentarischen Union besteht darin, die persönlichen 

Kontakte zwischen den Mitgliedern sämtlicher Parlam ente,  die sich in Nationalen 

Gruppen konstituieren, zu fördern und diese zu einer gemeinsamen Aktion zusam

menzuführen, damit die jeweiligen Staaten an der Festigung und Entwicklung von 

Vertretungskörpern sowie an den Bemühungen um Frieden und Zusammenarbeit 

zwischen den Völkern - vor allem auch durch Unterstützung der Ziele der Vereinten 

Nationen - m itwirken. Zu diesem Zweck nim m t  die Interparlamentarische Union zu 

allen internat ionalen Problem en, deren Lösung auf parlamentarischem Wege her

beigeführt werden kann, Stellung und unt erbreitet Vorschläge für die Entwicklung 

des Parlam entarismus ,  die Verbesserung seiner Funktion und die Hebung seines 

Prestiges. 

Artikel Z 

Mitglieder der österreichischen Gruppe der Interparlamentarischen Union 

sind: 

a) die Abgeordneten zum Nationalrat und Mitglieder des Bundesrates, soferne 

sie nicht dem Vorsitzenden der Gruppe bekanntgeben, daß sie ihr nicht 

anzugehören wünschen; 

b) ehe m alige Mitglieder der österreichischen Gruppe der IPU,  die dem Interpar

lamentarischen Rat angehört oder sonstige besondere Verdienste um die 

Union erworben haben, so ferne sie auf Vorschlag des Arbeitsausschusses der 

österreichischen Gruppe als Ehrenmitglieder nominiert und vom Interparla

mentar ischen Rat als solche zugelassen werden. 
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Artikel 3 

Jedes Mitglied der österreichischen Gruppe der IPU bekennt sich durch seinen 

Beitritt  zu den im Artikel 1 aufgezeigten Zielen der Union und ist verpflichtet,  

deren Verfassung zu beachten sowie deren Tätigkeit nach Kräften zu unterstützen. 

Die österreichische Gruppe der IPU beteiligt sich gemäß Artikel 5 der 

Statuten der Union an deren Finanzierung durch die Bezahlung eines Jahresbeitra

ges, der vom Interparlam entarischen Rat festgelegt wird. 

Jedes Mitglied der österreichischen Gruppe der IPU hat einen Jahresbeitrag 

von S 5 0,-- zu entrichten. 

Artikel 4 

Organe der Gruppe sind: 

a) der Vorsitzende und dessen Stellvertreter 

b) die Generalversam mlung 

c) der Arbeitsausschuß 

d) das Büro 

Artikel S 

Die österreichische Gruppe der Interparlamentarischen Union wählt aus ihrer 

Mitte einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter des Vorsit zenden. Der 

Vorsit zende des Bundesrates ist kraft seines Amtes jedenfalls einer der Stellver

treter des Vorsit zenden der Gruppe. 

Artikel 6 

Die Generalversam mlung der Gruppe tritt mindestens nach j eder Neuwahl des 

Nationalrates zusam men und ist zu diesem Zweck j eweils innerhalb von 3 Monaten 

nach Beginn der j ew eiligen Gesetzgebungsperiode einzuberufen. Zur Konstituierung 

wird die Generalversammlung vom Präsidenten des Nationalrates einberufen. Sie 

wählt für die D auer der Gesetzgebungsperiode des Nationalrates den Vorsitzenden 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 403 von 484

www.parlament.gv.at



- 3 -

und die Stellvertreter gem äß Artikel 5 1 .  Satz  sowie auf Vorschlag des Vorsitzen

den einen Generalsekretär, einen Generalsekretär-Stellvertreter und einen Exeku

tivsekretär. Bis zur Wahl des Vorsitzenden führt  der Präsident des Nationalrates 

den Vorsi t z .  Die Generalversam mlung ist beschlußfähig,  wenn m indestens 1/5 der 

Mitglieder anwesend ist .  Im übrigen findet die Geschäftsordnung des Nationalrates 

auf die Generalversam mlung sinngem äß Anwendung. 

Artikel 7 

D er Arbeitsausschuß besteht aus dem Vorsit zenden der österreichischen 

Gruppe der IPU,  dessen Stellvertretern, den stellvertretenden Vorsitzenden des 

Bundesrates sowie den Obmännern der parlamentarischen Klubs. D er Vorsi t zende 

der österreichischen Gruppe ist zugleich Obmann des Arbeit sausschusses.  D er 

Arbeitsausschuß kann zu seinen Sit zungen den Generalsekretär bzw.  im Falle seiner 

Verhinderung den Generalsekretär-Stellvertreter sowie w eitere Mitglieder der 

österreichischen Gruppe - insbesondere deren Mitglieder des Interparlamentari

schen Rates - beiziehen. 

Artikel 8 

Dem Arbeitsausschuß obliegen insbesondere: 

a) die Beratung des Vorsitzenden in allen grundsät zlichen Angelegenhei ten; 

b) die Verwirklichlll1g der Beschlüsse der Interparlamentarischen Konferenzen 

und des Interparlamentarischen Rates; 

c) die Nominierung der österreichischen M itglieder des Interparlamentarischen 

Rates; 

d) die Besti m m ung der Delegierten der österreichischen Gruppe zu Interparla

mentarischen Konferenzen, wobei auf eine stärkemäßige Beteiligung aller 

parlamentar ischen Fraktionen Bedacht zu nehmen ist;  

e) die Errichtlll1g von Freundschaftsgruppen i m  Sinne des Artikels 1 0  und die 

Regelung des Austausches von D elegationen im Rahmen der IPU.  
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Artikel 9 

Die österreichische Gruppe der IPU führt ihre laufenden Geschäfte mittels 

des Büros, das unter Leitung des Vorsit zenden der österreichischen Gruppe gemäß 

Artikel 7 der Statuten der IPU die ständige Verbindung mit dem Sekretariat der 

IPU aufrecht zuerhalten hat . 

Das Büro der österreichischen Gruppe der IPU um faßt den Generalsekretär ,  

den Generalsekretär-Stellvertreter,  den Exekutivsekretär und die weiteren Mitar

beiter. 

D er Generalsekretär und der Generalsekretär-Stellvertreter gehören gemäß 

den Statuten der IPU der "Vereinigung der Generalsekretäre der Parlamente" an. 

Artikel 10 

D ie österreichische Gruppe der IPU kann mit anderen Gruppen der IPU auf 

Grund entsprechender Vereinbarungen Freundschaftsgruppen bilden. Der diesbezüg

liche Beschluß ist vom Arbeitsausschuß zu fassen. D er Arbeitsausschuß kann jedoch 

auch in besonderen Fällen - insbesondere wenn es sich um außereuropäische Grup

pen handelt - die Beschlußfassung über die Errichtung einer Freundschaftsgruppe 

der Generalversammlung übertragen. 

Die Errichtung von Freundschaftsgruppen wird dem Interparlamentarischen 

Sekretariat angezeigt. 

Artikel 1 1  

Nach außen verkehrt die österreichische Gruppe der IPU nur durch den 

Vorsitzenden oder den Generalsekretär. Schriftliche Ausfertigungen müssen dem 

Vorsitzenden bzw. im Falle einer Verhinderung desselben von einem seiner Stellver

treter oder vom Generalsekretär bzw.  im Falle seiner Verhinderung vom General

sekretär-Stell vertreter unterfertigt werden. 
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Artikel 1 2  

D i e  von der Generalversam mlung gew ählten Organe der österreichischen 

Gruppe der IPU bleiben so lange i m  Amte,  bis eine neuerliche Generalversam mlung 

eine Neuwahl vorgenom m en hat. 

Die Statuten der österreichischen Gruppe der IPU sind von der Generalver

sam mlung zu beschließen bzw.  zu bekräftigen. Sie können nur von der Generalver

sam mlung abgeändert werden. 
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Freundschaftsgruppen 

Die österreichische Gruppe der lPU kann m it anderen Gruppen der lPU auf Grund 

entsprechender Vereinbarungen Freundschaftsgruppen bilden. Der diesbezügliche 

Beschluß ist vom Arbeitsausschuß zu fassen. Der Arbeitsausschuß kann j edoch auch 

In besonderen Fällen die Beschlußfassung über die Errichtung einer 

Freundschaftsgruppe der Generalversammlung übertragen. 

Die Errichtung von Freundschaftsgruppen wird dem Sekretariat der lPU angezeigt. 

Derzeit bestehen folgende Freundschaftsgruppen: 

Ös terreichisch-belgische Freundschaf t sgruppe 

Obmann: Gabrielle Traxler 

Obmann-Stellvertreter: Dr. Wolfgang Blenk 

Österreichisch-bri t ische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr.  Heinz Fischer 

Obmann-Stellvertreter: D ipl.-Vw. Dr.  Ludwig Steiner 

Österreichisch-bulgarische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr. Jolanda Offenbeck 

Obmann-Stellvertreter: Dr.  Josef Höchtl 

Österreichisch-deut sche Freundschaftsgruppe (Bundesrepublik Deutschland) 

Obmann: Dr.  Kurt Heindl 

Obmann-Stellvertreter: D ipl.-Kf m .  Dr.  Otto Keimel 

Österreichisch-französische Freundschaftsgruppe 

Obmann: D ipl.-Vw. Dr. Ludwig Steiner 

Obmann-Stellvertreter: 

Ös terreichisch-griechische Freundschaf tsgruppe 

Obmann: lng. Ernst Nedwed 

Obmann-Stellvertreter: D ipl.-Ing. Franz Flicker 
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Österreichisch-israelische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr. Walter Schwimmer 

Obmann-Stellvertreter:  Helmut Wolf 

Österreichisch-italienische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr. Wolfgang Blenk 

Obmann-Stellvertreter: Dr. Lothar Müller 

Ös terreichisch-j apanische Freundschaft sgruppe 

Obmann: Dr. Herbert Schambeck, Vizepräsident des Bundesrates 

Obmann-Stellvertreter: Dipl.-Ing. Dr. Harald Ogris 

Österreichisch-Iuxem burgische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Georg Ludescher 

Obmann-Stellvertreter: Günter Dietrich 

Österreichisch-polnische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Franz Ruhaltinger 

Obmann-Stellvertreter: Dr. Hans Hafner 

Ös terreichisch-rum änische Freundschaf t sgruppe 

Obmann: Dr. Kurt Preiß 

Obmann-Stellvertreter: Dr. Wendelin Ettmayer 

Ös t erreichisch-sowj etische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr. Peter Jankowitsch 

Obmann-Stellvertreter: Dipl.-Vw. Dr. Ludwig Steiner 

Österreichisch-südkoreanische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dipl .-Kfm . Dr. Otto Keimel 

Obmann-Stellvertreter: Dr. Kurt  Heindl 

Ös t erreichisch-tschechoslow akische Freundschaftsgruppe 

Obmann: 

Obmann-Stellvertreter: Robert Elmecker 
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Ös terreichisch-tunesische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dipl.-Ing. Franz Flicker 

Obmann-Stellvertreter: Albrecht Konecny 

Österreichisch-türkische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Dr. Andreas Khol 

Obmann-Stellvertreter: 

Österreichisch-ungarische Freundschaftsgruppe 

Obmann: Peter Schieder 

Obmann-Stellvertreter: Paul Kiss 
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E F T A - B E  R I C H  T 1987 - 1989 

Bericht der Delegation zum 
EFT A-Parlamentarierkomitee 
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1 9 8 7  

D er Schw erpunkt der Arbeit der EFT A bildeten die Tätigkeiten, die i m  Gefolge der 

Luxemburg-Konferenz 1 9 84 ihren Ausgang genom men haben. 

Auf der Basis der Luxemburg-Deklaration wurden zwei multilaterale Uberein

kom men - die ersten, die zwischen den EG-Staaten und den Mitgliedern der EFTA 

ausgehandelt worden sind, - beschlossen. D as Ubereinkommen über die Einführung 

eines Einheitsdokuments (SAD) soll eine ganze Reihe nationaler Dokumente er

setzen und so eine Vereinfachung im internationalen Handelsverkehr bewirken. Die  

z weite Konvention legt ein  einheitli ches Verfahren für Zollangelegenheiten in den 

EFT A-Staaten und in der EG für solche Güter fest ,  die sich auf dem Transit zu 

ihrem Endbestimmungsort befinden. Beide Ubereinko m m en wurden anläßlich eines 

Treffens der EFTA-Minister und der E G-Kommission in Interlaaken im Mai 

unterzeichnet und traten am 1 .  Jänner 1988  in Kraft. 

1 9 8 7  fand ein erstes Gemeinsam es Treffen der EFTA- und EG-U mweltminis ter 

stat t. 

E ine neue, gesetzlich bindende Verpflichtung der EFT A-Staaten, j ede neue 

technische Regulierung betreffend industrielle,  landwirtschaftliche oder Meeres

produkte im voraus zu notifizieren, wurde geschaf fen. 

Bei gemeinsamen Treffen befaßten sich EFTA und EG mit  der staatlichen 

Subventionspolitik für Industrieforschungsprogram me,  m it Aspekten der indirekten 

Besteuerung und dem Konsumentenschutz und vor allem mit der Schaffung eines 

homogenen und dynamischen Europäischen Wirtschaftsraumes. 

Sowohl die EFTA-Minister als auch die Parlamentarier befaßten sich mit  den 

Beziehungen zu Jugoslawien. 

l Z. TREFFEN DES EFTA-PARLAMENTARIERKOMITEES IN HAMAR 

Vom 2.2. .  bis 2.4. Juni fand in HamarjNorwegen das 1 2.. Treffen des EFTA

Parlam entarierkomitees stat t.  N eben dem Gas tgeberland Norwegen nahmen Dele-
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gationen aus Finnland, Island, Liechtenstein, Österreich, Schweden und der Schweiz 

teil. Weiters waren Mitglieder des Konsultativkomitees und erstmals des jugoslawi

sehen Parlaments eingeladen. Österreich war durch die Abgeordneten zum Natio

nalrat Dr.  Peter Jankowitsch, Ingrid Tichy-Schreder und Hermann Eigruber vertre

ten. 

D en Delegierten lag folgende Tagesordnung vor: 

Eröffnung des Meetings und Wahl der Funktionäre 

Die Zusammenarbeit zwischen der EFT A und der EG: Follow up der 

Luxemburg- und Visby-Deklarationen 

Intensivierung der Kontakte zwischen dem EFTA-Sekretariat und 

der EG-Kommission 

Beziehungen zum Europäischen Parlament 

Liberalisierung des Handels mit Fischerei- und Agrarprodukten 

Die wirtschaftliche Situation Norwegens 

Die Beziehungen zwischen der EFT A und Jugoslawien 

Die Aktivitäten der EFTA (Z6. Jahresbericht) 

Vorbereitung des nächsten Treffens 

Dem 1 2. Treffen waren eine informelle Vorbereitungssitzung am 24. September 

1 9 8 6  in Straßburg und ein Vorbereitungstreffen am 2 1 .  und 2 2. Jänner 1987  in Genf 

vorangegangen. 

Wahl der Funktionäre 

Zu Beginn der Tagung wurden Johan C.  Loken (Norwegen) zum Vorsitzenden und 

Josef Cottet (Schweiz) zum Stellvertretenden Vorsitzenden gew ählt. 

Die Zusammenarbeit zwischen der EFT A und der EG: 

Follow up der Luxemburg- und VisbrDeklarationen 

Zu diesem Tagesordnungspunkt lagen drei Background-Dokumente vor: Der Bericht 

des Sekretariats über die Fortschrit te auf diesem Gebiet, datiert vom Mai 

• 
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1987 ,  die gemeinsamen Schlußfolgerungen, die anläßlich des Treffens der EFTA

Minister mit EG-Kommissionsmitglied de Clercq in Interlaaken im Mai 1987  

angenommen worden sind, und die Rede de Clercqs in  Interlaaken. In dieser Rede 

hatte de Clercq hervorgestrichen, daß die Integration der Gemeinschaft Vorrang 

habe, die Entscheidungsautonomie der Gemeinschaft bewahrt werden und bei den 

EFTAjEG-Beziehungen ein Gleichgewicht zwischen Vorteilen und Lasten bestehen 

müsse. 

Abgeordnete Tichy-Schreder führte in ihr Background-Papier ein. Sie stellte fest: 

" 1 .  Es besteht nicht die Absicht, in diesem Papier Entwicklungen seit 1 9 84 zu 

wiederholen, als die Minister der EFT A- und EG-Mitgliedstaaten sowie ein 

Vertreter der EG-Kommission die D eklaration von Luxemburg beschlossen, 

die eine wichtige Basis zur Verstärkung und Vertiefung der Zusammenarbeit 

hinsichtlich eines dynamischen und homogenen Wirtschaftsraumes in West

europa bildet.  Im selben Jahr trafen Regierungschefs und Minister der EFTA 

in Visby zusammen, wo sie auf höchster Ebene eine Erklärung über die 

Zusammenarbeit ihrer Länder in globalen und internationalen Angelegenhei

ten sowohl mit der Europäischen Gemeinschaft als auch innerhalb der EFT A 

verabschiedeten. 

2 .  Diese Entwicklungen sind wohl bekannt und die einschlägigen Berichte und 

Hintergrund-Dokumente stehen zur Verfügung. Es ist nun 3 Jahre her, daß 

Experten der EFT A-Staaten und der EG-Kommission mit ihrer Arbeit auf den 

verschiedenen einschlägigen Gebieten begannen; dabei wurden in ihren Dis

kussionen Fortschritte z .B.  hinsichtlich der Ursprungsbezeichnungen, der 

technischen Handelshem mnisse, der Forschung und Entwicklung sowie der 

U mwelt, um nur einige wenige zu nennen, erzielt.  Gewisse greifbare Ergeb

nisse hat dies bereits gebracht. In diesem Zusammenhang sollte auf die 

Unterzeichnung zweier Konventionen verwiesen werden, die vor einem Monat 

durch die EFTA-Minister und Herrn de Clercq von der E G-Kommission 

unterzeichnet wurden, wobei die eine die Vereinfachung der Formalitäten im 

Warenhandel (Einheitsdokument) betraf und die andere ein gemeinsames 

Transitverfahren. Ohne zu sehr in die Details technischer Art einzugehen, 

möchte ich in diesem Zusam menhang auf einen anderen Schrit t in Richtung 

freier Warenverkehr aufmerksam machen, der hoffentlich vom 1 .  Oktober 

1 987 an Ursprungszeugnisse weiter vereinfachen wird. 
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3 .  Zusätzlich zu  diesen traditionellen Gebieten, auf denen bereits seit einiger 

Zeit gearbeitet wird, fanden zwischen den EFT A-Ländern und der EG

Kommission Informationsgespräche stat t, die erst kürzlich zu Richtlinien für 

eine weitere Arbeit auf solchen Gebieten wie staatliche Subventionen, 

Ausbildung, geistige Urheberrechte, indirekte Besteuerung und Produkthaf

tung führten. Inform ationsgespräche werden auch weiter hinsichtlich der 

Kapitalbewegungen und der freien Bewegung von Personen in Europa geführt . 

Letztere Frage ist von besonderem Interesse für Österreich als Transitland, 

aber auch wichtig aus rein psychologischen Gründen: Ein "Europa der Bürger" 

sollte für Reisende so wenig Hindernisse wie möglich haben. 

4. Trotz der Schwierigkeiten, denen wir auf einigen sensiblen Gebieten gegen

überstehen, sind wir ohne Zweifel auf dem rechten Weg, um unser gemein

sames Ziel eines Europäischen Wirtschaftsraumes zu erreichen. Trotzdem 

sollten wir keine lliusionen haben: Es wird weiter ein langdauernder und 

komplizierter Prozeß werden, doch da es seit 1 984 sowohl auf Seiten der 

EFT A-Länder als auch auf Seiten der EG Entwicklungen stattgefunden haben, 

haben wir Grund zum Optimismus. 

5 .  Wir unsererseits werden uns immer mehr der Vorteile eines gemeinsamen 

Vorgehens auf vielen wichtigen Gebieten der Zusammenarbeit mit der EG 

bewußt und dieses Vorgehen scheint auch auf Seiten der Gemeinschaft 

vorgezogen zu werden. N atürlich erfordert es zusätzliche Anstrengungen auf 

unserer Seite, um die gemeinsamen Interessen unserer Länder abzuklären, 

unsere verschiedenen Standpunkte zu diskutieren und soweit wie möglich zu 

koordinieren, damit wir eine gemeinsame Haltung erreichen. Gleichzeitig 

müssen wir zugeben, daß es Fragen gibt und geben wird, bei denen eine 

gemeinsame Haltung aus dem einfachen Grund nicht erreicht werden kann, 

weil unsere Interessen zu sehr voneinander abweichen. Vom österreichischen 

Standpunkt aus möchte ich als Beispiel nur den Straßenverkehr anführen, 

andere D elegationen haben wahrscheinlich andere Beispiele. In solchen Fällen 

ist das einzig Mögliche und Vernünftige, bilaterale Gespräche zu führen. U m  

j edoch unser gegenseitiges Verständnis für den Standpunkt des anderen zu 

verstärken und um die verschiedenen Meinungen eingehend diskutieren zu 

können, sollten wir von den von der EFTA und dem EFTAjEG-Kontext 

angebotenen Möglichkeiten zur Verhandlung dieser Themen den bestmög

lichen Gebrauch machen. 

6 .  Auch auf der EG-Seite haben Entwicklungen Platz gegrif fen, die nicht ohne 

Auswirkungen auf unsere Zusammenarbeit sein können und werden: Die 
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Erweiterung der EG durch Spanien und Portugal hat zu ihrer Heterogenität 

und somit ihrer Komplexität sowie zu Schwierigkeiten in ihrem Entschei

dungsprozeß beigetragen. Gleichzeitig kämpft die EG um eine weitere 

Integration, in dem sie ihren Binnenmarkt vollendet. Dieser Prozeß könnte 

durch die Möglichkeit von Mehrheitsabstimmungen aufgrund der Einheitlichen 

Europäischen Akte, die demnächst nach einem positiven Ergebnis des Re

ferendums in Irland ratifiziert werden soll, erleichtert werden. 

7 .  Der Binnenmarkt wird als wichtiges Instrument zur Stärkung der wirtschaft

lichen Aktivitäten in Europa und zur Verschärfung des Wettbewerbs der EG

Industrie betrachtet. Er soll bis Ende 1 992  vollendet sein, obwohl bei der 

Erfüllung des Programms bestim m te Verzögerungen aufgetreten sind und 

auch für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden können. 

8 .  Wir von der EFT A haben mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß die 
Europäische Gemeinschaft nicht beabsichtigt , die Vollendung des Binnen

marktes als Vorwand zu nehmen, um sich mit neuen Handelsschranken zu 

umgeben. Diese erklärte Absicht ist ein guter Ausgangspunkt für unsere 

weitere Arbeit . Ich möchte j edoch in diesem Zusammenhang einen öster

reichischen Ökonomen zitieren, der sagt, daß ein Markt mit 3 2 0  Millionen 

Menschen einfach schon durch seine Existenz und ohne es zu beabsichtigen 

ein Diskriminierungspotential gegenüber Außenseitern schafft. Einige EG

Kom missionsmitglieder sowie Politiker aus E G-Mitgliedstaaten haben bei ver

schiedenen Gelegenheiten in der Vergangenheit festgestellt, daß die Inte

gration der Gemeinschaft an erster Stelle steht und daß die Entscheidungs

autonomie der Gemeinschaft gewahrt werden muß. 

9 .  Wir nehmen diese Haltung zur Kenntnis und haben ein gewisses Verständnis 

dafür. Gleichzeitig sind wir mit der dringenden Notwendigkeit konfrontiert,  

daß wir auf die eine oder andere Weise in diesen Prozeß einbezogen werden 

müssen, einfach weil wichtige Interessen unserer Länder auf dem Spiel 

stehen. Was kann konkret getan werden? 

1 0. Unsere Länder können auf autonomer Grundlage Parallelmaßnahmen zu j enen 

ergreifen, die in der EG im Zusam menhang mit der Vollendung des Binnen

marktes in Angriff genommen werden. Soweit dies die Gesetzgebung betrif ft, 

wird es zu einer Aufgabe von großem Interesse für die Parlamentarier. In 
diesem Zusammenhang haben die Schweizer Parlamentarier meiner Meinung 

nach ein Beispiel dafür gegeben, wie m an vorgehen könnte, da sie die 

Schweizer Regierung aufforderten, bei j eder neuen Gesetzesvorlage anzuge

ben, ob es diesbezüglich ein analoges Europäisches Gesetz gibt und, wenn j a, 
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ob dieses in die gleiche Richtung geht wie das geplante nationale Gesetz  oder 

nicht. 

1 1 . Weiters können unsere Länder mit der EG bilaterale oder, wenn möglich, 

multilaterale Verträge abschließen. Was letztere Möglichkeit anlangt, weise 

ich noch einmal auf das SAD und die Transitabkommen hin, die ich bereits am 

Anfang erwähnte. 

1 2. Last but not least  können wir in Anbetracht der Abneigung auf Seiten der 

Gemeinschaft ,  formelle Vereinbarungen mit Nichtmitgliedstaaten zu treffen, 

weiter unseren pragmatischen informellen Approach fortset zen, um Lösungen 

zu erreichen, die von beiden Seiten akzeptiert werden können. Die Notwen

digkeit, inform elle Kontakte zu verstärken, um einander besser über die 

Entwicklungen in der EFT A und in der EG zu informieren, wurde auf Seiten 

der Gemeinschaft bei mehreren Gelegenheiten betont , was ich voll unter

stütze. 

1 3 .  In der Praxis wird es sicher nie eine Frage des "Entweder - Oder" sein, doch 

werden wir die geeignetsten Schritte oder eine Kombination von Schrit ten in 

einem bestimm ten Fall wählen müssen. Zur bestmöglichen Sicherstellung 

unserer Interessen als gleichberechtigte Partner wäre es vielleicht ratsam , 

Lösungen auf Vertragsebene anzustreben, denen möglicherweise einige weni

ger formelle Abmachungen vorausgehen. 

14. Wir müssen uns dessen bewußt sein, daß unsere Teilnahme an der Schaf fung 

eines Europäischen Wirtschaftsraumes ihren Preis hat und wir sollten weiter 

bereit sein, diesen zu zahlen. Das ist klar, wenn wir als gleichberechtigte 

Partner in diesem Prozeß akzeptiert werden wollen. D as manchmal von der 

EG vorgebrachte Argument , daß die EFT A-Staaten im Prozeß der Europäi

schen Wirtschaftsintegration nur Nutznießer sind, ist einfach nicht wahr. Die 

EG hat in diesem Zusam menhang ihre Interessen stets gewahrt: Ich brauche 

nur zwei Beispiele zu zitieren: Die SAD-Konvention, die viele Schwierigkei

ten und Nachteile für die Wirtschaft und Verwaltung unserer Länder mit sich 

bringt sowie die Exportbeschränkungen für nichteisenhaltigen Schrott.  Die EG 

hat uns niemals Geschenke gemacht, wir bit ten sie auch nicht darum, doch 

wir müssen unsere Interessen in entsprechender Weise wahren. 

1 5. Das Kommissionsmitglied de Clercq sagte in Interlaaken vor kurzem, daß die 

Freihandelsabkom men und unsere sonstige bisherige Zusammenarbeit deut

liche Vorteile für beide Seiten gebracht haben. Die Frage des Gleichgewich

tes wurde im Zusammenhang mit unserer Zusammenarbeit komplizierter bei 

Themen, die sich auf den Binnenmarkt und andere E G-Aktivitäten, wie sie in 
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der Einzigen A kte angeführt sind, beziehen, doch kann ein solcher Ausgleich 

in der Praxis dadurch erreicht werden, daß Schritt  für Schrit t konkrete Lö

sungen für konkrete Problem e  gefunden w erden. 

1 6 .  Ich für m einen Teil kann den Folgerungen Herrn d e  Clercqs nur beis timmen, 

daß bei einer solchen Vorgangsweise die Aussichten auf eine weitere Zusam

menarbeit zwischen den EFTA-Ländern und der EG als follow up der 

Deklaration von Luxemburg hinsichtlich der Schaffung eines dynam ischen und 

homogenen Europäischen Wirtschaftsraumes ausgezeichnet sind" . 

D er Generalsekretär informierte über die letzten Entwicklungen seit der 

schri ftliche Bericht ergangen ist .  Als neue Gebiete der Zusam m enarbeit erwähnte 

er: Geistige Eigentumsrechte und die Regierungsunterstützungen, die bisher nur 

bilateral behandelt worden sind, weit ers A usbildung, U mwelt,  Forschung und Ent

wicklung, Prüfungen, D iplome und Zertifikate.  Eine Arbeitsgruppe von Rechtsex

perten sei kürzlich in der EFT A eingeset z t  worden, um die rechtlichen Fragen der 

EFTAjEG-Zusammenarbeit zu behandeln. 

Der norwegische Minis ter für Handel und Schif fahrt Kurt  Mosbakk bezog sich in 

seiner Wortmeldung auf die beiden Weißbücher, die an das norwegische Parlament 

im Mai übermit telt worden sind und die die Beziehungen zwischen Norwegen und 

Europa im Allgemeinen und Fragen der Handelspolitik behandeln. Er betonte,  daß 

seine Regierung die akt ive Rolle der EFTA in den EFT AjEG-Beziehungen stark 

unterstütze,  und den multilateralen EFTA-Approach als komplementär zum bila

teralen ansehe. Die  norwegische Regierung sei sich j edoch bewußt, daß es Unter

schiede zwischen den EFTA-Staaten gebe und daß daher eine multilaterale Lösung 

nicht im mer m öglich sei. Mit den bisherigen Fortschrit ten sei er zufrieden. Die 

Unterzeichnung der beiden Konventionen über die Vereinfachung der Grenzformali

täten in Interlaaken sei sehr nützlich. Nicht nur würde ihre Erfüllung Resultate in 

Form von geringeren Kosten bringen, sondern die Lösungsmechanismen würden 

auch wertvolle Erfahrungen für andere Gebiete der Zusam menarbeit liefern. Für 

Norwegen wären die Erset zung der Anti-Dumping-Regeln durch W et tbewerbsregeln 

und eine Lösung der Frage der technischen H andelshemmnisse wichtig. 

W as den Europäischen Wirtschaftsraum betri fft ,  müßten die EFTA-Staaten das 

Rahmenkonzept akzeptieren. Der Europäische Wirtschaftsraum sollte seiner 

Auffassung nach einen freien M arkt ohne Beschränkungen für industrielle Güter,  

Fisch und Fischereiprodukte, verarbeitete A grarprodukte und auch für die meisten 

Dienstleistungen beinhalten. Gleiche Wettbewerbsbedingungen sollten geschaffen 

werden, die jedoch nicht nur die Regeln des freien Wet tbew erbs, sondern auch 
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Faktoren wie Umweltschutz,  Forschung und Entwicklung, Wirtschafts- und Indu

striepoli tik berücksichtigen sollten. 

In der Diskussion wurden folgende Feststellungen getroffen: 

1 .  Der Prozeß der EFTA/E G-Zusam menarbeit muß beschleunigt werden. Das 

SAD hat großen symbolischen Wert,  aber auch klare Grenzen. 

2 .  Die EFT A muß sich u m  Kontakte mit der EG z u  einem möglichst frühen 

Zeitpunkt der Entscheidungsfindung bemühen, um wenigstens irgend einen 

Einfluß darauf zu haben. Auf Vorschläge der EG-Kommission muß sofort 

reagiert werden. U m  eine bessere Kommunikation mit der EG zu ermög

lichen, muß das EFTA-Sekretariat ausgebaut werden. 

3 .  Ein EFT A-Spitzentreffen muß organisiert werden, d a  nicht mehr nur Fragen 

des Handels und der Zollfreiheit behandelt werden, sondern auch andere 

Gebiete. Als Gegenargument wurde angeführt, daß es bereits jetzt zwei 

Ministertreffen pro Jahr gibt.  

4. Der multilaterale Approach zur Zusam menarbeit mit der EG ist wichtiger 

geworden und bildet ein Bindemittel. Das bedeutet j edoch, daß die einzelnen 

EFTA-Staaten bestimmte Bindungen und Beschränkungen annehmen müssen, 

um eine gemeinsame Plat tform zu finden. 

5 .  Der Protektionismus muß bekämpft werden. Eine gegenseitige Anerkennung 

von Tests und Zerti fikaten ist notwendig. 

6 .  Die französische Visaregelung stellt einen klaren Fall der Diskriminierung 

gegenüber der EFT A dar. Die Schweiz ist als einziger EFTA-Staat davon 

ausgenommen, was auf den starken Grenzverkehr zwischen den beiden 

Staaten zurückzuführen ist .  Es wurde der Antrag gestellt, gegen diese 

Diskriminierung der EFT A-Staaten gegenüber den Mitgliedsländern der EG zu 

protestieren. 

D er Vorsitzende unterstützte die Idee eines Gipfeltreffens und auch den Vorschlag, 

ein allgemeines Ersuchen auf Abschaffung der Visa-Pflicht an Frankreich zu 

richten. 
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Stärkung der Kontakte zwischen dem EFTA-Sekretariat und 

der EG-Kommission 

Gilbert Coutau führte als Berichterstatter in die Diskussion ein. Er erinnerte an 

den Vorschlag Doblers (Schweiz) , auf Schaffung eines EFTA-Verbindungsbüros in 

Brüssel, den dieser dem EFT A-Parlamentarierkomitee im Juni 1 9 8 5  in Reykjavik 

unterbreitet hat te. Diesen Vorschlag habe das Komitee günstig aufgenommen und 

bei seinem Treffen in Stockholm im Juni 1 986 den EFT A-Rat eingeladen, die 

Möglichkeit der Schaffung eines EFTA-Verbindungsbüros in Brüssel zu studieren. 

Ziel sei die Entwicklung der Beziehungen zwischen der EG und dem EFTA

Sekretariat. Deshalb und unter Berücksichtigung der Zweckmäßigkeitsstudie des 

Sekretariats sollten die EFT A-Minister ersucht werden, sobald als möglich eine 

Entscheidung zu fällen. 

Die Parlamentarier und der Generalsekretär unterstützten den Antrag in der 

D iskussion. 

Der Vorsitzende schloß die Debat te damit,  daß das Parlamentarierkomitee eine 

baldige Entscheidung der EFT A-Minister auf Etablierung eines Verbindungsbüros 

des EFT A-Sekretariats in Brüssel erwarte. 

Beziehungen zum Europäischen Parlament 

Lennart Pettersson (Schweden) berichtete über seine Kontakte mit dem Europäi

schen Parlament seit dem Beschluß im Jänner über die Abschaffung der besonderen 

Delegation für die Beziehungen mit dem EFT A-Parlamentarierkomitee. Er stellte 

erfreut fest, daß er nunmehr einen Brief des Präsidenten des Europäischen 

Parlaments Lord Plumb erhalten habe, in dem die weitere Vorgangsweise für die 

Beziehungen z wischen den beiden Körperschaften vorgeschlagen wurde. Ein ge

meinsames Treffen zwischen Repräsentanten des Komitees und der neuen Kontakt

gruppe des Europäischen Parlaments sei für den Herbst vorgesehen (siehe Kontakte 

zum Europäischen Parlament) . 

M arkus Aaltonen (Finnland) , berichtete über den Besuch des Außenpolitischen 

Ausschusses des finnischen Parlaments beim Europäischen Parlament in Straßburg 

in der vergangenen Woche. Auf die Frage, weshalb die Delegation zur EFT A 

abgeschafft worden sei, sei gesagt worden, daß einige der Mitglieder des 

Europäischen Parlaments sie nicht für sinnvoll halten. Man sei sich j edoch sehr 

wohl der Bedeutung bewußt, die die EFT A-Staaten der Wiederherstellung 

regelmäßiger Kontakte beimessen. 
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Kj artan Johannsson (!sland) ,  teilte mit ,daß der Außenpolitische Ausschuß des 

Althing eine Einladung, das Europäische Parlament zu besuchen, angenommen hat . 

Es sei ein erster Kontakt und ein Zeichen für das steigende Interesse in Island für 

die EG.  

Auf der Basis der Diskussion, die zum Tagesordnungspunkt EFT A/EG-Zusam

menarbeit: Follow up der Luxemburg- und Visby-Deklarationen stattgefunden hat , 

faßte der Vorsitzende zusammen, daß folgende Themen für das kommende Treffen 

mit dem Europäischen Parlament interessant wären: 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

U m fang eines Europäischen Wirtschaftsraumes 

Verkehr 

Wet tbewerbsregeln 

die Nord-Süd-Dimension in Europa und 

die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes. 

Liberalisierung des Handels mit Fischerei- und Agrarprodukten 

Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Johan C .  Loken (Norwegen) verwies auf die 

Diskussion des vergangenen Jahres in Stockholm , die zu dem Beschluß geführt 

hatte, eine Arbeitsgruppe für diese Fragen einzusetzen. Er betonte, daß die 

Probleme während des vergangenen Jahres an Stellenwert gewonnen hätten und 

verwies auf die Arbeit ,  die im Rahmen der UNO, des GATT und der OE CD geleistet 

worden ist. Die Stockholmer Konvention, durch die die EFT A geschaffen worden 

ist ,  habe nicht zwischen industriellen, Agrar- und Fischereiprodukten unter

schieden. Da aber die Parteien der Konvention sich nicht über einen völligen 

Freihandel für alle Agrar- und Fischereiprodukte einigen konnten, seien Listen mit 

Ausnahmen in die Annexe aufgenom men worden. Die Arbeitsgruppe über den 

Handel mit Fisch und landwirtschaftlichen Produkten habe dem Komitee einen 

Resolutionsentwurf  in zwei Teilen übermittelt, der mit den Zielen der Stockholmer 

Konvention voll übereinstimme. 

Bei der Schät zung und Prüfung der Vor- und Nachteile der völligen Liberalisierung 

des Handels mit Fisch innerhalb der EFT A kam die Arbeitsgruppe zu dem Schluß, 

daß eine solche Liberalisierung letztlich für alle beteiligten Länder von Vorteil 

wäre. 

Die Arbeitsgruppe schlug vor, die EFT A-Minister dazu einzuladen, über eine 

Liberalisierung des Handels mit in sehr starkem Ausmaß verarbeiteten 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)420 von 484

www.parlament.gv.at



- 1 1  -

Agrarprodukten auf der Grundlage, daß sie wie die Produkte, die voll dem 

Freihandel unterliegen, behandelt werden sollten, zu entscheiden. 

Loken hob die Auffassung der Arbeitsgruppe hervor, daß die Regierungen und 

Mitglieder der Parlamente der Krise im landwirtschaftlichen Sektor und der 

Untersuchung ihrer Gründe und Zusammenhänge verstärkte Aufmerksamkeit wid

men sollten. Andernfalls bestünde das Risiko, daß politische und soziale Konflikte 

entstehen, die den Freihandel, das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung 

bedrohen. 

Nach seiner Ansicht werde die Krise durch die Tatsache, daß die Marktkräfte sich 

innerhalb des Landwirtschaftssektors nicht entfalten können und daß eher ein 

Wet tbewerb zwischen Regierungsfonds bestünde als zwischen den Produzenten, 

verursacht. Die technische Möglichkeit zu produzieren, steige stärker als die 

Nachfrage nach Lebensmitteln und die Fähigkeit des landwirtschaftlichen Sektors 

und der Gesellschaft, die Ressourcen von der Lebensmittelproduktion in andere, 

unzulänglich versorgte Sektoren um zuleiten. Änderungen in der Politik, die dem 

Landwirtschaftssektor die wirtschaftliche Verantwortung für die Reduzierung der 

Uberproduktion geben, werden als vernünftiger Beitrag in Richtung einer verbes

serten Balance und eines verstärkten Wirkens der Marktkräfte im landwirtschaft

lichen Sektor gesehen. Die Arbeit sgruppe begrüße, daß die wirtschaftlichen Trans

fers zur Landwirtschaft in den meisten EFTA-Ländern ihr höchstes Ausmaß bereits 

überschri t ten haben. 

In der Diskussion wurde festgestellt, daß das Resultat eher eine Prinzipienerklärung 

sei, da die vielen komplizierten Probleme aus Zeitmangel nicht in ihrer Tiefe 

erörtert werden konnten; der Arbeitsgruppe müßte ein Mandat für die Fortset zung 

ihrer Arbeit erteilt werden, um die Handelseffekte für die EFT A-Länder ebenfalls 

zu analysieren und um die Resultate einer solchen Untersuchung beim nächsten 

Treffen zu präsentieren. 

Weiters wurde betont, daß es höchste Zeit sei, sich durch die Liberalisierung bei 

den verbleibenden Produkten auf die Höhe der Stockholmer Konvention zu begeben. 

Der Generalsekretär stimmte zu, daß in der Stockholmer Konvention ein klarer 

Hinweis darauf gegeben sei, Fisch und landwirtschaftliche Produkte in den 

Freihandel aufzunehmen. Der Fischexport, für Island lebensnotwendig, sei von der 

EFTA zu lange unbeachtet geblieben. Die E mpfehlungen seien für alle Länder 

vorteilhaft.  

Das Komitee lud die Arbeitsgruppe ein, ihre Arbeiten fortzusetzen und beschloß 

folgende Resolution: 
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Das EFTA-Parlamentarierkomitee ersucht , 

nach sorgfältiger Schätzung und Prüfung der Kosten und Vorteile, die sich für die 

einzelnen EFT A-Staaten aus einer völligen Liberalisierung des Handels innerhalb 

der EFT A mit Fisch ergeben, 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß Vorteile nach allen Aufrechnungen aus 

einer solchen Maßnahme für alle involvierten Länder resultieren würden und des 

grundsätzlichen Freihandelsprinzips, das den Handel mit industriell gefertigten 

Produkten zwischen den EFT A-Staaten regelt, 

die EFT A-Minister, die erforderlichen Schritte in Richtung einer völligen Liberali

sierung des Handels innerhalb der EFTA mit Fisch, die in einer Periode von vier 

oder fünf Jahren erfüllt werden sollen, um die notwendigen Adjustierungen 

vornehmen zu können, zu setzen. 

Die wirtschaftliche Situation Norwegens 

D er norwegische Minister für Handel und Schif fahrt Kurt Mosbakk führte in die 

Diskussion ein. Er legte die günstigen Bedingungen der norwegischen Wirtschaft wie 

reichliche Energiequellen, starke finanzielle Position der Zentralregierung, geringe 

Arbeitslosigkeit, hohe Kapitalformation, hohes Maß an politischem und sozialem 

Konsens dar, betonte aber auch die gegenwärtigen Probleme, ein großes 

Außenhandelsdefizit, steigende Inflationsraten, ungünstige Kostenentwicklung und 

eine schwache Position der norwegischen Industriebetriebe auf fremden als auch 

auf eigenen M ärkten. Er betonte, daß die Regierung beabsichtige, die Situation zu 

korrigieren. Zahlreiche politische M aßnahmen seien bereits mit positiven Auswir

kungen ergrif fen worden. 

In der darauffolgenden Diskussion wurden folgende Fragen erörtert: 

der Schiffahrtssektor 

die zukünftige Entwicklung des Ölpreises 

die Alterspensionen 

die kürzlich gemachten Vorschläge für eine Steuerreform in Norwegen. 

Die Beziehungen der EFTA zu Jugoslawien 

D er Vorsitzende begrüßte die beiden jugoslawischen Parlamentarier Miran Mejalt 

(Präsident der jugoslawischen Interparlamentarischen Gruppe) und Hossein Hodzic 

(Mitglied des Außenpolitischen Ausschusses) . 
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Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt war Dr. Peter Jankowitsch 

(Österreich) : 

1 .  Jede Beurteilung des gegenwärtigen Standes der Beziehungen zwischen den 

EFTA-Ländern und Jugoslawien sowie j ede Uberlegung über die weitere 

Entwicklung dieser Beziehungen sollten die Bergen-Deklaration als einen 

Hauptausgangspunkt nehmen, weil darin unsere Philosophie und unsere Politik 

gegenüber Jugoslawien am klarsten ausgedrückt sind. 

2 .  Grundlegende Elem ente sollten in  dieser Hinsicht die  klare Definition der 

wechselseitigen Interessen der betroffenen Parteien sein, vor allem aber 

unser Interesse an der Entwicklung der Beziehungen mit Jugoslawien so wie 

auch das Interesse Jugoslawiens an den Beziehungen mit uns. Weiters sollte  

bei  der D iskussion über diese Angelegenheit der europaw eiten Bedeutung 

stabiler und ständig sich entwickelnder Beziehungen zwischen dieser Gruppe 

europäischer Länder, der EFTA-Staaten und Jugoslawien gebührende Auf

merksamkeit gezollt werden, da diese für die europäische Wirtschaft und 

vielleicht auch für die Weltwirtschaft von Wichtigkeit sind. 

3 .  Schließlich, und das ist wichtig, weil wir diese Angelegenheit als Parlamen

tarier behandeln, bin ich der Meinung, daß wir in diesem spezi fisch parla

mentarischen und daher politischen Rahmen nicht die Tat sache vergessen 

sollten, daß unseren Beziehungen zu Jugoslawien eine gewichtige politische 

Dimension anhaftet ,  und wir uns des Faktums bewußt sein m üssen, daß 

Jugoslawien ein Land ist ,  das eine blockfreie internationale Position ein

ni m m t  und verteidigt ,  in einem Teil Europas, der vom Wet tbewerb zwischen 

Ost und West  stark berührt ist .  D aher gibt es bei der D iskussion über die 

Beziehungen zwischen Jugoslawien mit seinem internationalen Status und 

dieser wichtigen Gruppe der westeuropäischen Länder, nämlich der EFTA, 

eine stark politische Komponente. Außerdem ist es eine Tatsache, daß die 

meisten der gegenwärtigen EFTA-Mitglieder in der einen oder anderen Weise 

neutral sind. Mit anderen Worten, diese Beziehungen zwischen der EFTA und 

Jugoslawien sind nach meinem D afürhalten ein Teil der Beziehungen Jugos

lawiens mit der westlichen Welt . D eshalb glaube ich, daß die EFTA bei der 

Entwicklung der Beziehungen zu Jugoslawien nicht nur wirtschaftliche 

sondern auch politische Verantwortung für die westliche Gemeinschaft als 

solche gegenüber Jugoslawien trägt. 

4. Nun zu dem ,  w as nach unserer Philosophie die N atur unserer Partnerschaft 

zwischen der EFT A und Jugoslawien sein soll,  einer Partnerschaft , die sich, 

wie ich vorhin erwähnte,  auf gem einsamen Interessen gründet. Hier m öchte 
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ich noch einmal auf die Bergen-Deklaration hinweisen, die eindeutig betont , 

daß die EFT A-Staaten im Rahmen ihrer Möglichkeiten den Wunsch haben, die 

wirtschaftliche Entwicklung Jugoslawiens zu unterstützen. Dieses Interesse 

der EFT A-Länder gründet sich auf wirtschaftliche und politische Uberlegun

gen über Europa. Ich glaube, es wird verstärkt oder sollte verstärkt werden 

durch einen Sinn für Solidarität gegenüber einer europäischen Nation, oder 

vielmehr gegenüber j enen europäischen Nationen, die im jugoslawischen Staat 

vereinigt sind und die eine höhere ökonomische und soziale Ent wicklung 

anstreben. 

5. Da die EFTA eine wirtschaftliche Vereinigung ist,  eines der ältesten und 

erfolgreichsten Instrumente Europäischer Wirtschaftsintegration, ist es klar, 

daß im Rahmen dieser EFT A die EFT A-Staaten ihre Beziehungen zu Jugos

lawien auf wirtschaftlichem Gebiet ausbauen und versuchen müssen, ein 

M aximum an wirtschaftlicher Interaktion auf j enen Gebieten zu entwickeln, 

die zu allererst in der Bergen-Deklaration definiert sind. 

6 .  Ebenso ist klar, daß im Zusammenhang m i t  dem weitgesteckten Ziel, das die 

Bergen-Deklaration bezüglich der Entwicklung eines M aximums an wirt

schaftlicher Interaktion enthält,  dieser Interaktion, die vielleicht ein frühes 

Stadium wirtschaftlicher Integration darstellt und zwischen uns und Jugos

lawien stattfinden soll, natürlich zu allererst und sehr stark davon abhängt, 

wie die Wirtschafts- und Sozialsysteme unserer Länder, der EFT A-Staaten 

einerseits und das jugos1awische System andererseits miteinander vereinbar 

sind, einander ergänzen und so verschiedene Grade der Zusammenarbeit 

ermöglichen. In dieser Hinsicht sind wir uns wohl bewußt, daß zwischen diesen 

Ländergruppen bezüglich ihrer Wirtschafts- und Sozialsysteme historische 

Unterschiede bestehen, was wir auch nie geleugnet haben. Diese Unterschiede 

haben ihren sichbarsten Ursprung im jugoslawischen System der ökonomischen 

Selbstverwaltung. In diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert,  daß mit 

dem ständigen Fortschritt der jugoslawischen Wirtschafts- und Sozialrefor

men auf vielen Gebieten, ein Prozeß, der eingehend während der let zten 

Sitzung des Gemeinsamen EFTA-Jugoslawien-Komitees vergangenen Oktober 

in Norwegen vom damaligen Vertreter Jugoslawiens, Herrn Kovac, kohärent 

und ausführlich beschrieben worden ist, anscheinend viele Hindernisse der 

Zusammenarbeit beseitigt wurden, weshalb ich glaube, daß mit dem Fort

schritt der Wirtschaftsreform in Jugoslawien sich viele neue Chancen für die 

EFT A-Jugoslawien-Kooperation ergeben. 
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7 .  Welche sind nun die gegenwärtig wichtigsten Gebiete der Zusam menarbeit 

zwischen der EFTA und Jugoslawien? Ich beginne mit dem ältesten und 

etabliertesten Gebiet, nämlich dem des Handels. Es ist klar, daß wegen der 

systematischen Beschränkungen, die viele Jahre hindurch die M öglichkeiten 

für ein weiteres Feld von Wirtschaftsbeziehungen zwischen Jugoslawien und 

der EFT A vermindert haben, der Handel bis heute der größte Bereich der 

wirtschaftlichen Interaktion zwischen den EFT A-Ländern und Jugoslawien 

war und sein wird. Es gibt aber noch viele andere Gründe, warum die 

Handelsbeziehungen w eiterhin das vordringlichste Interessengebiet für diese 

Ländergruppe bleiben m üssen und warum wir einen Großteil der 

Aufmerksamkeit den Handelsbeziehungen widmen sollten. Einer dieser 

Gründe ist klarerweise j ener, daß nur durch einen wachsenden Handel mit  den 

ent wickelten M arkt wirtschaften als solchen und j enen der EFTA im 

besonderen, Jugoslawien einerseits eine moderne, fortschrit tliche 

Kapitalausstat tung, die not wendig is t ,  um den Reform- und 

Modernisierungsprozeß weiter zu verfolgen, erhält ,  und um andererseits 

Einnahm en hervorzurufen, um eines seiner größten Wirtschaftsprobleme, 

nämlich die Schuldenlast,  abzubauen. Weiters wäre ein Ausbau des Handels 

zusam men m it den von Jugoslawien vorgeschlagenen Maßnah men zur 

Liberalisierung des Außenhandels - worüber Herr Kovac vergangenes Jahr 

wertvolle Informationen geliefert hat - notwendig, um die jugoslawische 

Wirtschaft den positiven Auswirkungen des internationalen W ettbewerbs 

auszusetzen. 

8 .  Wie  dringend es  ist, die Handelsprobleme aufzugreifen, wird auch durch die 

Tatsache unterstrichen, daß im Zeitraum von 1 9 7 9  - 1 9 8 6  der OECD-Raum 

seine führende Position bei den jugoslawischen Exporten verloren hat, da sein 

Anteil von 44 auf 36 % gesunken ist ,  wobei auch der Anteil der EFTA 

zurückging, während die Exporte in die COMECON-Länder Europas anteils

m äßig von 40 auf 49 % gewachsen sind, sodaß eine klare Verschiebung der 

Bedeutung der H andelbeziehungen von der OECD zu den COMECON-Ländern 

erfolgte. 

9 .  1 9 79  wiederum kamen 6 1  % der j ugoslawischen Importe aus dem OECD-Raum 

und an die 9 % von der EFT A. Die OECD ist nun zu weniger als der Hälfte an 

den j ugoslawischen Importen beteiligt und zwar 48 , 5  %, w ährend das 

COMECON seinen Anteil an den jugoslawischen Importen von 25 % auf 33 % 

steigerte,  also ungefähr von einem Viertel auf ein Drit tel. Ich denke, daß dies 

klar zeigt ,  daß die Richtung, in die sich der j ugoslawische Außenhandel 

bewegt, ein Signal ist, auf das wir reagieren sollten. 
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10 .  In Anbetracht der BedeutWlg der HandelsbeziehWlgen zwischen der EFTA Wld 

Jugoslawien ist es sicher ernüchternd Wld etwas enttäuschend, feststellEfn zu 

müssen, daß in den letzten Jahren aus vielerlei Gründen, die oft in diesem 

Rahmen besprochen worden sind, der Handel zwischen den EFT A-Ländern Wld 

Jugoslawien, während er langfristig einen Aufwärtstrend zeigt, kurzfristig 

Konfliktsignale von sich gegeben hat Wld 1 986 das letzte Jahr, für das wir 

komplet te Zahlen haben, einen deutlichen Abwärtstrend aufweist.  Sicher 

stimmt es, was manchmal vom gemeinsamen Komitee hervorgehoben wurde, 

daß bilaterale HandelsbeziehWlgen ein eher Wlverlässlicher Indikator für die 

gesamten WirtschaftsbeziehWlgen geworden sind, insbesondere wenn es so 

viele Wlsichtbare BewegWlgen zwischen den Ländern gibt,  wie dies zwischen 

Jugoslawien Wld den EFTA-Staaten der Fall ist .  Ich meine,  daß diese 

EntwicklWlg bedeutsam ist, und die Tatsache bestehen bleibt, daß mehr getan e 
werden muß, um den Handel zwischen Jugoslawien und der EFT A zu intensi-

vieren. D aß die Möglichkeit des jugoslawischen Marktes einerseits Wld des 

EFT A-Marktes andererseits nicht genügend genützt worden sind, trit t noch 

klarer zutage, wenn man einen kleinen Faktor näher betrachtet, nämlich, daß 

der Handel zwischen Jugoslawien Wld einem einzigen EFT A-Land, d.h. 

Österreich, ungefähr die Hälfte des gesamten Handels zwischen Jugoslawien 

Wld der EFTA ausmacht . Die FörderWlg des Handels sollte deshalb eine hohe 

Priorität bei der Beziehung z wischen Jugoslawien Wld den EFT A-Ländern 

einnehmen und wir müssen im gesamten Kontext unserer BeziehWlgen weiter-

hin sorgfältig, aktiv und kontinuierlich prüfen, inwieweit die bis jetzt  

ergrif fenen M aßnahmen, und zwar nicht nur im bilateralen, sondern auch im 

multilateralen Rahmen, als adäquat angesehen werden können. Die Antwort 

lautet natürlich, daß sie nicht ganz adäquat waren. 

1 1 . Es besteht kein Zweifel, daß hinsichtlich des gegenwärtigen Standes der 

Dinge die Antwort nicht unquali fiziert positiv sein kann. Die Suche nach 

weiteren Methoden Wld Instrumenten zur FörderWlg des Handels sollte 

fortgesetzt Wld intensiviert werden, und zwar von den EFT A-Ländern, von 

der EFT A selbst Wld natürlich von unserem Partner Jugoslawien. In dieser 

Hinsicht besteht kein Zweifel, daß es noch ein beachtliches Potential bei den 

verschiedenen Formen der Handelsförderung gibt,  wie sie Jahre hindurch vom 

gemeinsamen Komitee hauptsächlich auf viele Methoden des Marketings, der 

Information usw.  konzentriert wurde. Ich möchte noch auf ein anderes Instru

ment hinweisen, das Business Contact Centre Jugoslawien-EFT A, das zu 

Beginn 1 9 86 in Belgrad mit Kontaktzentren in vielen EFT A-Ländern errichtet 

worden ist. 
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1 2. Wenn ich es daher verm eiden möchte, im einzelnen alle spezi fischen M aß

nahmen der Handelsförderung zu untersuchen, welche in die Praxis umgeset zt 

worden sind, wie z .B .  die Teilnahme an Handelsmessen, 

Inform ationsbroschüren usw. ,  so lassen Sie mich doch eine allgemeine 

Bemerkung darüber machen, daß alle diese Aktivitäten ständig hinsichtlich 

Ausweitung und Verfeinerung überprüft werden m üssen. Möglicherweise 

können wir im Laufe unserer Diskussion noch einige konkre te Vorschläge 

entwickeln. Es ist j edoch auch klar, daß ein M aximum an Wirkung von diesen 

Maßnahmen, wie M arketing, Handelsförderung usw ., nur inso fern erwartet 

werden kann, wenn es ihnen ermöglicht wird durch andere Maßnahmen, 

besonders solche der H andelsliberalisierung und vor allem der Vermeidung 

protektionistischer M aßnahmen zu w irken. Bei der Auswahl der für das 

Wachstum des Handels geeigneten M aßnahmen sollten die betrof fenen Länder 

daher Abstand nehmen von einer Politik, die der Errichtung eines liberalen 

Handelssystems entgegensteht . In diesem Zusammenhang bin ich besonders 

besorgt über gewisse Tendenzen in Jugoslawien. 

1 3 . Ein weiteres wichtiges Gebiet der wirtschaftlichen Interaktion zwischen 

Jugoslawien und d en EFT A-Ländern ist die industrielle Zusam menarbeit. Bei 

der Überlegung von verschiedenen Formen der industriellen Zusamm enarbeit 

zwischen Jugoslawien und den EFTA-Ländern befinden wir uns natürlich auf 

einem Gebiet,  das in vieler Hinsicht noch unberührtes Territorium is t und wo 

im Lichte der gegenwärtigen jugoslawischen Wirtschaftsreform viele neue 

Möglichkeiten für die Zukunft entstehen können. Es scheint daher wichtig, 

hinsichtlich des auf diesem Gebiet vorhandenen Potentials m it Jugoslawien 

eng zusammenzuarbeiten, um die Schwierigkeiten der Vergangenheit zu 

überwinden und neue Möglichkeiten ausfindig zu m achen. Denn dieses Poten

tial besteht und wird augenscheinlich, wenn m an überlegt, daß von den 1 5 6  

Verträgen über industrielle Kooperation, die bisher zwischen Jugoslawien und 

seinen EFTA-Partnern geschlossen wurden, 3 8  oder ungefähr ein Viertel mit 

nur einem einzigen EFTA-Land zustande kamen. Ich entschuldige m ich dafür , 

wieder auf Österreich zu verweisen. 

14. In der Vergangenheit war die industrielle Kooperation dadurch, daß ein 

ausländischer Investor bei einem Joint venture in Jugoslawien niemals Mit

eigentümer w erden konnte, s treng limitiert. D iese Beschränkung erklärt 

vielleicht warum die industrielle Zusammenarbeit hauptsächlich auf dem 

Gebiet der Produktion und sehr wenig auf j enem des Technologietransfers zu 
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finden war. Ich glaube, daß neue Trends in Jugoslawien im Laufe der 

Wirtschaftsreform die Beseitigung solcher Hindernisse anzeigen. Die in

dustrielle Zusammenarbeit könnte weiters Anreize aus der Ent wicklung eines 

günstigeren Investitionsklimas erhalten, welches den EFT A-Gesellschaften 

ermöglichen könnte, nach Jugoslawien zu kommen, um Gewinne zu machen, 

und zwar Gewinne infolge niedrigerer Produktionskosten und des Zugangs zu 

Nachbarmärkten, nicht nur zum jugoslawischen Markt. Ich möchte hier auf 

eine interessante Entwicklung aufmerksam machen, nämlich die Möglichkeit 

des Abschlusses bilateraler Abkommen über Investitionsschutz und Doppelbe

steuerung in der Zukunft.  Auf diesem Gebiet scheint Raum für eine ausge

dehntere multilaterale Aktivität zu sein, und ich möchte auf die Arbeit 

unserer Legisten hinweisen, die in dieser Hinsicht gute Arbeit geleistet 

haben. Es könnte vielleicht hier oder im Rahmen eines anderen Forums 

besprochen werden, ob im Hinblick auf die Bedeutung engerer industrieller 

Zusam menarbeit zwischen den EFT A-Ländern und Jugoslawien ein 

multilaterales Abkommen über Investitionsgarantie und Doppelbesteuerung 

machbar ist.  

1 5. Es bleiben noch z wei Gebiete der Bergen-Deklaration, die ich kurz erwähnen 

möchte, nämlich Tourismus und Verkehr. Ich möchte mich nur auf einige 

wenige Bemerkungen beschränken und feststellen, daß schon sehr wertvolle 

Arbeit von den betreffenden Ländern sowie vom EFT A-Sekretariat geleistet 

wurde, die sehr lobenswert ist und sich auf das ganze Gebiet der EFT A

Jugoslawien-Beziehungen erstreckt, um die Ziele der Bergen-Deklaration 

über Fremdenverkehr zu erreichen. Bemerkenswerte Bemühungen wurden zur 

Entwicklung des touristischen Potentials Jugoslawiens entfaltet, vor allem 

auf neuen Gebieten wie Gesundheits-Tourismus, auf dem sehr wichtige 

gemeinsame Anstrengungen unternommen wurden. Ich glaube, daß die EFT A

Länder zusammen mit Jugoslawien eine bedeutende Rolle bei der Entwicklung 

dieses wichtigen Bereiches der jugoslawischen Wirtschaft auf neuen Gebieten 

wie Personalausbildung und vielen anderen Möglichkeiten, die beim Ausbau 

der jugoslawischen Tourismusindustrie hilfreich sein können, spielen könnten. 

1 6. Bezüglich des Verkehrs muß ich die Annäherung betonen, die zwischen 

Jugoslawien und vor allem einigen benachbarten EFT A-Ländern auf diesem 

Gebiet existiert und die zu einer bilateralen Kooperation in bemerkenswer

tem Maße führen könnte. Ich glaube auch, daß eine Frage in dieser Hinsicht 

Aufmerksamkeit verdient , nämlich die künftige Beziehung Jugoslawiens zum 
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neuen SAD, das zwischen der EFTA und der EG beschlossen wurde. Es muß 

abgewartet werden, in welchem Ausmaß Jugoslawien in diesen neuen 

Mechanismus einbezogen werden kann. 

1 7 . Schließlich glaube ich, daß die Beziehung zwischen der EFT A und Jugoslawien 

bemerkenswerte Fortschrit te in den vergangenen Jahren erzielt hat, daß 

j edoch noch viel zu tun bleibt. Eine der Aufgaben, die vor uns liegen, besteht 

nicht nur in der vollständigen Durchführung und Ent wicklung der Bergen

Deklaration, sondern auch in der Festlegung neuer Bereiche der Zusam men

arbeit j enseits dieser Deklaration. Hier könnte dieses Kom itee vielleicht 

wertvollen Anreiz und neue Ideen liefern. Eines der Gebiete,  das ich zur 

D iskussion stellen möchte, ist der ganze Bereich der Zusammenarbeit in 

U mweltfragen, ein Gebiet,  auf dem die EFTA und die EG bereits Gespräche 

begonnen haben. In diesem Zusam menhang glaube ich, daß die Fülle der 

Probleme,  die zwischen den europäischen Ländern bestehen, die Einbeziehung 

in unsere Zusammenarbeit mit  Jugoslawien rechtfertigen. 

1 8 .  Was die Methode unserer Zusammenarbeit betrifft ,  s o  bin ich Anhänger eines 

pragmatischen und flexiblen Zugangs, und für die Festlegung der Gebiete der 

Zusam menarbeit nach Bedarf dagegen, daß unsere Zusammenarbeit durch 

einen Berg von vielleicht sehr ambitionierten, aber manchmal undurchführ

baren Vertragsbestimmungen belastet w ird. Ich glaube auch, daß die Be

ziehungen zwischen der EFTA und Jugoslawien sehr von den vermehrten 

Kontakten auf verschiedenen Ebenen profitieren könnten, wie z .B .  die Kon

takte zu Mitgliedern des jugoslawischen Parlaments von heute morgen, die 

ich sehr begrüße. Die Beziehungen könnten auch von Interaktionen auf 

anderen als auf Regierungsebene profitieren und sich auf Parlamentarier, 

Sozialpartner und andere aus weiten. Ich meine auch, daß geprüft w erden 

sollte,  in welchem Aus m aß Jugoslawien an anderen Aktivi täten der EFTA 

teilnehmen könnte.  

1 9 .  Ich m öchte mit der Feststellung schließen, daß ich glaube, daß die Zusam

menarbeit mit  Jugoslawien zu den größten Herausforderungen der EFT A 

gehört . Während es niem als notwendig war,  eine D aseinsberechtigung für 

unsere Organisation zu suchen, meine ich,  daß wir auf diesem speziellen 

Gebiet ein sehr wichtiges europäisches M andat haben. 

Miran Mejak entbot die Grüße des jugoslawischen Parlaments und dankte dem 

Berichterstatter für seine klar e  und genaue Beschreibung des Zustandes der 

Zusammenarbeit von seinem Ausgangspunkt im Jahre 1 9 6 7  an. Auch von jugos-

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 429 von 484

www.parlament.gv.at



- 20 -

lawischer Seite sei man der Ansicht, daß von Jugoslawien viel getan werden müsse, 

um die wirtschaftlichen Beziehungen zu verbessern und die Zusammenarbeit zu 

verstärken. Die Schuldenlast sei sehr schwer und es sei schmerzlich in Europa auf 

protektionistische Maßnahmen zu treffen. Er stimme zu, daß die Investitions

voraussetzungen verbessert werden müssen und daß es Zunkunftschancen auf dem 

Gebiet des Tourismus gäbe. Jugoslawien sei auch bereit,  auf dem Gebiet des 

U m weltschutzes zusammenzuarbeiten. Er erklärte, daß eine Öffnung des jugos

lawischen Marktes beabsichtigt sei. Es sei dies der richtige Zeitpunkt , um die 

Möglichkeiten für eine Assoziation Jugoslawiens mit der Freihandelszone zu 

diskutieren. Für den Augenblick wünsche sich Jugoslawien eine bevorzugte Behand

lung von seiten der EFT A für seine Exporte.  

In der Diskussion begrüßten die Parlamentarier die Möglichkeit, die EFT A

Beziehungen auszuweiten und sprachen den Wunsch aus, daß insbesondere auf dem 

Gebiet des Handels und auf dem neuen Gebiet des Umweltschutzes die Kontakte 

vertieft werden sollten. Auch wurde betont, daß sich Jugoslawien an die europäi

schen U m w eltschutzbestimmungen anpassen müsse, so wurde unter anderem blei

freies Benzin gefordert .  D er Generalsekretär der EFTA nahm ebenfalls Stellung 

und stimmte mit JanItowitsch überein, daß die Zusammenarbeit zwischen der EFTA 

und Jugoslawien auf einer politischen Dimension, nämlich der Solidarität in Europa 

basiere. Trotz der Anstrengungen die Bergen-Deklaration zu erfüllen, entwickle 

sich aber die Zusammenarbeit nicht sehr günstig und der Anteil des EFT A-Handels 

mit Jugoslawien sei verschwindend, wie auch die Investitionstätigkeit in Jugosla

wien seit den 7 0er Jahren gesunken sei. Diese Entwicklung sei nicht nur bestimmt 

durch die internationale Rezession und die weltweit reduzierten Investitionen, 

sondern auch durch Probleme,  die in Jugoslawien selbst gelöst werden müssen. 

Janltowitsch betonte abschließend, daß die EFT A Jugoslawien zu Reformen ermuti

gen müsse und schlug vor ,  dieses Thema auch beim nächsten Treffen des EFTA

Parlamentarierkomitees auf die Tagesordnung zu setzen. 

Aktivitäten der EFT A 

In seinem Bericht betonte der Generalsekretär, daß eine Stärkung der EFT A eine 

notwendige Basis für eine effiziente EFT AjE G-Zusammenarbeit sei und daß das die 

EFT A-Minister bei ihren let zten Treffen in Interlaaken auch anerkannt haben. Er 

schildete kurz die Entwicklungen auf dem Gebiet der Regierungssubventionen, wo 

ein neues Notifikationssystem eingeführt worden ist,  weiters führte er die Vorbe

reitungstreffen für einen Meinungsaustauch vor den wichtigen GATT- und OECD-
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Treffen an. W as den Europarat betrifft ,  stellte er eine gute Zusam menarbeit fest ;  

auf die Frage nach den Ressourcen des Sekretariats zurückkommend, gab er zu ,  daß 

die Koordinierung der Arbeit zwischen Genf und Brüssel wachsende Probleme 

schaffe. Hier bestünde z weifellos die Notwendigkeit,  die E f fizienz zu erhöhen und 

die Organisation zu s traf fen und z w ar nicht nur im Sekretariat , sondern auch in den 

EFT A-Hauptstädten. 

Lennart Pettersson (Schweden) berichtete über die Zusam menarbeit und den 

Informationsaustausch mit  dem Konsultativkom itee. D as gegenwärtige System des 

Austausches von Dokumenten gebe die M öglichkeit für wechselseitige Zusammen

arbeit und die Vermeidung von doppelter Arbeit.  Es sollten j e doch mehr Kontakte 

zwischen den beiden Komitees im Vorbereitungsstadium geben. Er schlug daher vor, 

daß Vertreter des Parlamentarierkom itees auch die Vorbereitungstreffen des 

Konsultativkom itees besuchen sollten. Roland Spant (Mitglied des Konsultativ

komitees) sagte, daß die Beziehungen zwischen den beiden Komitees im Tagesord

nungskomitee diskutiert w orden seien und gemeinsam mit der Frage der Teilnahm e 

von Parlamentariern an den Vorbereitungstreffen auf die Tagesordnung des 

Plenums gesetzt  werden soll. 

Datum und Ort des nächsten Treffens 

N am ens der Schw eizer Parlamentarier lud Felix Auer das Parlamentarierkomitee 

dazu ein, das nächste Treffen vom 18 .  bis 20. Mai 1988 in der Schweiz abzuhalten. 

Zur Frage, ob ein Tref fen pro Jahr ausreiche, gab es unterschiedliche Meinungen. 

Die Diskussion wurde daher vertagt.  

KONTAKTE ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 

Zwischen November 1 98 1  und April 1 986 fanden insgesamt 5 Treffen zwischen dem 

EFTA-Parlam entarierkomitee und der Kontaktgruppe des Europäischen Parlaments 

zur EFT A statt .  

Bei  diesen Meetings wurden gemeinsam e  Angelegenheiten der EG und der EFT A 

besprochen. 

Am 2 1 .  Jänner 1 987 beschloß das Europäische Parlament die D elegation, die für 

die Kontakte zu den EFT A-Parlamentariern zuständig gewesen ist ,  nicht wieder 

einzuset zen. Die Zuständigkeit für die Beziehungen zur EFTA wurde dem 
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REX-Komitee (Komitee für Außenwirtschaftsbeziehungen) übertragen. Zugleich 

beschloß das Europäische Parlament die Kontakte zu den EFTA-Staaten bilateral 

zu gestalten. Die Delegationen für Österreich und die Schweiz sollten weiter 

bestehen; die Delegation für die Beziehungen zum Nordischen Rat wurde aufge

split tet in eine D elegation für Norwegen und eine für die Kontakte zu Schweden, 

Finnland, Island und dem Nordischen Rat . 

Diese Entscheidung des Europäischen Parlaments führte zu großer Besorgnis beim 

Parlamentarierkomitee, das sich bei den Verhandlungen zwischen der EG und den 

EFTA-Staaten ausgeschaltet sah. D er Vorsit zende des Parlamentarierkomitees 

Lennart Pettersson richtete ein Schreiben an Lord Henry Plumb, den Präsidenten 

des Europäischen Parlaments, in dem er der Hoffnung Ausdruck verlieh, daß die 

Kontakte zwischen den Mitgliedern des Europäischen Parlaments und den Parla

mentariern der EFTA-Staaten während der Amtsführung von Lord Plumb eng und 

fruchtbar sein werden. Er führte weiter aus, daß die Parlamentarier der Staaten 

Westeuropas, die nicht der EG angehören, den Kontakten zum Europäischen 

Parlament für den Meinungsaustausch und die gegenseitige Information große 

Bedeutung beimessen, insbesondere was die Erfüllung der Luxemburg-Deklaration 

von 1 984 betrif ft.  Es sei daher besorgniserregend, daß die D elegation des Europäi

schen Parlaments, die 1 9 8 1  ausdrücklich für die Beziehungen mit einem EFTA

Parlamentarierkomitee eingesetzt worden ist , aufgelöst wurde. 

In einer Zeit wachsender EFTA- und EG-Zusammenarbeit ,  insbesondere in bezug 

auf die Schaffung eines EG-Binnenmarktes, stellen Kontakte auf Parlamen

tarierebene eine wichtige Ergänzung zu der Arbeit auf Ministerebene dar. 

Der Bedarf für ständige und regelmäßige Kontakte zwischen den EFT A

Palamentariern und den Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die sich für eine 

breitere Europäische Zusammenarbeit j enseits der E G-Familie und insbesondere für 

die EFT AjEG-Beziehungen interessieren, sei verhanden. Die EFT A sei dabei sich 

von einer reinen Freihandelsorganisation weg zu entwickeln. Die Aktivitäten auf 

den Gebieten, die in enger Beziehung zu einem starken Europäischen Markt stehen, 

wie z.B.  Forschung, Bildung, U m w eltschutz und Vereinheitlichung der Standards 

werden ausgebaut. Die Parlamentarier haben eine wichtige Rolle in diesem Prozeß 

zu spielen. Als eine Ergänzung zu den bilateralen interparlamentarischen Treffen 

zwischen dem Europäischen Parlament und den schweizer und österreichischen 

Parlamentariern und auch bald den norwegischen Parlamentariern haben gelegent

lich Kontakte auf Parteiebene stattgefunden, die sich als sehr nützlich erwiesen 

haben. Alle Mitglieder des Komitees haben jedoch die Uberzeugung zum Ausdruck 

gebracht, daß diese bilateralen und Parteienkontakte durch regelmäßige und gut 
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vorbereitete Treffen zwischen den Vertretern des Europäischen Parlaments und 

dem EFT A-Parlamentarierkomitee, mit der Konzentration auf die multilateralen 

Aspekte der EFT AjEG-Beziehungen ergänzt werden müssen. 

Von Seiten des Europäischen Parlament s wurde darauf hingewiesen, daß man in 

Zukunft in die mehr praktischen Aspekte eingehen möchte.  D aß die D elegation des 

Europäischen Parlam ents für die Beziehungen m it der EFT A abgeschafft worden 

ist ,  bedeute "nicht notwendigerweise eine Herabset zung" aber es bestünde die 

Notwendigkeit, die Zahl der D elegationen zu begrenzen und es bestünde nun einmal 

der Wunsch nach Einrichtung einer besonderen Delegation für die Beziehungen mit 

Norwegen. Die  Entscheidung könne aus formalen Gründen nicht zurückgenommen 

werden. 

Es sei notwendig ,  den Beschluß des Europäischen Parlaments, die Kontakte mit der 

EFTA über das Komitee für Außenwirtschaftsbeziehungen (REX-Komitee) 

abzuwickeln, beizubehalten. Der Brief des Vorsitzenden Pettersson hätte aber klar 

gemacht , daß die EFTAjEG-Beziehungen nicht länger auf die Handelsbeziehungen 

beschränkt werden können und daß daher daran gedacht werde, einen Kern von 

Mitgliedern des EFTA-Parlamentarierkomitees m it Vertretern der Komitees für 

U mwelt,  für den Binnenmarkt , für Energie sowie für Forschung und Ent wicklung 

zusam menzubringen. 

1 987 fanden keine offiziellen Treffen zwischen dem EFT A-Parlamentarierkom itee 

und einer D elegation des Europäischen Parlaments statt .  
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Den Schwerpunkt der EFTA-Aktivitäten bildete, wie bereits in den Jahren zuvor,  

das Follow up der Luxemburg- und der Visby-D eklaration. Die EFTA wurde 

verstärkt zu einer Plat tform für Verhandlungen mit der EG bzw.  für die Vorberei

tung von Tagungen anderer internationaler Organisationen, insbesondere des GATT 

und der OECD.  

Bei  der Intensivierung der internen Zusam menarbeit m achten die EFT A-Staaten 

Fortschritte. Dies gilt sowohl für das im Juni unterzeichnete EFTA-interne 

Abkommen für die gegenseitige Anerkennung von Prüfungsergebnissen und Konfor

mitätsnachweisen, als auch für die neue Interpretation des Artikel 1 3  der Konven

tion von Stockholm betreffend staatliche Beihil fen. 

Die Zahl der in die multilaterale Tätigkeit einbezogenen Gebiete wurde 

ausgeweitet.  

Anläßlich der Herbsttagung der Minister wurde ein Abkom men über erhöhte 

Transparenz bezüglich der im EFTAjEG-Handel mit verarbeiteten Agrarprodukten 

zur Anwendung gelangenden Preisausgleichsmal3nahmen unterzeichnet . Die Ver

handlungen mit der EG über die Vereinfachung der Kumulierungsbestimmungen und 

Ursprungsregeln konnten im Berichtszeitraum erfolgreich abgeschlossen werden. 

Im zweiten Halbjahr 1988  übernahm Österreich entsprechend dem Rotationsprinzip 

den EFTA-Vorsi tz .  

1 Z. TREFFEN DES EFTA-PARLAMENTARIERKOMlTEES (FORTSETZUNG) 

D as EFTA-Parlamentarierkom itee setzte sein 1 2. Treffen am 2 1 .  Jänner in Genf 

fort , um einen neuen Stellvertretenden Vorsitzenden zu wählen. Josef Cottet 

(Schweiz ) ,  der in Hamar zum Stellvertretenden Vorsitzenden gew ählt worden war,  

gehörte nach den Wahlen zum Schweizerischen Parlament im Oktober 1 987  diesem 

nicht mehr an. An seiner Stelle wurde Gilbert Coutau gew ählt . 
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13. TREFFEN DES EFTA-PARLAMENTARIERKOMITEES 

IN FlUBOURG/GRANGENEUVE 

Vom 1 8 .  bis 20.  Mai fand in Fribourg/Grangeneuve in der Schweiz das 1 3. Treffen 

des EFTA-Parlamentarierkomitees statt.  Neben dem Gastgeberland nahmen Dele

gationen aus Finnland, Island, Liechtenstein, Österreich, Schweden und Norwegen 

daran teil. Wie bereits im Vorj ahr w aren auch Mitglieder des Konsultativkomitees 

anwesend. Österreich war durch die Abgeordneten Dr. Pet er Jankowitsch, Ingrid 

Tichy-Schreder und Hermann Eigruber vertreten. 

Den Delegierten lag folgende Tagesordnung vor: 

Eröffnung des Treffens 

Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden 

Liberalisierung des Handels mit Fisch und Agrarprodukten 

EFTA/EG-Zusammenarbeit: FoUow up der Luxemburg-Deklaration 

Beziehungen zum Europäischen Parlament 

Die Aktivitäten der EFTA (Z7. Jahresbericht) 

Die wirtschaftliche Situation der Schweiz 

Vorbereitung des nächsten Treffens 

Dem 1 3 .  Treffen war eine Vorbereitungssitzung am 2 1 .  Jänner in Genf vorausge

gangen. 

Jean Pascal De1amuraz (Bundesrat für öffentliche Wirtschaft) begrüßte die EFTA

Parlamentarier namens der schweizerischen Regierung und betonte, daß die EFT A 

zwar in erster Linie eine wirtschaftliche Konstruktion sei, aber nicht nur. Europa 

reiche vom Atlantik bis zum Ural, auch wenn es gespalten sei. Es stelle sich die 

Frage, ob zu der dramatischen Teilung von 1 944/45 eine weitere Unterteilung in 

EFTA und EG, die Westeuropa schwäche, hinzugefügt werden kann. Er verwies auf 

den Erfolg des Abkommens von 1 97 2, durch das Europa zur größten Freihandelszone 

der Welt geworden ist .  Er sei überzeugt , daß die EG die selbstgestellte Aufgabe des 

Binnenmarktes werde lösen können, wenn auch vielleicht nicht bis 1 992 .  Die EFT A 

könne sich nicht gegen die EG wenden, sondern müsse mit ihr zusammenarbeiten. 

Er sehe drei Aspekte der Tätigkeiten der EFT A: 

die Fortsetzung und Ausweitung der Kontakte mit der Gemeinschaft 

ein besserer Zusam menhalt innerhalb der EFTA und 

Aktionen bzw. Reaktionen j edes EFTA-Mitglieds 
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Wahl der Funktionäre 

Zu Beginn der Tagung wurden Gilbert Coutau (Schweiz) zum Vorsitzenden und 

Ingvar S. Melin (Finnland) zum Stellvertretenden Vorsit zenden gewählt. 

Liberalisierung des Handels mit Fisch und Agrarprodukten 

Roland Spant (Schweden, Konsultativkomitee) , informierte die Parlamentarier über 

eine Stellungnahme zur Liberalisierung des Handels mit Fisch innerhalb der EFT A, 

die das Konsultativkomitee im März dieses Jahres abgegeben hat . In der Diskussion 

wurde die Unterstützung, die das Konsultativkomitee der Parlamentarier-Reso

lution über die Liberalisierung des Handels mit Fisch innerhalb der EFT A gewährt 

hat,  begrüßt und die Erwartung ausgesprochen, daß eine positive Entscheidung, die 

weitere Schritte ermöglicht, beim Ministertreffen in Tampere fallen wird. Darüber 

hinaus stimmten die Parlamentarier überein, die Studien über die Liberalisierung 

des Handels innerhalb der EFTA über Agrarprodukte mit folgender Aufgaben

s teIlung fort zuset zen: 

a) Fortsetzung der Bemühungen, den Handel mit Fisch innerhalb der EFT A zu 

liberalisieren und in diesem Kontext Überprüfung der staatlichen Subven

tionen für den Fischereisektor 

b) Fortsetzung der Überlegungen über eine übereinstimmende Landwirtschafts

und Umweltpolitik, mit  Konzentration auf Handelsaspekte 

c) Fortsetzung der Überprüfung der Liberalisierung des Inner-EFT A-Handels mit 

Agrarprodukten, unter Berücksichtigung der Arbeit , die im Rahmen des GATT 

geleis tet wird. 

EFT A/EG-Zusammenarbeiti Follow up der Luxemburg-Deklaration 

In seinem Statement betonte Delamuraz die Notwendigkeit ,  den Zusammenhalt 

zwischen den Mitgliedsstaaten der EFTA zu verstärken und unterstrich die Bedeu

tung einer dynamischen EFTA als bestes Instrument für die Kontakte mit der 

Europäischen Gemeinschaft.  

Jürg Zeller (schweizerisches Mitglied des Konsultativkomitees) 
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betonte die Wichtigkeit einer verbesserten Ausbildung und der internationalen 

Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. In diesem Zusammenhang nahm er auf das 

Statement des Konsultativkomitees über die Mobilität j unger Menschen zwischen 

der EG und den EFT A-Ländern zum Zweck der Ausbildung Bezug. 

In der Diskussion wurde auch über die gemeinsame Erklärung, die in Brüssel im 

Februar dieses Jahres angenommen worden war,  gesprochen. Es wurde unter

strichen, daß die Transparenz zwischen den EFT A-Staaten und der EG verbessert 

werden müsse, und daß rechtliche Fragen in diesem Zusammenhang von großer 

Bedeutung seien. Es wurde auch festgestellt, daß die multilaterale EFTA/EG

Zusam menarbeit immer wichtiger werde, obwohl das bilaterale Kontakte nicht 

ausschließe. D as Gebiet der Ausbildung sei als ein wichtiger Bereich für eine 

zukünftige verstärkte EFT A/EG-Zusammenarbeit als gesondert zu behandelndes 

Thema vorgesehen. Die EFT A-Staaten möchten voll am COMETT II teilnehmen und 

seien auch sehr interessiert am ERASMUS-Proj ekt. 

Abschließend wurden die positiven Erfahrungen, die mit dem neuen Büro des EFTA

Sekretariats in Brüssel gemacht worden sind, diskutiert. 

Beziehungen zum Europäischen Parlament 

D as nächste Gemeinsame Treffen zwischen den EFTA-Parlamentariern und Mit

gliedern des REX-Komitees des Europäischen Parlaments wurde für November in 

Genf vorgesehen. Es wurden die EFT A-Berichterstatter für die vereinbarten 

Tagesordnungspunkte Bildung und Umweltschutz beschlossen. Außerdem bestand 

darüber Übereinstimmung, daß es eine Generaldebat te über wichtige Fragen geben 

sollte. Gemeinsame Arbeitsgruppen seien einzurichten, um eine gründliche Vorbe

reitung der kom menden Treffen über komplexe Themen zu garantieren. 

Aktivitäten der EFT A 

D er neue Generalsekretär der EFT A, der Österreicher Dr.  Georg Reisch, führte in 

den Jahresbericht der EFTA ein und berührte besonders die interne EFTA

Zusammenarbeit, die Beziehungen der EFT A-Staaten zu Jugoslawien und die 

Zusammenarbeit mit anderen Organisationen, insbesondere mit dem Europarat. Die 

Zusammenarbeit zwischen der EFTA und der EG auf der Basis der Luxemburg

Deklaration von 1 9 84,  die auf die Schaffung eines dynamischen Europäischen 

Wirtschaftsraums ausgerichtet ist, bildete die Hauptaktivität der EFT A. 
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Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde folgende Resolution über die zukünftige 

Arbeit angenommen: 

1 .  Die EFT A-Parlamentar ier fordern die EFTA-Regierungen dazu auf , die 

laufenden Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit mit  der EG zu 

intensivieren und zu verbreitern. Sie sind der Auffassung, daß der im Gang 

befindliche Integrationsprozeß weitere Initiativen von EFTA-Seite erforder

lich m acht ,  insbesondere um die Nichtdiskri minierung von EFT A-Bürgern und 

EFTA-Unternehmen innerhalb des Europas der 90iger Jahre sicherzustellen. 

2 .  D ie Parlamentarier betonen die Priorität und Bedeutung der internen EFT A

Zusam m enarbeit,  um in die Verhandlungen mit der EG gut vorbereitet 

hineingehen und allgemein akt zeptable Lösungen, die parallel zum Fortschrit t  

des EG-Binnenm arktes verlaufen, sicherstellen z u  können. 

3 .  D i e  EFTA-Parlamentarier s ti m m en darüber überein, daß j ede Anstrengung 

unternom men werden sollte, um die Schaffung neuer Divergenzen zwischen 

den EFTA- und EG-Regulierungen zu verhindern und bestehende zu besei

tigen. 

Jede Delegation gab eine kurze Information über die Beziehungen ihres Landes zur 

EG. 

Die Meinungen über eine Zusammenarbeit zwischen der EFTA und Jugoslawien 

gingen auseinander. Eine Entscheidung über m ögliche zukünftige Schritte müsse auf 

Ministerebene fallen. Die Möglichkeit ,  jugoslawische Parlamentarier als Be

obachter zu dem kom m enden Treffen des Komitees einzuladen,  sollte beim 

Vorbereitungs treffen im Jänner 1 9 8 9  diskutiert werden. 

Die wirtschaftliche Situation der Schweiz 

D er schweizerische Staatssekretär Franz Blankart ,  Leiter des Bundesbüros für 

wirtschaftliche Außenbeziehungen, führte in das Thema ein. Er betonte,  daß die 

wirtschaftliche Situation der Schweiz im allgemeinen sehr gut sei. Nach der 

Rezession von 1 98 2  habe sich die schweizerische Wirtschaft in bem erkenswerter 
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Weise erholt und eine sehr günstige Entwicklung genommen. Seit 1 984 sei das Wirt

schaftswachstum stark angestiegen und liege mit 2 ,5  und 4 Prozent klar über den 

bisherigen Raten. Die Arbeitslosigkeit liege im Rahmen des strukturell Unvermeid

baren. Die Wirtschaft sei charakterisiert durch einen M angel an qualif izierten 

Arbeitskräften, die Inflation liege bei 2 Prozent. Die außenwirtschaftliche Position 

der Schweiz sei gekennzeichnet durch einen hohen Zahlungsbilanzüberschuß in der 

Höhe von 4 bis 6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.  Dieser Uberschuß entstehe 

nicht durch einen Uberschuß an laufenden Güter- und Dienstleistungstransaktionen, 

sondern sei in der langj ährigen Tradition der Schweiz als Kapitalexporteur und 

durch die Netto-Kapitaleinkommenszahlungen begründet. Quelle des Wachstums sei 

in der Anfangsphase des Konj unkturaufschwungs eine Erholung der Exporte ge

wesen, die auch mit der Situation des Dollars, aber auch mit Strukturveränderungen 

zusammenhing. Mit dem Fall des Dollars stiegen die Exporte nur mehr geringfügig, 

dafür verstärkte sich aber in bemerkenswerter Weise der heimische Konsum. Seit 

dem Ende der Siebzigerjahre seien die Investitionen der Unternehmen in der 

schweizerischer Wirtschaft auf über 50 Prozent netto gestiegen. Blankart bekannte 

sich zu einer verläßlichen makoökonomischen Politik, die auf Stabilität und eine 

liberale Haltung der Regierung ohne interventionistische Bedingungen und Be

grenzungen ausgerichtet sei. Als eine der zukünftigen Hauptaufgaben nannte er 

verstärkte Maßnahmen auf dem Bildungssektor und vor allem permanentes On the 

Job-Training. Den Binnenmarkt von 1 99 2  bezeichnete er als Chance und Herausfor

derung. Die Schaffung des Binnenmarktes und eines großen Europäischen Wirt

schaftsraumes führen nur dann zu einer Stärkung wirtschaftlicher Strukturen und 

zu höheren sozialen Standards in den EFT A-Staaten, wenn diese bereit seien, die 

Chancen eines verstärkten Wettbewerbs durch offensive und liberale Maßnahmen, 

sowohl zu Hause als auch im Ausland, zu ergreifen. Wenn Europa sich für eine 

defensive Position entscheide, laufe es Gefahr, vom internationalen Wirtschafts

wachstum und Entwicklungsprozeß abgekoppelt zu werden. 

Was die letzten Entwicklungen betrifft,  stellte er fest,  daß die günstige wirtschaft

liche Situation andaure und der Exportsektor sich besser und schneller vom Fall des 

Dollars erholt habe als erwartet. D er Ausblick auf die Zukunft wurde ebenfalls 

positiv formuliert .  

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 439 von 484

www.parlament.gv.at



- 7 -

Vorbereitung des nächsten Treffens 

D ie finnische Delegation lud für 1 989 zum 1 4. Treffen des EFT A-Parlam entarier

komitees nach Helsinki ein. 

KONTAKTE ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 

Erstes Gemeinsames Treffen der Delegationen des REX -Komitees 

des Europäischen Parlaments und des EFT A-Parlamentierkomitees 

A m  1 7 .  und 18 .  Feber fand das Erste Gemeinsame Tref fen der D elegationen des 

RE X-Komitees des Europäischen Parlam ents und des EFTA-Parlamentarier

komitees in Brüssel statt .  Nachdem im Vorj ahr der Ausschuß des Europäischen 

Parlaments, der bis dahin für die Kontakte mit der EFTA zuständig gewesen war ,  

nicht wieder bestellt wurde , bekam der Ausschuß für Außenwirtschaftsbeziehungen 

die Aufgabe übertragen, die Kontakte zu den EFT A-Parlamentariern zu pflegen. 

An dem Treffen nahmen von österreichischer Seite die Abgeordneten Herbert 

Schmidtmeier, Ingrid Tichy-Schreder, Hermann Eigruber und Freda Meissner-Blau 

teil. Die  Teilnehm erlis te um faßte Mitglieder des Europäischen Parlaments aus 

Frankreich, Großbritannien, Spanien, Dänemark, Portugal, Italien, Bundesrepublik 

Deutschland, Luxemburg, Griechenland und Belgien, weiters Parlamentarier aus 

säm tlichen EFTA-Staaten, den Vorsitzenden des EFTA-Minis terrates, den 

finnischen Außenhandelsminis ter Pertti  Salolainen, das für Außenbeziehungen zu

ständige Mitglied der EG-Ko m mission, Willy de Clercq, EFTA-Regierungsvertreter, 

EG-Spit zenbeam te, Mitarbeiter des EFTA-Sekretariats,  des Sekretariats des 

Europäischen Parlaments und Sekretäre der EFTA-Parlamentarierdelegat ionen. D ie 

Diskussion konzentrierte  sich in erster Linie auf den Tagesordnungspunkt 

Schaffung eines Europäischen Wirtschaftsraums und die Verwirklichung 

des EG-Binnenmarktes 

De Clercq gab einen Uberblick über die Beziehungen zwischen der EG und den 

EFTA-Staaten in Vergangenheit und Gegenwart.  Er begrüßte die Ergebnisse des 

let zten EFT A/EG-Gipfeltreffens, dessen Ergebnisse er zusam menfaßte. Die Voll

endung des EG-Binnenmarktes sei zu einem irreversiblen Prozeß geworden; die 
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EG habe ihr Schicksal in ihrer eigenen Hand. Nach Ansicht der E G-Kommission 

seien der EG-Binnenmarkt und der Europäische Wirtschaftsraum zwei verschiedene 

Dinge. Ersterer sei klar definiert durch die Verträge von Rom, das Weißbuch und 

die Einheitliche Europäische Akte und sei viel um fassender als der Europäische 

Wirtschaftsraum. Bestimmte Bereiche des Binnenmarktes werden, das läge in ihrer 

Natur, dem Europäischen Wirtschaftsraum verschlossen bleiben. 

Von EFTA-Seite gab Salolainen ein Einführungsstatement ab. Er sowie mehrere 

EFT A-Parlamentarier und EFT A-Generalsekretär Kleppe betonten, daß es not

wendig sei, eine Rückkehr zur Diskriminierung innerhalb von Westeuropa zu 

verhindern und plädierten für einen glaubwürdigen kohärenten Zugang, was eine 

wirkliche Ubereinstimmung bei der Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraumes 

parallel zur Verwirklichung des EG-Binnenmarktes sicherstellen würde. 

Mitglieder des Europäischen Parlaments stellten Fragen über die Bereitschaft der 

EFT A-Staaten, einen Kostenbeitrag für die Agrarpolitik, für Strukturverbessungs

fonds und andere E G-Ausgaben zu leisten. Weiters wurde von ihnen der Mangel an 

Reziprozität betreffend die Freiheit des Kapitalverkehrs - der Vorwurf richtete 

sich insbesondere an die Nordischen Staaten - angesprochen. Die EFT A-Parla

mentarier antworteten darauf, daß sie sich bewußt seien, daß es bestimmte 

Beschränkungen im Kapitalverkehr gebe. Diese seien aber nicht unbedingt 

prohibitiver Natur,  sondern hätten eher überwachenden Charakter. Was die Land

wirtschaftspolitik betrifft,  wurde festgestellt , daß der erste Schritt eine Kontrolle 

der Uberschußproduktion beinhalten sollte. Von Mitgliedern des Europäischen 

Parlaments wurde betont, daß der Preis eines "Nicht-Europa" von beiden Seiten 

anerkannt werde. Es wurde die Notwendigkeit der Schaffung einer europäischen 

Zentralbank mit der Koordinierung der Währungen, der Kapitalbewegungen und der 

Kontrolle der Austauschraten angesprochen. Was die Nord-Süd-Beziehungen be

trifft,  werde ein Impetus durch die Schaffung des Binnenmarktes erwartet. 

Von EFTA-Seite wurde das Interesse an häufigeren Fachministertagungen zum 

Ausdruck gebracht.  Als mögliche Themen wurden Verkehr sowie Forschung und 

Entwicklung vorgeschlagen. Die Verkehrsfrage wurde im D etail diskutiert.  U m  das 

Transitproblem zu lösen, müßten nicht nur die Alpenstaaten sondern auch die 

Nordischen Staaten einbezogen werden. Es wurde betont ,  daß ein Verkehrssystem, 

das längerfristig europaweit Schiene und Straße kombiniert ,  geschaffen werden 

müsse.  Die Frage einer Zollunion zwischen EFT A und EG wurde ebenfalls erörtert. 
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Von Seiten des Europäischen Parlaments wurde schließlich auch auf die steigende 

Bedeutung der Regionalpolitik hingew iesen. 

Anläßlich eines mehr allgemeinen Meinungsaustausches über den Europäischen 

Wirt schaftsraum wurde von Seiten des Europäischen Parlaments das Thema der 

Lastenteilung, insbesondere i m  Hinblick auf die Frage eines Beitrags zur Sicherheit 

Europas durch die EFT A-Staaten in die D ebat te gebracht.  D ie EFTA-Parlamenta

rier legten Wer t  auf die Feststellung, daß einige Länder Mitglieder der NATO seien 

und daß die neutralen EFTA-Staaten ebenfalls hohe Verteidigungsausgaben haben 

und dadurch zur Sicherheit beitragen. Die D iskussion über m ögliche Lösungen für 

neutrale St aaten, die an die EG als Kandidaten für eine Mitgliedschaft herantreten, 

wurde seitens der Europäischen Parlamentarier kontroversiell geführt .  Einige 
fragten, ob die Neutralität von m anchen EFTA-Staaten nicht nur benüt zt  würde für 
eine Teilnahme a la carte und um sich die Rosinen aus dem Kuchen herauszuholen. 
Die  EFTA-Parlam entarier riefen die Grundsät ze der Neutrali tät ihres j ew eiligen 

Landes ins Gedächtnis und wiesen alle Vorwürfe einer neutralis tischen Politik 

zurück. 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

Vor allem von E FTA-Seite wurde betont, daß es eine engere Zusammenarbeit geben 

müsse, um die Probleme der grenzüberschreitenden Umweltverschmutzung zu 

lösen. Als Problem werden die EG-Grenz w erte genannt .  

Handelsbeziehungen 

Zur Frage der Handelsbeziehungen z wischen der EFTA und der EG legte der 

italienische EP-Abgeordnete Galluzzi einen Bericht vor, in dem er drei Ideen 

hervorhob: 

1 .  Hauptz iel sollte der Europäische Wirt schaftsraum sein. 

2. Die Beziehungen sollten durch Pragm at ismus besti m m t  werden. 

3 .  D i e  Bemühungen u m  die Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraums sollten 

parallel gehen zu der des Binnenmarktes. 

Abschl ießend wurde vereinbar t ,  daß das nächste Gemeinsame Treffen 1 988 statt

finden sollte.  Als Themen für die kom mende D iskussion wurden Verkehr, 
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Landwirtschaft,  Ausbildung, Umwelt,  Mobilität der Arbeitskräfte und Nord-Süd

Fragen sowie die Zusammenarbeit zwischen der EFT A und der EG (der Europäische 

Wirtschaftsraum im Zusammenhang gesehen mit der Weltwirtschaft und monitären 

und finanziellen Aspekten) in Betracht gezogen. 

z. Gemeinsames Treffen der Delegationen des REX-Komitees des Europäischen 

Parlaments und des EFTA-Parlamentarierkomitees 

Das 2. Gemeinsame Treffen der D elegationen des REX-Komitees des EP und des 

EFTA-Parlamentarierkomitees fand am 23.  und 24. November in Brüssel statt. An 

dem Treffen nahmen Parlamentarier aus sämtlichen EFT A- und E G-Staaten, 

Regierungsbeobachter aus den EFTA-Ländern, Beamte der EG-Kommission, des 

EFT A-Sekretariats und des Sekretariats des Europäischen Parlaments teil. Öster

reich war durch die Abgeordneten Dr. Peter Jankowitsch, Dr. Christof Zernatto 

und Hermann Eigruber vertreten. 

Meinungsaustausch über die letzten Entwicklungen in den Beziehungen zwischen 

der EG und der EFT A 

Nach kurzen Begrüßungsworten der beiden Vorsitzenden führte der stellvertretende 

Generaldirektor für Außenbeziehungen und Handelspolitik der E G-Kommission 

Giola in das Thema ein. Er stellte fest, daß die EFT A/EG-Beziehungen von der 

Kommission nicht wirklich als Außenbeziehungen betrachtet werden und bedauerte, 

daß verschiedene Medien an einer gut funktionierenden Zusammenarbeit zwischen 

der EFT A und der EG und einem kontinuierlichen Fortschritt nicht sonderlich 

interessiert seien, sondern lieber große und kleine Streitigkeiten oder Probleme 

hervorkehren, w as dazuführe, daß in der Öffentlichkeit und machmal sogar in 

gewöhnlich gut informierten Kreisen der Eindruck entstehe, daß die Beziehungen 

stagnieren bzw.,  daß die Fortschrit te nicht ausreichend seien. Giola betonte die 

Wichtigkeit der Luxemburg-Deklaration als das politisches Bekenntnis, einen dyna

mischen Europäischen Wirtschtaftsraum zu schaffen. Auf die letzten vier Jahre 

zurückblickend begrüßte er die Tatsache, daß die EFT A/EG-Zusammenarbeit durch 

eine Serie von wichtigen Verbesserungen verstärkt worden sei, was zum Beispiel die 

Annahme des Ubereinkommens über das Einheitsdokument (SAD) und über das 

allgemeine Transitverfahren, die ersten mutilateralen Ubereinkommen zwischen 

der EG auf der einen Seite und allen EFT A-Staaten auf der anderen Seite, zeige. 
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Weiters führte er die Vereinfachung der Ursprungsbezeichnungen und einen bemer

kenswerten Fortschritt  bei den Standardisierungen und der Beseitigung von techni

schen Handelshem mnissen an. Die Verbesserungen auf dem Gebiet Forschung und 

Ent wicklung sowie die Änderung des Freihandelsabkom mens nach dem Beitri t t  

Spaniens und Portugals zur EG seien weitere Beispiele für eine erfolgreiche 

EFTA/EG-Zusammenarbeit.  Er stellte m it Zufriedenheit fest ,  daß es einen substan

tiellen Fortschrit t  bei der Beseitigung von existierenden und dem Verbot neuer 

Exportrestriktionen gegeben hät te. Eine Teilnahme von EFTA-Staaten am TEDIS

Programm der EG (Trade electronic data interchange systems) werde erwogen. 

Weitere Fortschritte stellen dar :  Die Entwicklung innerhalb des CD-Proj ekts über 

die elektronischen Zollerklärungen, basiernd auf dem SAD und die gemeinsamen 

Anstrengungen, andere Zollverfahren zu vereinfachen, die Notif ikationssysteme 

über die Ausschreibung von öffentlichen Beschaffungen, das Feld der Vereinfachung 

der Ursprungsbezeichnungen, wo gem einsame Beschlüsse mit  Anfang 1 989 in Kraft 

treten und den innereuropäischen Handel in bemerkenswerter Weise vereinfachen 

werden und die Konvention über die Jurisdiktion und die Durchset zung von 

gerichtlichen Urteilen in Zivil- und Handelsangelegenheiten,  die in allen EFT A/EG

Mitgliedstaaten angew endet werden sollen und die einen wichtigen Schritt  in 

Richtung Schaffung eines rechtlichen Rahmens für die EG/EFT A-Beziehungen 

dars teIlen. 

D er österreichische Botschafter bei der EG Wolte sti m m te im großen und ganzen 

der Analyse Giolas zu. Er unterstrich die wachsende Bedeutung der EFT A/EG

Beziehungen und wies auf die engen Wirt schaftsbeziehungen und das gemeinsame 

• 
kulturelle Erbe hin. Er stellte weiters fest ,  daß es gute Aussichten auf dem Gebiet 

der Ausbildung gebe, da die Gespräche über die Modalitäten für die EFT A

Teilnahme beim COMETT II beginnen würden, sobald sich der EG-Rat prinzipiell 

darüber geeinigt hätte und da die Möglichkeit für die EFTA-Länder bestehe, an 

anderen E G-Programmen einschließich dem E RASMUS-Program m teilzunehmen. 

D ies sollte sobald wie m öglich geklärt werden. Als weiteres Thema führte er 

Fragen des Verkehrs an. Norwegen und Schweden haben Verhandlungen auf dem 

Gebiet der Zivilluft fahrt verlangt , die anderen EFTA-Staaten schließen sich dem 

an. Gespräche über die Transitfrage zwischen der EG, Österreich und der Schweiz 

w erden geführt .  Er betonte die Wichtigkeit einer weiteren Verstärkung der 

Zusammenarbeit auf den Gebieten des U m w eltschutz es,  der gegenseitige Aner

kennung der Tests und Zerti f ikate, des öffentlichen Beschaffungswesens im Hin

blick auf gegenseitige Öffnung der jeweiligen Märkte, der indirekten Steuern, der 
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Telekommunikation und der vergleichbaren Standards bei elektrischen Geräten mit 

geringer Voltzahl, einfachen Druckkesseln, Spielzeug sowie chemischen und 

pharmazeutischen Produkten. Zum Schluß kommend betonte er, daß ein Informa

tions- und Meinungsaustausch auf folgenden Gebieten weitergeführt werden bzw.  

stattfinden sollte: Produkthaftung, geistige und industrielle Eigentümerrechte, 

Verkehrsfreiheit des Kapitals, Unternehmensrecht, Lebensmittelgeset zgebung, 

Veterinär- und Sanitärmaßnahmen und andere M aßnahmen, die den Konsumenten

schutz betreffen. Er erwähnte außerdem, daß ein erster Meinungsaustausch über 

sozialpolitische Aspekte stattgefunden habe. 

Der italienische EP-Abgeordnete Galluzzi präsentierte seinen überarbeiteten Ent

wurf eines Berichts über die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen der EG 

und den EFT A-Staaten einschließlich eines Resolutionsentwurfes, der vom Europä

ischen Parlament angenommen werden soll. In diesem Entwurf wird betont , daß die 

Mitgliedsstaaten der EG und der EFTA zu einem geographischen, kulturellen und 

wirtschaftlichen Ganzen gehören, bei dem insbesondere die Wirtschafts- und 

Handelsbeziehungen zwischen der EG und der EFTA laufend intensiviert worden 

sind. Es  wird unter anderem betont , daß ein Konsens zwischen den EFT A- und EG

Staaten im Hinblick auf das Ziel eines Binnenm arktes und eines Europäischen 

Wirtschaftsraumes im Jahr 1 9 92 bestehe. Es wird weiters festgestellt , daß die 

Haltung der EFTA-Länder gegenüber Japan und den Vereinigten Staaten innerhalb 

des GATT, mit der der EG-Staaten weitgehend übereinstimme, und daß Mechanis

men für Konsultationen geschaffen werden sollten, um die europäische Integration 

innerhalb der EG und auch zugleich die Zusammenarbeit mit der EFTA zu 

beschleunigen, die technischen Handelshem mnisse und diskriminierenden M aß

nahmen im Zusammenhang mit dem Ursprung der Produkte zu beseitigen und um 

insbesondere landwirtschaftlichen und industriellen Produkten die freie Zirkulation 

von einem Gebiet in das andere zu ermöglichen. Verteidigung und Sicherheit 

werden allerdings von EG-Staaten, die zum Großteil Mitglieder der Nato sind, 

anders gesehen als von den EFTA-Staaten, die oft eine lange Tradition der 

Neutralität haben. Die EFTA-Staaten können nicht gegen ihren Willen dazu 

gezwungen werden, sich wie Vollmitglieder der EG zu verhalten, sie können aber 

dann auch nicht die gleichen Rechte haben wie die Mitgliedstaaten. Die europäi

sche Zusammenarbeit erfordere Maßnahmen, die es EFT A- und EG-Bürgern erleich

tern, sich mobiler zu verhalten und sich in allen Ländern zu etablieren. Bei der 

Schaffung einer gemeinsamen Sozialpolitik für beide Gebiete bestehen Schwierig

keiten, die sich aus ihrer unterschiedlichen Einstellung ergeben. Die Resolution 

enthält abschließend konkrete Vorschläge für eine intensivere Zusammenarbeit .  
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Galluzzi betonte unter anderem die wachsende Interdependenz der europäischen 

Nationen, die zu einem besseren Verständnis des gemeinsamen Interesses führen 

sollte, die aber zugleich eine gewisse Autonomie nicht verhindert .  

In der anschließenden Generaldebat te wurden folgende Standpunkte eingenom men: 

Von Seiten der EP-Abgeordneten wurde festgestellt , daß einerseits die EFT A

Staaten fürchten marginalisiert zu werden, daß aber auf der anderen Seite manche 

Kreise, besonders in den südlichen EG-Ländern den Eindruck haben, daß die EFT A

Staaten sich nur die Rosinen aus dem Kuchen picken wollen, ohne bereit zu sein die 

Verpflichtungen zu übernehmen. Es wurde angeregt , daß die Ministertreffen auf 

m öglichst viele Bereiche ausgedehnt werden sollen, nicht nur auf die des Außenhan

dels und der Wirtschaft. Die Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments 

sei für eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik, die Gemeinschaft hätte 

politische Ziele, sie wolle eine politische Union werden, was auch eine eigene 

Verteidigung bedeute .  Im Augenblick liege die höchste Priorität bei der Vollendung 

des Binnenm arktes und neue Anträge auf Aufnahme würden daher wahrscheinlich 

w arten müssen. Die EFTA-Staaten sollten ihre treatymaking power verbessern, um 

die Schrit t für Schrit t-Zusam menarbeit zwischen der EG und der EFTA für die 

Schaffung eines Europäischen Wirtschaftsraumes zu erleichtern. Die  verschiedenen 

Doktrinen der N eutralität wurden analysiert und es wurde festgestellt , daß derzeit 

Neutralität und EG-Mitgliedschaft m öglicherweise für einige Länder unvereinbar 

sei. 

Von EFT A -Seite wurde betont, daß die politischen und wirtschaftlichen Gege ben

heiten sich so schnell ändern und es daher schwer vorauszusehen sei in welcher Art 

von Europa die M enschen in der Mitte der 90iger Jahre leben werden. D aher sei es 

m öglich, daß es dann andere Form en von Übereinkom men geben wird, die j etzt  

nicht vorhergesehen w erden können. Die EFT A-Staaten zahlen einen hohen Preis 

dafür, daß sie ihre Normen und Standards an die der EG adj ustieren, ohne bei ihrer 

Form ulierung oder im Entscheidungsprozeß beteiligt zu sein. Das Angebot 

Schwedens, sich finan ziell an den E G-Fonds für die weniger entwickelten Regionen 

der Gemeinschaft zu beteiligen, sei zurückgewiesen worden. Es wurde auch auf die 

parlamentarische D iskussion in Finnland über die w esteuropäische Integration 

eingegangen und unterstrichen, daß die N eutralitätspolitik Finnlands nicht verein

bar sei mit  einer Mitgliedschaft bei der EG und, daß sich Finnland an der 

w esteuropäischen Integration im Geiste der Luxem burg-Deklaration beteiligen 

wolle. Die Parlamentarier wurden aufgerufen für die EFTA-Staaten eine Art 
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Substitut für die Vollmitgliedschaft zu finden, es müsse j edenfalls, wie das auch 

Galluzzi im Punkt 29 seiner Resolution verlangt, rasche Resultate im EFTA/EG

Dialog geben. Weiters wurde festgestellt , daß es einen pragmatischen Zugang zu 

dem Prozeß der Adaptierung der einzelnen Wirtschaften auf die Schaffung eines 

Europäischen Wirtschaftsraumes geben sollte. Es gebe außerdem noch viele unge

nüt zte Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit im Rahmen der Luxemburg-D ekla

ration und ihres Follow up. Dr. Peter Jankowitsch erklärte die österreichische 

Position und unterstrich, daß, obwohl sein Land die Möglichkeit einer Mitglieds

chaft bei der EG prüfe, Österreich voll an der Arbeit der EFT A teilnehmen werde 

und den Vorbereitungen des EFT A-Gipfeltreffens in Oslo größte Bedeutung bei

messe. Die österreichische N eutralität müsse unter allen Umständen bewahrt 

bleiben. Ob der Brief nach Brüssel geschickt werde oder nicht, Österreich würde 

für viele Jahre noch ein aktives und loyales Mitglied der EFT A sein, wie es bei der 

Vorsitzführung in der zweiten Hälfte des Jahres 1 988 zum Ausdruck gekom men sei. 

In seinem Schlußwort unterstrich Giola, daß der Fortschritt ,  der bisher in den 

EFT A/EG-Beziehungen erreicht worden is t, nicht unterschät zt werden dürfe. Er 

betrachte den Ausspruch "die Rosinen aus dem Kuchen picken" für völlig falsch, er 

denke, daß, w enn man alle Faktoren berücksichtigt, Vorteile und Kosten mehr oder 

weniger gleich seien. Zum Konzept der Neutralität sagte er, daß es mit der 

Verbesserung der Ost-West-Beziehungen nicht verschwinden würde. Die EG selbst 

wünsche, eine Einheit von einem ganz bestimmten politischen Charakter und mit 

bestim mten Zielen zu werden. Schließlich stellte er fest, daß die EG einen 

multilateralen Zugang in ihren Beziehungen zur EFT A eindeutig vorziehe, mit 

Ausnahme der Gebiete, die eindeutig nationale Besonderheiten betreffen. 

Meinungsaustausch über die Zusammenarbeit der EG und der EFT A auf dem Gebiet 

des Umweltschutzes 

Balthasar Glaubnitz ließ als Vertreter der EG-Kommission kurz die bisherige 

Entwicklung auf diesem Gebiet Revue passieren. Die ernsthafte Zusammenarbeit 

habe mit der Ministerkonferenz der EFTA und der EG über Umweltfragen im April 

1 987  begonnen. Seit damals finden unter anderem regelmäßige Treffen zwischen 

Umweltbeamten stat t Seminare über Emissionen des Schwerverkehrs, Klima

schwankungen und Phosphate in Waschmitteln sind abgehalten worden. Von EFTA

Seite wurde festgestellt , daß die U m weltprobleme keine Grenzen kennen, die 

Normen und Standards zur Verbesserung der Umweltqualtität aber als nichttari

farische Hem mnisse behandelt w erden. Als positiv wurden eine Einladung 
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der EFTA-U mweltminister zu einem Treffen nach Wien und die Bereitschaft der 

Schweiz ,  ein EFTA/EG-Treffen auf Ministerebene zu diesem Thema zu veranstal

ten, hervorgehoben. Norwegen erklärte sich bereit ,  ein EFT A/EG-Seminar als 

Follow up zum Bruntland-Report zu veranstalten. Bei einer außerordentlichen 

Tagung des Nordischen Rates am 1 6. November 1988  w aren U mwelt fragen be

handelt worden. Von EFTA-Parlamentariern wurden Bestimmungen gefordert ,  die 

dem höchsten Nenner am N ähesten kom men. Denn - so wurde argumentiert - wenn 

der bisherige Kurs weiter verfolgt wird, würde es zu einer Katastrophe kommen. 

Von EG-Seite wurde bestätigt, daß es zwischen den südlichen und den nördlichen 

EG-Ländern Meinungsunterschiede gebe. Es gab aber auch von Europäischen 

Parlamentariern Unterstützung für schar fe M aßnahm en wie sie in dem Statement 

der Vorsitzenden der U m w eltkommission des Nordischen Rates zum Ausdruck 

geko m m en sind. Europa könne nicht ein neues Heimatland für die j üngere Genera

tion werden, w enn die U m w elt so vernachlässigt werde. In der Natur bestehe ein 

Kreislauf und alle toxischen E m issionen werden früher oder später Folgen h aben. 

S teuerliche Zugeständnisse sollten nicht U m weltverschmutzern gegeben werden, in 

der Hoffnung, daß sie ihr Verhalten ändern würden, sondern die Verschmutzer 

sollten umgekehrt bestraft w erden. Gegen das Argument der Gegner strengerer 

Normen, daß der Verkauf von Produkten, die einem hohen U mweltstandard ent

sprechen, erschw ert w erde durch die Konkurrenz billigerer Produkte aus Staaten 

ohne U m weltschutz ,  wurde ins Treffen geführt ,  daß eine Abgabe auf fremde 

Produkte von niederiger Qualit ät ausgleichend wirken könnte.  Europa sei so dicht 

besiedelt , daß Untätigkeit keine Alternative mehr sei • 

Meinungsaustausch über die Zusammenarbeit zwischen der EG und der EFTA auf 

dem Gebiet der Ausbildung 

Die Stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Kultur,  Ausbildung, 

Inform ation und Sport des Europäischen Parlaments Seibel-Emmerling erklärte,  daß 

COMETT II als ein Kooperationsprogram m  entw orfen worden sei und wie ERASMUS 

voraussichtlich für die EFT A in der Zukunft zugänglich sein werde. Von EG-Seite 

wurde den Parlamentariern versichert ,  daß die EFT A-Staaten die Inform ationen 

über dieses Programm zum Großteil gleichzeitig mit  den EG-Mitgliedstaaten 

erhalten haben. Die Vollendung eines Europäischen Wirt schaftsraumes mit Mobili

tät in der Berufswelt als einer Komponente der freien Zirkulation neben der von 

Gütern, D ienstleistungen und Kapital werde die transnationale industrielle Zusam

menarbeit zwischen den Unternehmen unterstützen und Barrieren i m  Technologie-
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bereich niederreißen. Eine Integration im Bereich der Ausbildung sei sowohl was 

den Inhalt als auch was die Form betrifft wichtig. Dies sei das Herzstück des 

COMETT-Programms. Damit soll zur Stärkung der wissenschaftlichen und indu

striellen Basis der europäischen Industrie und ihrer internationalen Wet tbewerbs

fähigkeit und gleichzeitig zu größerem wirtschaftlichen und sozialen Zusam

menhalts in der Gemeinschaft beitragen werden. 

Von EFTA-Seite wurde eine frühe Teilnahme von EFTA-Staaten am COMETT II und 

am ERASMUS-Program m gefordert und den zuständigen Ausschüssen des Europäi

schen Parlaments für ihre Unterstützung in dieser Frage gedankt. Ausbildung sei 

nicht nur eine Frage der EFT A oder der EG. Ein gesamteuropäisches Konzept sei 

notwendig. Von EFTA-Parlamentariern wurde die dringende Notwendigkeit einer 

wechselseitigen Anerkennung von D iplomen und einer Definition der Gastarbeiter 

angesprochen. 

Vorbereit1D1g des nächsten Treffens 

Wegen der für Juni 1 98 9  geplanten Wahlen zum Europäischen Parlament wurde 

vorgeschlagen, 1 98 9  kein Frühj ahrstreffen abzuhalten. 
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1 989 

Der Präsident der EG-Komm ission Jaques Delors hat in einer Rede vor dem 

Europäischen Parlament am 1 7 .  Jänner eine erweiterte strukturierte Partnerschaft 

zwischen der Gemeinschaft und den EFT A-Ländern in Form eines alle 18 Mitglied

staaten um fassenden einheitlichen Europäischen Wirtschaftsraumes vorgeschlagen. 

Die  EFTA-Regierungschefs nahmen diesen Vorschlag posi tiv auf und nannten als 

Ziel eines Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum die möglichs t 

um fassende Teilnahme der EFTA-Staaten am Europäischen Binnenmarkt . Von 

EFT A-Seite wurde gefordert,  daß i m  ersten Halbj ahr 1 990 formelle Verhandlungen 

darüber aufgenom men werden. 

Der Luxemburg-Prozeß wurde dadurch verlangsamt.  Es kam j edoch zu folgenden 

Verein barungen: 

Ein Abkom men über die Teilnahme der EFT A-Staaten am EG-Program m für 

den elektronischen D atentransfer für kommerzielle Zwecke, über Kommuni

kationsnet ze (TE DIS) 
eine Vereinbarung über einen systematischen Austausch von Informationen 

über neue zwingende technische Regelungen 

ein Rahmenvertrag zwischen der EFTA und dem Europäischen Institut für 

Telekommunikationsstandards und 

ein Einvernehmen über die Teilnahme der EFTA-Staaten am COMET II 

• Durch die Entwicklungen in den Ländern Osteuropas wurde von deren Ver tretern 

Interesse an den Aktivitäten der EFT A signalisiert .  Dem Wunsch Jugoslawiens, in 

Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit der EFT A einzutreten, wurde 

m angels Konsens der EFT A-Länder bisher nicht entsprochen. 

14. TREFFEN DES EFTA-PARLAMENTARIERKOMITEES IN HELSINKI 

Am 25.  und 26 .  Mai fand in Helsinki das 14.  Treffen des EFT A-Parlamentarier

komitees statt.  Neben dem Gastgeberland Finnland waren die EFTA-Staaten 
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Österreich, !sland, Norwegen, Schweden, Schweiz und Liechtenstein mit Parla

mentarierdelegationen vertreten. Von österreichischer Seite nahmen die Abgeord

neten Dr. Peter Jankowitsch, Ingrid Tichy-Scbreder, Hermann Eigruber und Karl 

Smolle teil. 

Den Delegierten lag folgende Tagesordnung vor: 

Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden 

Meinungsaustausch über die Ergebnisse des Gipfeltreffens in Oslo und des 
Ministertreffeus zwischen der EG und der EFT A 

EFTA/EG-Zusammenarbeit auf den Gebieten Ausbildung und Verkehr 

Bericht über die Arbeitsgruppe über den Handel mit Fisch und verarbeitenden 
Agrarprodukten 

Die wirtschaftliche Situation Finnlands 

Nationale Einschätzungen der EFT A/EG-Beziehungen 

Vorbereitung des nächsten Gemeinsamen Treffens mit dem Europäischen 
Parlament 

Allfälliges 

Das Treffen wurde vom scheidenden Vorsitzenden Gilbert Coutau, der die Aktivitä

ten und Initiativen des Komitees seit dem letzten Treffen in Fribourg vor einem 

Jahr analysierte, eröffnet . Er schlug vor, die Aktivitäten der EFTA über den 

Freihandel hinausgehend auf die Liberalisierung des Austausches von Dienstleistun

gen, die Zusam menarbeit auf dem Ausbildungssektor und in der Forschung sowie 

beim Umweltschutz zu erweitern. 

Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden 

Ingvar S.  Melin (Finnland) wurde zum Vorsitzenden und Dr. Peter Jankowitsch zum 

Stellvertretenden Vorsitzenden gew ählt .  In seiner Antrittsrede führte Melin aus, 

daß das Follow up der Luxemburg-Deklaration gut von stat ten gehe und dankte 

seinem Vorgänger, daß dieser namens des Komitees eine erste spontane positive 
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Antwort auf die Vorschläge des Präsidenten der EG-Kom mission Delors abgegeben 

habe. Diese Stellungnahme habe sich posi tiv auf die Deklaration von Oslo ausge

w irkt. Die Rede Präsident D elors im Jänner vor dem Europäischen Parlament und 

die gut vorbereitete und substanzielle Erklärung der Regierungschefs der EFT A

Staaten in Oslo werden dann beitragen, daß die EFTA/EG-Beziehungen auf ein 

wesentlich höheres Niveau angehoben werden. Die Oslo-Deklaration bringe wahr

scheinlich einen größeren Konsens unter den Regierungsschefs zum Ausdruck, als 

jemals zuvor in der 3 0j ährigen Geschichte der EFTA. Um bei den Verhandlungen 

auf dem letzten Stand zu sein, schlug er vor, vor dem Gemeinsamen Tref fen mit 

dem REX-Komitee ein zusätzliches Treffen der EFTA-Parlamentarier zu veran

stalten. Zum Schluß ging er auf die Ost-West-Beziehungen ein. Präsident Delor 

habe in seiner Jännerrede von einem " Europäischen D orf" geträumt,  wo Verständnis 

regiere, wo wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen sich in wechselseitigem 

Vertrauen ent wickeln. Staatspräsident Gorbatschow verwendete die Worte "Euro

päisches Haus" in einem ähnlichen Sinn. Die Europäische Gemeinschaft entwickle 

ihre Beziehungen zu Osteuropa sehr aktiv und auch an die EFT A seien mehrere 

osteuropäische Länder herangetreten. All das führe ihn dazu zu überlegen, ob die 

EFTA nicht im Ost-West-Kontext eine Rolle spielen könnte,  zum Beispiel auf dem 

Gebiet des Umweltschut zes. Es sei bekannt ,  daß viele osteuropäische Staaten in 

einer schwierigen wirtschaftlichen Situation sind und daher nicht viel in den 

U m weltschut z investieren können und, daß sie auch oft nicht die erforderliche 

Technologie besi tzen. Andererseits  sei es bekannt,  daß die meisten EFTA-Staaten 

unter der U mweltverschmut zung aus Osteuropa leiden. D ie EFTA-Staaten sollten 

daher auf der Basis des wechselseitigen Nutzens, im wohl verstandenen Eigenin

teresse, ein Program m der Zusammenarbeit bei Fragen des Umweltschut zes 

starten. 

Meinungsaustausch über die Ergebnisse des Ministertreffens in Oslo 

und des Ministertreffens zwischen der EG und der EFT A 

Generalsekretär Dr.  Georg Reisch führte in die D iskussion ein und berichtete über 

die Arbeit des Lenkungsauschusses und seiner Arbeitsgruppen. In der ausführlichen 

D iskussion, die daran anschloß, wurde die Zufriedenheit mit  den Ereignisse seit dem 

Vorbereitungstreffen zum Ausdruck gebracht. D er Botschafter Norwegens bei der 

EFTA schilderte  die Auswirkungen des Statement der EFTA-Parlamentarier auf die 

Vorbereitung der D eklaration des Oslo-Gipfeltreffens. 
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Der Vorsitzende des Konsultativkomitees führte drei Punkte als vordringlich an: 

1 .  Der EFT A-Rat sollte die Kompetenz für die Ausarbeitung von M andaten für 

Verhandlungen und für die Ernennung von speziellen EFTA-Verhandlern 

erhalten, sodaß die EFT A mit einer Stimme sprechen könne. 

2 .  Einstimmigkeit sollte das Hauptprinzip bei der Entscheidungsfällung des 

Rates sein, aber auf bestimmten genau definierten Gebieten sollte die 

Möglichkeit eines Mehrheitsbeschlusses überlegt werden, verbunden mit der 

Möglichkeit für die Minderheit sich zurückzuziehen. Wenn notwendig, sollte 

die Konvention von Stockholn entsprechend abgeändert werden. 

3 .  Das vorsitzführende Land sollte die EFT A nach außen vertreten, Initiativen 

ergreifen und für die Koordinierung der Aktivitäten verantwortlich sein. D er 

Generalsekretär sollte ebenfalls Initiativen ergreifen können. 

Während der Diskussion wurde folgender Resolutionsantrag eingebracht: 

"Das Komitee soll eine Untergruppe mit einem Vertreter j edes Landes einset zen, 

um zu überprüfen, wie das Parlamentarierkomitee eine stär kere und effektivere 

Rolle innerhalb einer gestärkten EFTA und im Prozeß der europäischen Zusam men

arbeit im allgemeinen spielen kann. Die Untergruppe soll einen Bericht mit 

konkreten Vorschlägen vor dem 1. Dezember 1 9 8 9  vorlegen". 

Dieser Antrag wurde in mehreren Wortmeldungen unterstützt  und bei der Ab

stimmung angenommen. Von österreichischer Seite gehört Abgeordnete Ingrid 

Tichy-Schreder der Arbeitsgruppe an. 

EFrA/EG-Zusammenarbeit auf den Gebieten der Ausbildung und des Verkehrs 

In die Diskussion über die EFT A/EG-Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ausbil

dung führte Abgeordneter Gränvall (Schweden) ein. Die darauffolgende Diskussion 

schloß an die D ebatte an, die beim Zweiten Gemeinsamen Treffen mit dem REX

Komitee im November 1 9 8 8  in Brüssel abgehalten worden ist. Das Komitee 

begrüßte die Mitteilung des Generalsekretärs, daß der Ministerrat der Europäischen 

Gemeinschaft letzlieh das COMETT II-Programm für die Teilnahme durch EFTA

Länder geöffnet hat . Im Laufe der Diskussion wurde folgender Antrag gestellt: 

"Das Komitee soll Abgeordneten Grönvall ersuchen, seinen Bericht über die 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ausbildung durch die Vorbereitung einer 

Machtbarkeitsstudie über die Möglichkeit ,  ein EFTA-ERASMUS-Program m zu 

schaffen, das die EFT A-Länder umfassen und die Erfahrungen, die die Länder des 

• 

III-143 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 453 von 484

www.parlament.gv.at



- J -

i-Jordischen Rates mit  ihrem Nordplusprogram m gem acht haben, zu ergänzen. Ein 

solches Program m sollte im Lichte der Diskussionen zwischen der EFT A und der EG 

über die Öffnung des ERASMUS-Programms in der EG für die EFT A-Staaten 

gesehen werden. Die M achtbarkeitsstudie sollte im engen Kontakt mit den na

tionalen EFTA-Delegationen vorbereitet werden. Es sollte bis 1 .  Jänner 1 9 90 fertig 

sein und beim Vorbereitungs treffen des Komitees in Genf im Jänner präsentiert 

werden".  

Es wurde folgender Zusat zantrag gestellt: 

" Die Machtbarkeitsstudie sollte auch Vorschläge über die zukünftige Arbeit des 

Komitees betreffend die Initiierung von Verfahren für die nationale Anerkennung 

von Universitätsdekreten, Prüfungen und D iplomen unter den EFT A-Staaten bein

halten".  

Der Antrag wurde unter Berücksichtigung dieser Ergänzung angenom men. 

Die weitere Diskussion über die EFTAjEG-Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Verkehrs diente der Vorbereitung des Treffens mit dem REX-Komitee. Abgeordne

ter Dr.  Jankowitsch wurde zum Berichterstatter für das Treffen mit dem REX

Komitee besti m m t .  

Von schweizerischer Seite wurden die Parlamentarier davon informiert ,  daß die 

Schweiz noch in diesem Jahr über den B au von zwei Eisenbahntunnels, die den 

wachsenden Transi tverkehr aufnehmen können, entscheiden wird . Diese Tunnels 

sollten bis 2005  fertig sein. Von österreichischer Seite wurde erklärt ,  daß der 

wachsende Transitverkehr durch Tirol zu Protesten geführt habe, die auch zu der 

Errichtung von physischen Barrieren durch die Bevölkerung führen könnten. Die 

Situation sei sehr schwierig und eine Diskussion mit dem Europäischen Parlam ent 

über dieses Thema notwendig und wünschenswert.  Von norwegischer Seite wurde 

gesagt,  daß 80 Prozent der EFTA-Flotte Norwegen gehöre und es daher selbstver

ständlich sei , daß Norwegen die H auptarbeit bei der Vorbereitung für dieses Thema 

übernehme.  Von finnischer Seite wurde festgestellt , daß hinter der neuen Hoch

schätzung der Eisenbahn in vielen westeuropäischen Ländern das Wachstum des 

Straßenverkehrs stehe, das in manchen Ländern die Kapazitäten der Straßen 

übersteige und schwere Verkehrs-, Sicherheits- und U m weltprobleme schaffe. Die 

D eregulierung des Luftverkehrs würde die Nachfrage auf diesem Sektor erhöhen, 

die Flughäfen würden dadurch bald schwer überlastet sein. Eine schwedische 

Abgeordnete forderte gemeinsame internationale Maßnahmen, um die immer 

stärker werdende Verstopfung des Luftraums über Zentraleuropa in den Griff zu 

bekom men. Die Schaffung eines internationalen Netzes von Hochgeschwindigkeits-
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zügen könnte dazubeitragen dieses Problem zu lösen. Der Kanaltunnel und die 

Brücke oder der Tunnel zwischen Schweden und Dänemark über die bzw. unter der 

Öresundstraße würde die Wettbewerbungsfähigkeit der Eisenbahn in der Zukunft 

stark verbessern. 

Bericht über die Arbeitsgruppe über den Handel mit Fisch 

und verarbeiteten Agrarprodukten 

Johan C. Loken (Norwegen) , berichtete über das Treffen der Arbeitsgruppe, das am 

Tag zuvor in Stockholm stattgefunden hatte.  Einleitend stellte er fest,  daß Fragen 

des U mweltschutzes immer mehr Bedeutung gewinnen und er daher die 
Aufmerksamkeit auf drei wichtige Punkte ziehen möchte, die wichtig seien für das 

Verständnis und für die Ausarbeitung einer Politik, die Landwirtschaft mit 

U mweltschutz verbinden will: 

1 .  D er Durchbruch bei den GATT-Verhandlungen könnte als erster Schritt in 

Richtung einer globalen Landwirtschaftspolitik sein. Es seien realistischer 

und konsequenter Weise höhrere Weltmarktpreise für Lebensmittel zu 

beobachten, die zu einem Sinken der Subventionen und Transferleistungen 

führen. Dies impliziere einen Wechsel in der nationalen Politik. Eine weniger 

intensive Landwirtschaft würde günstige Auswirkungen auf den Umweltschutz 

haben. 

2.  Die GATT-Lösung sollte im Lichte einer geänderten Produktionssituation 

gesehen werden. Uberschüsse würden nun reduziert .  Seit 1 9 84 gebe es ein 

klares Absinken der Weltgetreideproduktion. Die Lebensmittelkrise des 

Jahres 1 974 habe die Grundlage für eine weltweite Stimulierung der 

Landwirtschaft gebildet . Dies führte zu einer Uberstimulierung und 

Uberproduktion, die in Zukunft vermieden werden sollte. 

3. Der EG/EFTA-Prozeß habe bemerkenswerte politische Implikationen auf dem 

Lebensmittelsektor. So stellte das REX-Komitee erst kürzlich fest,  daß 

Argar- und Industrieprodukte so frei wie möglich von einem Gebiet ins andere 

zirkulieren sollten. Es sei bekannt, daß die Standpunkte und Interessen in 

diesem Bereich in den verschiedenen EFT A-Staaten unterschiedlich seien. 

Trotzdem sollte ein Meinungsaustausch betreffend die Agrarpolitik zwischen 

den EFTA-Parlamentariern und dem Europäischen Parlament von 

gegenseitigem Interesse sein. Es wäre auf jeden Fall gut ,  ein gegenseitiges 
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Vers tändnis darüber zu finden, wie die Herausfolgerungen und eine neue 

Politik gehandhabt werden soll. Die neuen umweltpolit ischen Herausforderun

gen unterstreichen die Notwendigkeit einer flexiblen und pragmatischen 

Haltung gegenüber neuen Ideen und Änderungen, die zugleich für die H ar

monisierung der Instrumente, aber nicht notwendiger Weise der Ziele, ver

wendet werden sollten. 

Nach der D iskussion des Berichts wurde die Arbeit sgruppe ersucht, eine Studie über 

die Vereinbarkeit der Landwirtschafts- und der U m weltpolitik vorzulegen. Pro

bleme dieser Art sind auch Gegenstand eines EFTAjEG-Expertenseminars gewesen, 

das im November in Stockholm als Follow up der Noodwig-Konferenz der 

EFTAjEG-Umweltminis ter stattgefunden hat . Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder 

lud die Arbeitsgruppe nach Wien ein, um österreichische Experten zu diesen 

• 
Problemen zu hören. D as Sekretariat wurde ersucht , ein Papier über die Aussicht , 

mehr verarbei tete  Agrarproduk te in das Freihandelregim e  aufzunehmen, vorzube

reiten. D as Komitee beschloß, daß die Arbeitsgruppe sich mit dieser Frage 

weiterhin befassen soll .  D as Ergebnis des Osloer-Gipfeltreffens bezüglich Liberali

sierung des Handels mit Fisch wurde mit Befriedigung zur Kenntnis genom men. 

Die wirtschaftliche Situation Finnlands 

D ie hohen Wachstumsraten der let z ten Jahre beginnen allm ählich in Finnland zu 

sinken. Trot zdem seien die Aussichten weiterhin recht günstig, sagte Sixtem 

Korkm an , Leiter der Wirtschaftsabteilung des finnischen Finanzministeriums. Die 

reale Steigerung des Brut tonationalprodukts werde bei 3,5 Prozent für 1 98 9  und 

für 1 990  leicht über dem OECD-Durchschnit t liegen. Die Bautätigkeit bleibe nach 

w ie vor auf einem hohen Niveau und sowohl die M etall- und Chemie- als auch die 

Zellstoff- und Papiersektoren werden ihr rasches Output-Wachstum halten. Um die 

überhitzte Konjunktur abzukühlen, sei Mitte M ärz ein restriktives wirtschaftspoli

tisches Paket beschlossen worden. D ie f innische M ark sei um 4 Prozent aufge

wertet ,  die Verkaufssteuern und die Sozialversicherungsbeiträge der Unternehmer 

seien erhöht worden. Die heimische Nachfrage werde daher 1 98 9  weniger stark 

wachsen als im Vorj ahr. 

Die Inflationsrate in Finnland sei jahrelang über dem des OECD-Durchschnitts 

gelegen, aber der Unterschied werde wahrscheinlich 1 9 90  verschwunden sein. Bis 

Ende 1 9 8 9  werde die Inflationsrate voraussichtlich auf 4 ,5  Prozent gefallen sein 

und im nächsten Jahr noch weiter fallen. Die Steigerung der Löhne sei im 

vergangenen Jahr unerwartet hoch gewesen, als Folge der  hohen Nachfrage nach 
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Arbeitskräften. Insbesondere in der Industrie, am Bau und bei den Dienstleistungen 

gebe es zuwenig Facharbeiter im südlichen Finnland. Die Arbeitslosenrate werde 

voraussichtlich sowohl 1 989  und auch 1 990 bei 4 Prozent liegen. 

Nächstes Treffen 
Dr. Jankowitsch lud namens der österreichischen Delegation die Parlamentarier 

zum 1 5. Treffen des EFTA-Parlamentarierkomitees nach Wien ein. 

KONTAKTE ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 

3. Gemeinsames Treffen der Delegationen des REX-Komitees 

des Europäischen Parlaments und des EFTA-Parlamentarierkomitees 

Am 3 0. November fand in Brüssel das 3 .  Gemeinsame Treffen der Delegationen des 

REX-Komitees des Europäischen Parlaments und des EFTA-Parlamentarier

komitees statt .  An dem Treffen nahmen Abgeordnete der EFT A-Staaten, Mit

glieder des Europäischen Parlaments aus allen EG-Staaten, der Generalsekretär der 

EFTA und Mitarbeiter des EFT A-Sekretariats sowie des Europäischen Parlaments 

teil. Österreich war durch die Abgeordneten Dr. Peter Jankowitsch, Ingrid Tichy

Schreder, Hermann Eigruber und Karl Smolle vertreten. Es lag folgende Tagesord-

nung vor: 

1 .  Eröffnung des Treffens durch Willy de Clercq und Ingvar S. Melin sowie durch 

Rui Amaral (Vorsitzender des Verkehrsausschusses des EP) 
2. Annahme der Tagesordnung 

3 .  Meinungsaustausch über die europäische Verkehrspolitik 

Einführungsreferat Dr. Peter Jankowitsch, Stellvertretender Vorsitzender 

des EFT A-Parlamentarierkomitees 

Einführungsreferat Rui Amaral, Vorsitzender des Ausschusses für Verkehr 

und Tourismus des Europäischen Parlaments 

Einführungsreferat Karel van Miert, Mitglied der EG-Kommission ver

antwortlich für Verkehrspolitik 

4. Meinungsaustausch über die durch die neuesten wirtschaftlichen und poli-

tischen Reformen in Osteuropa entstandene Situation 

Einführungsreferat Willy de Clercq, Vorsitzender des REX-Komitees 

Einführungsreferat Georg Reisch, Generalsekretär der EFT A 

5. Statement des Präsidenten des Europäischen Parlaments Enrique Baron 

Crespo 
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6 .  Meinungsaus tausch über den gegenwärtigen Stand der EFTAjEG-Beziehungen: 

Allgemeine Beurteilung der Resul tat e  der informellen G espräche w ährend des 

High-Level Steering Group Prozesses 

_ Einführung in die Diskussion Hannes Hafstein, Unterstaatssekretär, Island, 

und Frans Andriessen, Vizepräsident der EG-Kom mission 

Berichtsentwurf  über die EFTAjEG-Beziehungen, vorbereitet vom REX-

Komitee 
Parlamentarische Zusammenarbeit innerhalb des Europäischen Wirt

schaftsraums, Einführung durch Ingvar S. Melin, Vorsit zender des EFT A

Parlamentarierkom itees 

7 .  Vorbereitung des nächsten Treffens 

Themen 
D atum und Ort 

8 .  Allfälliges 
9 .  Schlußbemerkungen der Vorsi tzenden 

Eröffnung des Meetings 

D er Vorsitzende des EFT A-Parlam entarierkomitees Ingvar S. Melin führte in seiner 

Begrüßungsansprache aus, daß das EFTA-Parlamentarierkomitee und das Europä

ische Parlament seit 1 9 8 1  regelm äßig gem einsame Treffen abhalten. Vor acht 

Jahren waren beide Seiten noch mit der Erfüllung der Freihandelsabkommen 

beschäftigt. Die  Parlamentarier konnten zu der Zeit zwar nicht viel zu diesem 

Prozeß beitragen, aber die Treffen in den Achtzigerjahren trugen zur Schaffung 

persönlicher Beziehungen bei. 1 984 begann mit der Luxemburg-Deklaration eine 

neue Ära einer pragm atischen Zusammenarbeit zwischen der EFTA und der EG,  die 

sich über die H andelsbeziehungen hinaus auf viele Gebiete ers treckte. Die Resul

tate dieser Zusam menarbeit fanden langsam in die Geset zgebung der jeweiligen 

Länder Eingang. D ie parlamentarische Zusamm enarbeit habe sich für beide Seiten 

als gewinnbringend erwiesen. In vielerlei Hinsicht haben die EFTA-Staaten, was die 

Lebensqualität der Bürger betrifft , einen Vorsprung. Sie haben ein System der 

sozialen Sicherheit,  ein Ausbildungssystem auf höchs tem Standard und eine voraus

schauende Umweltpolitik entwickelt und können eine M enge zum gemeinsamen Ziel 

der Bildung eines besseren Europas der Bürger beitragen. In den EFTA-Staaten 

gebe es auch eine Tradition dezentralisier ter adminis trativer Strukturen mit 

regionaler und Gemeindeselbstverwaltung. Während versucht wird, Strukturen einer 

allgemeinen Entscheidungsfindung und Verwaltung z wischen den int ernat ionalen 
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Organisationen und den Nationalstaaten zu entwickeln, sollte auch versucht wer

den, den Bürgern mehr Selbstbestimmung in ihren regionalen und lokalen Angele

genheiten zu geben, um die Entfremdung von der Politik und den Politikern und die 

Ablehnung, die diesen entgegengebracht wird, zu bekämpfen. Als dieses Treffen 

vereinbart wurde, hatte  niemand erwartet, daß der Fortschritt bei den informellen 

EFTA/EG-Spitzengesprächen so schnell und positiv sein würde. Daher sei er über 

dieses Treffen umso froher, als nun die Möglichkeit bestehe, darüber sofort einen 

Meinungsaustausch zu führen, und Wünsche bezüglich der Zukunft zu äußern. 

Abschließend führte Melin aus, daß der 3 0. November ein besonderer Tag für die 

Finnen sei. Am 3 0. November 1 93 8  wurde Finnland durch die Sowj etunion angegrif

fen. D as war der Beginn des Winterkrieges. Es sei ein lohnendes Ziel, diesen Tag 

mit konstruktiver Arbeit für die Zukunft Europas zu begehen. 

Meinungsaustausch über die Europäische Verkehrspolitik 

Abgeordneter Dr. Peter Jankowitsch führte als von der EFT A nominierter Bericht

erstat ter in das Thema ein: 

"Die EG und die EFTA-Staaten sind derzeit - den im Jänner 1 9 8 9  vom Herrn 

Präsidenten Delors in Straßburg gemachten Vorschlag aufgreifend - bemüht,  die 

Grundlagen für einen neuen Qualitätssprung in den gegenseitigen Beziehungen 

auszuarbeiten. Auf beiden Seiten wird heute viel good-will und politisches Prestige 

in die Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraumes investiert. Gelingt es, die 

sicherlich noch schwierigen, offenen Fragen, insbesondere auf institutionellem 

Gebiet einer Lösung zuzuführen, und so den Brüssel-Oslo Prozeß erfolgreich 

abzuschließen, werden die Wirtschaften von 1 8  europäischen Ländern durch binnen

marktähnliche Strukturen miteinander verbunden sein. 

Neben einer Reihe anderer, wichtiger Konsequenzen wird eine solche Entwicklung 

deutlich höhere Warenströme,  aber auch einen Anstieg beim Personenverkehr zur 

Folge haben. 

Es ist also zu erwarten, daß die E f fekte des EG-Binnenmarktes, der laut den 

Experten zu einem sehr raschen Wachstum des Transportvolumens führen wird, 

noch signifikant verstärkt werden. Und w er kann heute sagen, welche Folgen - wir 

alle haben die Bilder der letzten Tage aus den Medien vor Augen - die Reformbe

wegungen im Osten auf die künftige Entwicklung des Waren- und Personenverkehrs 

nehmen wird? 

Die Frage, wie diese neuen, aber auch bereits bestehenden Verkehrsflüsse in 

wirtschaftlich effizienter, umweltfreundlicher und für die betroffenen 
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Bevölkerungen schonenderweise abgewickelt werden können, ist eine Herausfor

derung an ganz Europa: Lösungen werden sich nur in gemeinsamer, europaweiter 

Zusammenarbeit finden lassen. 

Ich begrüße es daher sehr, daß dieses, für die wirtschaftliche Zukunft unseres 

Kontinents so bedeutende Them a  heute ein zentraler Tagesordnungspunkt des 

Treffens zwischen dem REX-Kom itee des Europäischen Parlament s und des 

Komitees der Parlamentarier der EFTA-Länder ist .  

D i e  meisten Verkehrsbewegungen in Europa finden auf dem Landweg stat t. 

D aneben nimm t  der Anteil der Straße auf Kosten der Schiene s tetig zu. Es wird 

erwartet,  daß in den kom m enden Jahren der Straßenverkehr um 5 0%-80% wachsen 

w ird. Dieser Anstieg wird nicht nur die bestehenden Straßeninfrastrukturen Europas 

schwer belasten, sondern auch - wenn nicht entsprechende Vorsorge getroffen wird 

- dramatische Folgen für die U mwelt nach sich ziehen. In diesem Kreis brauche ich 

sicher nicht näher auf Stichworte wie CO Z Problem ,  O zon, S tickoxyde, Rußpartikel 

usw.  eingehen: Nicht zu vergessen is t auch der Schut z der Verkehrs teilnehmer:  die 

immer größer werdende Verkehrsdichte wird nicht zuletzt  die Problematik der 

Verkehrssicherheit neu aufwerten. 

Nur wenn wir unseren Mitbürgern für all diese Aspekte geeignete Lösungsansätze 

bieten können, werden wir in der Bevölkerung j ene Akzeptanz finden, die in unseren 

demokratischen Systemen Voraussetzung ist und sein muß, um die Durchführbarkeit 

von Politik zu gewährleisten. 

Besonders aktuell und pointiert stellt sich die Frage derzeit im Zusammenhang mit 

dem Alpenquer-Schwerlastverkehr. 

1 98 7  wurden durch die engen Bergtäler der Schweiz und Österreichs insgesam t 44,3 

M illionen Tonnen im Transit transportiert ,  fast  50% davon auf österreichischen 

Straßen. W ährend aber in der Schweiz der Transitverkehr wegen der geltenden 28t  

Beschränkung und einem allgemeinen Nachfahrverbot vor allem auf der Schiene 

s tattfindet ( 1 9 8 7: 1 1 ,4 Mio Tonnen gegenüber 1 ,4 Mio Tonnen auf der Straße) ,  lag in 

Österreich der Beitrag der E isenbahn bei weniger als einem Drit tel (2 1 ,6  Mio 

Tonnen zu 9 ,7  Mio Tonnen) ; noch 1 9 70 bewältigte die Schiene hingegen noch 70% 

des Gütertransits Österreichs. Dieses hohe Straßenverkehrsaufkom men verteilt sich 

- dies kom m t  erschwerend hinzu - nur auf wenige Routen: allein auf die Inntal

Brenner-Strecke entfal len gem äß einer Studie aus dem Jahr 1 9 83 fast Dreivier tel 

des Straßentransits. 

Die betroffene Bevölkerung wird durch die hohe Verkehrsdichte in mehrfacher 

Hinsicht schwer belastet:  der Anteil der auf den Betrieb von Kraft fahrzeugen 

zurückzuführenden Abgase an der Gesamtbelastung der Luft ist in den vom 
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Transitverkehr erfaßten alpinen Regionen wesentlich höher als im österreichischen 

Durchschnitt.  Metereologische und topographische Besonderheiten der Täler -

häufige Windstille, Inversionswetterlagen - verhindern, daß sich Abgaskonzentra

tionen rasch verflüchtigen; sie wirken daher länger als in anderen Gebieten. 

Ausländische Lastkraftwagen unterliegen obendrein nicht den strengen österreichi

schen Emissionsnormen - die im übrigen bereits auch in der Schweiz und in den 

skandinavischen Ländern gelten. Hätte die EG, wie die genannten Länder, die 

amerikanische Abgasregelung US '83 zeitgleich mit Österreich eingeführt - sie wird 

im EG-Raum erst 1 993  verbindlich werden - würde Europa bis 2000 durch 200 

Milliarden Kubikmeter Abgase weniger belastet werden. Die Besonderheiten alpiner 

Landschaft wirken sich aber auch negativ in bezug auf die Lärmbelastung aus. 

Messungen haben ergeben, daß in Ebenen der Straßenlärm bereits nach 200-3 00  

Meter auf erlaubte Grenzwerte sinkt . In exponierten Hanglagen trit t dies jedoch 

erst in einer Distanz von einem Kilometer und mehr ein. D er kontinuierliche Fluß 

des Schwerverkehrs führt außerdem zu besonders hohen Lärmpegeln in den Nacht

stunden: Vergleiche mit Messungen in anderen Regionen Österreichs zeigen, daß 

dort der vom Straßenverkehr verursachte Lärm in der Nacht deutlich unter j enem 

der Brenner-Autobahn liegt. 

D er Beitrag des Transitverkehrs zur Lärmbelastung betrug 1 9 83 bei Tag sieben, bei 

Nacht acht Dezibel. 

Ein Gutachten der Universität Innsbruck hat ergeben, daß sich wissenschaftlich ein 

eindeutiger Zusam menhang zwischen gesundheitlichen Schädigungen der Anrainer 

stark frequentierter Straßen mit den Emissionen des Straßenverkehrs ablesen läßt .  

Schließlich hat eine Studie des Österreichischen Kuratoriums für Verkehrssicher

heit gezeigt, daß auf Autobahnen mit hoher LKW-Präsenz die Verletzungsschwere 

der Unfallopfer besonders groß ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als verständlich, daß die Bevölkerung, die in 

der Nähe der Transitrouten lebt,  nicht mehr bereit ist ,  diese Last ohne weiteres zu 

tragen, umso mehr als über die letzten fünfzehn Jahre der Verkehr j ährlich um ca. 

1 Million Tonnen zugenom men hat und auch in Zukunft zunehmen wird. 

Es muß daher vordringliche Aufgabe der europäischen Verkehrspolitik sein, diesen 

Menschen zu beweisen, daß man ihre Lage ernst nimmt und ihnen eine vernünftige 

Perspektive bieten kann. Ansonsten ist mit massiven Protestmaßnahmen, die mit 

Sicherheit zu schwerwiegenden Unterbrechungen des Verkehrsflusses führen 

würden, zu rechnen. 

Mein Schweizer Kollege, Herr Pircher, hat im M ai beim Treffen des EFT A

Parlamentarierkomitees in Helsinki sehr deutlich und sehr eindringlich vorgebracht, 
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daß die gem äß der schweizer Verfassung notwendige Zust immung der schweizer 

Bevölkerung zu der von EG-Seite gewünschten Erhöhung des 28-Tonnen Limits für 

LKW auf vierzig Tonnen nicht zu erhalten ist .  Die aus einer derartigen Erhöhung 

resultierende Vervierfachung des Schwerlastverkehrs würde im Gegensat z zu 

vitalen Interessen der Schweiz stehen. In Österreich ist die Transit frage zu einem 

zentralen, politischen Them a  geworden. Unsere, seit mehr als einem Jahrzehnt 

vorgebrachten W arnungen, daß die Situation i m m er unhaltbarer wird, sind leider 

lange nicht gehört worden. Die Haltung derj enigen, die im Verhandlungsmandat der 

Europäischen Gemeinschaft als Ziel der Gespräche mit  Österreich die Liberali

sierung des Straßenverkehrs verankert sehen wollten, war sicherlich nicht hil freich. 

Mit der Nachtfahrbeschränkung, die am 1 .  Dezember 1 9 8 9  in Kraft trit t ,  hat 

Österreich zwei Absichten verfolgt: 

der betroffenen Bevölkerung eine spürbare, von ihr geforderte Erleichterung 

zu verschaffen und damit unkontrollierbaren Aktionen zuvorzukom men. 

Durch die generalle Ausnahmeregelung für lärmarme LKW einen Anrei z für 

die europäische Fahrzeugindustrie zu bieten, die von ihr entwickelten, neuen 

Technologien nicht nur in der Schublade et wa verfügbar zu halten, sondern 

auch tatsächlich auf den M arkt zu bringen. Wir erhoffen uns einen technolo

gischen Anstoß, von dem zweifellos die gesamte europäische Umwelt profi

tieren wird können. 

Bei der Einführung der Nachtfahrbeschränkung war Österreich aber durchaus 

bemüht , den Sorgen der E G-Ko m m ission und der EG-Mitgliedstaaten Rechnung zu 

tragen. So bestehen in den ersten sechs Monaten generelle Ausnahmeregelungen für 

bestim m t e  Transporte (z .B.  leicht verderbliche Lebensmit tel);  danach können in 

gewissen Fäl len individuelle Ausnahmen genehmigt werden. Auch im Bereich der 

technischen Normen hat Österreich Entgegenkom m en gezeigt. 

U m so enttäuschender und unverständlich sind daher für uns M aßnahmen, die im 

Gegensat z zu der für alle gleichgeltenden österreichischen Nachtfahrbeschränkung 

darauf abzielen, Druck auf Österreich durch diskriminatorische Regelungen auszu

üben. 

Lösungen für diese schwierigen Probleme, die sowohl die Interessen der betroffenen 

Menschen als auch die Anliegen der Wirtschaft entsprechend berücksichtigen, 

werden sich nur im gemeinsam en Gespräch f inden lassen. Sie erfordern ein 

Zusam menwirken zwischen Kom missionen der Europäischen Gemeinschaften, der 

Alpenländer und ihren Nachbarstaaten. Wichtig ist, daß bald zügig und effektiv 

gehandelt wird. 
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Österreich ist sich durchaus seiner Verantwortung für den gesamteuropäischen 

Verkehrsfluß als ein zentral gelegener, europäischer Staat bewußt . Wir haben diese, 

unsere Haltung durch Vorleistungen in der Vergangenheit sehr deutlich unter 

Beweis gestellt; auch heute treffen wir bereits  eine Reihe von kostspieligen 

Maßnahmen, vor allem, um den U mstieg auf die Bahn zu erleichtern. Wir hoffen, 

daß es gelingt, gemeinsam mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaft und 

unseren Nachbarn rasch konkrete Schritte zu setzen, sodaß durch eine zunehmende 

Verlagerung des Transits auf die Schiene, zunächst als Huckepackverkehr, später 

als unbegleiteter kombinierter Verkehr, die bestehende, schwierige Lage entschärft 

werden kann. Der legitime Schutz unserer Bevölkerung und ihrer Umwelt muß aber 

gewahrt bleiben. 

Auch die Schw eiz hat sich bereit erklärt, kurz-, mit tel- und langfristige bauliche 

und tarifliche M aßnahmen zu setzen, um dem alpenquerenden Transitverkehr neue 

Wege zu eröffnen. 

Aus österreichischer Sicht ist dies deshalb besonders erfreulich, da 25% des durch 

Österreich führenden Transits U m wegtransit ist ,  der, wäre die Benützung der 

kürzesten Routen möglich, durch die Schweiz führen würde. 

Ich habe mich bei der Frage des alpenquerenden Transits etwas länger aufgehalten, 

da sich hier mit großer Aktualität Probleme zur Diskussion stellen, die auch in 

anderen, vom Straßentransit belasteten Regionen Europas immer mehr virulent 

werden. 

Genau so notwendig wie die Harmonisierung der Rahmenbedingungen und des 

Zugangs zum europäischen Straßenverkehrsmarkt ist die Schaffung einer neuen 

Alternative zur Straße. Hier kommt der Förderung des kombinierten Verkehrs 

größte Bedeutung zu. Straße und Schiene müssen sich organisch ergänzen und 

gemeinsam der Wirtschaft Europas ausreichendes, billiges und umweltfreundliches 

Frachtvolumen anbieten. Die Eisenbahnverwaltungen Europas sind aufgefordert ,  

neue attraktivere Dienste anzubieten. Bürokratische und verwaltungstechnische 

Hindernisse müssen durch mehr Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit ersetzt 

werden. Den Regierungen und politischen Instanzen Europas obliegt es,  die ent

sprechenden Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Konkret haben Delegierte der EFT A-Staaten und der EG im Juni bei einem Treffen 

in Kristiansand folgenden Forderungskatalog aufgestellt: 

Verbesserung der bestehenden Schienensysteme, um der erwarteten Zunahme 

des Fracht- und Personenverkehrs begegnen zu können, 

Infrastrukturmaßnahmen gemeinsam planen; die Möglichkeiten für eine ge

mischte bzw.  private Finanzierung zu prüfen, 
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gemeinsame Betriebsplanung der europäischen Eisenbahnen (Verbesserung der 

Fahrpläne, Zubringerverkehr, Verläßlichkeit  usw • .  ) 
Standardisierung des rollenden Materials, aber auch der technischen Ein

richtungen sowie der Telekommunikationsnetze, 

Verbesserung der Umladeeinrichtungen, 

Beschleunigung der Grenzabfertigung durch Verlegung der Kontrollen an den 

Ausgangs- bzw.  Zielpunkt.  

Straßen-, Bahn- und kombinierter Verkehr w aren auch Gegenstand der Kontakte im 

Rahmen der E G-EFTA Arbeitsgruppe "Freiheit des D ienstleistungs- und Kapital

verkehrs" , die im Juni zusam mengetreten ist. Die EFTA-Seite unterstrich ihre 

grundsät zliche Bereitschaft, mit  der EG auf Basis des "acquis communautaire" in 

Gespräche über eine Teilnahme an einem E W R-weiten Straßenverkehrsmarkt für 

Güter- und Personenverkehr einerseits sowie über eine verstärkte Zusam menarbeit 

beim Aufbau eines ef fizienten europäischen Warensystems andererseit s einzutre

ten. Der EFT A-Vorsi tzende hob hervor , daß ein effizientes europäisches Schienen

verkehrssystem notw endig sei, um den zunehmenden Druck auf die nat ionalen 

Straßennetze und die U mwelt zu m indern, sowie um den kombinier ten Verkehr zu 

fördern. 

Ich hof fe sehr , daß die weiteren Gespräche ehestm öglich eine Bestimmung des 

relevanten " acquis com m unautaire" ermöglichen werden. 

Meine Ausführungen zum landgebundenen Verkehr und insbesondere zum Straßen

verkehr möchte ich nicht ohne einen D ank an Herrn van Miert  abschließen. In 

seiner Eigenschaft als das für Verkehrsfragen zuständige Mitglied der Kom mission 

der Europäischen Gemeinschaften hat er viel zu einem U mdenken in der EG 

beigetragen. Es ist  zu einem großen Teil sein Verdienst,  daß m an sich heute der 

ökologischen und physischen Grenzen herkömmlicher Systeme bewußt geworden ist .  

Mit großen Interesse haben wir auch in  diesem Zusammenhang die  Aussage des 

Präsidenten der Kom m ission der Europäischen Gemeinschaften, Jacques D elors, in 

seinem vielbeachteten Vortrag vor dem College d'Europe in Brugge Mitte Oktober 

zur Kenntnis genom m en: " • . •  Que de problem es communs a resoudre, et pour 

com mencer, celui des infrastrucures de transport dont l'insufficance est source de 

difficultes multiples. C'est pourquoi le moment et venu, je crois, de proposer un 

grand programme de reseaux ferres et routiers permet tant de circuler plus 

aisement, et sans risque ecologique, de Copenhague a Athene, d'Hambourg a Rome, 

en passant par la Suisse, l'Autriche, la Yougoslavie." 

Die Probleme sind aber nicht nur am Boden groß. Wir alle, die wir beruflich von 
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verläßlichen und sicheren Luftverkehrsverbindungen abhängig sind, aber genauso 

die Millionen von Bürgern, die regelmäßig in ihrem Urlaub auf das Flugzeug als 

Transpor tmit tel angewiesen sind, haben mit großer Beunruhigung und Sorge von den 

Schwierigkeiten im europäischen Luftverkehr gehört. Meldungen von überfüllten 

Lufträumen, überbelasteten Flugkarten und ernsten technischen und personellen 

Unzugänglichkeiten bei der Flugsicherung verunsichern heute den Passagier. 

Man erwartet, daß der Luftverkehr sich in den nächsten zehn Jahren verdoppeln 

wird. Demnach werden die Probleme nicht ab- sondern rapide zunehmen. Als eine 

schon von ihrer Konzeption her internationale Industrie wird die europäische 

Luftfahrt sich sowohl im Passagier- als auch im Frachtverkehr am besten ent

wickeln können, wenn die Regeln, denen sie unterliegt, europaweit gelten. 

Im Juni 1 988 haben die EFTA-Staaten Norwegen und Schweden Verhandlungen über 

eine Ausweitung der geographischen Anwendbarkeit des im Dezember 1 9 8 7  von den 

Europäischen Gemeinschaften beschlossenen Liberalisierungspakets vorgeschlagen. 

Im Dezember 1 988 haben die restlichen vier EFT A-Mitglieder, Finnland, Island, 

Österreich und Schweiz den gleichen Schritt getan. Bedauerlicherweise hat die EG 

bisher das Angebot der EFT A-Staaten nicht aufgegriffen. Ich darf  hier die 

Hoffnung zum Ausdruck bringen, daß bald eine positive Reaktion aus Brüssel 

erfolgen wird. 

Die Pläne der EG,  den vorhandenen Luftraum durch ein neues Luftverkehrs

regelungssystem besser zu nutzen, werden direkte Rückwirkungen auf das gesamte 

europäische Luftverkehrssystem haben. Die EFT A-Staaten haben daher die Bereit

schaft zu erkennen gegeben, an einem neugestalteten Eurocontroll-System teilzu

nehmen. 

Insgesamt wäre meines Erachtens eine strukturierte Zusammenarbeit zwischen der 

EG und den EFT A-Staaten im Luftfahrtwesen wünschenswert .  Ich denke da an 

ECAC, aber auch an die Planung von Infrastrukturproj ekten (Neubau von Flug

häfen),  Vorinformationen über vorgesehene Änderungen der rechtlichen Rahmenbe

dingungen, wie sie im Kommissionsvorschlag über eine zweite Liberalisierungsstufe 

enthalten sind. 

Zum europäischen Verkehrssystem gehören schließlich ebenfalls der Seeverkehr und 

die Binnenwasserstraßen. Im Rahmen der E G-EFTA Arbeitsgruppe über die Freiheit 

von Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, hat die EFT A der EG auch auf diesen 

Gebieten Zusammenarbeit angeboten. Alle EFT A-Länder sind bereit , gemeinsam 

mit der EG an einem integrierten Seeverkehrsmarkt teilzuhaben und über, mit dem 

Transport auf Binnennwasserwegen im Zusammenhang stehende Fragen, zu 

kooperieren. 
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Meine Damen und Herren, es ist offensichtlich, daß die EFT A-Staaten schon auf 

Grund der großen geographischen Unterschiede nicht die gleichen Schwerpunkte in 

ihren Verkehrspolitiken haben können. So wird beispielsweise für Norwegen der 

Seeverkehr , für Schw eden und Finnland der Zugang zu den europäischen Märkten, 

für Österreich und die Schweiz hingegen die Frage des alpenquerenden Transit

verkehrs im Vordergrund stehen. Gemeinsam is t uns allen aber, daß wir zusam men 

mit der EG einen Europäischen Wirtschaftsraum im Sinne der Erklärung von 

Luxemburg und der Initiative von EG-Präsident D elors anstreben. Teil dieses 

Europäischen Wirtschaftsraumes muß aber auch ein gemeinsamer europäischer 

Verkehrsraum sein: ohne ent sprechende Verkehrsinfrastruktur und einheitliche 

Rahmenbedingungen ist die angestrebte Mobilität von Personen, Waren und D ienst

leis tungen nicht verwirklichbar. Wir, die EFT A-Staaten, haben uns daher bemüht im 

Oslo-Brüssel Prozeß mit einer St imme zu sprechen und haben den Europäischen 

Gemeinschaften angeboten, auf der Basis des "acquis communautaire" Gespräche 

über eine Teilnahme der EFTA-Staaten an der Gestaltung und Gestion der 

verkehrspolitischen Zukunft Europas in allen ihren Aspekten zu führen. Lassen Sie 

uns gemeinsam einen einheitlichen, kostengünstigen, effizienten, offenen und 

umwelt freundlichen europäischen Verkehrsmarkt, auf dem j eder an Vor- und 

Nachteilen gerecht teilhat , schaffen ! "  

Rui Amaral, Vorsi tzender des Verkehrsausschusses des E P  erinnerte daran, daß 

Portugal das let zte Land gewesen sei, das die EFT A verlassen hat .  Er betonte die 

europäische Dimension der Verkehrspolitik, die nicht nur die EG, sondern ganz 

W esteuropa einschließen müsse. Er erinnerte daran, daß 1 9 9 0  das Jahr des Verkehrs 

sein wird. Bereits 1 9 8 5  habe der Europäische Gerichtshof ein Urteil über die 

Liberalisierung des Verkehrs gesprochen. Rui Ameral erklärte  erfreut darüber zu 

sein, daß bilaterale Beziehungen durch multilaterale erset zt  w erden. D as Prinzip 

der Reziprozität sollte die Beziehungen auf dem Gebiet des Verkehrs besti m men. 

Freier Zugang zum M arkt müsse auch Gleichheit auf legis tischer und technischer 

Basis beim Kabotagezugang bedeuten. 

Karel van Miert betonte folgende Schwerpunkte:  

1 .  Intensive Verhandlungen über das Transitproblem mit Österreich, der Schweiz 

und Jugoslawien werden in der Kom m ission diskutiert .  

2 .  Die Kom m ission hat vom Rat noch kein volles M andat , das den U m w elt schut z 

einschließt, erhalten. 

3. Was die Luft schif fahrt der EG betrifft ,  sind die Verhandlungen mit den 

EFT A-Staaten erst kürzlich fortgesetzt  worden. 
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4. Entwicklungen in Osteuropa müssen jetzt wesentlich stärker in Betracht 

gezogen werden als früher. 

5. Hochgeschwindigkeitszüge: Das neue Hochgeschwindigkeitsnet z wird die 

Schweiz,  Österreich und Jugoslawien einbeziehen. 

6.  Schiffahrt:  Neben der Frage der Tonnage und der Harmonisierung ist  das 

"Euroregister" der H auptpunkt. Das Problem dabei liegt darin, daß die EG 

nicht ausreichende finanzielle Resourcen hat .  Die Mitgliedstaaten müssen für 

den Euroregister selbst zahlen, daher rechne er mit geringen Erfolg. 

7 .  Kabotage: D as Europäische Parlament hat den Minis terrat wegen Inaktivität 

vor vier Jahren vor den Europäischen Gerichtshof zitiert und ist dabei 

erfolgreich gewesen. Es gibt nun einen vernünftigen Zeitplan für den Rat. 

Falls es zu keiner Entscheidung der Kommission kommt,  könnte sie wieder 

vor das Gericht zitiert werden. D aher seien positive Resultate zu erwarten. 

8. Luftschiffahrt:  Die Liberalisierung muß in Verbindung mit flankierenden 

Maßnahmen fortschreiten. 

9 .  Maßnahmen der Gemeinschaft betreffend ein neues computerisiertes Reisere-

servationssystem werden in Betracht gezogen. 

Ameral und andere Mitglieder des Verkehrsausschusses drückten den Wunsch aus, 

regelmäßige j ährliche Treffen mit den EFTA-Parlamentariern abzuhalten, da die 

Verkehrs fragen nicht bei einem Treffen gelöst werden können. "Da eine lange Zeit 

not wendig sei um eine Infrastruktur auf diesem Gebiet aufzubauen, sei eine gute 

Planung und Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg eine Vorausset zung, um die 

Probleme unter denen Europa zur Zeit leide, in den Griff  zu bekommen. Van Miert 

betonte,  ein breiter Zugang in der Europäischen Verkehrspolitik sei notwendig. Es 

sei wichtig, die Infrastruktur für einen kombinierten Verkehr aufzubauen. Er hätte 

einen positiven und konstruktiven Zugang zu den kommenden intensiven Verhand

lungen mit Österreich und der Schweiz über das Transitproblem. Trotzdem wurde 

während der Diskussion scharfe Kritik an den restriktiven M aßnahmen der alpinen 

EFT A-Staaten geäußert .  Jankowitsch erklärte nochmals diese M aßnahmen. 

Meinungsaustausch über die neue Situation, die durch die jüngsten 

wirtschaftlichen und politischen Reformen in Osteuropa entstanden ist 

Willy de Clercq und Georg Reisch führten in die lebhafte Diskussion ein. Parlamen

tarier beider Seiten drückten ihre Sympathie und ihre Bewegung über die histori

schen Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa aus. In mehreren Wortmeldungen von 
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EP-Seite wurde vorgeschlagen, daß die EFT A für einige mittel- und osteuropäische 

Staaten, die sich j etzt  Westeuropa annähern, eine Rolle spielen könnte; insbeson

dere Ungarn wurde in diesem Zusammenhang genannt. EFT A-Generalsekretär 

Reisch führte aus, daß die relative Bedeutung der EFTA-$taaten als Handelspartner 

für die osteuropäischen Staaten durch die Tatsache illustriert würde, daß der 

Handel mit ihnen 5 Prozent des EFT A-Außenhandels ausmache, das sei doppelt 

soviel als der Handel dieser Staaten mit der EG. Er erinnerte daran, daß einzelne 

EFTA-Staaten bereits  bemerkenswerte Bemühungen gesetzt  haben, um in ver

schiedener Form den osteuropäischen Staaten zu helfen. Man müsse bedenken, daß 

die EFTA eine kleine Organisation mit begrenzten Resourcen sei, die gestärkt 

werden müsse, um die sehr vernünftigen Verhandlungen im nächsten Jahr mit der 

EG, mit dem Ziel eines Europäischen Wirtschaftsraumes, erfolgreich führen zu 

können. Er sei überzeugt, daß, wenn es gelänge diese Verhandlungen zu einem 

baldigen Ende zu führen und eine strukturierte Partnerschaft mit gemeinsamer 

Entscheidungsfindung und administrativen Instituten zwischen der EG und der 

EFTA zu schaffen, dies einen weiteren Beitrag zur Verbesserung der Zusammen

arbeit darstellen würde. Er erinnerte daran, daß die EFT A-Minister bei ihrem 

Treffen im letzten Juni dem EFT A-Rat das Mandat erteilt haben, sich die 

Möglichkeiten einer weiteren Zusam menarbeit mit den engsten Nachbarn der EFTA 

in Osteuropa, als auch mit anderen Drit tstaaten anzusehen. Während der let zten 

Monate seien an die EFT A als Organisation mehrere osteuropäische Staaten mit der 

Bit te um engere Zusammenarbeit herangetreten. Das am weitesten reichende 

Ansuchen kam von Ungarn, das eine institutionalisierte Beziehung mit der EFT A, 

basierend auf dem Zusammenarbeitsmodell mit Jugoslawien, vorgeschlagen hat.  

Statement des Präsidenten des Europiischen Parlaments 

Enrique Baron Crespo 

Es war dies das erste M al, daß ein Präsident des Europäischen Parlaments an einem 

Gemeinsamen Treffen zwischen EFTA- und EG-Parlamentariern teilgenom men hat . 

Crepso stellte fest, daß es klar erkennbar sei, daß Europa um drei Achsen herum 

aufgebaut sei, die mehr oder weniger Rivalen und auch mehr oder weniger 

komplementär seien. 

1 .  Die Europäische Gemeinschaft,  die beständig damit befaßt ist,  Mechanismen 

zu konstruieren, die für das große Proj ekt eines einzigen M arktes, des 

Binnenmarktes notwendig sind, ein Proj ekt, das Hoffnungen und Be

fürchtungen sowohl innerhalb als auch außerhalb von Europa wecke. 
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2.  Die EFT A,  die zunehmend ihre institutionelle Struktur stärke und zugleich 

sowohl quantitativ als auch qualitativ ihre Wirtschafts- und Handelsbe

ziehungen zwischen den Mitgliedsländern und der Gemeinschaft intensiviere 

und ihre Zusammenarbeit mit der Gemeinschaft auf technischen, finanziellen, 

rechtlichen und kulturellen Gebieten expandiere, was inzwischen praktisch 

j eden Sektor betrifft.  Die EFTA und die EG bemühen sich einen großen 

Europäischen Wirtschaftsraum zu schaffen, der zum großen Binnenmarkt der 

EG komplementär sei. 

3. Osteuropa, das bis vor kurzem ein wirtschaftliches, politisches und soziales 

Gebilde dargestellt hat , dessen Ziele, aber auch dessen wirtschaftliche und 

rechtliche Instrumente, so sehr von den westeuropäischen unterschiedlich 

waren, daß von einem "anderen Europa" gesprochen wurde. 

Der Westen sei heute Zeuge von Ereignissen die ihn zu dieser Gruppe von Staaten 

immer näher bringen und die nicht länger ignorieren werden können, da beide ein 

gemeines Schicksal teilen werden, das aber noch nicht klar definiert werden kann. 

Die Breite und die Schnelligkeit des Wechsels stelle Westeuropa vor neue und 

unerwartete Probleme, die nicht gelöst werden können, wenn die EFT A- und EG

Staaten nicht vorher die Schwierigkeit ,  die sich der eigenen Integration innerhalb 

der Gemeinschaft und innerhalb der EFT A stellen, gelöst und bevor also nicht eine 

strukturierte Beziehung zwischen der EG und der EFT A etabliert sei. Dies sei 

genau der Gegenstand dieses Treffens. Was den Oslo-Brüsselprozeß über die 

Schaffung eines Europäischen Wirtschaftsraumes betrifft ,  sagte Crespo, das "was 

uns trennt is t nicht so sehr was wir schaffen, sondern wie wir es erreichen wollen". 

Wir müssen einen adäquaten Rahmen schaffen, der es uns erlaubt,  bei den vier 

Freiheiten soweit als möglich zu gehen. Es sei offensichtlich zu früh, genaue 

Vorschläge für dieses Thema zu machen, die Ziele könnten aber bereits definiert 

werden. Es soll ein Rahmen geschaffen werden für heranstehende Entscheidungen, 

um diese Entscheidungen in die Tat umsetzen und ihre korrekte Anwendung 

sicherstellen und alle Streitigkeiten lösen zu können. 

Meinungsaustausch über den gegenwärtigen Stand der EFT A/EG-Beziehungen 

In die Diskussion führten Hannes Hafstein, isländischer Unterstaatssekretär, der 

den isländischen Minister für auswärtige Angelegenheiten und Außenhandel vertrat , 

und Frans Andriessen, Vizepräsident der EG-Kommission ein. 
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Viele Mitglieder des REX-Komitees äußerten sich positiv über ausgeweitete und 

vertiefte Beziehungen zwischen der EG und den EFTA-Staaten. Einige jedoch 

äußerten ihre Besorgnis darüber, daß sich eine m ögliche gemeinsame Beschlußfas

sung und gemeinsam e  Strukturen von EFT A und EG auf die Autonomie der EG

Entscheidungsfindungsprozesse und besonders auf die des Europäischen Parlaments, 

das ein j unges Parlament mit beschränktem Aufgabenbereich und auf der Suche 

nach einer eigenen Identität sei , belastend auswirken könnten. 

Ingvar Melin sagte, daß nach dem entscheidenden Impetus, den die Rede Delors im 

Jänner über eine gem einsame Zusammenarbeit zwischen der EFTA und der EG 

ausgeübt hat, diese neuen Entwicklungen und ihre Auswirkungen auf die parlamen

tarischen Strukturen vom EFTA-Parlamentarierkomitee in seinem Statement, das 

an die EFTA-Regierungschefs gerichtet war, erw ähnt worden seien. So hät ten die 

EFT A-Parlamentarier u.a. betont , daß, um den komplizierten Prozeß der Zusam

menarbeit erfolgreich führen zu können, die Rolle der direkt gew ählten Repräsen

tanten im Falle der EFTA, des EFTA-Parlamentarierkom itees, gestärkt werden 

muß. Da die Zusammenarbeit zwischen der EFTA und der EG jetzt  weit über die 

traditionellen Handelsfragen ausgeweitet werde, müsse die Position des Parla

mentarierkomitees gestärkt und entsprechende Mechanismen gefunden werden, um 

einen regelmäßigeren Meinungsaustausch zwischen den Parlamentariern und dem 

Rat zu finden. D as würde auch zur w eiteren Entwicklung der Beziehungen des 

Ko mitees zu dem Europäischen Parlament beitragen. D as Parlamentarierkomitee 

habe daher eine Arbeitsgruppe eingese t z t ,  die prüfen soll, wie und in welcher Weise 

das EFT A-Parlamentarierkomitee eine stärkere und effektivere Rolle innerhalb 

einer gestärkten EFT A im besonderen und im Prozeß der Europäischen Zusammen

arbeit im allgemeinen spielen könnte.  Über den Antrag des Komitees für Treffen 

m it den Ministern, als auch betreffend Konsultationen bei wichtigen Fragen, 

werden die EFTA-Minister im Dezember eine Entscheidung fällen. D adurch würde 

das Parlamentarierkomitee de facto eine annähernd vergleichbare Stellung inner

halb der EFT A erhalten, wie das Europäische Parlament innerhalb der EG. Er sei 

überzeugt davon, daß eine solche Entscheidung zur Glaubwürdigkeit der EFT A als 

zweiter Pfeiler des Europäischen Wirtschaftsraumes beitragen werde. Die EFT A

Parlamentarier haben aber auch Überlegungen über ein zukünftiges parlamentari

sches Organ für den Europäischen Wirtschaftsraum angestellt.  D aß so etwas 

m öglich wäre,  sei in informellen Gesprächen bereits  akzeptiert worden. Es liege 

j e t z t  an den Parlamentariern, zu sagen, welche Charakteristiken und Rechte dieses 

Organ haben sollte .  D ie Entwicklung eines solchen Parlaments hänge hauptsächlich 

davon ab, wie sehr von den Bürgern die Schaffung des Wirtschaft sraumes angenom-
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men wird. Obwohl es keine Institution gebe, die als Modell betrachtet werden kann, 

wäre es doch informativ, die Strukturen und Geschäftsordnungen einiger Interparla

mentarischer Instuitutionen zu untersuchen. Eine Untersuchung über den Nordi

schen Rat liege vor. Die EFTA-Parlamentarier seien der Auffassung, daß Anstren

gungen unternommen werden müssen, um die demokratischen Unzulänglichkeiten 

bei internationalen Abkommen zu reduzieren. In einer Mit teilung der Kommission 

an den Rat über die zukünftigen Beziehungen zwischen der EG und der EFT A habe 

die Kommission festgestellt , daß gemeinsame Organe geschaffen werden sollten, 

die Repräsentanten des Europäischen Parlaments und der Parlamente der EFTA

Staaten enthalten könnten. Melin machte den konkreten Vorschlag, daß die 

Sekretariate die Verhandlungen unter besonderer Berücksichtigung der institu

tionellen Aspekte des Europäischen Wirtschaftsraumes führen sollten. Sobald 

genügend Elemente für eine zukünftige D iskussion vorhanden seien, sollte ein 

Treffen zwischen den Büros der beiden Komitees organisiert werden. 

Während der D iskussion zeigten sich einige Mitglieder des REX-Komitees skep

tisch, da sie befürchteten, daß durch ein gemeinsames Organ die ohnedies be

grenzten Rechte des Europäischen Parlaments noch mehr verwässert würden, 

andere j edoch begrüßten diese Idee und schlugen vor, zusam men mit ihren EFTA

Kollegen Anstrengungen zu unternehmen, um die Rechte der Parlamentarier 

innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes zu vergrößern. 

Es wurde tlbereinkunft erzielt, daß entsprechend einem Vorschlag Melins, die 

Formen der zukünftigen parlamentarischen Zusammenarbeit zwischen den Büros 

der beiden Komitees diskutiert werden sollten, sobald die formellen Verhandlungen 

zwischen der EFT A und der EG 1 990 begonnen haben. 

Annahme einer gemeinsamen Deklaration 

In der gemeinsamen Erklärung wurde auf die regelmäßige Zusam menarbeit des 

EFTA-Parlamentarierkomitees und des Europäischen Parlaments seit 1 9 8 1  hinge

wiesen. Es wurde die Wichtigkeit einer guten Zusammenarbeit im Verkehrsbereich 

betont . Von EG-Seite wurde festgestellt , daß die Lösung des Transitproblems nicht 

nur die Alpenländer betreffe.  Es sollten daher konkrete Vorschläge zu diesem 

Thema gemacht werden, die einen kombinierten Transport favorisieren. Von EFT A

Seite wurde betont , daß der Wunsch bestehe auch einen gemeinsamen Europäischen 

Verkehrsraum zu schaffen und daß neue Gesichtspunkte wie Um weltschutz ,  

Sicherheit und Gesundheit eingebracht werden müßten. Die 
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Europäisch e  Verkehrspo l i t i k  m üsse m i t  e iner Europäischen U m w eltpo li t i k  in Ein

klang gebracht werden. Der Präsident des Europäischen P arla m e n t s  h abe ein 

Expose über die W ichtigkeit d er Transfo r m ation Euro pas vor gele gt . Die D iskussion 

h abe sich auf die Realisierung eines hom ogenen, dynamis chen E ur opäischen W irt

schaft srau ms konzent rier t .  Eine U bereinkun ft über eine intensivere und besser 

s trukturierte Par tners chaft z w ischen der Gem einschaft und den EFT A-Ländern 

sol l t e  angest rebt werden. D i e  Zusam men arbeit sol l t e  auf d er m öglichs t  weit

gehenden Verwirklichung der Bew egungsfreiheit für Güter,  D i ens t leis tungen, 

Kapi tel und Personen basi eren, aber auch auf eine flanki erende Politik in den 

Bereichen Forschung und E nt w i cklung, U m w elt schut z ,  Konsu m ent enschut z ,  Ausbil

dung, Pr ogram me für kl eine und m it tlere U n t ernehmen, Tour is m us ,  s o z i alpolit ische 

und h andelspoli tische Asp e k t e  ausgedehnt w erden. Von E G -Se i t e  wurden die recht

lichen und ins t itutionellen Aspekte einer Zusam menarbeit als s e hr h e i k el bet rach

t e t .  Die E F T  A-Parlam entarier bet onten die W i chtigkei t e in es ge m e insa m e n  Mecha

nismus für die europäische Entscheidungsfindung. For men einer besseren Koopera

tion parlamentarischer K om m unikation sollten gefunden werden. E s  sei  eine lange 

D iskussion über die let z t e n  E n t w i c kl ungen in Ost- und Mit t eleuropa, die posi tiv 

beur t e il t  w erden, ge führ t w orden. D i e  Ent wi c klungen in Os teur opa m a chen einen 

Int egrat ionsprozeß in W es t europa noch dr ingender. Abschließend wurde die vol l e  

ünters t ü t zung für d i e  W e i t er führung der Verhandlungen i m  J ahre 1 9 90 z w is chen 

der EFTA und der EG betont , bei denen eine strukturier tere P ar tn ersch aft in einem 

hom o genen, dynam ischen, d e m o kratischen, Europäischen W ir t sch af t sraum e r z ielt 

w er den soll,  parallel zur R e alisi erung des Binn enm arktes. 
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Abgeordneter zum Nat ionalrat 
Dr. Peter JANKOWITSCH 

Obmann der Österre ichischen Kontaktgruppe 
zum Europäischen Parlament 

B e r i c h t  

der Österreichischen Kontaktgruppe für die Beziehungen 

zum Europäischen Parlament 1987 - 1989 

Anläßlich des Besuches der Präsidentin des Europä ischen Parlaments S i mone 

Veil vom 8. b is 10. Oktober 1980 in Wien wurde die Gründung einer Kontaktgruppe 

zum Europäischen Parlament angeregt. Der Zweck einer solchen Kontaktgruppe 

sollte in der Vertiefung der Bez iehungen zum Europäischen Parlament und ihren 

Abgeordneten l iegen, um auch auf dieser Ebene ein Verständn is bzw. eine Unter

stützung für österre ichische A nl iegen im Verhältnis zur Europäischen Gemeinschaft 

zu erlangen. 

Entsprechend dieser Anregung wurde auch bei der Aussprache mit der Präsi

dentin des Europä ischen Parlaments Simone Veil im Parlament folgende österre i

ch ische Erklärung abgegeben: "Das österreichische Parlament begrüßt die Bestre

bungen des Europäischen Parlaments zum Ausbau der Bez iehungen auch zu  Volks

vertretungen der Nicht-Mitgliedsländer und insbesondere der EFT A-Staaten. Die 

drei  Fraktionen des österre ich ischen Parlaments werden daher - entsprechend der 

vom Europäischen Parlament ausgesprochenen Einladung - ebenfalls eine Delega

tion als Kontaktgruppe bi lden , d ie den interparlamentarischen Dialog sowie die 

gegense it ige Information zwischen dem österreich ischen und dem Europäischen 

Parlament fördern und e inen gegensei tigen Besuchaustausch pflegen wird. Ebenso 

wie die Interlarlamentarische Delegation des Europäischen Parlaments wird auch 

die Delegation im österreich ischen Parlament die Arbeit unter der Autorität des 

Präsidiums durchführen". 

Der in der Folge gebildeten Kontaktgruppe zum Europäischen Parlament 

gehörten die Abgeordneten DDr. Hans Hesele (Obmann - SP), Dipl .-Vw. Dr. Ludwig 

Steiner (Obmann-Stellverteter - VP),  Dr. Friedhelm Frischenschlager ( Obmann

Stellvertreter - FP) sowie als Mitglieder die Bundesrätin Dr. Erika Danzinger (VP), 

Abgeordneter Eduard Kittl (SP), DDr. Friedrich König (VP), Fritz Marsch (SP), 

Josef Pfe i fer ( SP), Dipl. -Ing. Josef R iegler (VP), Alfred Teschl (SP), Ingrid T ichy

Schreder (VP) und Bundesrat Johann W indsteig ( SP) an.  
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Seitens des Europäischen Parlaments wurden in die für die Bez iehung zu 

Österreich zuständige Kontaktgruppe als Mitglieder Dr. Alfons Goppel (Obmann -

PPE), Manl io Cecovini (LIB), Joachim Dalsass (PPE), Lady Elles (KONS), Volkmar 

Gabert (SOZ, VP), Paul Schnitker (PPE), Francis Wurtz (KOM), Antonio Buttafuoco 

(NI), W illy Vernimmen (SOZ) und K arl-Hei nrich Mihr (SOZ) entsandt. 

Das erste Zusammentreffen der bei den Delegationen fand in der Zeit  vom 

10. b is 13 .  Jänner 1983 am S i tz des Europäischen Parlaments in Straßburg statt. 

Folgetreffen wurden vom 20.bis  22.  Feber 1 984 in W ien, vom 13 .  bis 15. Mai 1 986 in 

Straßburg und vom 4. bis 6. November 1987 in W ien abgehalten. 

A m  Treffen in W ien vom 4. bis 6. November 1987 fanden neben den 

Beratungen zwischen den K ontaktgruppen im Konferenzzentrum "Großer Redouten

saal" in der Hofburg Gespräche mit Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky, V izekanz

ler Dr. Alois Mock, Bundesmin ister für wirtschaftliche Angelegenhe i ten Robert 

Graf und dem Bundesminister für öffentl iche W irtschaft und Verkehr D ipl. -Ing. Dr. 

Rudolf Streicher statt. D ie Delegationen kamen übere in, auf d i e  T agesordnung d ie  

Beziehungen zwischen Österreich und  den Europäischen Gemeinschaften mit  den 

Schwerpunkten der Teilnahme Österreichs am europäischen B innenmarkt, der 

Erläuterung des österreichischen Integrationskonzeptes, das Follow-up Luxemburg, 

Fragen des E G-Transi tverkehrs durch Österre ich, der Landwirtschaft, der F or

schung und Entwicklung sowie internationale Fragen von gemeinsamem Interesse zu 

stellen. 

Abkürzungen : 

Sozi al istische Frakt ion 

Fraktion der Europäischen Volkspartei 
(Christl ich-demokrat ische Frakt ion) 

L iberale und Demokrat ische Fraktion 

Fraktion der Europäischen Demokraten 

Frakt ion der Grünen im Europä ischen Parlament 

Fraktion der Vereinigten Europäischen L inke 

Fraktion der Sammlungsbewegung der 
Europäischen Demokraten 

Technische Fraktion der Europäischen Rechten 

Koal i t ion der L inken 

Regenbogenfraktion 

Fraktionslose 

SOZ 

EVP-CD 

LIB 

E D  

Grüne 

VELN 

SdED 

TFER 

KdL 

REG 

FL 
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In eine detail ierte Aufze ichnung über die Arbeitssitzung zwischen den Parla

mentariern des Europä ischen und des Österre ichischen Parlaments kann in der 

Parlamentsdirektion unter Zl. 375/44-NR/87 E insicht genommen werden. 

Den Abschluß des Treffens im Jahre 1 987 b i ldete ein Informationsgespräch 

mit dem Landeshauptmann der Steiermark Dr. Josef Krainer in Graz, welches die 

Probleme des Transitverkehrs und seine Konsequenzen im Zusammenhang mit dem 

Ausbau der Phyrn-Autobahn erläuterte. 

Mit dem Aussche iden des Obmannes DDr. Hans Hesele aus dem Nationalrat 

übernah m Abgeordneter zum Nationalrat Peter Schieder ab Dezember 1987  bis 

März 1989 die Lei  tung der Kontaktgruppe; diese ging anschließend auf Abgeordne

ten zum Nationalrat Dr. Peter Jankowitsch über. Derzeit gehören der Öster

re ichischen Kontaktgruppe die Abgeordneten Dr. Peter Jankowi tsch (SP) al s 

Obmann, Dipl. -Vw. Dr. Ludwig Steiner (VP) und Dr. Friedhel m Frischenschlager 

(FP) als Obmann-Stellvertreter, sowie wei ters Dr. Heinz Fischer (SP), Peter 

S chieder (SP), Alois  Roppert (SP), Dr. Kurt Heindl (SP), Helmuth Stocker (SP), 

Dkfm. DDr. Friedrich König (VP), Dr. Andreas Khol (VP), Dr. S ixtus L anner (VP), 

Ingrid Tichy-Schreder (VP) und Fritz Probst (FP) an. 

Am 19.  Oktober 1 988 traf die Delegation der Schweizer Bundesversammlung 

für die Bez iehung zum Europäischen Parlament mit den Mitgliedern der Österrei

chischen Kontaktgruppe zum Europä ischen Parlament zu e inem Meinungsaustausch 

in Wien zusammen. Die Schweizer Delegation umfaßte die Nationalräte Dr. Peter 

Sager, Dr. Fel ix Auer, Daniel Brelaz, Dr. Martin Bundi,  Dr. h .c .  Jean-Jacques 

Cevey und Urs Nussbaumer sowie die Ständeräte Dr. Max A ffolter, Dr. Luregn 

Mathias Cavelty, Dr. Andre Gautier und Carl Mivil le.Auf diesem ersten Treffen 

wurden Fragen der E G-Poli tik zwischen der Schweiz und Österre ich sowie Ver

kehrs fragen erörtert. 

Ein Folgetreffen fand am 30. März 1989 in Bern statt. An diesem nahmen von 

österre ichischer Seite die Abgordneten Helmut Stocker (SP), Robert Strobl (SP), 

Helmuth Wolf  (SP), Dr. Gottfried Feurstein (VP), Dr. S ixtus Lanner (VP), Friedrich 

Probst (FP) und Bundesrat Dr. Martin Stri mitzer (VP) sowie von Schweizer Se ite 

Nationalrat Dr. Peter Sager, Dr. Felix Auer, Daniel Brelaz,  Dr. M artin Bundi und 

Urs Nussbaumer, weiters die Ständeräte Dr. Max A ffol ter, Dr. Luregn Mathias 

Cavel ty und Carl Miv i l le teil .  D ie Tagesordnung umfaßte neuerlich die E G-Pol it ik  

der Schweiz und Österreichs und ihre Entwicklungen seit  der ersten Begegnung 

sowie Verkehrsfragen und die wei teren Entwicklungen in  beiden Ländern. Zum 
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Abschluß fand e ine Besichtigungsfahrt mit  der BLS-Lötschbergbahn statt, wobei e in  

Überblick über d ie  Arbeiten der Schweiz zur  Verringerung des  Transi taufkommens 

zwischen Bern und Brigg studiert werden konnten. Das Protokoll über die Beratun

gen l iegt unter Zl. 709/15-NR/88 in der Parlamentsdirekt ion zur E insicht auf. 

Das b islang letzte Treffen zwischen Schweizer und Österreichischen Parla

mentariern fand am 20. und 21 .  November 1989 in Innsbruck statt. An diesem 

nahmen die Abgeordneten Anton Brennsteiner (SP), Helmut Wolf (SP), Robert 

Strobl (SP), Dr. S ixtus Lanner (VP), Dr. Gottfried Feurste in (VP), BR Dr. Martin 

Str imitzer (VP), Dr. S iegfried Di llersberger (FP) bzw. Hans Helmut Moser (FP) und 

Abgeordneter Andreas Wabl (Grüne) te i l. Die Schweizer Delegation umfaßte d ie  

Nationalräte Peter Sager, Fel ix  Auer, Martin Bundi ,  Urs Nußbaumer sowie d ie  

Ständeräte Max A ffolter und Carl M iv i l. 

Auf der Tagesordnung stand neuerl ich die E G-Poli t ik  Österreichs und der 

Schweiz sowie ihre weiteren Entwicklungen sowie weiters d ie  Verkehrsfragen und 

die Entwicklungen in  den beiden Ländern sei t  der letzten Begegnung. Zum Abschluß 

der Beratungen erfolgte e ine Besichtigung des neuen Terminals am Brenner sowie 

d ie  Besichtigung der Lärmschutzeinrichtungen entlang der Brenner Autobahn. In 

das Protokoll der Arbeitssitzung kann in  der Parlamentsdirektion unter Zl.  1 37/21-

. NR/89 Einsicht genommen werden. 

Nach den Direktwahlen zum Europäischen Parlament im Frühjahr 1 989 hat 

s ich das Europäische Parlament neu konstituiert. Zum neuen Parlamentspräsidenten 

wurde Enrique Baron Crespo gewählt. 

Präsi dent Enrique Baron Crespo wurde am 27. März 1944 in Madrid geboren. 

Nach dem juristischen Staatse xamen an der Universität Madrid und dem Examen 

der Akademie für Führungskräfte (ICADE) sowie dem Diplom der Hochschule für 

Wirtschafts-und Betriebswissenschaften in  Paris (ESSEC) war Baron Crespo von 

1 966 b is  1 970 Professor für Agrarwirtschaft am Nationalen Institut für Agrarstu

dien in Valladolid und Professor für W irtschaftsstrukturpol it ik  an der Universität 

von Madrid. Von 1 970 bis  1977 war Baron Crespo als Rechtsanwalt tätig; er trat als 

Verteidiger bei  pol it ischen Prozessen während des Franco-Regimes auf und als 

Verteidiger von Arbei tern vor Arbei tsgerichten. Seine pol it ische Karriere begann 

1977 als Abgeordneter im span ischen Parlament; von 1982 b is 1985 hatte er e in  

Ministeramt inne (Verkehr, Tourismus und Fernmeldewesen); sei t  Januar 1986 ist  er 

Mitglied des Europä ischen Parlaments; im Januar 1987 wurde er zum Vizepräsiden

ten gewählt. Unter seinem Vorsitz erarbei tete der Bund der Sozialdemokratischen 

und Sozial istischen Parteien das Wahlmanifest für die Europawahlen 1 989. Se i t  

Oktober 1987  i st  Baron Crespo zudem Präsident der Europäischen Bewegung. 
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In se iner Antri ttsrede führte der neu gewählte Parlamentspräsident Enr ique 

Baron Crespo aus, daß die Tätigkeit des Europäischen Parlaments auf folgenden 

Grundlagen beruhen soll: 

einer konstanten und tägl ichen Arbei t innerhalb des Rah mens der EA. Es 

gelte, den anderen Institutionen, den Regierungen und den Bürgern zu zeigen, 

daß das EP gewählt  ist, um aktiv an der Durchführung der EA mitzuwirken 

und um die Arbeit der anderen zu vollenden, 

der Vertiefung des Ausbaues der parlamentarischen Demokratie. Dies bedeu

tet vor allem eine Verschärfung der Kontrolle über die Institutionen und die 

Verpfl ichtung zur gemeinsamen Ausübung der Souveränität, um demokrati

sche Strukturen auf allen Ebenen einzuführen, 

der Verstärkung der Zusammenarbei t mit den anderen Insti tutionen; d ie  

loyale Zusammenarbeit  mit der Kommission werde fortgesetzt; Baron Crespo 

ersuchte Fraktionen und Ausschüsse, die Zusammenarbe i t  mit den national en 

Parlamenten zu verbessern. 

In das A mt der 14  Vizepräsidenten des Europäi schen Parlaments wurden 

gewählt: 

- N icole Pery (SOZ/F) 

- Siegbert Alber (EVP-CD/D) 

- Georgios Anastassopoulos « EVP-CD/GR) 

- Hans Peters (SOZ/D) 

- N icole Fontaine (EVP-CD/F) 

- David Martin (SOZ/GB) 

- Georgios Romeos (SOZ/GR) 

- Roberto Formigoni (EVP/CD-I) 

- S ir  Fred Catherwood (ED/GB) 

- Joao Crav inho (SOZ/P) 

- Yves Galland (LIB/F) 

- Ant6nio Capucho (LIB /P) 

- Fernando Perez Royo (Ver.Europ.L inke/E) 

- Wilfr ied Telkämper (Grüne im EP/D) 
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Im Europäischen Parlament sind nunmehr 10  Fraktionen vertreten. 

Diese bestehen aus der Soz ial ist ischen Fraktion mit 180 Mandataren unter der 

Führung von Jean-P ierre Cot (F), der Fraktion der Europäischen Volkspartei 

(Christdemokarten) mit 1 2 1  Mandataren unter der Fraktionsführung von Egon 

Klepsch (0), die L iberale und Demokratische Fraktion mit 49 Mandataren unter der 

Fraktionsführung von Valery Giscard d'Estaing (F), die Fraktion der Europäischen 

Demokraten mit 34 Mandataren unter der Fraktionsführung von Christopher J. 

Prout (GB), die Fraktion der Grünen im Europäischen Parlament mit 30 Mandataren 

unter der Fraktionsführung von Maria A melia Mota Santos (P) und Alexander 

Langer (1), die Fraktion der Vereinigten Europäischen L inken mit 28 Mandataren 

unter der Fraktionsführung von Luigi  Colajanni (1), die Fraktion der Sammlungsbe-

wegung der Europäischen Demokraten mit 20 Mandataren unter der Fraktions-
e 

führung von Christian de la Mal�ne (F), die Technische Fraktion der Europäischen 

Rechten mit 17 Mandataren unter der Fraktionsführung von Jean-Marie Le Pen (F), 

die Fraktion der Koalition der L inken mit 14  Mandataren unter der Fraktions-

führung von Rene-Emile P iquet (F) sowie die Regenbogenfrakt ion mit  1 3  Mandata-

ren unter der Fraktionsführung von Jaak H. Vandemeule-Broucke (B). Weiters 

gehören 1 2  fraktionslose Mandatare dem Europäischen Parlament an. 

Dzt. sind im Europä ischen Parlament insgesamt 18 Ausschüsse eingesetzt. 

Diese sind folgendermaßen zuammengesetzt: 

I. Politischer Ausschuß 
Vorsi tzender: 
Stellv. Vorsi tzende: 

(56 Mitglieder) 
Giovanni Goria (EVP-CD/O 
Peter Crampton (SOl(GB) 
W illem van Uelzen (SOl/NL) 
Jean Defraigne (LIB/B) 

'. 

11. Ausschuß für Landwirtschaft, Fischerei und ländliche Entwicklung 
(47 Mitgl ieder) 
Vors itzender: Juan Col ino Salamanca (SOl/E) 
Stellv. Vorsi tzende: Franco Borgo (EVP-CD/O 

Friedrich W ilhelm Graefe 
zu Baringdorf (Grüne/D) 
Mark K ill ilea (SdED/IRL) 
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III. Haushaltsausschuß (32 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Thomas von der Vring (SOZ/D) 
Stell. Vorsi tzende: Colette Flesch (LIB/L) 

Petrus Cornel issen (EVP-CD/NL) 
Wil l iam Newton Dunn (ED/GB) 

Generalberichterstatter für den Haushalt 1990: 
John Toml inson (SOZ/GB) 

IV. Ausschuß für Wirtschaft, Währung und Industriepolitik (53 Mitglieder) 
Vorsitzender: Bouke Beumer (EVP-CD/NL) 
Stellv. Vorsi tzende: Barry Desmond (SOZ/IRL) 

Gerard Fuchs (SOZ/F) 
Alain Madel in (LIB/F) 

V. Ausschuß für Energie, Forschung und Technologie (33 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Antonio  La Pergola (SOZ/I) 
Stellv. Vorsi tzende: Bernhard Sälzer (EVP-CD/D) 

Paul Lannoye (Grüne/B) 
Gordon Adam (SOZ/GB) 

VI. Ausschuß für Außenwirtschaftsbeziehungen (29 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Willy de Clercq (LIB/B) 
Stellv. Vorsi tzende: Eusebio Cano P into (SOZ/E) 

Konstantinos Stavrou (EVP-CD/GR) 
James Moorhause (ED/GB) 

VII. Auschuß für Recht und Bürgerrechte (34 M itgl ieder) 
Vorsitzender: Franz Ludwig, 

Schenk Graf von Stauffenberg (EVP-CD/D) 
Stellv. Vorsi tzende: Marie-Claude Vayssade (SOZ/F) 

W il l i  Rothley (SOZ/D) 
Francesco Speroni (REG/I) 

VIII. Ausschuß für soziale Angelegenheiten, Beschäftigung und Arbeitsumwelt 
(41 Mitglieder) 
Vorsitzende: Hedy d'Ancona (SOZ/NL) 
Stellv. Vorsitzende: (D iese werden am 3 1 .  August gewählt) 

IX. Ausschuß für Regionalpolitik und Raumordnung (39 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Antoine Waechter (Grüne/F) 
Stellv. Vors itzende: Thomas Maher (LIB/IRL) 

Proinsias de Rossa (KdL/IRL) 
Jean-Marie Alexandre (SOZ/F) 
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X. Ausschuß für Verkehr und Tourismus (29 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Rui A maral (LIB/P) 
Stellv. Vorsi tzende: Günter Topmann (SOZ/O) 

Christoph Beazley (EO/GB) 
Frode Christensen (EVP-CO/OK) 

XI. Ausschuß für Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbraucherschutz 
( 5 1  Mitglieder) 
Vorsi tzender: Kenneth Collins (SOZ/GB) 
Stellv. Vorsi tzende: Ursula Schleicher (EVP-CO/O) 

S ir  James Scott-Hopkins (EO/GB) 
John Iversen (VEL/OK) 

XII. Ausschuß für Jugend, Kultur, Bildung, Medien und Sport ( 3 1  Mitglieder) 
Vorsi tzender: Roberto Barzanti (VEL/I) 
Stellv. Vorsi tzende: Max S imeoni (REG/F) 

Robert Krieps (SOZ/L) 
Mary Banott i  (EVP-CO/IRL) 

XIII. Ausschuß rür Entwicklung und Zusammenarbeit (43 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Henri Saby (SOZ/F) 
Stellv. Vorsi tzende: Rosaria Bindi  (EVP-CO/I) 

Marie-Christine Aulas (Grüne/F) 
Maria Belo (SOZ/P) 

XIV. Ausschuß für Haushaltskontrolle (28 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Peter Price (EO/GB) 
Stellv. Vorsitzende: Terence Wynn (SOZ/GB) 

Miguel Arias Canete (EVP-CO/E) 
Freddy Blak (SOZ/OK) 

XV. Institutioneller Ausschuß (38 Mitglieder) 
Vorsi tzender: Marcel ino Oreja Aguirre (EVP-CO/E) 
Stellv. Vorsi tzende: Oerek Prag (EO/GB) 

Enrico Ferri (SOZ/I) 
Carlos Bru Puron (SOZ/E) 

XVI. Ausschuß für Geschäftsordnung, Wahlprufung und Fargen der Immunität 
(27 Mitgl ieder) 
Vorsi tzender: Marc Galle (SOZ/B) 
Stellv. Vorsitzende: Adrien Zeller (EVP-CO/F) 

Florus W ijsenbeek (LIB/NL) 
Lyndon Harrison (SOZ/GB) 
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XVII. Ausschuß für Rechte der Frau (33  Mi tgl ieder) 
Vorsi tzende: Christi ne Crawley (SOZ/GB) 
Stell.  Vorsi tzende: Carmen Llorca V ilaplana (EVP-CD/E) 

Dagmar Roth-Behrendt (SOZ/D) 
Teresa Dom ingo-Segarra (VEL/E) 

XVIII. PetitionsausschuB (25 Mitgl ieder) 
Vorsitzende:  V iv iane Reding (EVP-CD/U 
Stellv. Vorsi tzende: Dimi trios Pagoropoulos (SOZ/GR) 

Ingo Fr iedrich (EVP-CD/D) 
Gerard Monnier-Be sombes (Grüne/F) 

Das Europäische Parlament hat 26 Delegationen für die Bez iehungen zu 

anderen Staaten eingerichtet. Die Anzahl der Delegationen und ihrer M i tgl ieder 

wurde wie fol gt festgelegt: 

A. EUROPA 

- Nordeuropa 

- Norwegen 

- Schweiz 

- Österreich 

- Jugoslawien 

- Länder Osteuropas, aufgeteilt  in zwei Gruppen 

- Union der Sozial ist ischen Sowjetrepubl iken 

- Malta 

- Z ypern 

- Türke i 

- Polen 

- Ungarn 

B. NORDAFRIKA, NAHER OSTEN und MITTLERER OSTEN 

1 0  

10  

8 

10  

1 0  

1 9  

2 2  

8 

10  

1 8  

1 1  

1 1  

- Maghreb-Länder (Algerien, Marokko, Tunesien) 1 2  

- Maschrik-Länder (Ägypten, Jordan ien, L ibanon, Syrien) 1 1  

- Israel 1 3  

- Golfstaaten 10  
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C. AMERIKA 

- Vere inigte Staaten 

- Kanada 

- Lateinamerika (Late inamerikanisches Parlament, 
Anden-Parlament), aufgetei lt  in zwei Fachgruppen: 

a) für die Länder Zentralamer ikas 

b) für die Länder Südamerikas 

D. ASIEN UND AUSTRALIEN 

- Südasiatische Länder 

26 

1 3  

25 

25 

14 

- Mitgliedsländer der ASEAN, der Interparlamentarischen 
Organisation der ASEAN (AIPO) und der Republik Korea 20 

- Volksrepubl ik  China 

- Japan 

- Austral ien und Neuseeland 

E. INTERNAnONALE ORGANISA nONEN 

- UNO 

1 8  

1 8  

14 

9 

Vom 15 .  bis  17 .  Jänner 1 990 fand das V. Interparlamentarische Treffen der 

österreich ischen Kontaktgruppe zum Europäischen Parlament mit  der Österreich

Delegation des Europä ischen Parlaments in Straßburg statt. An diesem nahmen von 

österreichischer Se i te unter der Lei tung \fon Dr. Peter Jankowitsch (SP) d i e  

Abgeordneten DDr. Friedrich König (VP), Dr. Friedhelm Frischenschlager (FP), 

Peter Schieder (SP), Alois Roppert (SP), Dr. Gerfried Gaigg (VP), D ipl-Ing. Franz 

Fl icker (VP) und Othmar Karas (VP) te il. 

Die Delegation des Europäischen Parlaments für die Beziehungen mit Öster

reich umfaßt dzt. K arl-Heinrich Mihr als Vorsitzenden, Fritz P irkl als 1. Stellver

treter sowie Yvon Briant an 2. Vors i tzenden sowie d ie  M itgl ieder des Europäischen 

Parlaments Karl Maria Puron aus Spanien, Peter Duncan Crampton aus den 

Vereinigten Königreich,  Manuel Garci a  A migo aus Spanien, Karl Partsch aus der 

BRD, Manuel Porto aus Portugal, Frau Ulla Sandbaek aus Dänemark sowie Madron 

R ichard Seligman aus dem Vereinigten Königreich. 
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Auf der Tagesordnung dieses Treffens standen Fragen der bi lateralen Be

z iehungen EG - dsterre ich und dami t der österreichische B e i t r i t ts a n t rag z u r  

Europäischen Gemei nschaft unter E inbeziehung der Neutral i tä tsfrage, der  Stand 

der innenpol i t ischen D iskussion und die Auswirkungen auf die Bez iehungen dster

reichs zu seinen EFT A-Partnern. In diesem Rahmen wurden auch spez if ische 

Fragen in den Beziehungen EG - dsterre ichs, insbesondere hinsichtl ich der Handels

bez iehungen, dem Verkehr, dem Umweltschutz,  der Forschung und Technologie und 

der Landwirtschaft erörtert. Wei ters standen i nternationale Fragen von gemein

samem Interesse zur D iskussion. H iebei wurden die zukünftigen Beziehungen der 

EG zur EFT A ("Europäischer Wirtschaftsraum") und die  pali t ischen Entwicklungen 

in Osteuropa diskutiert. 

Die Aufnahme der österre ich ischen Delegation erfolgte überaus freundschaft

lich, wobei sei tens der Mitglieder des Europäischen Parlaments immer wieder auf 

die von dsterreich gestellte Beitr i t tserklärung Bezug genommen wurden. Neben 

den Gesprächen mit den Mitgliedern des Europäischen Parlaments kam es auch zu 

Aussprachen mit den E G-Kommissaren Bangemann, van Miert und Andriesen. 

Als Ergebnis der Gespräche z wischen den Kontaktgruppen wird e in  Beschluß 

der beiden Delegationen angeführt, die Bi ldung eines gemischten Ausschusses 

zwischen dem Europäischen Parlament und dem dsterre ich ischen Parlament in den 

jeweil igen Parlamenten anzuregen. In der Folge sollen dam i t  die Bez iehungen 

zwischen den beiden Parlamenten durch die Bi ldung e ines paritätisch besetzten 

Ausschusses intensiv iert werden. 

Gemischte Ausschüsse setzen sich aus zwei gleichgroßen Delegat ionen der 

Parlamente der jeweil igen Vertragsparte ien zusammen und hal ten in der Regel 

zweimal jährlich Tagungen nach e iner e igenen Geschä ftsordnung ab. Unter gewis

sen Voraussetzungen können sie auch Empfehlungen an die entsendenden Parlamen

te richten. 

Da jedoch auch die Arbei tssi tzungen zwischen den Kontaktgruppen einer 

festen Tagesordnung folgen und vor allem konkrete Sachprobleme der b ilateralen 

Beziehung erörtern und den entsendenden Parlamenten im Interesse e iner wei teren 

Behandlung anschl ießend Bericht erstatten, werden in der Sache selbst nur wenige 

Unterschiede zu den S i tzungen der "Gemischten parlamentarischen Ausschüsse" 

sichtbar, da sich schl ießlich auch nur Delegationen zweier Parlamente zur gemein

samen Beratung zusam menfinden. S icherl ich b ieten d ie  "Gemischten parlamentari

schen Ausschüsse" e inen straffen Rahmen für die i nterparlamentarische Zusam-
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menarbeit, wirken durch die  Möglichke it, Empfehlungen zu beschl ießen, dynami

scher und  sich auch stärker in die vertraglichen Bez iehungen der Vertragspartner 

e ingebunden. 

Neben den Tätigke iten der österre ich ischen Kontaktgruppe fanden auch 

E inzelre isen von Mandataren zu Veranstaltungen des Europäischen Parlaments bzw. 

deren Fraktionen statt. Im Rahmen dieser wird e ine Vertiefung der Kontakte 

zwischen den e inzelnen Frakti onen herbeigeführt. Dadurch findet ein laufender 

Informationsaustausch zwischen österre ichischen Mandataren und den M i tgl iedern 

zum Europä ischen Parlament statt, der e inerseits die Arbeit der Kontaktgruppe 

pos it iv  beeinflußt, andererse its dem notwendigen Informationsbedürfnis des e inzel

nen Mandatars zugute kommt. 
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